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1. AUSGANGSPUNKT 

1.1. Einleitung 

Diese empirische Studie beleuchtet die Rezeption und Akzeptanz von Arbeitsmarktpolitik sowie von 

sozialstaatlichen Leistungen in Österreich. Dies erfolgt anhand eines zweistufigen Settings, in dem 

zunächst anhand einer Sekundäranalyse von Repräsentativdaten aus dem European Social Survey 

(ESS) ein Überblick über das dahingehende Meinungsspektrum der Erwachsenenbevölkerung geliefert 

wird. Wie bewertet die Bevölkerung in Österreich verschiedene Aspekte des Sozialstaates und wovon 

hängt ab, ob hier eher positive oder demgegenüber auch kritische Ansichten vorgebracht werden? 

Ausgehend von Sozial- und Wohlfahrtsstaat ist es assoziativ nur ein kleiner Schritt zur Bewertung von 

LeistungsbezieherInnen. Wie viel Verständnis und Solidarität bringt man in Österreich z.B. für 

arbeitslose Menschen auf und wie viel Einsatz wird andererseits von den Betroffenen gefordert, um 

möglichst rasch wieder einen Job zu finden?  

Aufbauend auf den repräsentativen Bevölkerungsdaten werden im zweiten Teil mit qualitativen 

Erhebungsmethoden bzw. vor allem entlang von Betriebsfallstudien in drei ausgewählten Regionen 

beispielhaft Konstellationen von Arbeitsverhältnissen und Positionierungen zu Arbeitsmarkt- und 

Sozialpolitik analysiert. Was lässt sich aus Interviews mit Beschäftigten zu möglichen Relationen von 

beruflichen Zukunftsperspektiven, Bewertungen des Arbeitsmarktes sowie von arbeitsmarkt- und 

sozialpolitischen Leistungen ableiten, je nachdem, ob die zu Befragenden im nördlichen Waldviertel, 

in der Obersteiermark oder im Raum St. Pölten erwerbstätig sind? Inwiefern hat ferner die 

Zugehörigkeit zu einem Unternehmen oder zu einer bestimmten Berufsgruppe prägende Wirkungen 

z.B. für die Solidarität mit sozial Schwachen oder sonstigen BezieherInnen von Sozialleistungen? 

Zum Aufbau des Berichts: Nach einem kurzen Aufriss zur Arbeitsmarktdynamik in Österreich bzw. zu 

grundsätzlichen Funktionen von Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik werden im zweiten Kapitel zentrale 

Repräsentativbefunde der ESS-2016-Sekundärdatenanalyse zur Akzeptanz des Sozialstaats sowie zu 

weiteren Bewertungen von Sozial- und Arbeitsmarktpolitik wiedergegeben. In den Kapiteln drei bis 

acht werden die materialreichen Analysen von 40 zwischen April und Juli 2018 durchgeführten 

qualitativen Interviews ausgebreitet. Die Aufteilung von empirischen Befunden in den Kapiteln vier 

bis sechs verdankt sich dem Umstand, dass die Interviews in drei – eher ländlich geprägten – 

Regionen durchgeführt und auch vorrangig im jeweiligen Regionskontext ausgewertet wurden; dies 

unter der Annahme, dass die regionale Verortung als eigenständiger Faktor für bestimmte 

Positionierungen anzusehen ist bzw. generell von Unterschieden je nach Nähe oder Distanz zu 

urbanen Räumen auszugehen ist. Kapitel sieben schließt an mit Auswertungen zu weiteren Interviews, 

die mit Personen geführt wurden, die entweder aktuell oder innerhalb der den letzten drei Jahre von 

Arbeitslosigkeit betroffen sind bzw. waren. Wie äußern sich eigentlich Arbeitslose konkret zu 

aktuellen Diskussionen rund um Arbeitsmarktpolitik? In Abschnitt acht werden die Befunde aus den 

qualitativen Interviews zusammengeführt und Kapitel neun liefert eine Zusammenfassung der 

gesamten Ergebnisse dieser Studie. 

An dieser Stelle bedanken wir uns sehr herzlich bei all jenen, die uns für Interviews zur Verfügung ge-

standen sind bzw. sich ausführlich Zeit dafür genommen haben! 

1.2. Wandel des österreichischen Arbeitsmarktes 

Vor der Hintergrundfolie des gegenständlichen Forschungskonzepts, wonach die Wahrnehmung und 

Bewertung von Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik auf Seiten der Bevölkerung auch bzw. insbesondere 

auf Veränderungen in der Erwerbsarbeit zurückzuführen ist, sind in diesem kurzen Problemaufriss 

einige Hinweise zur Dynamik am österreichischen Arbeitsmarkt angebracht. Allerdings und gleich an 

dieser Stelle: Differenzierte Erörterungen zur Vielzahl an Trends, die den Wandel der Arbeitswelt in 

den letzten Jahrzehnten maßgeblich geprägt haben, würden den Rahmen dieser Studie deutlich 

sprengen, z.B. Tertiarisierung, Höherqualifizierung und steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen; 

Internationalisierung und Globalisierung von Wertschöpfungsketten; Osteuropaöffnung, EU-Beitritt 
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Österreichs und später auch der osteuropäischen Nachbarstaaten; Finanz- und Wirtschaftskrise 2008; 

Zunahme der internationalen Migration; Digitalisierung und Automatisierung u.a.m. Überblicksstu-

dien zum Wandel der Erwerbsarbeit in Österreich liefern u.a. Hermann / Atzmüller 2009, Eichmann et 

al. 2010 sowie Eichmann / Saupe 2014. 

Fokussiert man lediglich auf Eckdaten zur Arbeitsmarktdynamik, so ist für Österreich – entgegen der 

landläufigen Vorstellung von zu viel Starrheit, die daher durch permanente Reformen aufgebrochen 

werden müsse – von einer hohen Dynamik z.B. bei der Jobfluktuation auszugehen. Aus Daten des 

AMS geht etwa hervor, dass im Jahr 2016 insgesamt 1.828.000 unselbständige Beschäftigungsverhält-

nisse neu eingegangen und 1.777.000 beendet wurden (AMS 2017). In gewisser Hinsicht lässt sich bei 

einem Jahresdurchschnittsbestand von rund 3.587.000 unselbständigen Beschäftigungsverhältnissen 

behaupten, dass im Lauf des Jahres die Hälfte aller Arbeitsplätze neu besetzt wurde. Allerdings 

beinhalten diese Zahlen auch Arbeitsplätze, die mehrmals im Jahr besetzt wurden, z.B. in Saisonbran-

chen, bei Zeitarbeit oder in Dienstverhältnissen, die in der Probezeit gelöst und dann wieder neu 

aufgenommen wurden. Außerdem erwähnenswert im Kontext von Arbeitsmarktpolitik: Im Lauf des 

Jahres 2016 wurden 1.008.000 Zugänge beim AMS in registrierte Arbeitslosigkeit vorgemerkt, ein 

Viertel davon verfügte allerdings über eine Einstellungszusage (z.B. Tourismus, Bau) (AMS 2017, 

ebd.). Die tatsächliche Verbreitung von Arbeitslosigkeit unterscheidet sich folglich in einer 

dynamischen Perspektive signifikant gegenüber der Betrachtung von bloßen Arbeitslosenquoten auf 

Basis von (statischen) Monats- oder Jahresdurchschnittsbeständen.  

Der Anteil von Erwerbspersonen in Österreich mit Perioden in Arbeitslosigkeit (von wenigen Tagen 

bis hin zu Langzeitarbeitslosigkeit) steigt nochmals markant an, wenn der Fokus auf die gesamte 

Erwerbsbiografie gerichtet ist. So liefern z.B. Fritsch et al. (2018, 363) Befunde aus einer Repräsenta-

tivbefragung aus 2016, wonach insgesamt 39% aller Befragten in ihrem Berufsleben zumindest einmal 

von Arbeitslosigkeit betroffen gewesen sind. Bei der Subgruppe mit Arbeitslosigkeitserfahrungen 

wurde weiters danach gefragt, wie lange die Gesamtdauer von Arbeitslosigkeit im bisherigen 

Lebenslauf ausgefallen ist. 83% führten eine Gesamtdauer von weniger als zwei Jahren an, 

wohingegen bei 17% die bislang kumulierte Arbeitslosigkeit länger als zwei Jahre dauerte. Männer 

und Frauen unterscheiden sich in punkto Arbeitslosigkeitserfahrung und Arbeitslosigkeitsdauer kaum, 

in dieser Befragung auch deshalb nicht, weil zusätzlich Erwerbsunterbrechungen in der Berufsbiogra-

fie abseits von Arbeitslosigkeit erfasst wurden, v.a. Karenzzeiten für Kinder. Von diversen 

Erwerbsunterbrechungen berichten 75% aller Frauen und 28% der Männer. Bei zwei Drittel aller 

RespondentInnen dauerte die Erwerbsunterbrechung zwei Jahre oder länger (Fritsch et al. 2018, 363). 

Ebenfalls der Arbeit von Fritsch et al. (2018) entnommen sind instruktive Mikrozensus-Daten zur 

Veränderung des österreichischen Arbeitsmarktes in der Langfristperspektive von 1985 bis 2016. Die 

in der nachfolgenden Tabelle angeführten Befunde insbesondere zur Veränderung der Branchen- und 

Berufsstruktur veranschaulichen, dass der Wandel der Arbeitswelt ein permanent stattfindender 

Prozess ist. 
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Tabelle 1-1: Eckdaten zum österr. Arbeitsmarkt und zum Wandel der Branchen- u. Berufsstruktur 

 1985 1995 2005 2016 

Erwerbsquote 
- Männer 
- Frauen 

 
81,3 
50,7 

 
81,2 
61,6 

 
78,0 
64,9 

 
80,7 
71,7 

Arbeitslosenquote (nach dem Labour Force Konzept) 
- Männer 
- Frauen 

 
3,6 
3,6 

 
3,2 
4,4 

 
5,5 
5,9 

 
6,6 
5,6 

Teilzeitanteil 
- Männer 
- Frauen 

 
1,1 

15,7 

 
3,1 

26,6 

 
6,0 

40,3 

 
10,6 
47,4 

Gesamtbeschäftigung in Tsd. 3.316 3.860 3.712 4.143 

Branchenzugehörigkeit, Anteile Beschäftigte 15-64 J. (in %)     

Land- und Forstwirtschaft 8,8 6,8 4,9 3,9 

Industrie und Bergbau 29,0 22,7 18,7 16,3 

Energie, Wasserversorgung, Verkehrt, Kommunikation 7,6 7,3 7,2 9,3 

Bau 8,8 9,0 8,2 8,4 

Handel 13,5 15,8 15,6 14,4 

Gastgewerbe 4,6 5,5 6,3 6,1 

Wirtschaftsorientierte Dienstleistungen 6,5 9,4 12,6 12,9 

Öffentlicher Dienst 8,2 6,7 6,5 6,7 

Unterricht und Bildung 4,6 5,5 5,9 6,9 

Gesundheits- und Sozialwesen 5,3 7,2 9,3 10,4 

Sonstige Dienstleistungen 2,9 4,3 4,8 4,8 

Berufsgruppenzugehörigkeit, Anteile Beschäftigte 15-64 J. (in %)     

Führungskräfte und akademische Berufe 
- Ps. mit österr. Staatsbürgerschaft 
- Ps. ohne österr. Staatsbürgerschaft 

 
 

 
16,5 

9,2 

 
17,7 
13,5 

 
22,2 
17,7 

Techniker und verwandte Berufe 
- Ps. mit österr. Staatsbürgerschaft 
- Ps. ohne österr. Staatsbürgerschaft 

  
13,1 

6,0 

 
22,1 
10,2 

 
20,7 
10,9 

Qualifizierte Bürokräfte 
- Ps. mit österr. Staatsbürgerschaft 
- Ps. ohne österr. Staatsbürgerschaft 

  
15,5 

4,3 

 
13,5 

4,6 

 
10,8 

5,3 

Einfache Dienstleistungsberufe und Verkäufer 
- Ps. mit österr. Staatsbürgerschaft 
- Ps. ohne österr. Staatsbürgerschaft 

  
13,7 
10,5 

 
13,1 
13,6 

 
17,5 
22,0 

Fachkräfte Industrie, Handwerk, Bau, Landwirtsch. (ISCO 6-8) 
- Ps. mit österr. Staatsbürgerschaft 
- Ps. ohne österr. Staatsbürgerschaft 

  
32,6 
42,4 

 
24,6 
29,7 

 
22,6 
22,7 

Hilfsarbeitskräfte 
- Ps. mit österr. Staatsbürgerschaft 
- Ps. ohne österr. Staatsbürgerschaft 

  
7,6 

26,8 

 
8,7 

28,4 

 
5,9 

21,4 

Quelle: Fritsch et al. 2018, 342-347, basierend auf Mikrozensus-Berechnungen. 

1.3. Bedeutung und Akzeptanz von Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 

Sozialstaaten verfolgen mehrere Ziele: Zum einen sollen gesicherte Lebensbedingungen für die 

BürgerInnen geschaffen, Lebenschancen verbessert und ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht 

werden. Dazu werden Armut bekämpft, Risiken gemildert und gibt es Unterstützung bei der 

Bewältigung von Krisensituationen. Auf übergeordneter Ebene trägt dies wiederum zum sozialen 

Zusammenhalt und zur Bewältigung des gesellschaftlichen und ökonomischen Wandels bei 

(Sozialministerium 2016). 

Der heutige österreichische Sozialstaat knüpft an die Armenfürsorgepolitik des 19. Jahrhunderts an 

und geht auf die sich im Zuge der Industrialisierung etablierende, gesamtstaatliche Sozialpolitik 

zurück. Den Grundstein für die gegenwärtige, an Erwerbsarbeit gebundene Sozialversicherung legte 

beispielsweise die 1887/88 eingeführte Kranken- und Unfallversicherung. Auch nach dem Zweiten 
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Weltkrieg wurden die grundlegenden Gestaltungsprinzipien aus dem späten 19. Jahrhundert 

beibehalten, und zwischen den 1950er und 1980er Jahren expandierte der österreichische Sozialstaat 

im Kontext von hohem Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung beträchtlich (Tálos 2006). 

Danach hat sich diese Entwicklung eingebremst, wobei Emmerich Tálos (2006, 7f.) das stagnierende 

Wirtschaftswachstum, die steigende Arbeitslosigkeit, die zunehmenden internationalen Verflechtun-

gen der Wirtschaft, die sich verengenden politischen Handlungsspielräume im Zuge der europäischen 

Integration und sich verändernde politische Prioritäten als zentrale Gründe hierfür nennt. Der Um- und 

Rückbau des Sozialstaates umfasste auch nicht alle Bereiche gleichermaßen: So standen Einsparungen 

bei Sozial- und Arbeitslosenversicherung Erweiterungen von familienbezogenen Leistungen 

gegenüber. 

Im internationalen Vergleich und entsprechend der Kategorisierung von Gosta Esping-Anderson 

(1990) zählt der österreichische Sozialstaat zu den konservativen Wohlfahrtsstaaten: Er bindet zentrale 

sozialstaatliche Leistungen an Erwerbstätigkeit sowie an Berufsgruppen und kombiniert dies mit 

Familien- und Fürsorgeleistungen. Zahlreiche seiner sozialdemokratischen – also umfassenderen und 

bedingungsloseren – Elemente, die den österreichischen Sozialstaat der 1970er Jahre noch 

mitkennzeichneten, wurden inzwischen durch liberale Komponenten, welche individuelle 

Verantwortung, Leistung und Treffsicherheit betonen, ersetzt (Preglau 2002, Esping-Andersen 1990). 

Die aktuelle österreichische Sozialpolitik gründet auf vier Säulen: Soziale Sicherung, Regelung von 

Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen, Steuerung des Arbeitsmarktes durch aktive Beschäfti-

gungspolitik und familienrelevante Leistungen (Tálos 2006). Die soziale Sicherung wird einerseits 

durch das Sozialversicherungssystem getragen: Hier hängen die Leistungen von der Dauer und Höhe 

der Beitragszahlungen sowie von der Zugehörigkeit zu einer Berufsgruppe ab. Das dabei zur 

Anwendung kommende Äquivalenzprinzip soll Statuserhalt ermöglichen. Andererseits umfasst soziale 

Sicherung Sozialhilfe in Form der bedarfsorientierten Mindestsicherung. Diese bedarfsgeprüfte und 

nachrangige staatliche Hilfe (Subsidiaritätsprinzip) soll ein Mindestmaß an menschenwürdigem Leben 

ermöglichen, liegt jedoch deutlich unter der Grenze für Armutsgefährdung (Leibetseder 2014, Tálos 

2006, Arts & Gelissen 2002). 

 

Box 1: Arbeitsmarktpolitik in Österreich1 

Die Arbeitsmarktpolitik umfasst alle Maßnahmen öffentlicher Einrichtungen – wie Bund, Arbeitsmarktservice 

und zum Teil auch der Länder – zur Steuerung des Arbeitsmarktes. Ein geregelter Arbeitsmarkt hat positive 

Auswirkungen auf das Sozialsystem und sichert einen fairen wirtschaftlichen Wettbewerb.  

(1) Aufgaben der Arbeitsmarktpolitik 

Laut Arbeitsmarktservicegesetz (AMSG) hat die Arbeitsmarktpolitik folgende Aufgaben:  

• Arbeitslosigkeit verhüten und beseitigen, 

• Arbeitskräfteangebot und -nachfrage unter Wahrung sozialer und ökonomischer Grundsätze möglichst 

vollständig, wirtschaftlich sinnvoll und nachhaltig zusammenführen. 

(2) Ziele der Arbeitsmarktpolitik 

• Vollbeschäftigung erreichen und aufrecht erhalten 

• Ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen länger im Erwerbsleben halten 

• Aktive Maßnahmen zur Qualifizierung und Chancengleichheit setzen  

• Transparenz des Arbeitsmarktes erhöhen 

• Human Resources entwickeln 

• Arbeitslose aktivieren  

• Langzeitarbeitslosigkeit bekämpfen 

Konkretisiert werden diese allgemeinen Zielsetzungen durch die arbeitsmarktpolitischen Zielvorgaben des 

Sozialministeriums, die vom Arbeitsmarktservice umgesetzt werden. Das Arbeitsmarktservice hat die 

Aufgabe, Arbeitskräfte zu beraten und zu vermitteln sowie offene Stellen zu besetzen. Während der 

                                                      
1  https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsmarkt/Arbeitsmarktpolitik/ (10.10.2018) 
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Arbeitslosigkeit können Menschen zur Absicherung ihres Lebensunterhalts Arbeitslosengeld beantragen, bei 

langer Arbeitslosigkeit Notstandshilfe. 

(3) Passive, aktive und aktivierende Arbeitsmarktpolitik 

Passive Arbeitsmarktpolitik 

Unter passiver Arbeitsmarktpolitik wird die Gesamtheit jener Maßnahmen und Leistungen verstanden, die auf 

die Absicherung des Lebensunterhalts während der Arbeitslosigkeit abzielen. Im Einzelnen können dies sein:  

• Lohnersatzleistungen wie Arbeitslosengeld und Notstandshilfe – diese werden im Falle der Arbeitslosigkeit 

aus den Mitteln der Arbeitslosenversicherung bezahlt.  

• Bedarfsorientierte Mindestsicherung – dabei handelt es sich um eine Leistung der Länder.  

• Insolvenzentgelt – eine Lohnersatzleistung, falls der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin insolvent ist. 

• Pensionsvorschuss – Gelder, die vor Antritt der Alterspension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit oder 

Erwerbsunfähigkeit gezahlt werden. 

Auf all diese Leistungen besteht Rechtsanspruch. 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 

Unter aktiver Arbeitsmarktpolitik werden jene Maßnahmen zusammengefasst, die ein besseres Funktionieren 

des Arbeitsmarktes unterstützen. Sie werden zwischen dem Arbeitsmarktservice und den Betroffenen 

vertraglich vereinbart. Aktive Maßnahmen können im Einzelfall auch vorausschauend gesetzt werden, bevor 

die Arbeitslosigkeit eintritt. Wichtigste Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik sind: 

• Erhöhung der Transparenz des Marktes durch Verarbeitung verschiedener Informationen mithilfe 

modernster Informationstechnologie: Jobmatching, Berufsinformationen und Beratung,  

• Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung, um die Qualifikationen der Arbeitskräfte an die 

Erfordernisse des Marktes anzupassen, 

• Förderung der Mobilität der Arbeitskräfte, z.B. durch Hilfe bei der Suche nach einer geeigneten 

Kinderbetreuung, 

• Unterstützung bei der Bewältigung persönlicher Probleme, die das berufliche Fortkommen beeinträchtigen 

(z.B. Sucht, Schulden, Wohnungslosigkeit, körperliche oder geistige Behinderungen  etc.), 

• Befristet subventionierte Beschäftigung in kommerziellen Betrieben oder in Sozialen Unternehmen zur 

Erleichterung des Einstiegs ins Arbeitsleben. 

Zielgruppen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik soll vor allem Personen unterstützen, bei denen die Vermittlung durch 

verschiedene Hemmnisse erschwert wird. Beispiele für eine erschwerte Vermittlung sind:  

• Längere Abwesenheit vom Arbeitsmarkt (bspw. aufgrund erfolgloser Arbeitsuche oder während der 

Kindererziehung), 

• Mangelnde Sprachkenntnisse, 

• Fehlende oder veraltete Qualifikationen, 

• Höheres Alter, 

• Gesundheitliche Einschränkungen oder Behinderungen, 

• Sucht (Alkohol, Medikamente, illegale Drogen).  

Aktivierende Maßnahmen 

Aktivierende Maßnahmen sind eine Besonderheit der österreichischen Arbeitsmarktpolitik. Sie wären der 

aktiven Arbeitsmarktpolitik zuzurechnen, sind aber durch Mittel finanziert, die für die passive Arbeitsmarktpo-

litik vorgesehen sind. Zu den aktivierenden Maßnahmen zählen beispielsweise: 

• Das Altersteilzeitgeld: eine Leistung aus der Arbeitslosenversicherung, die max. fünf Jahre an den 

Dienstgeber/die Dienstgeberin bezahlt wird, damit ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ihre 

Arbeitszeit reduzieren können. Ab Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen für die Korridorpension 

(frühestens ab Vollendung des 62. Lebensjahres möglich) gibt es seit 1.1.2016 auch die Teilpension als 

Sonderform des Altersteilzeitgeldes. 

• Verschiedene Leistungen zur Existenzsicherung während der Aus- und Weiterbildung: Schulungsarbeitslo-

sengeld und -notstandsbeihilfe, Arbeitslosengeld bei Rehabilitationsmaßnahmen, Stiftungsarbeitslosengeld 

und Weiterbildungsgeld. 
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(4) Gesetzliche Grundlagen der Arbeitsmarktpolitik 

Das Arbeitsmarktservicegesetz (AMSG) regelt die Aufgaben und die Organisation des Arbeitsmarktservice 

(AMS). Es bildet auch die gesetzliche Grundlage für Förderungen, die das AMS gewährt.  

Das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG) regelt die Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik. Diese 

erfolgt zum größten Teil durch die Einhebung eines Arbeitslosenversicherungsbeitrages von den Personen, die 

gemäß dem Arbeitslosenversicherungsgesetz der Versicherungspflicht unterliegen.  

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz (AlVG) regelt die Arbeitslosenversicherungspflicht und die Voraus-

setzungen für den Bezug von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe. Diese Leistungen dienen der Existenzsiche-

rung während der Arbeitslosigkeit. Entsprechende Anträge werden an das Arbeitsmarkt service gestellt.  

Weitere für den Arbeitsmarkt relevante Gesetze sind das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, das Arbeits -

marktförderungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädi-

gungsgesetz, das Dienstleistungsscheckgesetz, das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, das Integrationsjahrge-

setz, das Ausbildungspflichtgesetz, das Sonderunterstützungsgesetz, das Überbrückungshilfengesetz sowie die 

Arbeitsmarktsprengelverordnung und die Notstandshilfeverordnung. 

Arbeitsmarktpolitik wiederum zielt darauf ab, Arbeitslosigkeit zu verhindern bzw. zu beseitigen und 

das Angebot von bzw. die Nachfrage nach Arbeitskräften zusammenzuführen (Sozialministerium 

2017). Neben der passiven Arbeitsmarktpolitik – der sozialen Sicherung während Arbeitslosigkeit 

bzw. Arbeitssuche – nimmt in diesem Zusammenhang die aktive Arbeitsmarktpolitik einen zentralen 

Stellenwert ein. Auch sie hat sich im Zuge der Umstrukturierungen der sozialen Sicherungssysteme, 

der fortgesetzten Arbeitsmarktprobleme und aufgrund geänderter Prioritäten auf Seiten der politischen 

AkteurInnen verändert und in Richtung Workfare entwickelt. In der – durchaus umstrittenen – 

Interpretation von Arbeitsmarktpolitik als Workfare sollen arbeitslose Menschen aktiviert werden, um 

ihre Beschäftigungsfähigkeit auch unter sich schnell verändernden wirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen sicherzustellen und so zur Flexibilität der Arbeitsmärkte beitragen (Atzmüller 2009, 24). Um dies 

zu erreichen, wird der Bezug von Leistungen an Gegenleistungen geknüpft, wobei dahinter auch eine 

veränderte Sicht auf Arbeitslosigkeit steht: Diese wird nun weniger als Folge von Arbeitsmarktprob-

lemen betrachtet, sondern vielmehr in der Eigenverantwortung des arbeitslosen Menschen gesehen 

und mit individuellen Defiziten wie mangelnder Qualifikation, fehlendem Wissen oder unzureichender 

Arbeitsmoral verbunden (u.a. Patrick 2017, Wright 2016). Gegenüber der Kritik an Workfare 

verweisen Befürworter von aktiver Arbeitsmarktpolitik auf soziale Inklusion und Empowerment als 

Ergebnis der Maßnahmen bzw. der unterschiedlichen Kombinationen aus Fordern und Fördern, 

Kontrollen und Sanktionen (u.a. European Commission 2010, Rosanvallon 2000, Mead 1986). 

KritikerInnen wiederum betonen, dass Workfare bestehende Exklusion verfestige und neue 

Exklusionen schaffe. Dem zugrunde liegt die Differenzierung zwischen Insidern, die sich wie 

gewünscht verhalten und Outsidern, die einer Intervention bedürfen bzw. letztendlich zwischen 

Menschen, die Sozialleistungen verdienen und solchen, die dies nicht tun (u.a. Patrick 2017, Harrison 

& Sanders 2014). Die Bindung sozialer Rechte an Bedingungen im Rahmen von Workfare wird 

darüber hinaus als eine Unterminierung des Gleichheitsstatus aller BürgerInnen diskutiert. Besonders 

hervor sticht in diesem Zusammenhang das unterschiedliche Ausmaß an Kontrollen und Sanktionen, 

dem arme im Vergleich zu reichen Menschen ausgesetzt sind (u.a. Dwyer 2010, Wacquant 2009, 

Handler 2002).  

Mit diesen kurzen Ausführungen wird darauf verwiesen, dass Sozial- und Arbeitsmarktpolitik nicht 

nur Armut bekämpft, Risiken mildert und in Krisensituation unterstützt. Sozialpolitik stellt soziale 

Beziehungen immer auch zugleich her, interpretiert sie und gestaltet damit die Gesellschaft (Lessenich 

2012). Auf eben dieser gesellschaftlichen Ebene ist der Sozialstaat wiederum ein Ausdruck von 

Solidarität (Preglau 2002). Solidarität umfasst jene Beziehungen zwischen Individuen und Gruppen, 

die dem kollektiven Interesse dienen (Oorschot & Komter 1998, 11) bzw. ist Solidarität die 

Verpflichtung einer Gemeinschaft gegenüber ihren Mitgliedern (Bierhoff & Fetchenhauer 2001, 11). 

Sie hat zwei Voraussetzungen: Zum einen gemeinsame Interessen und damit eine strukturelle 

Verbindung zwischen Individuen und Gruppen; zum anderen eine gemeinsame Identität, also das 

Empfinden von Zugehörigkeit zu bzw. Verantwortung gegenüber einer Gruppe und damit eine 

emotionale Verbindung zwischen Individuen und Gruppen (Oorschot & Komter 1998). Solidarität 

findet zudem im Kontext von Gerechtigkeitsprinzipien statt – Unterschiede in der Solidarität können 

unter anderem auf unterschiedliche Gerechtigkeitsvorstellungen zurückgeführt werden (Arts & 

Gelissen 2001). 
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Das Thema der Gerechtigkeit von Sozialstaaten bzw. der Beurteilung von Gerechtigkeit innerhalb von 

Sozialstaaten ist komplex. Grundsätzlich bedient der Sozialstaat fundamentale menschliche 

Gerechtigkeitsmotive wie sozialen Austausch, sozialen Anschluss, soziale Identität oder die 

Vermeidung von Unsicherheit. Welches Verteilungsprinzip wird dabei jedoch als gerecht empfunden? 

Dies ist zu einem beträchtlichen Teil von der sozialen Beziehung abhängig, in der die Individuen eines 

Kollektivs zueinander stehen: Je enger diese Beziehung ist, desto wahrscheinlicher wird das 

Bedürfnisprinzip als gerecht wahrgenommen (z.B. in Familien). In Peergroups wie in Freundeskreisen 

oder Vereinen gilt – abgeleitet vom gleichen Status, den die Gruppenmitglieder innehaben – allen 

voran das Gleichheitsprinzip als gerecht. Am Markt wiederum, der häufig durch die Interaktion mit 

fremden Menschen bestimmt ist, entspricht eine Verteilung entlang des Leistungs- bzw. Beitragsprin-

zips dem Gerechtigkeitsempfinden der Mehrzahl der Bevölkerung (Lotz 2013). Auch moderne 

Sozialstaaten agieren im Spannungsfeld dieser Gerechtigkeitsprinzipien. So orientiert sich in 

Österreich beispielsweise die Mindestsicherung am Bedürfnisprinzip, das Arbeitslosengeld am 

Leistungsprinzip und die Krankenversicherung ist eine Mischung aus Leistungs- und Gleichheitsprin-

zip. 

Tabelle 1-2: Unterschiedliche Gerechtigkeitsprinzipien 

Bedarfsprinzip - auf gemeinsamer Herkunft beruhende 
(Solidar-)Gemeinschaft; 

Beispiel: Familie 

Anrechtsprinzip – Hierarchien, Beteiligte sind durch 
Über- u. Unterordnung aufeinander bezogen 

Beispiel: Monarchie, Organisation 

Gleichheitsprinzip – nicht-hierarchische soziale 
Austauschbeziehungen, Netzwerke 

Beispiel: Peergroup, Genossenschaft 

Beitragsprinzip – kurzfristige ökonomische 
Austauschbeziehungen 

Beispiel: Markt 

Quelle: Liebig/Sauer 2013, 377. 

Generell bilden Menschen ihre Gerechtigkeitsurteile vor allem intuitiv und greifen dabei auf eine 

Reihe von so genannten Heuristiken zurück. Diese beruhen u.a. auf unseren Erfahrungen und unserer 

Sozialisation, kürzen gewissermaßen unser Denken ab und ermöglichen es, auch bei unvollständiger 

Information und wenig Zeit zu wahrscheinlichen Aussagen und praktikablen Lösungen zu kommen. 

Heuristiken sind also einerseits effizient, andererseits jedoch auch fehleranfällig (Gigerenzer / 

Gaissmaier 2011, Kahneman et al. 1982). Den bislang bestehenden Forschungserkenntnissen folgend, 

kommen bei der Beurteilung von Gerechtigkeit in Bezug auf den Sozialstaat bzw. sozialpolitische 

Maßnahmen besonders häufig zwei Arten von Heuristiken zum Tragen:  

Beim „Fixed Pie Bias“ gehen Menschen davon aus, dass die zu verteilende Summe (z.B. die 

verfügbaren Arbeitsplätze) konstant ist. Im Zentrum ihrer Beurteilung steht daher die gerechte 

Verteilung eines gleich groß bleibenden Kuchens – Verteilung ist somit immer ein Nullsummenspiel: 

bekommt eine Gruppe mehr, muss eine andere Gruppe weniger bekommen. Inwieweit eine gerechtere 

Verteilung beispielsweise auch durch das Anwachsen des Kuchens möglich wird, bleibt dabei 

unberücksichtigt (u.a. Haferkamp et al. 2009). Die „Do No Harm-Heuristik“ basiert wiederum auf 

dem Bedürfnis, anderen Menschen keinen Schaden zufügen zu wollen. Aus diesem Grund ruft das 

Schicksal einzelner Menschen auch stärkere Reaktionen hervor als statistische Daten. Einzelschicksale 

dominieren damit häufig die Analyse einer Situation und die daraus resultierenden Gerechtigkeitsur-

teile. So können einzelne Beispiele von „Sozialschmarotzern“ auch das gesamte System der sozialen 

Sicherung in Frage stellen (Small & Loewenstein 2003, Baron 1995). 

Weiter verkompliziert bzw. erschwert wird gesellschaftsweite Solidarität durch die zunehmende 

Heterogenisierung der Bevölkerung in den letzten Jahrzehnten. Dies ist einerseits auf Migration 

zurückzuführen, andererseits (und oft übersehen) auf Individualisierung, Pluralisierung und 

Aufweichung von Milieubindungen, weshalb heute Erfahrungen von Kollektivität und Solidarität 

(abseits von Aktionen, die kurzfristig In- und Outgroups definieren können, z.B. politische Kampag-

nen oder Sportereignisse) am ehesten noch über themenspezifische Lebensstilgruppen möglich sind. 

Befunde aus der empirischen Gerechtigkeitsforschung legen in dieser Hinsicht den pessimistischen 

Schluss nahe, dass insbesondere bedarfs- und gleichheitsorientierte Gerechtigkeitsprinzipien im 

Kontext von Wohlfahrtsstaatspolitik infolge von individualisierten und marktförmig organisierten 

Sozialbeziehungen (sowie angesichts der ausgeprägten Migration) immer stärker in die Defensive 

geraten, zumindest dann, wenn diese Ansprüche für alle Gesellschaftsgruppen geltend gemacht 



8 

werden: „Versteht man etwa die Gesellschaft als eine auf gemeinsamer Herkunft beruhende 

Solidargemeinschaft, so wird man bei der Zu- und Verteilung gesellschaftlicher Güter das 

Bedarfsprinzip als zentrale Verteilungsregel einfordern; sieht man die Gesellschaft hingegen als eine 

Ansammlung von Individuen an, deren Ziel allein die Realisierung der eigenen Vorteile ist, so wird 

man sich für das Beitragsprinzip als Leitprinzip gesellschaftlicher Verteilungsprozesse aussprechen“ 

(Liebig/Sauer 2013, 376). In Bezug auf Leitprinzipien der Verteilung gesellschaftlicher Güter und 

Lasten konnten in empirischen Untersuchungen deutliche nationale Unterschiede identifiziert werden. 

Beispielsweise konnten Studien in den 1990er Jahren feststellen, dass in Ländern wie den USA eine 

größere Präferenz für das Beitragsprinzip vorherrscht und in Staaten wie Schweden oder Deutschland 

demgegenüber eine höhere Zustimmung zum Gleichheitsprinzip. Der wesentlich „schlankere“ 

Wohlfahrtsstaat in den USA dürfte unter anderem darauf zurückzuführen sein, d.h. auf die 

Verinnerlichung des Marktprinzips sowie den Unwillen infolge der Heterogenität der Bevölkerung, für 

Bedarfs- oder Gleichheitsprinzipien einzutreten (Liebig/Sauer 2013, 377, vgl. dazu z.B. auch 

Gollwitzer et al. 2013, Koopmans 2017). 

Zudem zeigen Wohlfahrtsstaatsforscher wie z.B. Philip Manow (2018), dass gerade in Ländern mit gut 

ausgebauten wohlfahrtsstaatlichen Systemen wie den skandinavischen Ländern oder auch Österreich 

die Bereitschaft, sozialpolitische Errungenschaften auch Neuankömmlingen wie insbesondere 

MigrantInnen zugänglich zu machen, weniger akzeptiert ist als z.B. in südeuropäischen Ländern wie 

Griechenland, Italien oder Spanien mit jeweils bescheideneren wohlfahrtsstaatlichen Leistungen. 

Beispielsweise verfügt Italien im Gegensatz zu Österreich über keine Mindestsicherung oder 

Notstandshilfe und ist das Arbeitslosengeld die einzige Absicherung für Menschen im erwerbsfähigen 

Alter.2 Während Verteilungsprinzipien in starken Wohlfahrtsstaaten intensiv diskutiert werden und 

hier eine Tendenz zur Abschottung nahe liegt, ist das in schwachen Wohlfahrtsstaaten mangels 

Verteilmasse weniger der Fall. 

Die anzunehmende Verschiebung von Gerechtigkeitsprinzipien impliziert nun keineswegs, dass der 

Wohlfahrtsstaat als solcher heute weniger akzeptiert ist, eher im Gegenteil: Gerade weil mit der 

Heterogenisierung und der kontinuierlichen Auflösung traditioneller Milieubindungen Formen der 

Mikro-Solidarität (Bedarfsprinzip, direkte Reziprozität) erodieren, steigt die individuelle Abhängigkeit 

sowohl von Arbeits- und Konsumgütermärkten als auch von wohlfahrtsstaatlichen Systemen bzw. von 

Institutionen, die Makro-Solidarität gewährleisten (Sozialversicherung, indirekte Reziprozität). Die 

anhaltende Bedeutung des Wohlfahrtsstaates in Österreich dokumentiert z.B. Alfred Grausgruber mit 

Daten zur Akzeptanz von staatlichen Aufgaben im Langfristvergleich von 1986 bis 2016. Datenbasis 

ist hier der Social Survey Österreich, in dem gegenüber dem European Social Survey (vgl. Kapitel 2) 

weniger nach den Konsequenzen des Sozialstaats gefragt wird, sondern danach, inwiefern bestimmte 

Aufgaben in der Verantwortlichkeit des Staates liegen sollten. Daraus geht hervor, dass verschiedene 

Materien eher als vor 30 Jahren im Verantwortungsbereich des Staates gesehen werden. 

Tabelle 1-3: Unabdingbare Verantwortungsbereiche des Staates 1986 bis 2016 

Der Staat sollte in jedem Fall verantwortlich sein… 1986 2003 2016 

… gesundheitliche Versorgung für Kranke sicherzustellen 66% 77% 74% 

… für genügend Sicherheitskräfte sorgen, um die öffentl. Sicherheit überall zu 
     garantieren 

 69% 69% 

… den Rentnern / Pensionären einen angemessenen Lebensstandard zu sichern 64% 64% 64% 

… einen kostenlosen Hochschulzugang für Kinder aus allen Schichten zu garantieren  53% 54% 

… die Einkommensunterschiede zwischen Arm und Reich abzubauen 41% 41% 49% 

… die Preise unter Kontrolle zu halten 51% 47% 43% 

… einen Arbeitsplatz für jeden bereitstellen, der arbeiten will 47% 41% 37% 

… der Industrie Hilfen gewähren, um ihr Wachstum zu sichern 23% 30% 28% 

… den Arbeitslosen einen angemessenen Lebensstandard zu sichern 16% 25% 23% 

Quelle: Grausgruber 2018, 463, Sozialer Survey Zeitreihendaten. 

                                                      
2  Der Standard, 4,10.2018, S. 19 
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Die österreichische Bevölkerung sieht diesen Daten zufolge den Staat in der Gesundheitsversorgung, 

der Pensionssicherung sowie der öffentlichen Sicherheit am ehesten in der Verantwortung, und das 

relativ gleichbleibend bzw. bei der Gesundheit (auch aufgrund der Alterung) tendenziell steigend. Im 

Langzeitvergleich um 10%-Punkte niedriger wird die Staatsaufgabe eingestuft, Arbeitsplätze zur 

Verfügung zu stellen – demgegenüber hat im selben Zeitraum die Unterstützung der Industrie als 

Staatsaufgabe um 5%-Punkte zugenommen. Hier lässt sich deutlich das Resultat des jahrzehntelangen 

Trommelfeuers in Richtung „mehr privat, weniger Staat“ herauslesen. Zugleich sind den Österreiche-

rInnen allerdings die Folgen dieser neoliberalen Wende bewusst, weshalb auch Aufgaben wie die 

Verringerung der Einkommensunterschiede (+8%-Punkte) bzw. ausreichender Schutz gegen 

Arbeitslosigkeit (+7%-Punkte) im Laufe der letzten 30 Jahre markant zugenommen haben und von 

vielen als unabdingbare Verantwortungsbereiche des Staates angesehen werden. 

Das Fazit von Grausgruber zum Langzeitvergleich der Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat lautet wie 

folgt: „Wir gehen in Österreich eindeutig von einer Stabilität und nicht von einem Wandel bezüglich 

der gewünschten Verantwortungsbereiche des Staates aus. […] Nach wie vor aber – wenn auch 2016 

schwächer als 1986 – gilt: Je älter die Befragten und je geringer die höchste abgeschlossene 

Schulausbildung, umso eher wird es als die sozialpolitische Verantwortung des Staates betrachtet, für 

soziale Sicherheit sowie für mehr Gleichheit zu sorgen. […] Unmittelbar von Sozialleistungen 

Abhängige (Pensionisten, Arbeitslose) sprechen sich insbesondere bei den Maßnahmen zur sozialen 

Sicherung signifikant stärker für eine Verantwortlichkeit des Staates aus als Erwerbstätige“ 

(Grausgruber 2018, 465, 467). 
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2. EINSTELLUNGEN ZUM SOZIALSTAAT IN ÖSTERREICH 

Dieses Kapitel umfasst die Ergebnisse einer Sekundärdatenanalyse des European Social Survey (ESS 

Round 8) zu den Einstellungen der Menschen in Österreich gegenüber dem Sozialstaat. Der 

verwendete Datensatz ist der aktuellste des ESS-Programms – einer länderübergreifenden und 

sozialwissenschaftlich geleiteten Umfrage. Seit 2002 erfasst der ESS biennal die Lebensbedingungen 

sowie unterschiedlichste Einstellungen und Verhaltensmuster der europäischen Bevölkerung.3 Die 

repräsentative Erhebung zur vorliegenden achten Runde wurde 2016/2017 durchgeführt, in Österreich 

wurden dafür insgesamt 2.010 Personen mittels face-to-face Interviews befragt. Ein Fokus dieser 

Erhebung lag auf den Einstellungen gegenüber dem Sozialstaat (welfare attitudes). Eben diese Daten 

wurden für die vorliegende Sekundärauswertung herangezogen, für Österreich aufbereitet und 

analysiert. Die leitenden Forschungsfragen lauten dabei: 

• Welches Bild haben die Menschen in Österreich vom Sozialstaat bzw. welche Legitimität genießt 

er? 

• Wie können individuelle Differenzen in der Wahrnehmung des Sozialstaates erklärt werden? 

• Wie nehmen Erwerbstätige bzw. unterschiedliche Gruppen von Erwerbstätigen Aspekte von 

Arbeitsmarkt und Arbeitsmarktpolitik wahr?  

Die Ergebnisse der durchgeführten Sekundärdatenanalyse beschreiben zunächst die Einstellungen 

gegenüber dem Sozialstaat und geben Hinweise auf die Legitimität des Sozialstaates in Österreich 

(2.1). Daran anschließend wird auf Unterschiede in der Wahrnehmung des Sozialstaates eingegangen 

und dahingehende, empirisch abgeleitete Erklärungsansätze werden aufgezeigt (2.2). Drittens wird 

auch die Sicht der (erwerbstätigen) Bevölkerung auf den Arbeitsmarkt und auf Arbeitslosigkeit 

dargestellt (2.3), um in diesem Zusammenhang Einstellungen zu möglichen Veränderungen in den 

Systemen der sozialen Sicherung zu untersuchen (2.4). Der letzte Abschnitt (2.5) fasst die Erkenntnisse 

aus der Sekundärdatenanalyse in Form eines Fazits zusammen. 

2.1. Einstellungen zum Sozialstaat in Österreich 

Was denken nun die Menschen in Österreich über den Sozialstaat? Wie ist es um seine Legitimität 

bestellt? Die Legitimität eines Sozialstaates innerhalb der Bevölkerung hängt zu beträchtlichen Teilen 

von den Konsequenzen ab, die die Menschen in Zusammenhang mit Sozialpolitik wahrnehmen. Die 

sozialwissenschaftliche Forschung unterscheidet dahingehend drei Arten von Konsequenzen, die 

immer wieder im Kontext von Sozialstaaten diskutiert werden: Positive soziale Konsequenzen 

beinhalten, dass Sozialstaaten Armut verhindern und zu mehr Gerechtigkeit in einer Gesellschaft 

beitragen. Negative ökonomische Konsequenzen verweisen darauf, dass Sozialstaaten eine finanzielle 

Last für Unternehmen und die Wirtschaft darstellen. Negative moralische Konsequenzen beziehen sich 

schließlich darauf, dass Sozialstaaten die Selbstverantwortung ebenso untergraben wie Unterstüt-

zungssysteme auf familiärer und kommunaler Ebene (u.a. Oorschot 2010, Lindbeck 1995, Etzioni 

1995). Mit dem Datensatz des ESS Round 8 können diese drei Arten von Konsequenzen für Österreich 

berechnet und analysiert werden. Wichtig ist, dass es hierbei nicht darum geht, ob bzw. in welchem 

Ausmaß diese Konsequenzen tatsächlich bestehen, sondern darum, ob bzw. in welchem Ausmaß sie 

von den Menschen als solche wahrgenommen werden. Diese subjektiven Einschätzungen geben in 

erster Linie Hinweise auf die verbreitete Legitimität des Sozialstaates innerhalb einer Bevölkerung. 

Darüber hinaus verweisen sie jedoch auch auf bestehende bzw. sich verändernde Diskurse in 

Zusammenhang mit dem Sozialstaat und seinen Umstrukturierungen. 

Zur Erfassung der drei möglichen Konsequenzen von Sozialstaaten stehen im ESS sechs unterschied-

liche Items zur Verfügung (Spalte 1 in Tabelle 2-1). Ob sich diese tatsächlich zu den drei beschriebe-

nen Konsequenzen von Sozialstaaten bündeln lassen, kann mithilfe einer Faktorenanalyse statistisch 

überprüft werden. Die Faktorenanalyse analysiert dabei die Zusammenhangsmuster der Items und 

                                                      
3  Nähere Informationen zum European Social Survey: http://www.europeansocialsurvey.org/ 
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identifiziert Itemgruppen, innerhalb derer sämtliche Items ähnliche Informationen erfassen. Analytisch 

repräsentiert schließlich jede Itemgruppe ein nicht direkt erhobenes, jedoch über die Summe der Items 

erfasstes, übergeordnetes Konstrukt. Die für die sechs Items des ESS berechnete Faktorenanalyse 

ergibt deren Bündelung zu drei Gruppen („Faktoren“), die im Sinne der Beschriebenen positiven 

sozialen, negativen moralischen und negativen ökonomischen Konsequenzen interpretiert werden 

können (Tabelle 2-1). 

Tabelle 2-1: Bündelung der sechs Items zu den drei Konsequenzen von Sozialstaaten 

6 Items 

3 Faktoren 

positive soziale 
Konsequenzen 

neg. moralische 
Konsequenzen 

neg. ökonom. 
Konsequenzen 

Sozialleistungen führen zu einer 
gerechteren Gesellschaft. 

.711 -.101 -.064 

Sozialleistungen verhindern weitreichende 
Armut. 

.719 -.048 -.004 

Sozialleistungen machen Menschen faul. .-048 .842 .355 

Sozialleistungen führen dazu, dass sich 
die Menschen nicht mehr umeinander 
kümmern. 

-.101 .824 .318 

Sozialleistungen sind eine zu hohe 
Belastung für die Wirtschaft. 

-.069 .397 .762 

Sozialleistungen kosten Unternehmen zu 
viel an Abgaben. 

-.008 .353 .757 

Cronbach’s Alpha .75 .79 .73 

Methode: Faktorenanalyse (Principle Axis Factoring mit Oblim-Rotation); dargestellt sind die Korrelationen der Items (Zeile) mit den 

jeweiligen Faktoren (Spalte); ein Item wird dabei jenem Faktor zugeordnet, mit dem es die höchste Korrelation aufweist (das Item 

„Sozialleistungen führen zu einer gerechteren Gesellschaft“ also dem ersten Faktor, der aufgrund seiner inhaltlichen Ausrichtung als jener 

zu den positiven sozialen Konsequenzen identifiziert werden konnte). Cronbach’s Alpha gibt Auskunft über die interne Konsistenz eines 

Faktors (inwieweit die Items also dasselbe Konstrukt erfassen) und kann zwischen 0 und 1 liegen – Werte ab 0.7 gelten als gut (Backhaus 

et al. 2008). 

Abbildung 2-1:  Zustimmung zu den drei Konsequenzen von Sozialstaaten 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2010. 

In Österreich überwiegen die positiven sozialen Konsequenzen bei der Wahrnehmung des Sozial-

staates: Rund zwei Drittel der Menschen (67%) stimmen diesen eindeutig zu (Werte 1 und 2 auf der 5-

stufigen Antwortskala), ein weiteres Fünftel (19%) reiht sich in der Mitte in. Nur jede/r Zehnte lehnt 

die positiven sozialen Konsequenzen des Sozialstaates ab. Dass Sozialleistungen ein zentrales Mittel 
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zur Armutsbekämpfung sind, wird dabei von mehr Menschen gesehen, als dass Sozialleistungen zu 

einer gerechteren Gesellschaft führen (71% im Vergleich zu 58% stimmen zu, 9% im Vergleich zu 

13% lehnen ab) (Abbildung 2-1 und Abbildung 2-2). Die negativen moralischen Konsequenzen – dass 

Sozialleistungen also dazu führen, dass Menschen faul werden bzw. sich nicht mehr umeinander 

kümmern – stoßen bei mehr Menschen auf Zustimmung (42%) als auf Ablehnung (34%), ein weiteres 

gutes Fünftel (22%) reiht sich in der Mitte ein. Die beiden Einzelitems werden hier im selben Ausmaß 

wahrgenommen (Abbildung 2-1 und Abbildung 2-2). In Bezug auf die negativen ökonomischen 

Konsequenzen sind die Menschen in Österreich gespalten: Jeweils rund ein Drittel stimmt diesen zu 

(34%) bzw. lehnt diese ab (31%), ein weiteres knappes Drittel (29%) wählt die Mitte. Dass 

Sozialleistungen eine zu starke Belastung für die Wirtschaft sind, wird dabei von mehr Menschen 

abgelehnt als dass Sozialleistungen Unternehmen zu viele Abgaben kosten (34% im Vergleich zu 

25%) (Abbildung 2-1 und Abbildung 2-2). 

Abbildung 2-2:  Zustimmung zu den einzelnen Items der drei Konsequenzen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2010. 

Die hier für Österreich aufgezeigte hohe Zustimmung zu den positiven Konsequenzen des Sozial-

staates ist eine notwendige Voraussetzung für seine Legitimität. Darüber hinaus sind jedoch auch 

ambivalente Einstellungsmuster zu berücksichtigen: Diese erfassen, in welchem Ausmaß Menschen 

sowohl positive als auch negative Einstellungen gegenüber dem Sozialstaat aufweisen und geben 

wertvolle Hinweise auf die Stabilität seiner Legitimation – je mehr Menschen ausgeprägte 

Ambivalenzen aufweisen, desto fragiler ist diese (van Oorschot 2010, Priester & Petty 1996). 

Im vorliegenden Fall wurden die Einstellungen gegenüber dem Sozialstaat (angelehnt an van Oorschot 

2010) dann als ambivalent definiert, wenn die Menschen sowohl den positiven sozialen als auch den 

negativ moralischen und/oder den negativ ökonomischen Konsequenzen eindeutig zustimmen (also 

die Werte 1 und 2 auf den jeweils 5-stufigen Antwortskalen angegeben haben). Die 67% jener 

Menschen in Österreich, die von den positiven sozialen Konsequenzen des Sozialstaates überzeugt 

sind, teilen sich in der Folge in 27% mit eindeutig positivem Einstellungsmuster und in 40% mit 

ambivalenten Einstellungsmustern: Rund ein Viertel der Menschen stimmt also den positiven sozialen 

Konsequenzen des Sozialstaates zu und lehnt gleichzeitig mögliche negative moralische und/oder 

negative ökonomische Konsequenzen ab. Demgegenüber nehmen die 40% der Menschen mit 

ambivalenten Einstellungsmustern neben den positiven sozialen im selben Ausmaß auch negative 

moralische und/oder negative ökonomische Konsequenzen wahr (16% stimmen allen drei Arten von 

Konsequenzen zu, 15% den positiven sozialen und negativ moralischen Konsequenzen und 9% den 

positiven sozialen und negativ ökonomischen Konsequenzen). Eindeutig negative Einstellungen 

gegenüber dem Sozialstaat haben schließlich 6% der Menschen in Österreich. 
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Da die Einordnung dieser Zahlen ohne entsprechende Vergleichswerte schwierig ist, wurden dieselben 

Berechnungen auch für die anderen, derzeit im ESS Round 8 verfügbaren europäischen Länder 

durchgeführt. Die aufgezeigte Legitimität des Sozialstaates in Österreich kann in der Folge mit 15 

anderen europäischen Ländern verglichen werden (Tabelle 2-2):  

Vorab fällt auf, dass die Menschen in den ehemals kommunistischen Ländern (Estland, Polen und 

Tschechien) dem Sozialstaat in geringstem Ausmaß positive soziale Konsequenzen zuschreiben 

(zwischen 42% und 47%). Ein kaum höheres Niveau erreichen die liberal geprägten Wohlfahrtsstaaten 

UK und Irland. Besonders hohe Legitimität genießen demgegenüber die sozialdemokratisch 

geprägten, nordischen Wohlfahrtsstaaten Finnland, Norwegen und Schweden: Hier sind nicht nur 

zumindest zwei Drittel der Menschen von den positiven sozialen Konsequenzen des Sozialstaates 

überzeugt. Im Vergleich mit den konservativ geprägten Wohlfahrtsstaaten Belgien, Deutschland, den 

Niederlanden und Österreich – deren Bevölkerungen in ähnlich hohem Ausmaß die positiven sozialen 

Konsequenzen vertreten – sind in den nordischen Staaten die eindeutig positiven Einstellungsmuster 

häufiger und die ambivalenten Einstellungsmuster seltener.4 Hier werden also Zusammenhänge 

zwischen der Ausgestaltung von Sozialstaaten und den Einstellungen der Bevölkerung sichtbar (Arts 

& Gelissen 2001) und diese verweisen wiederum darauf, dass Sozialpolitik Gesellschaft herstellt und 

Gerechtigkeits- bzw. Solidaritätsvorstellungen prägt (Lessenich 2012). 

Im Vergleich mit den anderen europäischen Ländern ist in Österreich die Überzeugung, dass der 

Sozialstaat positive soziale Konsequenzen hat, überdurchschnittlich ausgeprägt – etwas höher ist sie 

nur noch in Finnland, den Niederlanden, Belgien und Norwegen. In Hinblick auf den Anteil an 

Menschen mit eindeutig positiven Einstellungsmustern liegt Österreich im europäischen Durchschnitt, 

die ambivalenten Einstellungsmuster treten dagegen überdurchschnittlich häufig auf. Auch innerhalb 

der Gruppe der konservativ geprägten Wohlfahrtsstaaten (Belgien, Niederlande und Deutschland) 

sticht Österreich durch einen etwas geringeren Anteil an eindeutig positiven und – im Vergleich zu 

Deutschland – durch einen höheren Anteil an ambivalenten Einstellungsmustern hervor. 

Tabelle 2-2: Legitimität von Sozialstaaten im europäischen Vergleich 

 Zustimmung zu positiven 
sozialen Konsequenzen 

eindeutig positives 
Einstellungsmuster 

ambivalente 
Einstellungsmuster 

Norwegen 73% 36% 37% 
Belgien 72% 31% 41% 
Niederlande 72% 34% 38% 
Finnland 71% 37% 34% 
Schweden 67% 37% 30% 
Schweiz 67% 33% 34% 
Österreich 67% 27% 40% 
Deutschland 64% 31% 33% 
Frankreich 63% 21% 42% 
Irland 58% 21% 37% 
Island 52% 37% 15% 
Slowenien 51% 17% 34% 
UK 48% 19% 29% 
Polen 47% 19% 28% 
Tschechien 43% 15% 28% 
Estland 42% 23% 19% 

Mittelwert 60% 27% 33% 

Quelle: ESS Round 8; n=29.850 (pro Land wurden zwischen n=880 Personen (Island) und n=2.852 (Deutschland) befragt). 

                                                      
4  Für einen Überblick zur grundlegenden Einteilung der europäischen Wohlfahrtsstaaten siehe z.B.: 

http://www.learneurope.eu/index.php?cID=300; eine ausführlichere Darstellung findet sich u.a. bei Cousins 

(2005). 
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2.2. Einflussfaktoren auf die Einstellungen zum Sozialstaat 

Wie können nun individuelle Differenzen in der Wahrnehmung der drei vorgestellten, möglichen 

Konsequenzen eines Sozialstaates erklärt werden? Zur Analyse dieser Frage werden in der 

sozialwissenschaftlichen Forschung unterschiedliche Ebenen von Erklärungsvariablen herangezogen: 

Zum einen können soziostrukturelle Variablen wie Geschlecht, Alter oder Einkommen eine Rolle 

spielen. Darüber hinaus können Erfahrungen, die Menschen z.B. in Zusammenhang mit Arbeitslosig-

keit mit dem Sozialstaat gemacht haben, prägend für ihre Wahrnehmung desselben sein. Eine dritte 

Ebene sind mit der Wahrnehmung des Sozialstaates korrespondierende Einstellungen: Hierzu zählen 

Einstellungen in Hinblick auf die Rolle des Staates bei der Gestaltung von Lebensbedingungen bzw. 

beim Ausgleich von Lebenschancen innerhalb einer Gesellschaft, das Vertrauen in bzw. die 

Zufriedenheit mit der aktuellen Ausgestaltung des politischen Systems sowie Einstellungen in 

Zusammenhang mit den zentralen Empfängergruppen von Sozialleistungen. Eine vierte Erklärungs-

ebene sind schließlich grundlegende Werte in Zusammenhang mit Gleichheits- und Gerechtigkeits-

vorstellungen (van Oorschot 2010, Blekesaune & Quadagno 2003, Böri et al. 2001, Ullrich 2000). 

Zur Klärung der Frage nach den unterschiedlichen Wahrnehmungen der Konsequenzen des 

Sozialstaates in Österreich wurden mit den Daten des ESS Round 8 drei multiple lineare Re-

gressionsmodelle berechnet. Mit Hilfe dieses statistischen Verfahrens kann der Einfluss von 

unabhängigen Variablen auf das Ausmaß einer abhängigen Variable identifiziert werden (Backhaus et 

al. 2008). Die abhängigen, also zu erklärenden Variablen sind im vorliegenden Fall das jeweilige 

Ausmaß der positiven sozialen, negativen moralischen und negativen ökonomischen Konsequenzen 

des Sozialstaates. Die unabhängigen, also erklärenden Variablen wurden entlang der im vorherigen 

Absatz vorgestellten Ebenen ausgewählt. Den letztlich ausgewählten und in Tabelle 2-3 aufgelisteten 

Variablen gingen außerdem eine Reihe von explorativen statistischen Analysen voraus. Dabei hat sich 

unter anderem herausgestellt, dass sich erwerbstätige und nicht-erwerbstätige Menschen nicht 

signifikant hinsichtlich ihrer Zustimmung zu den drei Konsequenzen unterscheiden. Anschließend 

daran, dass die Legitimität eines Sozialstaates von der gesamten Bevölkerung getragen werden muss, 

hat dies die Entscheidung bestärkt, die drei Regressionsmodelle für eben diese Gesamtbevölkerung zu 

konzipieren. 

Die vier Erklärungsebenen – Soziostruktur, persönliche Erfahrungen, Einstellungen und Werte – wur-

den außerdem nacheinander (stepwise) in das Regressionsmodell aufgenommen, um den Erklärungs-

anteil jeder Ebene einschätzen zu können und um mögliche indirekte Effekte zu erkennen. 
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Tabelle 2-3: Erklärungsebenen und erklärende Variablen 

Soziostruktur 

Geschlecht 
Alter 
Bildung 
Migrationshintergrund 
Einkommen 
Erwerbstätigkeit im öffentlichen Sektor 
Berufsprestige (ISEI08) 

Persönliche Erfahrung 

Armutsgefährdung 
aktuell arbeitslos 
Arbeitslosigkeit in letzten 5 Jahren 
Wahrscheinlichkeit von Arbeitslosigkeit in kommenden 12 Monaten 
aktuell Bezug von Sozialhilfe 

Einstellungen I: Ideologie 

ökonomisch links – rechts 
soziokulturell liberal – autoritär 
Staat ist verantwortlich für die Lebensqualität von arbeitslosen Menschen 

Einstellungen II: (un-)verdienter Bezug von Sozialleistungen 

Bewertung des Lebensstandards von arbeitslosen Menschen in Österreich 
Bewertung der „Rechtschaffenheit“ von arbeitslosen Menschen und SozialhilfeempfängerInnen  
Sozialleistungen nur für Menschen mit geringstem Einkommen 
Sozialleistungen für MigrantInnen 

Einstellungen III: Politisches System 

Institutionenvertrauen 
Zufriedenheit mit der Demokratie in Österreich 
Politisches System erlaubt Mitbestimmung 

Werte 

Verteilungsgerechtigkeit 
Leistungsgerechtigkeit 
Gleichheit 
Freiheit 
Sicherheit 
Disziplin 

Die Ergebnisse der durchgeführten Berechnungen sind in den folgenden Tabellen, Tabelle 2-4 und 

Tabelle 2-5, zusammengefasst. Für alle drei Regressionen und damit sowohl für die positiven sozialen 

als auch die negativen moralischen und die negativen ökonomischen Konsequenzen gilt: Die ersten 

beiden Erklärungsebenen – Soziostruktur und persönliche Erfahrungen – tragen für sich alleine 

genommen wenig zum Verständnis der individuellen Unterschiede in der Wahrnehmung der 

Konsequenzen von Sozialstaat bei. Soziostrukturelle Faktoren wie Geschlecht, Alter oder Bildung 

erklären dabei zwischen 2% und 3% der Gesamtvarianz der jeweiligen abhängigen Variable; 

Soziostruktur und persönliche Erfahrungen mit dem Sozialstaat – beispielsweise in Zusammenhang 

mit Arbeitslosigkeit – erklären zwischen 3% und 8% und damit nur unwesentlich mehr (Tabelle 2-4). 

Die Aufnahme der Einstellungen in Schritt 3 verbessert die drei Regressionsmodelle jedoch deutlich 

und auch die Miteinbeziehung der Werte im vierten und letzten Schritt bringt zusätzliches 

Erklärungspotential. Die finalen Modelle erklären schließlich 21% der Gesamtvarianz der negativen 

ökonomischen Konsequenzen, 32% der Gesamtvarianz der positiven sozialen Konsequenzen und 36% 

der Gesamtvarianz der negativen moralischen Konsequenzen (Tabelle 2-4). Damit verstehen wir die 

individuellen Unterschiede in der Wahrnehmung der Konsequenzen von Sozialstaaten hier in 

Österreich etwas besser als es mit ähnlichen Analysen in anderen Ländern gelingt (z.B. von van 

Oorschot (2010) für die Niederlande). Dies ist allen voran der Inkludierung der Einstellungen 

gegenüber dem politischen System sowie der Werte geschuldet – beides wurde bislang kaum 

berücksichtigt. 
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Tabelle 2-4: Güte der jeweiligen Regressionen in vier Schritten 

 positive soziale 
Konsequenzen 

neg. moralische 
Konsequenzen 

neg. ökonom. 
Konsequenzen 

R2 Schritt 1 0.03 0.02 0.03 

R2 Schritt 2 0.08 0.03 0.04 

R2 Schritt 3 0.24 0.30 0.14 

R2 Schritt 4 (final) 0.32 0.36 0.21 

Methode: OLS Regression in vier Schritten; R2 (Bestimmtheitsmaß) ist ein Maß für die Modellgüte und gibt an, welcher Anteil der 

Gesamtvarianz der abhängigen Variable durch die gewählten unabhängigen Variablen insgesamt erklärt wird (Backhaus et al. 2008). 

In Österreich ist die Überzeugung, dass der Sozialstaat positive soziale Konsequenzen mit sich bringt 

– also Armut verhindert und zu einer gerechteren Gesellschaft beiträgt – sehr weit verbreitet (siehe 

Abschnitt 1.2). Menschen in bestimmten Umgebungen bzw. mit spezifischen Erfahrungen und 

Einstellungsmustern vertreten diese Ansicht jedoch in höherem Ausmaß als andere: Hierzu zählen 

Menschen, die im öffentlichen Sektor beschäftigt sind und Menschen, welche Erfahrungen mit 

Arbeitslosigkeit gemacht haben. 

Die positiven Konsequenzen des Sozialstaates werden erwartungsgemäß auch dann stärker betont, 

wenn Menschen dem Staat eine umfassende Rolle hinsichtlich der Gestaltung von Lebensbedingungen 

zuweisen. Relevant ist in diesem Fall, dass dies die Lebensbedingungen arbeitsloser Menschen 

miteinschließt: Da mit drei Viertel die überwiegende Mehrheit der Menschen in Österreich den Staat 

als verantwortlich für den Lebensstandard von alten Menschen und für Kinderbetreuungseinrichtungen 

erachtet (Abbildung 2-3), hat dies in der berechneten Regression auch keinen Einfluss auf die 

wahrgenommenen positiven Konsequenzen des Sozialstaates. Sind die Menschen darüber hinaus 

jedoch auch der Ansicht, dass die staatliche Verantwortung den Lebensstandard arbeitsloser Menschen 

umfasst, erhöht dies die Zustimmung zu den positiven sozialen Konsequenzen des Sozialstaates. 

Abbildung 2-3:  Verantwortung des Staates für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2010. 

Mit diesem Einstellungsmuster hängt schließlich zweierlei zusammen: Zum einen Verteilungsgerech-

tigkeit und Gleichheit als grundlegende Wertemaßstäbe. Dies inkludiert die Überzeugung, dass nicht 

nur Menschen mit den geringsten Einkommen Sozialleistungen bekommen sollten. Zum anderen ist 

damit ein grundlegendes Vertrauen in das bestehende politische System verbunden sowie die 

Überzeugung, sich bei politischen Entscheidungen einbringen zu können. Die folgende Abbildung 2-4 

fasst all jene Faktoren zusammen, die die Zustimmung zu positiven sozialen Konsequenzen erhöhen, 

Tabelle 2-5 listet das Ergebnis des Regressionsmodells im Detail auf.  
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Abbildung 2-4:  Diese Faktoren erhöhen die Zustimmung zu den positiven sozialen Konsequenzen 

 

Anm.: Signifikante Faktoren im Regressionsmodell für die positiven sozialen Konsequenzen von Sozialstaaten;  

Quelle: ESS Round 8; n=2010. 

Die Ansicht, dass der Sozialstaat negative moralische Konsequenzen mit sich bringt – die Menschen 

also faul macht und familiären sowie kommunalen Zusammenhalt unterminiert – wird von vier von 

zehn Menschen in Österreich vertreten (siehe Kapitel 1.2). Auch in Bezug auf das Ausmaß dieser 

Überzeugungen konnten im Rahmen der berechneten Regressionsmodelle eine Reihe von 

Einflussfaktoren identifiziert werden. Dabei haben sich die Einstellungen gegenüber einer Reihe von 

gesellschaftlichen Gruppen als besonders relevant herausgestellt: Menschen, die MigrantInnen und 

den Rechten von homosexuellen Menschen negativ gegenüber stehen (zusammengefasst im Indikator 

gesellschaftspolitisch liberal vs. autoritär), vertreten häufiger die Ansicht, dass der Sozialstaat 

negative moralische Konsequenzen hat. 

Darüber hinaus wird dem Staat zwar grundsätzlich eine hohe Verantwortung für die Lebensbedingun-

gen der Menschen zugewiesen, dies gilt jedoch nicht für alle Bevölkerungsgruppen gleichermaßen. So 

wird die Verantwortung für den Lebensstandard von Arbeitslosen von jenen Menschen, die dem 

Sozialstaat negative moralische Konsequenzen attestieren, wesentlich seltener auf staatlicher Seite 

gesehen. In diesem Zusammenhang wird außerdem die „Rechtschaffenheit“ von arbeitslosen 

Menschen und von SozialhilfeempfängerInnen in Frage gestellt – erstere würden sich nicht wirklich 

darum bemühen, eine Arbeit zu finden und zweitere beziehen häufig Unterstützung, obwohl sie dazu 

eigentlich nicht berechtigt wären. Dazu passend wird auf Ebene der Werte Leistungsgerechtigkeit und 

Disziplin betont. Das Misstrauen, das vulnerablen Teilen der Bevölkerung entgegengebracht wird, 

betrifft auch das politische System: Menschen, die negative moralische Konsequenzen des 

Sozialstaates betonen, vertrauen den staatlichen Institutionen weniger und haben darüber hinaus den 

Eindruck, dass das politische System wenig Mitsprache ermöglicht.  

Hervor sticht auch, dass in den ersten beiden Schritten des Regressionsmodells die formale Bildung, 

das Einkommen und das Berufsprestige einen jeweils negativen Effekt auf die Zustimmung zu den 

negativ moralischen Konsequenzen haben. Da diese Effekte in den weiteren Schritten nicht mehr 

auftreten, ist hier von einem indirekten Zusammenhang auszugehen: Der eigene (geringere) 

gesellschaftliche Status verstärkt offenbar das Misstrauen gegenüber Bevölkerungsgruppen mit noch 

geringerem Status und unterminiert – im Kontext des Bedürfnisses nach Statuserhalt sowie der 

empfundenen Exklusion in Bezug auf politische Gestaltungsprozesse – das Vertrauen in den Staat. Die 

folgende Abbildung 2-5 fasst all jene Faktoren zusammen, die die Zustimmung zu negativen sozialen 

Konsequenzen erhöhen, Tabelle 2-5 listet das Ergebnis des Regressionsmodells im Detail auf. 
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Abbildung 2-5:  Diese Faktoren erhöhen die Zustimmung zu den negativen moralischen Konsequenzen 

 

Anm.: Signifikante Faktoren im berechneten Regressionsmodell für die negativen moralischen Konsequenzen von Sozialstaaten; Quelle: 

ESS Round 8; n=2010. 

Die negativen ökonomischen Konsequenzen können durch die zur Verfügung stehenden Einflussfak-

toren schließlich weniger gut erklärt werden als die beiden anderen Arten von Konsequenzen. Dies 

liegt zum Teil daran, dass sich bei der Überzeugung, dass Sozialleistungen der Wirtschaft bzw. 

Unternehmen zu viel kosten, zwei unterschiedliche Einstellungsmuster treffen und im Regressionsmo-

dell „verschwimmen“: Auf der einen Seite stimmen Menschen mit wirtschaftsliberalen Einstellungen 

(erfasst über den Indikator ökonomisch links vs. rechts) den negativen ökonomischen Konsequenzen 

von Sozialstaaten häufiger zu. Diese Gruppe betrachtet erwartungsgemäß auch den Staat in 

geringerem Ausmaß verantwortlich für die Gestaltung der Lebensbedingungen und auch auf ihrer 

Wertebene verweist Leistungsgerechtigkeit auf die Selbstverantwortung von Individuen. Innerhalb 

dieses Interpretationsrahmens der individuellen Verantwortung werden wiederum Menschen, die sich 

am Rande oder außerhalb der Leistungsgesellschaft befinden (im konkreten Fall: Arbeitslose und 

SozialhilfeempfängerInnen), mit Misstrauen betrachtet. 

Das Einstellungsmuster der zweiten Gruppe entspricht demgegenüber eher dem zuvor für die 

negativen moralischen Konsequenzen vorgestellten: Diese Menschen schreiben dem Staat eine hohe, 

wenn auch selektive Verantwortung für die Lebensbedingungen der Bevölkerung zu, wobei sich die 

Einschränkungen aus ihren negativen Einstellungen gegenüber einer Reihe von gesellschaftlichen 

Gruppen ergeben (Indikator gesellschafts-politisch liberal vs. autoritär). In diesem Kontext wird die 

Rechtschaffenheit von Arbeitslosen und SozialhilfeempfängerInnen angezweifelt und Leistung sowie 

Disziplin eingefordert. Die folgende Abbildung 2-6 fasst all jene Faktoren zusammen, die die 

Zustimmung zu negativen ökonomischen Konsequenzen erhöhen, Tabelle 2-5 listet das Ergebnis des 

Regressionsmodells im Detail auf. 

Abbildung 2-6:  Diese Faktoren erhöhen die Zustimmung zu den negativen ökonomischen Konsequenzen 

 

Anm.: Signifikante Faktoren im berechneten Regressionsmodell für die negativen ökonomischen Konsequenzen von Sozialstaaten; 

Quelle: ESS Round 8; n=2010. 
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Tabelle 2-5:  Ergebnisse der Regressionsmodelle im Detail (finaler Schritt 4) 

 pos. soziale 
Kon-

sequenzen 

neg. mora-
lische Kon-
sequenzen 

neg. ökonom. 
Konse-

quenzen 

1=hohe Ablehnung bis 5=hohe Zustimmung 

Geschlecht (0=Mann/1=Frau) 1.701 -1.077 -1.048 

Alter (in Jahren aufsteigend) -1.186 -0.204 0.058 

Matura (0=nein/1=ja) 1.007 -1.061 0.747 

Migrationshintergrund (0=nein/1=ja) -0.210 0.069 -0.781 

Einkommen (in Euro aufsteigend) 1.019 1.064 1.094 

öffentlicher Sektor (0=nein/1=ja) 4.022 -0.879 0.276 

Berufsprestige (ISEI08 aufsteigend) 0.471 -1.629 0.489 

Armutsgefährdung (0=nein/1=ja) 0.198 -1.010 -0.487 

aktuell arbeitslos (0=nein/1=ja) 2.566 -0.802 -0.612 

Arb.los letzte 5 Jahre (0=nein/1=ja) 2.391 -0.595 0.840 

Arb.los in kommenden 12 Monaten (1=gar nicht bis 4=sehr 
wahrscheinlich) 

1.746 -1.058 0.750 

aktuell Sozialhilfe (0=nein/1=ja) -1.522 0.387 0.571 

ökonomisch links–rechts (1=links bis 10=rechts) -1.740 -0.217 2.723 

gesellpol. liberal–autoritär (1=liberal bis 10=autoritär) 0.848 3.836 2.842 

Staat Verantwortung für LQ von Arbeitslosen (0=gar keine 
bis 10=vollständige) 

4.378 -2.991 -2.909 

Lebensstandard Arbeitslose (0=sehr schlecht bis 10=sehr 
gut) 

1.576 1.190 2.635 

Rechtschaffenheit (1=gering bis 5=hoch) 0.605 -4.747 -2.227 

Sozialleistungen nur für geringste Einkommen (1=sehr 
dagegen bis 4=sehr dafür) 

-2.555 1.306 1.700 

Institut.vertrauen (0=gar keines bis 10=sehr hohes) 2.391 -2.915 -1.431 

Zufriedenheit mit Dem. (0=sehr unzuf. bis 10=sehr zufr.) 1.705 -1.190 -1.210 

Mitbestimmung möglich (1=keine bis 5=hohe) 2.934 -3.297 -1.814 

Verteilungsgerechtigkeit (0=gering bis 5=hoch) 2.741 -0.304 -0.114 

Leistungsgerechtigkeit (0=gering bis 5=hoch) -0.152 2.913 3.399 

Gleichheit (0=gering bis 6=hoch) 2.174 1.286 -1.758 

Freiheit (0=gering bis 6=hoch) 0.919 -1.363 2.071 

Sicherheit (0=gering bis 6=hoch) 1.116 1.918 -0.930 

Disziplin (0=gering bis 6=hoch) -1.390 3.832 2.628 

Anm.: Methode: OLS Regression in vier Schritten; Beta (standardisierter Regressionskoeffizient) gibt die Stärke des Effekts jeder 

unabhängigen Variable auf die abhängige Variable an; fett markiert Beta-Werte verweisen auf signifikante Effekte (bei p<0.05); R2 

(Bestimmtheitsmaß) ist ein Maß für die Modellgüte und gibt an, welcher Anteil der Gesamtvarianz der abhängigen Variable durch die 

gewählten unabhängigen Variablen insgesamt erklärt wird (Backhaus et al. 2008). 

Abschließend deuten die durchgeführten explorativen Analysen mögliche regionale Unterschiede an. 

Diese treten jedoch zwischen derart spezifischen Gruppen auf, dass sie quantitativ weder im Detail 

untersucht, noch in die Regressionsmodelle integriert werden konnten. Beispielsweise scheint jedoch 

der durchschnittlich höhere sozioökonomische Status in den „Speckgürteln“ im Vergleich zu den 

dazugehörigen Städten in Zusammenhang mit einer höheren Zustimmung zu möglichen negativen 

ökonomischen Konsequenzen von Sozialstaaten zu stehen. Interpretationen negativer moralischer 

Konsequenzen und die damit in Zusammenhang stehenden Struktur-, Erfahrungs- und Einstellungs-

muster sind wiederum in sehr ländlichen Gebieten etwas häufiger verbreitet als in Groß- und 

Kleinstädten. 
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2.3. Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit aus Sicht der (erwerbstätigen) 

Bevölkerung 

Abgesehen von den Einstellungen der Menschen zum Sozialstaat ist im Kontext von Sozial- und 

Arbeitsmarktpolitik auch ihre Wahrnehmung von Aspekten des Arbeitsmarktes von Interesse. Hierzu 

geben die Daten des ESS der Runde 8 Auskunft darüber, als wie hoch die Menschen die Arbeitslosen-

quote in Österreich einschätzen, wie sie den Lebensstandard von arbeitslosen Menschen bewerten und 

für wie wahrscheinlich sie es erachten, in den kommenden 12 Monaten selbst ihre Arbeit zu verlieren.  

Während die tatsächliche Arbeitslosenquote in Österreich zum Erhebungszeitraum im Jahr 2016 9,1% 

betrug (AMS 2017a), wurde sie vom Großteil der Bevölkerung (von insgesamt 79%) höher 

wahrgenommen: So gingen 30% davon aus, dass sie zwischen 10% und 15% liegt, weitere 28% der 

Bevölkerung schätzten die Arbeitslosenquote auf 15% bis 24% und weitere 21% sogar auf 25% oder 

darüber. 

Erwerbstätige und PensionistInnen liegen mit ihren Einschätzungen rund um diesen Bevölke-

rungsdurchschnitt und unterscheiden sich nicht signifikant voneinander. Auffallend ist, dass junge 

Menschen einen markant positiveren bzw. realistischeren Blick auf die tatsächliche Arbeitslosenquote 

haben: Rund ein Drittel von ihnen schätzte die Arbeitslosigkeit im Jahr 2016 auf unter 10%. In die 

gegenteilige Richtung geht die Einschätzung der arbeitslosen Menschen: 41% von ihnen gingen davon 

aus, dass die Arbeitslosenquote in Österreich 2016 bei 25% oder darüber lag. 

Abbildung 2-7:  Schätzung der Arbeitslosenquote in unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2010. 

Innerhalb der erwerbstätigen Bevölkerung nehmen ArbeitnehmerInnen eine höhere Arbeitslosenquote 

wahr als Selbständige: Rund die Hälfte der ArbeitnehmerInnen schätzte im Vergleich zu rund einem 

Drittel der Selbständigen die Arbeitslosigkeit im Jahr 2016 auf 15% oder darüber. ArbeitnehmerInnen 

im öffentlichen und privaten Sektor unterschieden sich nicht hinsichtlich ihrer Wahrnehmung von 

Arbeitslosigkeit, ebenso wenig Voll- und Teilzeitbeschäftigte, ArbeitnehmerInnen in kleineren und 

größeren Unternehmen sowie ArbeitnehmerInnen in ländlichen und urbanen Regionen. 
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Abbildung 2-8:  Schätzung der Arbeitslosenquote in unterschiedlichen Gruppen von Erwerbstätigen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=1.142 (erwerbstätige Personen). 

Der eigenen, näheren Zukunft am Arbeitsmarkt sieht die Mehrzahl der Erwerbstätigen in Österreich 

optimistisch entgegen: 88% von ihnen erachten es als wenig oder gar nicht wahrscheinlich, in den 

kommenden 12 Monaten ihren Arbeitsplatz zu verlieren. In diesem Zusammenhang sind Selbständige 

noch einmal deutlich zuversichtlicher als ArbeitnehmerInnen: Drei Viertel (75%) der Selbständigen 

im Vergleich zur Hälfte (54%) der ArbeitnehmerInnen schätzen einen möglichen Verlust ihrer Arbeit 

als gar nicht wahrscheinlich ein. Innerhalb der ArbeitnehmerInnen sind erwartungsgemäß öffentlich 

Bedienstete zuversichtlicher als Beschäftigte in der Privatwirtschaft. Gänzlich anders gestaltet sich 

jedoch die Zukunftssicht der arbeitslosen Menschen: Insgesamt 90% von ihnen gehen davon aus, auch 

im kommenden Jahr noch oder wieder arbeitslos zu sein. 

Abbildung 2-9: Einschätzung der Wahrscheinlichkeit von Arbeitslosigkeit innerhalb der kommenden 12 

Monate 

 

Quelle: ESS Round 8; n=1.142 (erwerbstätige Personen). 

Abgesehen vom jeweiligen aktuellen Status innerhalb der Erwerbsgesellschaft: Welche Faktoren 

tragen außerdem dazu bei, dass ArbeitnehmerInnen die Wahrscheinlichkeit, innerhalb der nächsten 12 
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Monate arbeitslos zu werden, hoch einschätzen? Das zur Klärung dieser Frage berechnete 

Regressionsmodell beinhaltet sowohl soziodemografische Faktoren wie Geschlecht, Alter, Bildung 

und Region, als auch mit dem Erwerbsverlauf und der aktuellen Erwerbsarbeit verbundene Aspekte 

und Unternehmenscharakteristika – u.a. Arbeitslosigkeitserfahrungen, Berufsprestige, Mitgliedschaft 

in der Gewerkschaft, Sektor/Branche, Arbeitsausmaß, Unternehmensgröße und innerbetriebliche 

Mitgestaltung (Tabelle 2-6). 

Das Ergebnis des in zwei Schritten berechneten Regressionsmodells verweist darauf, dass auch bei der 

subjektiven Einschätzung der Wahrscheinlichkeit künftiger Arbeitslosigkeit die weithin bekannten 

Risikofaktoren (u.a. AMS 2017b, WIFO 2015) relevant sind: ArbeitnehmerInnen gehen mit höherer 

Wahrscheinlichkeit davon aus, in den kommenden zwölf Monaten arbeitslos zu werden, wenn sie 

diskontinuierliche Erwerbsverläufe (charakterisiert durch Arbeitslosigkeit in den letzten fünf Jahren 

und befristete Anstellungen) aufweisen, über geringe formale Qualifikationen (maximal Pflichtschul-

abschluss) verfügen und/oder ihre Gesundheit als schlecht einstufen. Als Schutzfaktor in Bezug auf 

drohende Arbeitslosigkeit erweist sich einmal mehr der öffentliche Dienst. 

Tabelle 2-6: Ergebnis des Regressionsmodells im Detail (berechnet für die Gruppe der ArbeitnehmerIn-

nen) 

 Wahrscheinlichkeit von Arbeitslosigkeit in 
den kommenden 12 Monaten 

1=gar nicht wahrscheinlich 

4=sehr wahrscheinlich 

Geschlecht (0=Mann/1=Frau) -0.329 

Alter (in Jahren) -0.298 

Pflichtschule (0=nein/1=ja) 2.827 

Lehre (0=nein/1=ja) -0.340 

BMS (0=nein/1=ja) 0.943 

Matura (0=nein/1=ja) -0.401 

Universität (0=nein/1=ja) -0.010 

Migrationshintergrund (0=nein/1=ja) 0.002 

Land (0=nein/1=ja) 0.628 

Kleinstadt (0=nein/1=ja) 0.340 

Großstadt (0=nein/1=ja) -0.943 

öffentlicher Sektor (0=nein/1=ja) -2.382 

Berufsprestige (ISEI08 aufsteigend) -1.293 

Einkommen (in Euro aufsteigend) -0.284 

Befristung (0=nein/1=ja) 2.424 

Teilzeit (0=nein/1=ja) -1.274 

Gewerkschaftsmitglied (0=nein/1=ja) -0.875 

Unternehmensgröße (aufsteigend) -0.456 

betriebliche Mitgestaltung (1=gering bis 5=hoch) -0.715 

Arbeitslosigkeit letzte 5 Jahre (0=nein/1=ja) 7.034 

Subjektiver Gesundheitszustand (1=sehr schlecht bis 5=sehr gut) -1.990 

R2 finales Modell=0.32 

Anm.: Methode: OLS Regression in zwei Schritten; Beta (standardisierter Regressionskoeffizient) gibt die Stärke des Effekts jeder 

unabhängigen Variable auf die abhängige Variable an; fett markiert Beta-Werte verweisen auf signifikante Effekte (bei p<0.05); R2 

(Bestimmtheitsmaß) ist ein Maß für die Modellgüte und gibt an, welcher Anteil der Gesamtvarianz der abhängigen Variable durch die 

gewählten unabhängigen Variablen insgesamt erklärt wird (Backhaus et al. 2008). 

Sowohl die Erwerbstätigen insgesamt als auch die ArbeitnehmerInnen schätzen also die Lage am 

Arbeitsmarkt (zumindest in Bezug auf bestehende Arbeitslosigkeit) pessimistischer ein als diese 

tatsächlich ist, während sie ihr eigenes Risiko, in näherer Zukunft arbeitslos zu werden, als eher gering 

wahrnehmen. Wie geht es aus Sicht der Erwerbstätigen nun den arbeitslosen Menschen selbst? In 

diesem Zusammenhang hat der ESS der Runde 8 die Frage nach der Höhe des Lebensstandards von 

Arbeitslosen gestellt. 
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Rund die Hälfte (48%) aller Erwerbstätigen nimmt den Lebensstandard von Arbeitslosen als weder gut 

noch schlecht wahr, ein Drittel (34%) beschreibt ihn als eher bis sehr gut und 17% denken, dass der 

Lebensstandard von arbeitslosen Menschen in Österreich eher bis sehr schlecht ist. Im Vergleich dazu 

geht es den PensionistInnen – wiederum aus Sicht der Erwerbstätigen – besser: Diesen attestieren 44% 

einen eher bis sehr guten Lebensstandard. 

Abbildung 2-10: Einschätzung des Lebensstandards von Arbeitslosen und PensionistInnen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=1.142 (erwerbstätige Personen). 

Hinsichtlich der Einschätzung des Lebensstandards von arbeitslosen Menschen in Österreich 

unterscheiden sich verschiedene Gruppen von Beschäftigten nicht signifikant voneinander. Allerdings: 

Sowohl die Erwerbstätigen insgesamt als auch die ArbeitnehmerInnen schätzen den Lebensstandard 

von Arbeitslosen wesentlich besser ein als die Betroffenen selbst: 40% der arbeitslosen Menschen 

erachtet den eigenen Lebensstandard als schlecht oder sehr schlecht. Die Einschätzung des 

Lebensstandards von arbeitslosen Menschen ist somit vor allem eine Frage der Erfahrung mit dieser 

Situation: So bewerten doppelt so viele Erwerbstätige mit arbeitslosen Phasen in der Vergangenheit 

als Erwerbstätige ohne diese Erfahrungen den Lebensstandard von Arbeitslosen als schlecht oder sehr 

schlecht (30% im Vergleich zu 16%). 

Abbildung 2-11: Einschätzung des Lebensstandards von Arbeitslosen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=1.142 (erwerbstätige Personen). 
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2.4. Einstellungen zu möglichen Veränderungen in den Systemen der sozialen 

Sicherung 

Anknüpfend an die grundlegenden Einstellungen der Bevölkerung in Österreich zum bestehenden 

Sozialstaat sowie an ihre Wahrnehmung von Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit bzw. der damit 

einhergehenden Bewertung der Wahrscheinlichkeit, künftig selbst einmal stärker auf die Systeme 

sozialer Sicherung angewiesen zu sein: Welche Veränderungen können sich die Menschen in 

Österreich hinsichtlich des Sozialstaates vorstellen? Der ESS der Runde 8 erfasst in diesem 

Zusammenhang sowohl mögliche Veränderungen im bestehenden System als auch die Bereitschaft der 

Menschen zu einem grundlegenderen Systemwechsel (im Sinne eines bedingungslosen Grundein-

kommens und eines EU-weiten Sozialsystems). 

Mögliche Veränderungen beinhalten wiederum (1) die Einschränkung der LeistungsbezieherInnen (die 

Frage danach, ob Sozialleistungen nur mehr Menschen mit den geringsten Einkommen erhalten 

sollten), (2) die Umschichtung von Geldleistungen (konkret: soll das Arbeitslosengeld gekürzt und 

demgegenüber die Ersparnisse in mehr Ausbildungs- und Qualifizierungsprogramme für arbeitslose 

Menschen investiert werden) und (3) die Kürzung des Arbeitslosengeldes als Sanktionierung bei der 

Nicht-Annahme von Arbeit. Während der erste Aspekt also angelehnt ist an den Rückzug des 

Sozialstaates auf Bedürftigen- bzw. Armenhilfe, umfassen die Punkte 2 und 3 Aktivierungs-, Kontroll- 

und Sanktionsmaßnahmen im Zuge von Workfare. 

Die Bevölkerung in Österreich spricht sich mehrheitlich (63%) gegen eine Einschränkung der 

Sozialleistungen auf die Gruppe mit dem geringsten Einkommen aus. Erwerbstätige bzw. unterschied-

liche Gruppen von Erwerbstätigen unterscheiden sich nicht in ihrer diesbezüglichen Meinung. 

Auffallend ist jedoch, dass die Hälfte der arbeitslosen Menschen diesem Vorschlag zustimmt – allen 

voran jene mit geringen formalen Qualifikationen (Pflichtschulabschluss). Da dies eine der Gruppen 

mit besonders geringen Einkommen ist, könnte hinter dieser Meinungsäußerung die Hoffnung stehen, 

selbst von einer derartigen Veränderung eher zu profitieren. Gleichzeitig könnte dies – im Zuge der 

dominierenden Diskussionen um die Nicht-mehr-Leistbarkeit des Sozialstaates – auch Ausdruck der 

Sorge vor einer (weiteren) Verschlechterung der eigenen Lebensqualität sein; denn: Im Erhebungszeit-

raum waren 57% aller Arbeitslosen in Österreich armutsgefährdet (im Vergleich zu 11% aller 

Erwerbstätigen), 41% von ihnen litten an schlechter Gesundheit (im Vergleich zu 14% der 

Erwerbstätigen) und nur 17% bezeichneten sich selbst als sehr glücklich (im Vergleich zu 35% der 

Erwerbstätigen). 

Abbildung 2-12: Zustimmung zur Einschränkung von Sozialleistungen auf die Gruppe mit dem 

geringsten Einkommen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2.010. 
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Der erste, im ESS der Runde 8 erfasste Aspekt von Workfare – die Kürzung von Arbeitslosengeld, um 

mit dem eingesparten Geld mehr Qualifizierungsprogramme für Arbeitslose zu finanzieren – findet 

deutlich mehr AnhängerInnen als ein Rückzug des Sozialstaates auf Armenhilfe: Rund die Hälfte 

(52%) der Bevölkerung ist hier (sehr oder eher) dafür. Wiederum unterscheiden sich Erwerbstätige 

bzw. unterschiedliche Gruppen von Erwerbstätigen nicht in ihrer diesbezüglichen Meinung. Im 

Gegensatz zur Gesamtbevölkerung, nur Erwerbstätigen oder nur ArbeitnehmerInnen ist die Mehrzahl 

(60%) der arbeitslosen – und damit der von einer solchen Maßnahme direkt betroffenen – Menschen 

jedoch gegen eine derartige Umschichtung.  

Abbildung 2-13: Zustimmung zu einer Kürzung des Arbeitslosengeldes, um mehr Qualifizierung zu 

finanzieren 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2.010. 

Auch Sanktionen in Form einer Kürzung des Arbeitslosengeldes bei Ablehnung eines Arbeitsplatzes 

aufgrund von deutlich geringerer Bezahlung oder Überqualifikation bzw. bei Ablehnung von 

gemeinnütziger Arbeit findet mehrheitliche Unterstützung innerhalb der Bevölkerung in Österreich. In 

allen drei Szenarien sprechen sich rund 70% für Bezugskürzungen aus, wenn auch in unterschiedli-

chem Ausmaß: Jeweils rund ein Drittel kann sich vorstellen, dass die arbeitslosen Menschen einen 

kleinen Teil ihres Geldes verlieren, jeweils rund ein Viertel spricht sich für den Verlust der Hälfte des 

Arbeitslosengeldes aus und zwischen 8% und 14% votieren für den Verlust des gesamten Arbeitslo-

sengeldes. Gegen derartige Sanktionen in Zusammenhang mit der Nicht-Annahme von schlechter 

bezahlter, überqualifizierter oder gemeinnütziger Arbeit spricht sich wiederum rund ein Viertel der 

Bevölkerung aus. 

In dieser Ansicht, dass arbeitslose Menschen auch Arbeit zu schlechteren Bedingungen annehmen und 

dass zur Durchsetzung dieser Prämisse zumindest geringe Bezugskürzungen herangezogen werden 

sollten, unterscheiden sich Erwerbstätige bzw. unterschiedliche Gruppen von Erwerbstätigen nicht 

voneinander. Die arbeitslosen Menschen selbst sehen dies anders: rund die Hälfte von ihnen spricht 

sich gegen den Verlust von Arbeitslosengeld bei Ablehnung von schlechter bezahlter, überqualifizier-

ter oder gemeinnütziger Arbeit aus. Auch jene Menschen, die bereits einmal arbeitslos waren und jene, 

welche besorgt sind, in naher Zukunft arbeitslos zu werden, sprechen sich häufiger gegen einen 

Verlust von Arbeitslosengeld in den besprochenen Fällen aus.  
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Abbildung 2-14: Zustimmung zu Verlust des Arbeitslosengeldes bei Ablehnung von Arbeit 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2.010. 

Schließlich erwarten die Menschen in Österreich derartige Anpassungen an den Arbeitsmarkt bei 

gleichzeitiger Inkaufnahme persönlicher Nachteil in etwas höherem Ausmaß von jungen- als von 

älteren und alleinerziehenden Arbeitslosen: So sprechen sich 77% der Menschen in Österreich für den 

Verlust zumindest eines kleinen Teiles des Arbeitslosengeldes aus, wenn Arbeitslose zwischen 20 und 

25 Jahren eine Arbeit aufgrund von geringerer Bezahlung ablehnen, 69% wenn die Arbeitslosen 50 

Jahre oder älter sind und 61% bei alleinerziehenden Arbeitslosen.  

Abbildung 2-15: Zustimmung zu Verlust des Arbeitslosengeldes bei Ablehnung von Arbeit 

 

Quelle: ESS Round 8; n=500 pro Arbeitslosengruppe. 

Welche Faktoren sind nun ausschlaggebend dafür, dass ArbeitnehmerInnen die genannten 

Umschichtungs-, Kontroll- und Sanktionsmaßnahmen befürworten? Nachdem diese vier Items – 

Kürzung des Arbeitslosengeldes, um mit dem Ersparten mehr Qualifizierungsprogramme zu 

finanzieren sowie Sanktionen bei der Nichtannahme von schlechter bezahlter, überqualifizierter und 

gemeinnütziger Arbeit – in der berechneten Faktorenanalyse auf nur einem Faktor laden und somit 
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eine gemeinsame Dimension erfassen, wurden sie für das folgende Regressionsmodell zu einem Index 

zusammengefasst. Als mögliche erklärende Variablen wurden neben der üblichen Soziodemografie 

auch Erfahrungen bzw. Befürchtungen in Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit, Merkmale der 

aktuellen Erwerbstätigkeit und Unternehmenscharakteristika sowie die grundlegenden Einstellungen 

gegenüber dem Sozialstaat und die beiden dahinterliegenden Gerechtigkeitsprinzipien in das 

schrittweise berechnete Regressionsmodell aufgenommen (Tabelle 2-7). 

Umschichtungs-, Kontroll- und Sanktionsmaßnahmen im Rahmen von Workfare werden von den 

ArbeitnehmerInnen umso eher befürwortet, je stärker sie die Ansicht vertreten, dass der Sozialstaat 

negative moralische Konsequenzen mit sich bringt – die Menschen also faul macht und das Sich-

Umeinander-Kümmern unterminiert. Leistungsgerechtigkeit als leitendes Gerechtigkeitsprinzip ist der 

zweite Faktor, der die Zustimmung zu den genannten Aspekten von Workfare erhöht. 

Im Gegensatz dazu führen bereits einmal erlebte Arbeitslosigkeit, in näherer Zukunft befürchtete 

Arbeitslosigkeit und die Wahrnehmung, dass arbeitslose Menschen in Österreich bereits heute einen 

eher schlechten Lebensstandard haben, zur Ablehnung der erfassten Umschichtungs-, Kontroll- und 

Sanktionsmaßnahmen. Auch Gewerkschaftsmitglieder lehnen die Umschichtung von Geld- in 

Qualifizierungsleistungen sowie Kürzungen des Arbeitslosengeldes bei der Nicht-Annahme von 

schlechter bezahlter, überqualifizierter oder gemeinnütziger Arbeit häufiger ab. Unter ihnen sind 

sowohl Leistungsgerechtigkeit als auch mit dem Sozialstaat zusammenhängende negative moralische 

Konsequenzen in geringerem Ausmaß vertreten, während sie Gleichheit als grundlegenden Wert und 

die Verantwortung des Staates für den Lebensstandard von arbeitslosen Menschen wesentlich stärker 

betonen.  

Abbildung 2-16: Diese Faktoren erhöhen die Zustimmung zum Rückbau des Sozialstaates bzw. zu den 

Umschichtungs- und Sanktionsmaßnahmen bei ArbeitnehmerInnen 

 

Anm.: Signifikante Faktoren im berechneten Regressionsmodell für den Index; Quelle: ESS Round 8;  
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Tabelle 2-7: Ergebnis des Regressionsmodells im Detail (berechnet für die Gruppe der ArbeitnehmerIn-

nen)  

 Index  

1=geringe bis  
10=hohe Zustimmung 

Geschlecht (0=Mann/1=Frau) 0.439 

Alter (in Jahren austeigend) 0.130 

Pflichtschule (0=nein/1=ja) 0.184 

Lehre (0=nein/1=ja) -0.345 

BMS (0=nein/1=ja) -0.810 

ab Matura (0=nein/1=ja) 1.038 

Migrationshintergrund (0=nein/1=ja) 0.821 

Land (0=nein/1=ja) -1.027 

Kleinstadt (0=nein/1=ja) -0.663 

Großstadt (0=nein/1=ja) 0.726 

Arbeitslosigkeit letzte 5 Jahre (0=nein/1=ja) -2.580 

Arb.los in kommenden 12 Monaten (1=gar nicht bis 4=sehr wahrscheinlich) -1.920 

Lebensstandard Arbeitslose (0=sehr schlecht bis 10=sehr gut) 1.993 

öffentlicher Sektor (0=nein/1=ja) 0.121 

Berufsprestige (ISEI08 aufsteigend) 0.151 

Einkommen (in Euro aufsteigend) 1.507 

Gewerkschaftsmitglied (0=nein/1=ja) -3.850 

Befristung (0=nein/1=ja) -1.339 

Teilzeit (0=nein/1=ja) -0.075 

Unternehmensgröße (aufsteigend) 0.090 

betriebliche Mitgestaltung (1=gering bis 5=hoch) -0.030 

positive soziale Konsequenzen (1=hohe Ablehnung bis 5=hohe Zustimmung) -0.780 

negative moralische Konsequenzen (1=hohe Ablehnung bis 5=hohe Zustimmung) -2.657 

negative ökonomische Konsequenzen (1=hohe Ablehnung bis 5=hohe Zustimmung) -1.005 

Leistungsgerechtigkeit (0=gering bis 5=hoch) -2.821 

Verteilungsgerechtigkeit (0=gering bis 5=hoch) 1.393 

R2 finales Modell=0.31  

Anm.: Methode: OLS Regression in vier Schritten; Beta (standardisierter Regressionskoeffizient) gibt die Stärke des Effekts jeder 

unabhängigen Variable auf die abhängige Variable an; fett markiert Beta-Werte verweisen auf signifikante Effekte (bei p<0.05); R2 

(Bestimmtheitsmaß) ist ein Maß für die Modellgüte und gibt an, welcher Anteil der Gesamtvarianz der abhängigen Variable durch die 

gewählten unabhängigen Variablen insgesamt erklärt wird (Backhaus et al. 2008). 

Der ESS der Runde 8 erfasst schließlich noch die Einstellungen der Menschen in Österreich in Bezug 

auf zwei mögliche, grundlegende Veränderungen in den Systemen der sozialen Sicherung: auf ein 

bedingungsloses Grundeinkommen und ein einheitliches EU-weiten Sozialsystem. 

Ein bedingungsloses Grundeinkommen können sich insgesamt 42% der Bevölkerung vorstellen – 9% 

sprechen sich sehr, weitere 33% eher dafür aus. Mit 50% spricht sich die Hälfte der Bevölkerung 

gegen ein bedingungsloses Grundeinkommen aus. Selbständige und ArbeitnehmerInnen bzw. 

Beschäftigte im öffentlichen und privaten Sektor unterscheiden sich nicht in ihrer diesbezüglichen 

Meinung. Besonders viele BefürworterInnen eines bedingungslosen Grundeinkommens finden sich 

jedoch unter arbeitslosen Menschen (70% sind sehr oder eher dafür). Auch Menschen, denen in 

näherer Zukunft Arbeitslosigkeit droht, sind überdurchschnittlich häufig von einem bedingungslosen 

Grundeinkommen überzeugt: Dies umfasst 62% der Menschen mit befristeten Arbeitsverträgen und 

66% der Menschen mit großer Sorge, in den kommenden 12 Monaten arbeitslos zu werden. 
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Abbildung 2-17: Zustimmung zu einem bedingungslosen Grundeinkommen 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2.010. 

Auch ein einheitliches, EU-weites Sozialsystem findet 44% UnterstützerInnen in der Bevölkerung (8% 

sind sehr, weitere 36% ziemlich dafür), 48% sprechen sich dagegen aus. Wiederum unterscheiden sich 

Selbständige und ArbeitnehmerInnen bzw. Beschäftigte im öffentlichen und privaten Sektor nicht in 

ihrer diesbezüglichen Meinung, während arbeitslose Menschen ebenso wie Menschen, die in naher 

Zukunft wahrscheinlich von Arbeitslosigkeit betroffen sein werden, besonders häufig für ein EU-

weites Sozialsystem votieren.  

Die insgesamt hohe Zustimmung zu einem EU-weiten Sozialsystem ist durchaus bemerkenswert, denn 

auch 44% der BefürworterInnen eines solchen Systemwechsels (und 67% seiner GegnerInnen) gehen 

davon aus, dass dies eine Senkung des Niveaus der Sozialleistungen in Österreich mit sich bringen 

würde. Ein Grund hierfür könnte sein, dass die meisten Menschen zu Themen wie diesen keine 

besonders „starken“ Einstellungen aufweisen – also Einstellungen, die auf entsprechender 

Informationssuche, gespeichertem Wissen und tiefgründigerem Nachdenken beruhen (u.a. Pratkanis et 

al. 2014). Daher werden diese beiden Aspekte im Rahmen einer quantitativen Befragung auch nicht 

unbedingt „zusammen“ gedacht: Die erwartete Senkung der Sozialleistungen ist demnach (noch) nicht 

unbedingt ein Argument gegen ein grundsätzlich für gut erachtetes EU-weites System.  
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Abbildung 2-18: Zustimmung zu einem EU-weiten Sozialsystem 

 

Quelle: ESS Round 8; n=2.010. 

2.5. Zusammenfassung 

In einer Sekundärdatenanalyse des ESS der Runde 8 (2016) wurden Einstellungen in Österreich zum 

Sozialstaat und zu Aspekten von Sozial- und Arbeitsmarktpolitik untersucht. Dabei ging es nicht nur 

darum, diese Einstellungen aufzuzeigen, sondern auch, relevante Einflussfaktoren auf das Ausmaß der 

Einstellungen zu identifizieren. 

Der Rückhalt bzw. die Legitimität eines Sozialstaates innerhalb der Bevölkerung ist allen voran eine 

Frage seiner wahrgenommenen Konsequenzen. So können die Menschen der Ansicht sein, dass der 

Sozialstaat Armut verhindert und zu einer gerechteren Gesellschaft führt (also positive soziale 

Konsequenzen hat). Sie können andererseits auch zur Anschauung kommen, dass der Sozialstaat 

Menschen faul macht und dazu führt, sich nicht mehr ausreichend umeinander zu kümmern (negative 

moralische Konsequenzen). Schließlich kann die Meinung verbreitet sein, dass sozialstaatliche 

Leistungen eine zu starke Belastung für die Wirtschaft sind und den Unternehmen zu hohe Abgaben 

kosten (negative ökonomische Konsequenzen). Bei der Erwachsenenbevölkerung in Österreich sind in 

diesem Zusammenhang die positiven sozialen Konsequenzen besonders stark ausgeprägt: Nur jede/r 

Zehnte lehnt diese tatsächlich ab.  

Der Komplexität des Themas folgen jedoch auch die Einstellungsmuster: Sie sind häufig ambivalent, 

d.h. zusätzlich zu den positiven sozialen Konsequenzen von Sozialstaaten erkennen zahlreiche 

Menschen auch negative moralische und/oder negative ökonomische Konsequenzen. Eben diese 

ambivalenten Einstellungsmuster fallen in Österreich im europäischen Vergleich auch überdurch-

schnittlich aus, während die eindeutig positiven Einstellungsmuster dem europäischen Durchschnitt 

entsprechen und die positiven sozialen Konsequenzen insgesamt in Österreich überdurchschnittlich 

häufig verbreitet sind. 

Mögliche Einflussfaktoren auf positive soziale, negative moralische und negative ökonomische 

Konsequenzen von Sozialstaaten können (1) in der Sozialstruktur – also z.B. Geschlecht, Bildung oder 

Erwerbsstatus liegen; oder auch (2) in bisherigen individuellen Erfahrungen mit dem Sozialstaat z.B. 

in Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit; (3) in ideologischen Einstellungsmustern v.a. entlang der 

beiden Achsen ökonomisch links vs. rechts und soziokulturell liberal vs. autoritär; (4) in bestehenden, 

v.a. stereotypen Vorstellungen von SozialhilfeempfängerInnen; (5) in der Zufriedenheit mit dem 

politischen System per se bzw. (6) in grundlegenden Werthaltungen wie Gerechtigkeit, Freiheit oder 

Sicherheit.  
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In Österreich ist die Überzeugung, dass der Sozialstaat positive soziale Konsequenzen hat, geprägt von 

einem positiven Verhältnis zum Staat (als dessen mitgestaltender Teil man sich wahrnimmt) und von 

positiven Erfahrungen mit dem Staat in Krisensituationen. Dem zugrunde liegt die Überzeugung, dass 

– im umfassenden Sinne von Gleichheit und Verteilungsgerechtigkeit – dem Staat eine gewichtige 

Rolle bei der Gestaltung der Lebensbedingungen bzw. dem Ausgleich von Lebenschancen zukommt.  

In Hinblick auf die negativen moralischen Konsequenzen scheinen in Österreich wiederum das 

Bedürfnis nach Statuserhalt und die empfundene Exklusion von politischen Entscheidungsprozessen 

das Misstrauen gegenüber Gruppen mit noch geringerem Status zu verstärken. Im Kontext von 

Leistungsgerechtigkeit und Disziplin – jener Aspekte, die auch den gesellschaftspolitischen Diskurs 

über den Sozialstaat im Zuge von Workfare dominieren – führt dies zu einer selektiveren Auslegung 

der staatlichen Rolle bei der Gestaltung von Lebensbedingungen und zu einer selektiveren Solidarität. 

Mögliche negative ökonomische Konsequenzen des Sozialstaates stehen in Österreich schließlich zum 

einen bei Personen mit stärker individualistischen, leistungs- und wettbewerbsorientierten Weltbildern 

im Vordergrund. Zum anderen treten sie bei Menschen mit den für die negativen moralischen 

Konsequenzen beschriebenen spezifischen Erfahrungs-, Einstellungs- und Interpretationsmustern 

häufiger auf. Eben diese Muster verweisen auch auf die Bedeutung des dominierenden politischen 

Diskurses in Bezug auf die Interpretation von gesellschaftlichem Wandel und dem damit zusammen-

hängenden vorherrschenden Sozialstaatsnarrativen.  

In Gesellschaften, wo Inklusion zu großen Teilen über Erwerbsarbeit stattfindet und deren zentrale 

Systeme sozialer Sicherung an Erwerbstätigkeit gebunden sind, ist Sozialstaat nicht unabhängig von 

Arbeitsmarkt zu betrachten. Daher war im vorliegenden Zusammenhang auch von Interesse, wie die 

Menschen den Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit wahrnehmen. Das gibt auch Auskunft über die 

Einschätzungen der Erwerbstätigen dahingehend, künftig selbst einmal auf eine existenzsichernde 

Unterstützung des Sozialstaates angewiesen zu sein – ein zentraler Aspekt, wenn es dann darum geht, 

mögliche sozial- und arbeitsmarktpolitische Veränderungen zu diskutieren. 

Sowohl die Mehrzahl in der Bevölkerung als auch jene der Erwerbstätigen überschätzen die 

Arbeitslosenquote in Österreich, wobei ArbeitnehmerInnen von einer durchschnittlich höheren Quote 

ausgehen als Selbständige. Kontrastierend dazu wird das eigene Risiko, in näherer Zukunft arbeitslos 

zu werden, von den meisten Erwerbstätigen – auch im privaten Sektor – als nicht besonders hoch 

eingestuft. Entsprechend der in den Arbeitsmarktstatistiken regelmäßig genannten Risikogruppen 

äußern aktuell arbeitslose Menschen selbst sowie ArbeitnehmerInnen mit diskontinuierlichen 

Erwerbsverläufen, geringen formalen Qualifikationen und schlechter Gesundheit eine beträchtliche 

Sorge vor (wieder) drohendem Arbeitsplatzverlust.  

Die Einschätzung des Lebensstandards von arbeitslosen Menschen in Österreich ist wiederum allen 

voran eine Frage der Erfahrung mit dieser Situation, denn sowohl die Arbeitslosen selbst als auch 

Erwerbstätige mit arbeitslosen Phasen in der Vergangenheit bewerten den Lebensstandard von 

Arbeitslosen wesentlich schlechter als Menschen, die bislang noch nie arbeitslos waren. Ein sehr 

ähnliches Muster konnte auch in Zusammenhang mit der Bewertung möglicher Veränderungen in den 

bestehenden Systemen der sozialen Sicherung identifiziert werden. Hierbei ging es zum einen um den 

Rückzug des Sozialstaates auf Bedürftigen- bzw. Armenhilfe, zum anderen um Umschichtungs-, 

Kontroll- und Sanktionsmaßnahmen im Rahmen von Workfare. 

Einerseits lehnt die Bevölkerung in Österreich einen möglichen Rückzug des Sozialstaates auf 

Armenhilfe eindeutig ab. Im Gegensatz dazu stoßen eine Kürzung des Arbeitslosengeldes, um mit 

dem so Ersparten mehr Qualifizierungsprogramme für arbeitslose Menschen zu finanzieren sowie der 

Verlust von Teilen des Arbeitslosengeldes bei Nicht-Annahme einer schlechter bezahlten, 

überqualifizierten oder gemeinnützigen Arbeit auf mehrheitliche Zustimmung. 

Die Befürwortung dieser Umschichtungs-, Kontroll- und Sanktionsmaßnahmen im Rahmen von 

Workfare vollzieht sich dabei sowohl auf individueller (wie vorliegend empirisch aufgezeigt) als auch 

auf diskursiver Ebene (u.a. Patrick 2017, Harrison & Sanders 2014, Atzmüller 2009, Dimmel 2009) 

im Kontext von negativen moralischen Konsequenzen von Sozialstaaten und Leistungsgerechtigkeit. 

Die Ablehnung derartiger Maßnahmen ist einmal mehr bestimmt durch bereits gemachte Erfahrungen 

mit Arbeitslosigkeit, der Sorge vor baldiger Arbeitslosigkeit und der (teils wiederum auf persönlicher 

Erfahrung beruhenden) Einschätzung, dass arbeitslose Menschen in Österreich einen eher geringen 
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Lebensstandard haben. Auch Gewerkschaftsmitglieder lehnen Kürzungen des Arbeitslosengeldes – 

entweder zum Zwecke des Ausbaus von Qualifizierungsprogrammen oder in Form von Sanktionen für 

die Nicht-Annahme von schlechter bezahlter, überqualifizierter oder gemeinnütziger Arbeit – häufiger 

ab. Bei ihnen stehen dabei Gleichheitsgrundsätze und die dem Staat zugeschriebene Verantwortung 

für arbeitslose Menschen im Vordergrund.  

Diese, hier im Kontext von Workfare aufgezeigten Ergebnisse verweisen schließlich darauf, dass in 

weiten Teilen der Bevölkerung, der Erwerbstätigen und der ArbeitnehmerInnen der Grundsatz 

„schlechte Arbeit ist besser als gar keine Arbeit“ auf Zustimmung trifft. Damit einher geht häufig die 

Aufforderung an arbeitslose Menschen, sich dem Arbeitsmarkt auch durch die Inkaufnahme von 

schlechteren Arbeitsbedingungen anzupassen. Ausgedrückt wird diese Forderung dabei vermehrt von 

jenen, die selbst noch keine Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit oder den existenzsichernden 

Maßnahmen des Sozialstaates gemacht haben und deren Verständnis von Gesellschaft unter dem 

Blickwinkel der Leistungsgerechtigkeit stattfindet. Auf sozialpsychologischer Ebene kommt in diesem 

Zusammenhang auch ein spezifisches Menschenbild zum Tragen: Der Mensch wird als in seinen 

Grundfesten träge und lasterhaft wahrgenommen, daher benötigt er Ordnung, Disziplin und Kontrolle, 

um „gut“ zu werden (u.a. Lakoff 2010, van den Bos & Lind 2009). Soziologische Erkenntnisse 

verweisen wiederum darauf, dass die marktkonforme Leistungsgesellschaft eben dieses Menschenbild 

und v.a. bei ihren besonders angepassten Mitgliedern verstärkt (u.a. Dörre et al. 2013). 
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3. WAHRNEHMUNG VON ARBEITSMARKT- UND 

SOZIALPOLITIK IN BETRIEBEN AUS DREI REGIONEN 

Der zweite Teil dieser Studie zur Analyse der Rezeption von Arbeitsmarktpolitik erweitert die 

quantitativen Sekundärdatenanalysen um eine explorativ angelegte qualitative Interviewstudie, in der 

auf Basis von 40 face-to-face (bzw. in einigen Fällen auch telefonisch) geführten Interviews entlang 

eines flexiblen Leitfadens differenziert nach Einschätzungen zu subjektiv relevanten Deutungshori-

zonten im Kontext von Arbeitsmarktpolitik und Wohlfahrtsstaat gefragt wird. Wie und wie 

unterschiedlich verlaufen einerseits die jeweiligen Deutungsrahmen und andererseits die Bewertungen 

von Zielen, Instrumenten und Folgen von Arbeitsmarktpolitik? Wer stuft die Absicherung gegenüber 

Risiken der Arbeitslosigkeit, die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik sowie das AMS als 

Institution u.a.m. als wie bedeutsam ein? Welche Elemente von Arbeitsmarktpolitik sind welchen 

Gruppen von Befragten – begrifflich oder aus eigener Erfahrung – überhaupt bekannt? Wer sollte in 

welchem Ausmaß von Arbeitsmarkt- (und Sozial-)Politik profitieren – und wer nicht? Welche 

Narrationen bzw. Erzählstränge tauchen im Kontext dieser Fragestellungen zusätzlich auf, z.B. 

allgemeine Bewertungen des Wohlfahrtsstaates in Hinblick darauf, inwiefern dieser gerechte oder 

ungerechte Umverteilungen vornimmt? Und: Finden sich z.B. wiederkehrende Argumentationsmuster, 

in denen unvermittelt von Bewertungen der Arbeitsmarktpolitik auf die (pauschale) Abwertung von 

Arbeitslosen oder auch MigrantInnen übergegangen wird, etwa deshalb, weil das in der individuellen, 

gruppenspezifischen sowie auch in der medial vermittelten Wahrnehmung („Framing“) kognitiv bzw. 

emotional unmittelbar verknüpft ist? 

Um das hier aufgeworfene Fragenspektrum bewältigbar zu halten, fokussiert das empirische 

Erhebungskonzept mit problemzentrierten Interviews als methodischem Zugang auf eine Begrenzung 

in dreierlei Hinsicht, um dann innerhalb dieses Rahmens wiederum heterogene Gruppen zu befragen. 

Erstens konzentrieren wir uns auf die Erwerbsbevölkerung (womit auch aktuell Arbeitslose inkludiert 

sind) und lassen damit Arbeitsmarktpolitik-Bewertungen in der gesamten Erwachsenenbevölkerung 

(nicht, noch nicht bzw. nicht mehr Berufstätige) bewusst außen vor. Dabei wird überwiegend entlang 

von Betriebsfallstudienforschung in ausgewählten Unternehmen jeweils eine Mehrzahl von Personen 

befragt, beginnend vom Management und (sofern vorhanden) einer Person aus dem Betriebsrat bis hin 

zu Beschäftigtengruppen auf verschiedenen hierarchischen Ebenen bzw. in unterschiedlichen Berufen. 

Ermittelt wird einerseits, ob aus der Zugehörigkeit zu einem Betrieb – und damit zu einer bestimmten 

Branche, Organisationskultur bzw. auch Betriebsgrößenklasse – geteilte Deutungsmuster ableitbar 

sind. Andererseits interessieren Unterschiede in den einzelnen Betrieben, z.B. nach hierarchischen 

Positionen, Berufs- und Qualifikationssegmenten bzw. nach Geschlechtern. 

Zweitens ist der thematische Zugang entlang der Interviewleitfäden so konzipiert, dass Rezeptions-

muster von Arbeitsmarktpolitik vor allem mit Bezug auf die eigene Erwerbssituation analysiert 

werden, weil nach Zusammenhängen mit retrospektiven Berufserfahrungen wie auch mit prospektiven 

Zukunftseinschätzungen (z.B. Herausforderungen durch Digitalisierung, Risiken von Arbeitslosigkeit) 

gefragt wird. Welche Rolle spielt die konkrete Erfahrung in einer bestimmten Berufstätigkeit? 

Inwiefern unterscheiden sich z.B. MitarbeiterInnen in relativ sicheren Jobs von anderen und inwiefern 

vertreten Erwerbstätige, die kontinuierlich im Austausch mit anderen Menschen bzw. mit anderen 

Bezugssystemen stehen (z.B. Pflege- oder Tourismusfachkräfte), andere (tolerantere) Positionen als 

jene, die beruflich kaum mit Außenstehenden interagieren (müssen)? Wie stufen Führungskräfte und 

Hochqualifizierte Instrumente der Arbeitsmarktpolitik ein: Als eher unwichtig, weil das Risiko des 

eigenen Arbeitsplatzverlustes ohnehin gering ist? Oder eher entlang der eigenen Erfahrung z.B. mit 

der Personalrekrutierung über das AMS? Und wie äußern sich Befragte mit gegenwärtigen oder 

vergangenen Perioden in Arbeitslosigkeit zur Arbeitslosenunterstützung oder der Vermittlungstätigkeit 

des AMS? 

Drittens – und zwecks Eingrenzung auf bestimmte Regionen – erfolgt eine Fokussierung der 

Interviews bzw. der Betriebsfallstudien tendenziell auf ländlich geprägte Räume bzw. Arbeitsmarktre-

gionen. Dabei wurde bei der Auswahl von Regionen einerseits eine Abstufung nach Graden der Nähe 

bzw. Distanz zu Zentralräumen vorgenommen und andererseits auf heterogene Branchenschwerpunkte 

einzelner Arbeitsmarktregionen Wert gelegt. Konkret wurden die hier zu analysierenden Interviews in 
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den drei Regionen (nördliches) Waldviertel, Bezirk Liezen sowie im Raum St. Pölten durchgeführt. Ist 

man beispielsweise als Erwerbstätige/r in der vergleichsweise zentralen Region St. Pölten für 

Arbeitsmarktpolitik mehr oder weniger aufgeschlossen als in Betrieben an ländlicheren Standorten? 

Wieviel an Offenheit bzw. Toleranz gegenüber Fremdem äußern die Befragten, je nachdem, ob sie 

z.B. in einer alpinen Tourismusregion (in der Obersteiermark) arbeiten oder demgegenüber in einer 

peripheren Abwanderungsregion im nördlichen Waldviertel?  

In den Kapiteln vier bis sechs wird das empirische Material aus den Interviews bzw. Fallstudien aus 

den drei Regionen St. Pölten, (nördliches) Waldviertel und Obersteiermark (Bezirk Liezen) 

präsentiert, mit jeweils neun bis 12 Interviews, die zumeist in den ausgewählten Betrieben geführt 

wurden. Je Region wurden Belegschaftsmitglieder aus zwei Betrieben aus unterschiedlichen Branchen 

detailliert in Bezug auf die Forschungsfragen interviewt. Darüber hinaus führten wir ergänzende 

Gespräche durch, die einerseits in die Beschreibungen zu den einzelnen Regionen eingeflossen sind. 

Andererseits erfolgt in einem separaten Abschnitt (Kapitel 7) eine fokussierte Darstellung von 

Gesprächen mit Personen, die aktuell arbeitslos sind oder innerhalb der letzten drei Jahre Perioden in 

Arbeitslosigkeit erlebt haben (und keine Belegschaftsmitglieder der analysierten Betriebe sind), um 

auch deren Positionierungen zu Arbeitsmarktpolitik und speziell zu den eigenen Erfahrungen etwa mit 

dem Arbeitsmarktservice wiederzugeben. Der qualitative Teil dieser Studie wird mit einer Synopse in 

Form der Gegenüberstellung der qualitativen Befunde abgeschlossen (Kapitel 8).  

3.1. Begründung des Erhebungskonzepts mit Fokus auf Erwerbsarbeit und 

vorrangig ländliche Räume  

Im Anschluss begründen wir die eigene explorative Vorgehensweise zur vertiefenden Ermittlung von 

Positionen zur Arbeitsmarktpolitik in Österreich. Dabei greifen wir stellvertretend auf ausgewählte 

empirische Befunde zurück, um Argumente zu liefern, warum wir a) Erwerbsarbeit in heterogenen 

Branchen und Berufsgruppen analysieren, b) bei der Analyse der Rezeption von Arbeitsmarktpolitik 

retrospektive und prospektive Einschätzungen zur eigenen Berufssituation interessieren und c) der 

Fokus auch bzw. eher auf ländliche Regionen in Österreich gelegt wird. 

Greift man nochmals die weiter oben dargestellten Befunde aus der Sekundärdatenanalyse des 

European Social Survey auf, wonach letztendlich Werthaltungen für unterschiedliche Positionierun-

gen, konkret für Einschätzungen zu den positiven oder negativen Konsequenzen des Sozialstaats 

maßgeblich sind (bzw. Werthaltungen soziodemografische Merkmale gleichsam überlagern), dann ist 

zunächst zu fragen, welche Institutionen bzw. Sozialisationsinstanzen für die Entwicklung und 

Stabilisierung von Werthaltungen überhaupt von Relevanz sind. Nur das Elternhaus bzw. das 

Herkunftsmilieu?5 Auf Basis einer repräsentativen Befragung von erwachsenen ÖsterreicherInnen 

identifizieren Verwiebe et al. (2018) unterschiedliche Lebensbereiche und Institutionen, die aus Sicht 

der Respondenten mehr oder weniger prägend für die eigenen Werthaltungen sind. Sehr stark oder 

eher stark geprägt sehen sich 89% durch das Elternhaus, 82% durch PartnerInnen, 78% durch Freunde, 

77% durch das Arbeitsleben, 68% durch die Berufsausbildung, 67% durch biografische Brüche und 

65% durch die Schule (Verwiebe et al. 2018, 193). Die prägende Wirkung von unterschiedlichen 

Instanzen kann positiv, aber auch negativ ausfallen – weshalb Erfahrungen, die aus Konflikten 

resultieren, ebenfalls eine wichtige Prägekraft zukommt (z.B. Rebellion gegen das Elternhaus oder 

Distanz gegenüber der schulischen Unterrichtspraxis etc.). In dieser Hinsicht attestieren die Befragten 

der Studie von Verwiebe et al. den folgenden Bereichen eine positive Prägewirkung: Elternhaus 

(67%), Freunde (67%), Partnerschaften (64%), Berufsausbildung (58%), Arbeitsleben (57%). 

Demgegenüber sind die Erinnerungen an die eigene Schulzeit ambivalent und sehen nur 45% darin 

eine positive Prägekraft. Und wenig überraschend wird auch gravierenden biografischen Brüchen (z.B. 

Scheidung, Jobverlust, Tod von Familienmitgliedern) nur von 19% der Befragten eine positive 

Prägewirkung zugeschrieben; dies insbesondere dann, wenn solche Ereignisse gut verarbeitet wurden 

und zur späteren Reifung der eigenen Persönlichkeit beitragen konnten.  

                                                      

5  Es ist hier nicht beabsichtigt, die umfangreiche Fachliteratur (aus unterschiedlichen Disziplinen) wiederzugeben, die sich 

mit der Genese von Werten und Normen beschäftigt, ausgehend von Klassikern wie z.B. Jean Piaget oder Lawrence 

Kohlberg, um nur zwei berühmte Entwicklungspsychologen zu nennen.  
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Verwiebe et al. (2018, 194) weisen ferner darauf hin, dass besonders im Arbeitsleben verschiedene 

Erfahrungsebenen wie eine bestimmte Unternehmenskultur, ein vorherrschender Führungsstil oder die 

Qualität kollegialer Beziehungen zusätzlich prägend wirken, außerdem Konflikterfahrungen oder 

biografische Brüche wie z.B. Arbeitslosigkeit sowie (vorweggenommene) Einflüsse sich verändernder 

Arbeitsbedingungen (z.B. Digitalisierung, Prekarisierungsrisiken u.a.m.). Stellvertretend für den 

umfangreichen Korpus an Studien zur Organisationskulturforschung sind hier etwa Arbeiten von 

Edgar Schein zu nennen (1988, 2006), wonach z.B. der Eintritt in eine Organisation sowie das 

Erlernen der dort geltenden Werte- und Normensysteme ein teilweise herausfordernder Prozess sein 

kann. Zusammen genommen lässt sich jedenfalls ableiten, dass Wertebildung und -stabilisierung nicht 

allein in der Kindheit und Jugend erfolgen, sondern eher als kontinuierlicher Prozess aufzufassen sind. 

Die eigene Ausbildungs- und Erwerbsbiografie bzw. als einschneidend wahrgenommene Veränderun-

gen – die entweder tatsächlich eingetreten sind oder die man in der Zukunft befürchtet – haben dabei 

eine ähnlich hohe Relevanz für die Wert- und Normensysteme bereits Erwachsener. Diesem Umstand 

tragen wir Rechnung, wenn wir heterogene Muster der Rezeption von Arbeitsmarktpolitik auf der 

Ebene der Erwerbsarbeit bzw. in einzelnen Betrieben analysieren. 

Vergleichbar mit der Hypothese, dass auch der Arbeitswelt und den dort registrierten Veränderungen 

eine prägende Wirkung für bestimmte Einstellungen und Wertmuster (inkl. Verschiebungen im 

Zeitablauf) zukommt, darf dies für Herkunftsregionen angenommen werden. Dieser an sich 

naheliegende Zusammenhang ist (abseits z.B. der Wahlforschung) allerdings weniger gut belegt als 

die Fülle an Befunden zu Relationen zwischen Herkunftsmilieu (Klasse, Schicht, Bildung) und 

spezifischen Wertausprägungen (vgl. z.B. Pierre Bourdieu (1982), Gerhard Schulze (1992) oder die 

Sinus-Milieuforschung (Barth et al. 2018)). Die Annahme milieuspezifischer Werte- und Einstel-

lungshorizonte ist auch in unserem Forschungszugang eine implizite Grundannahme, explizit wird 

darauf allerdings nur im Zuge spezifischer Interpretationen aus dem empirischen Material 

zurückgegriffen. Doch weshalb der Fokus auf ländliche Regionen, wenn die Rezeption von 

Arbeitsmarktpolitik analysiert werden soll? Warum werden nicht Arbeits- und Betriebswelten in eher 

urbanen oder suburbanen Räumen analysiert, wo angesichts einer weit vorangeschrittenen 

Individualisierung und einer dementsprechend hohen Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtsstaatsabhängigkeit 

mehr Zustimmung für staatlich organisierte Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu erwarten ist (die sich 

zudem u.a. in der Verteilung von Parteipräferenzen und im Wahlverhalten niederschlägt)? Gerade 

deshalb liegt das Erkenntnisinteresse dieser Interviewstudie darin, Gruppen von Erwerbstätigen bzw. 

Betriebe in den tendenziell weniger analysierten ländlichen Regionen zu untersuchen, weil dort 

ambivalentere Positionierungen gegenüber dem Sozial- und Wohlfahrtsstaat anzunehmen sind. Dafür 

liefern wir einige forschungsleitende Hypothesen, die sich im empirischen Material widerspiegeln 

sollten – oder auch nicht. 

Erstens sind hier gesicherte Befunde zu nennen, wonach in ländlicher geprägten Regionen traditionelle 

Werthaltungen verbreiteter sind. Abgesehen von viel „anekdotischer Evidenz“ für konservativere 

Wertmuster in ländlichen gegenüber städtischen Regionen, etwa bedingt durch unterschiedliche 

Bildungsniveaus (z.B. Bacher 2017, Haller / Müller-Kmet 2018, 65), ergibt z.B. eine rezente 

Regressionsanalyse mit Repräsentativdaten aus dem Social Survey Österreich (nicht zu verwechseln 

mit dem European Social Survey), dass mit zunehmender Wohnortgröße der Wert „Bewahrung von 

Ordnung“ an Bedeutung verliert und demgegenüber die „Offenheit gegenüber Wandel“ zunimmt. 

Zugleich steigen mit der Wohnortgröße in der Bevölkerung Werthaltungen wie Macht- und 

Leistungsstreben, aber auch Hedonismus (Haller / Müller-Kmet 2018, 65). Unter anderem deshalb 

zieht es z.B. höher Qualifizierte aus ländlichen Regionen eher in die Städte als andere. 

Zweitens führen wir die Hypothese an, dass weiterhin Stadt-Land-Unterschiede bei Werthaltungen für 

indirekte vs. direkte Formen der Reziprozität bestehen. Indirekte Reziprozität steht hier für den 

Zuspruch zu Instrumenten der Sozialversicherung bzw. für einen insgesamt gut ausgebauten 

Wohlfahrtsstaat zum Schutz gegen unterschiedliche Lebensrisiken – und dürfte in den individualisier-

ten Lebensverhältnissen und eher anonymen Umgangsformen in den Städten stärker verankert sein als 

am Land. Im Vergleich dazu hat der (traditionelle) Fortbestand von direkter Reziprozität über 

wechselseitige (Selbst-)Hilfe in der Nachbarschaft oder Gemeinde u.a.m. am Land weiterhin mehr 

Bedeutung – das könnte sich auch in Einschätzungen zu Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik niederschla-

gen. Zwar dürften sich dahingehende Wert- und Verhaltensmuster in den vergangenen Jahrzehnten 
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deutlich angenähert haben, sind aber dennoch nicht verschwunden bzw. zumindest als „semantischer 

Kosmos“ weiterhin präsent. Man denke etwa an die anhaltende Bedeutung der Mitgliedschaft in der 

freiwilligen Feuerwehr, um als Eigenheimbesitzer im Fall von Hochwasser, Brand oder sonstigen 

Unfällen unbürokratisch und garantiert Hilfe zu erhalten – bzw. um die eigene Bereitschaft für 

Gemeinschaftsaktivitäten unter Beweis zu stellen. Dazu passt die weiterhin ausgeprägte Bedeutung 

des Einfamilienhauses, die außerdem ohne Bezug auf maskulin geprägte Handwerkstraditionen kaum 

vorstellbar wäre. In wechselseitiger Selbstversorgung wurde und wird beim Hausbau viel Unterstüt-

zung in Form faktischer Arbeitsleistung gewährt. Plant A einen Hausbau und benötigt er dafür die 

Ressourcen von B und C, muss er zugleich eigene Zeitressourcen für deren Hausbau einkalkulieren – 

weshalb die relevanteste „Freizeitgestaltung“ vieler Männer am Land über mehrere Jahre hindurch 

darin liegt, das eigene Haus und die der Kollegen hochzuziehen. Im Vergleich dazu ist etwa die 

Kontaktierung der Haushaltsversicherung bei einem Wasserschaden in der städtischen Wohnung ein 

ziemlich unpersönlicher Vorgang (mit indirekter bzw. marktlich vermittelter Reziprozität). 

Drittens und bezogen auf den Erwerbsarbeits- bzw. Betriebskontext lebt insbesondere in vielen 

kleinen Handwerksbetrieben im ländlichen Raum weiterhin das mehr oder weniger patriarchale 

Muster des mehr oder weniger autoritären Eigentümers mit zugleich ausgedehnten Fürsorgepflichten. 

Der Chef oder die Chefin steht nicht nur in der Verantwortung, die Jobs der Belegschaft zu sichern, 

sondern zugleich sind Institutionen in der Gemeinde zu unterstützen, etwa der örtliche Fußballverein 

(dies freilich auch zwecks Marketing, um z.B. geeignete Lehrlinge zu interessieren). Die innerbetrie-

ben Beziehungen zwischen Vorgesetzten und MitarbeiterInnen sind oft weniger über detaillierte 

schriftliche Vereinbarungen oder gar einen Betriebsrat geregelt, sondern laufen persönlich im direkten 

Austauschprozess von Geben und Nehmen ab. Gelegentliche Mehrarbeit im Installateurbetrieb wegen 

der fertig zu stellenden Reparatur ist kein Problem, sofern man dafür im Gegenzug den Firmenwagen 

mit den Arbeitsgeräten benützen kann, um z.B. am Wochenende über Schwarzarbeit ein Zusatzein-

kommen zu erzielen. Dazu kommt besonders in kleinen Betrieben die ausgeprägte Aversion 

gegenüber gesetzlichen oder anderweitigen Regelungen, die bürokratischen Zusatzaufwand 

verursachen. Zu erinnern ist beispielhaft an den Widerstand bei der Einführung der Registrierkasse 

oder an den Applaus gerade von Kleinbetrieben bei der Einführung des Gesetzes zum 12-Stunden-

Tag. Nicht so sehr die unmittelbare Arbeitsmarktpolitik, aber der Wohlfahrtsstaat insgesamt wird hier 

oft unmittelbar mit Bürokratie assoziiert.  

Ein viertes Argument, das in vielen Landgemeinden ambivalente Assoziationen zum Wohlfahrtsstaat 

nahelegt, betrifft Abwanderungs- bzw. Schrumpfungsregionen. Parallel zu anderen Infrastrukturen 

(Geschäfte, Gasthäuser) hat sich der als Gesamtheit verstandene Staat mit seinen Institutionen 

gleichsam sukzessive aus den kleinen Gemeinden zurückgezogen (Schule, Kindergarten, Polizei, 

Gesundheitsversorgung, öffentlicher Verkehr) und damit die Abwanderungstendenz (die der Grund für 

die Schließung der Volksschule etc. war) noch weiter beschleunigt. Insbesondere Frauen mit 

qualifizierter Ausbildung in Dienstleistungsberufen (auch im öffentlichen Sektor, z.B. Verwaltung, 

Krankenhaus etc.) folgen dieser Bewegung und suchen dann eher den Weg in die nächste größere 

Stadt. Der Rückbau öffentlicher Verwaltungsfunktionen ist mitverantwortlich für das Geschäfts- und 

Wirtsterben, das in vielen kleinen Gemeinden entleerte Ortskerne zurückgelassen hat. Hauptverant-

wortlich dafür ist freilich der Wettbewerb der Kommunen um Steuereinnahmen, wodurch angesichts 

der PKW-Mobilität die Geschäftszonen an den Ortsrand der Bezirkshauptstädte ausgewandert sind 

und die Ortskerne der umliegenden Dörfer veröden. Ohne das Szenario weiter ausschmücken zu 

wollen, sollte nachvollziehbar sein, dass sich in diesem Deutungshorizont der (Wohlfahrts-)Staat und 

mit ihm das „Leben“ aus vielen kleinen Ortschaften verabschiedet hat. Dafür gebührt in der 

Wahrnehmung der Zurückgebliebenen, häufig der Älteren, kein Dank, sondern Kritik. 

Ob und inwiefern entlang dieser Argumente belegbar ist, dass unterschiedliche Aspekte im Kontext 

von Wohlfahrts- und Sozialstaat in manchen ländlichen Regionen kritischer wahrgenommen werden 

als in städtischen, ist empirisch zu ermitteln. Die Hypothese lautet, dass die Ambivalenz gegenüber 

dem Gesamtzusammenhang von Wohlfahrts- und Sozialstaat am Land ausgeprägter als in Städten ist, 

aber nicht so sehr auf Aspekte von Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinn gerichtet ist (Arbeitslosenun-

terstützung, aktive Arbeitsmarktpolitik in Form von Qualifizierungsmaßnahmen etc.). Allerdings sind 

diese Materien in der subjektiven Wahrnehmung schwer voneinander zu trennen und werden daher oft 

als ein zusammenhängendes „Syndrom“ wahrgenommen, mitsamt den damit kolportierten Bildern von 

den „typischen“ Akteuren (Arbeitslose und/oder Wirtschaftsflüchtlinge in der „Hängematte“ etc.). In 
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Form von medialer und politischer „Brandbeschleunigung“ ist dieses Themenfeld dann prädestiniert 

für Schwarz-Weiß-Malerei. 

3.2. Eckdaten zu den Untersuchungsregionen  

Vor der Wiedergabe der empirischen Befunde aus den Interviews empfiehlt sich ein kurzer Blick auf 

die drei untersuchten Regionen St. Pölten, Waldviertel und Liezen; dies auch deshalb, weil die 

Strukturen von regionalen Arbeitsmärkten bzw. Wirtschaftsräumen sowie sonstige Regionsspezifika 

ebenfalls als Einflussfaktoren für die Bewertung von Arbeitsmarktpolitik im speziellen und Sozial- 

und Wohlfahrtsstaatspolitik im allgemeinen anzusehen sind. Wie bereits angeführt, gehen wir z.B. von 

progressiveren vs. konservativeren Werthaltungen in Abhängigkeit von der Nähe bzw. Distanz zu 

urbanen Zentralräumen aus, die sich wiederum aus vielen Faktoren speisen: z.B. variierende 

durchschnittliche Bildungsniveaus und damit verbundene typische Branchen- und Berufsstrukturen 

mit unterschiedlich gearteten Job- und Einkommenschancen; Unterschiede zwischen eher zentralen / 

wachsenden vs. peripheren / schrumpfenden Regionen, die mit einem etwas jüngeren vs. älteren 

Durchschnittsalter korrelieren u.a.m. Die Auswahl der an sich ländlich geprägten Region Liezen 

verdankt sich darüber hinaus u.a. dem Umstand, dass das obere Ennstal mit dem Hotspot Schladming 

eine wichtige Tourismusregion in Österreich ist und wir annehmen, dass eine Erwerbstätigkeit in 

„Interaktionsberufen“ von Tourismus bis zur Pflege offenere Werthaltungen begünstigt als z.B. in 

Produktionsunternehmen mit weniger Kontakten zu Externen. 

Die nachfolgenden Tabelle 3-1 und Tabelle 3-2 geben ausgewählte Eckdaten zu den drei Regionen 

wieder, in denen das Gros der Interviews geführt wurde. Die aufgelisteten Daten orientieren sich an 

der statistischen NUTS-3-Gliederung bzw. sind einschlägigen Statistikdatenbanken entnommen: Der 

flächenmäßig große Bezirk Liezen ist eine eigenständige NUTS-3-Region (AT222), dasselbe gilt für 

das Waldviertel mit den Bezirken Krems (Land und Stadt), Gmünd, Horn, Waidhofen/Thaya und 

Zwettl (AT124). Die politischen Bezirke St. Pölten Stadt und Land sind dagegen nicht genau identisch 

mit der NUTS-3-Region St. Pölten (AT123). Die Wiedergabe nach NUTS-3-Regionen und z.B. nicht 

nach Bezirken verdankt sich einerseits der komprimierten Darstellung und hat andererseits und 

generell lediglich heuristischen Wert für die Zwecke dieser Studie. So wurden z.B. alle Interviews im 

Waldviertel in den Bezirken Gmünd, Zwettl und Horn geführt, die sich vom Regionalzentrum Krems 

durch die ländlichere und periphere Lage bereits deutlich unterscheiden.6 

Tabelle 3-1: Strukturdaten zu den NUTS-3-Regionen St. Pölten, Waldviertel, Liezen 

  Bezirk  
St. Pölten 

Wald- 
viertel 

Bezirk 
Liezen 

Öster- 
reich 

Wohnbevölkerung (1.1.2018) 1) 185.256 218.161 80.082 8.822.267 

Veränderung Wohnbevölkerung 2002-2018 1) +17.799 -5.224 -2.795 +758.627 

Veränderung Wohnbev. 2014-2035, ÖROK-Prognose 9) +13.049 -4.306 -5.464 +838.627 

Medianalter 2) 44,1 46,5 46,6 43,0 

Anteil der über 65-Jährigen (2014) 9) 18,3% 21,4% 21,3% 18,3% 

          

Bildungsniveau Bevölkerung von 25 bis 64 Jahren (2015) 3)         

     Pflichtschule 18% 17% 14% 19% 

     Lehre 36% 39% 47% 34% 

     Universitätsabschluss 11% 9% 7% 14% 

          

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in € (2015) 4) 41.300 27.600 34.300 39.900 

Arbeitslosenquote nach Wohnsitz (2017) 5) 8,8% 7,3% 6,1% 8,5% 

     

Aktive Unternehmen aus NACE B bis S (2016) 6) und 12.135 8.711 5.006 542.086 

                                                      
6  Empfehlenswert für viele statistische Regionaldaten ist eine Website der Statistik Austria (www.statistik.at/atlas), wo auf 

Österreichkarten Daten bis zur Gemeindeebene geliefert werden (durch Klick in die Karten). 
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Verteilung nach Beschäftigtengrößenklassen 7) 

     0 57% 59% 52% 56% 

     1-9 36% 34% 40% 36% 

     10 und mehr 7% 8% 8% 8% 

     

Unselbst. u. selbst. Beschäftigte in Arbeitsstätten (2016) 8) 84.844 101.159 36.961 4.398.908 

Unselbständig Beschäftigte nach Wohnsitz (2017) 5) 74.530 85.577 32.365 3.655.297 

1) Statistik Austria, St. Pölten hier nicht nach NUTS-3-Region, sondern nach pol. Bezirk St. Pölten Stadt u. Land, 
www.statistik.at/wcm/idc/idcplg?IdcService=GET_PDF_FILE&RevisionSelectionMethod=LatestReleased&dDocName=080907  

2) Eurostat [demo_r_pjanind3] 

3) Statistik Austria [Bildungsstandregister] 

4) Eurostat [nama_10r_3gdp] 

5) AMDB [mon_besch_alq], Jahresdurchschnitt, St. Pölten hier nicht nach NUTS-3-Region, sondern nach pol. Bezirk St. Pölten Stadt u 
Land 

6) Statistik Austria [Statcube] 

7) Eurostat [bd_size_r3] 

8) Statistik Austria [Arbeitsstättenzählung], St. Pölten nicht nach NUTS-3-Region, so. nach pol. Bezirk St. Pölten Stadt-Land, 
www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/volkszaehlungen_registerzaehlungen_abgestimmte_er
werbsstatistik/index.html  

9) https://www.oerok.gv.at/raum-region/daten-und-grundlagen/oerok-prognosen/oerok-prognosen-2014.html  

 

Tabelle 3-2: Unselbständige Beschäftigung (Wohnsitz) Untersuchungsregionen nach Branchen (2017) 

Anteil in NACE-Wirtschaftsklassen 1) Bezirk  
St. Pölten 

Wald- 

viertel 

Bezirk 
Liezen 

Öster- 

reich 

A  Land- u Forstwirtschaft 2% 1% 1% 1% 

B  Bergbau 0% 0% 0% 0% 

C  Herstellung von Waren 16% 14% 21% 16% 

D  Energieversorgung 1% 1% 1% 1% 

E  Wasserversorgung, Abwasser- u. Abfallentsorgung 1% 1% 0% 0% 

F  Bau 9% 7% 7% 7% 

G  Handel 16% 16% 13% 15% 

H  Verkehr und Lagerei 4% 4% 6% 5% 

I   Beherbergung und Gastronomie 5% 3% 10% 6% 

J  Information und Kommunikation 2% 3% 1% 3% 

K  Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 3% 4% 2% 3% 

L  Grundstücks- und Wohnungswesen 1% 1% 1% 1% 

M  Freiberufliche, wissensch. u. techn. Dienstleisteistungen 3% 4% 2% 5% 

N  Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen 3% 5% 6% 6% 

O  Öffentl. Verwaltung, Sozialversicherung, Verteidigung 21% 22% 15% 16% 

P  Erziehung und Unterricht 2% 2% 1% 3% 

Q  Gesundheits- und Sozialwesen 6% 6% 7% 7% 

R  Kunst, Unterhaltung Erholung 1% 1% 1% 1% 

S  Sonstige Dienstleistungen 2% 3% 2% 2% 

X  Sonstiges 3% 2% 3% 2% 

Insgesamt 100% 100% 100% 100% 

1) AMDB [mon_besch_alq], Jahresdurchschnitt, St. Pölten nicht nach NUTS-3-Region, so. nach pol. Bezirk St. Pölten Stadt / Land 

In punkto Demografie unterscheidet sich der Raum St. Pölten von den beiden ländlichen Regionen 

Liezen und Waldviertel. St. Pölten Stadt (54.600 BewohnerInnen) und der politische Bezirk St. Pölten 

Land (130.600 BewohnerInnen) wird verschiedenen Definitionen zufolge als semi-urbaner Raum 

bezeichnet und ist außer dem Faktum der Landeshauptstadt ein wesentlicher Verkehrsknotenpunkt auf 

der Achse Wien-Linz. Dementsprechend ist der Bezirk in den letzten 15 Jahren um etwa 18.000 
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Personen gewachsen und dürfte gemäß einer ÖROK-Prognose aus 2014 in den kommenden zwei 

Jahrzehnten weiterhin wachsen. Mit dem Bevölkerungswachstum ist das mittlere Alter in dieser 

Region niedriger als im Waldviertel und in der Obersteiermark, dasselbe gilt für den Anteil der über 

65-Jährigen. Demgegenüber sind zwischen 2002 und 2018 sowohl der Bezirk Liezen (-3,5%) als auch 

das Waldviertel (-2,3%) geschrumpft und geht die ÖROK-Prognose von einem anhaltenden 

Bevölkerungsrückgang in den nächsten Jahrzehnten aus, was z.B. insbesondere in den Grenzregionen 

des Waldviertels zu einem hohen Anteil älterer Menschen führen wird).7 Die Tabelle 3-1 zeigt 

zugleich den jeweiligen Unterschied zum gesamtösterreichischen Durchschnitt an. Relevant sind etwa 

die Differenzen beim höchsten formalen Bildungsniveau. So ist der Anteil der AkademikerInnen in 

allen drei analysierten Regionen niedriger als im österreichischen Durchschnitt von 14%, im 

Waldviertel und im Bezirk Liezen nochmals etwas niedriger als im Raum St. Pölten. Auffällig ist der 

überdurchschnittlich hohe Anteil von LehrabsolventInnen im Bezirk Liezen, was gemäß Tabelle 3-2 

mit einem höheren Anteil der Erwerbstätigen im Produktionssektor sowie im Tourismus korreliert; 

denn in beiden Branchen wird vor allem auf qualifizierte Fachkräfte mit Lehrabschluss gesetzt. 

Hervorzuheben sind ferner die regionalen Wohlstandsunterschiede. Die Region St. Pölten liegt sowohl 

mit Blick auf das Bruttoregionalprodukt (d.h. die an den Arbeitsstätten im Bezirk gemessene 

Wertschöpfung, der auch die Leistung von PendlerInnen zugerechnet wird) als auch in Bezug auf den 

durchschnittlichen Jahresbruttobezug von ArbeitnehmerInnen (gemessen am Ort, an dem diese ihren 

Wohnsitz haben) am bzw. über dem gesamtösterreichischen Durchschnitt (vgl. Abbildung 3-1). Im 

Vergleich zur Region St. Pölten ist das BIP im Bezirk Liezen und besonders im Waldviertel bzw. in 

den nördlichen Bezirken des Waldviertels deutlich niedriger, dasselbe gilt in derselben Reihenfolge 

auch für die Jahreseinkommen der ArbeitnehmerInnen. 

Abbildung 3-1: Durchschnittlicher Jahresbruttobezug ganzjährig beschäftigter ArbeitnehmerInnen 2016 

 

Quelle: www.statistik.at/atlas. 

                                                      
7  Die größten Gemeinden im Waldviertel 2018: Krems 24.600, Zwettl 10.900, Horn 6.500, Waidhofen / Thaya 

5.500, Gmünd 5.500. Die größten Gemeinden im Bezirk Liezen: Liezen 8.200, Schladming 6.700.  
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Abbildung 3-2:  Pendlersaldo 2016 

 

Quelle: www.statistik.at/atlas. 

Abbildung 3-3:  Arbeitslosenquoten in Österreich nach Bezirken, Jahresdurchschnitt 2017 

 

Quelle: http://www.ams.at/_docs/001_am_karten_2017.pdf 

Demgegenüber liegt die Arbeitslosigkeit im Bezirk St. Pölten im Jahresdurchschnitt 2017 mit 8,8% 

höher als im Bundesdurchschnitt (8,5%) und deutlich höher als in den ländlichen Vergleichsregionen 

Waldviertel (7,3%) und Liezen (6,1%). Das hat neben weiteren Aspekten einerseits mit der 

ausgeprägteren Arbeitsmarktdynamik und Jobfluktuation aufgrund der größeren Anzahl der Betriebe 

(insbesondere in Relation zum gesamten Beschäftigtenstand) zu tun; andererseits mit dem Anteil an 

MigrantInnen, der in Städten in der Regel deutlich höher ist als am Land. Wenn man beispielsweise 

den Indikator „Anteil ausländischer Staatsangehörige 2018“ heranzieht (www.statistik.at/atlas), so 

liegt der Anteil in Österreich bei 15,8% und in Wien z.B. bei 29,6%. In St. Pölten Stadt beträgt der 

Anteil ausländischer Staatsangehöriger 17,2% und in St. Pölten Land nur mehr 8,4%. Im Bezirk 

Liezen liegt der Anteil bei genau 10%. Im Vergleich dazu ist der AusländerInnen-Anteil im 

Waldviertel (ausgenommen die Stadt Krems mit 15,9%) sehr niedrig. Zwei Bezirke des Waldviertels, 

Zwettl und Waidhofen / Thaya, sind die Regionen mit den niedrigsten Anteilen ausländischer 

Staatsangehöriger in Österreich (2,4% bzw. 2,8%).8 

                                                      
8  Anteil ausländischer Staatsbürger per 1.1.2018 in den einzelnen Bezirken des Waldviertels gemäß 

www.statistik.at/atlas: Krems Stadt (15,9%), Krems Land (5,3%), Gmünd (5,4%), Horn (5,0%), Waidhofen 

an der Thaya (2,8%), Zwettl (2,4%). 
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4. FALLSTUDIEN WALDVIERTEL 

Die meisten Bezirke des Waldviertels sind von einer anhaltenden Schrumpfung betroffen: „In den 

letzten 60 Jahren verringerten sich die Bevölkerungszahlen um 22%“ (Seidl 2013, 1). Als problema-

tisch für eine positive Regionsentwicklung wird neben der peripheren Lage und einer geringen 

Besiedlungsdichte auch die vergleichsweise geringe Industrialisierung sowie die spärlich erschlossene 

Infrastruktur angesehen (Seidl 2013, 5). Die Wohnbevölkerung in der NUTS-Region Waldviertel 

beträgt zu Jahresbeginn 2018 ca. 218.000 Menschen mit einem über dem österreichischen 

Durchschnitt liegenden Medianalter von 46,5 Jahren9. Das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner ist 

2015 mit einem Wert von 27.600 Euro niedriger als in den Vergleichsregionen dieser Studie und auch 

deutlich unter dem österreichischen Durchschnittswert von 39.900 Euro (Eurostat). Die Arbeitslosen-

quote in Niederösterreich lag 2017 bei 8,7%, leicht über dem österreichischen Durchschnitt von 

8,5%.10 Die Bezirke des Waldviertels weisen bis auf Gmünd (9,8%) unterdurchschnittliche 

Arbeitslosenquoten auf, in den Bezirken Zwettl und Horn etwa nur ca. 6%.11 

Martina Seidl (2013) stellt im Rahmen einer Untersuchung zu Werthaltungen im Waldviertel fest, dass 

in dieser Region „ein ausgeprägter, kollektiv geteilter und historisch gewachsener soziokultureller 

Bezugs- und Werterahmen vorliegt“. Hierbei sei besonders, dass sich dieser Bezugs- und Werterah-

men speziell auf die Region Waldviertel bezieht und nicht auf den „Geburtsort, die Ortschaft, die 

Gemeinde oder den Bezirk“ (ebd., 5). Seidl beschreibt ein kollektives Sinngefüge der WaldviertlerIn-

nen mit einem Selbstbild, dass sich unter anderem auf die tragenden Werte „Arbeit, Fleiß und 

Authentizität“ (ebd., 5) beruft. Ein in dieser Studie interviewter Waldviertler charakterisiert die 

Waldviertler generell und nicht besonders schmeichelhaft als „ein bisschen verhärtet und engstirnig“ 

(W4.7) sowie wenig veränderungsbereit. 

4.1. Sample 

Im Rahmen dieser Untersuchung wurden zwei Betriebsfallstudien in der Region (nördliches) 

Waldviertel durchgeführt. Hierbei wurden je Betrieb fünf Personen mithilfe von problemzentrierten 

Interviews befragt. Acht dieser zehn Interviewten waren MitarbeiterInnen in den beiden Betrieben, ein 

Gesprächspartner ist der Eigentümer eines der beiden Unternehmen; eine weitere Befragte hat eine 

regionale Leitungstätigkeit in der zweiten Organisation inne. Die ausgewählten Fallstudienbetriebe 

sind einerseits in der Branche Nahrungsmittelproduktion und andererseits im Sozial- und Gesund-

heitswesen anzusiedeln. Im Produktionsbetrieb wird ein regional beliebtes Nahrungsmittel produziert 

und vertrieben. Insgesamt sind hier etwas mehr als hundert MitarbeiterInnen beschäftigt. Der zweite 

Fallstudienbetrieb bietet vorrangig Dienstleistungen im Bereich der mobilen Pflege an. Die 

Trägerorganisation agiert österreichweit. Die Interviews für diese Fallstudie wurden an einem Standort 

im Waldviertel geführt, an dem ca. 30 Beschäftigte tätig sind. 

Um ergänzende Einblicke in die Wahrnehmung speziell zu Themen wie Arbeitsmarktpolitik zu 

erhalten, wurden zusätzlich zwei Interviews mit Personen geführt, die eng mit geförderten 

Beschäftigungsverhältnissen in Verbindung stehen, d.h. in unterschiedlichen Positionen in 

sozioökonomischen Betrieben (SÖB) tätig sind. Bezogen auf Geschlechter wurden je sechs Männer 

und Frauen befragt. Die Altersspanne der Interviewten liegt zwischen 27 und 60 Jahren. Die Tabelle 

gibt Eckdaten der GesprächspartnerInnen wieder. 

                                                      
9  www.statistik.at/wcm/idc/idcplg?IdcService=GET_PDF_FILE&RevisionSelectionMethod 

=LatestReleased&dDocName=080907 
10  http://www.arbeitsmarktprofile.at/3/index.html 
11  http://iambweb.ams.or.at/ambweb/ 
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Tabelle 4-1: Übersicht Interviewpersonen im (nördlichen) Waldviertel 

Interview-
Nr. 

Geschlecht Alter Formalbildung Funktion Branche 

W4.1 M 50 Hochschule Eigentümer Nahrungsmittelproduktion 

W4.2 M 41 Matura EDV / IT  Nahrungsmittelproduktion 

W4.3 M 33 Fachschule Produktion Nahrungsmittelproduktion 

W4.4 W 47 Fachschule Vertrieb Nahrungsmittelproduktion 

W4.5 M 27 Lehre Transport Nahrungsmittelproduktion 

W4.6 W 45 Lehre Heimhilfe Sozial-/Gesundheitsdienste 

W4.7 M 53 Hochschule Dipl. Pfleger / Leitung Sozial-/Gesundheitsdienste 

W4.8 W 53 Lehre Verwaltung Sozial-/Gesundheitsdienste 

W4.9 W 56 Hochschule Regionalleitung Sozial-/Gesundheitsdienste 

W4.10 W 42 Fachschule Pflegefachkraft  Sozial-/Gesundheitsdienste 

W4.11 W 45 Hochschule  Leitung SÖB 

W4.12 M 60 Lehre Vorarbeiter  SÖB 

4.2. Erwerbsarbeit und Organisationskulturen  

In diesem Abschnitt thematisieren wir ausgewählte Praktiken in den Betrieben aus der Perspektive der 

beteiligten Akteure. Betriebliche Anforderungen, Aspekte der innerbetrieblichen Kommunikation, 

Methoden der Personalrekrutierung sowie grundsätzliche Annahmen der GesprächspartnerInnen über 

den Wandel der Arbeitswelt bzw. im Betrieb werden erläutert. 

4.2.1. Fallstudienbetrieb Nahrungsmittelproduktion 

Der Produktionsbetrieb wirkt in seiner äußeren Erscheinung imposant, modern und innovativ. Die 

Räumlichkeiten im Bürogebäude des Unternehmens sind u.a. mit moderner Kunst ausgestaltet. Durch 

viele Verglasungen wirken sie offen, hell und freundlich. Am Termin für die Interviews herrscht rege 

Betriebsamkeit (freilich nicht wegen uns), die aber nicht angespannt oder hektisch wirkt. Der Betrieb 

ist schon seit langer Zeit im Familienbesitz. Im Gespräch mit dem Eigentümer beschreibt dieser in der 

Phase seiner „Amtsübernahme“ anfängliche Schwierigkeiten wegen der fehlenden Akzeptanz für seine 

Ansätze:  

„Das, womit ich schwer zu kämpfen hatte, war die fehlende Akzeptanz für meine Ansätze. Wie 

ich mir vorgestellt habe, die Firma zu gestalten und umzubauen, das hat sich schwierig 

gestaltet. Das hat dazu geführt, dass von den führenden Köpfen viele verabschiedet wurden. … 

Ich wollte sehr viel verändern in dem Unternehmen und musste hier eigentlich die Leute auf 

meine Seite bringen. Wo ich Widerstand gespürt habe, habe ich nicht lange zuschauen können.“ 

(W4.1) 

In die von ihm verfolgte, sich stark vom Vorgänger unterscheidende Unternehmensstrategie hatte man 

sich einzuordnen. Der Eigentümer kann beinahe idealtypisch als „modernisierter Patriarch“ 

charakterisiert werden. Der Organisationsforscher Herrmann Kotthoff beschreibt in einer Typologie 

von Unternehmensleitungen, dass der Typus Patriarch besonders in von Eigentümern geführten 

Familienunternehmen geläufig ist. Dafür ist aus seiner Sicht auch eine gewisse Unternehmensgröße 

ausschlaggebend: Der Chef ist (anders als z.B. in kleinen Handwerksbetrieben) nicht mehr selbst in 

der Produktion tätig, sondern zwischen ihm und der Belegschaft ist eine ausgeprägte Hierarchie 

entstanden. Eine Ausdifferenzierung der unterschiedlichen Funktionen und Abteilungen hat 

stattgefunden, dabei hat die soziale Relevanz des Chefs (bzw. der Chefin) für den Betrieb noch 

zugenommen: „Befreit von der Mitarbeit in der Fertigung ist er eine Herrscherfigur geworden und der 

Betrieb ein Herrschaftsgebilde. Und zwar im Unterschied zu allen folgenden Typen zu einem 

Herrschaftsgebilde, das allein auf die Person des Chefs ausgerichtet ist“ (Kotthoff 1990, 166). 

Dieser Logik folgend erscheint es schlüssig, dass es in diesem Unternehmen mit mehr als 100 

Beschäftigten keinen Betriebsrat gibt. Ungeachtet dessen sind für diesen Unternehmer Leistung, 

Loyalität und eine „menschliche Komponente“ zentral. Das wissen auch die MitarbeiterInnen, 
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insbesondere diejenigen, die sich bereitwillig an die von ihnen gewünschte Rolle angepasst haben. Die 

interviewten Beschäftigten identifizieren sich mit dem Unternehmen, das für sie in engster 

Verbindung mit der Person des Eigentümers steht. Sie empfinden viel Verbundenheit dem 

Unternehmen gegenüber. Darauf deutet auch die langjährige Betriebszugehörigkeit der Gesprächs-

partnerInnen im Unternehmen hin: Drei von vier der interviewten MitarbeiterInnen sind zwischen 15 

und 25 Jahren in diesem Betrieb tätig. Loyalität und Leistung wird mit einer persönlichen, als 

freundschaftlich empfundenen Beziehung zum Chef „entlohnt“: 

„Man kriegt von der Geschäftsführung auch persönliche Bestätigung und ja, die Mitarbeiter, 

die länger dabei sind, sind mit dem Chef per du. Es ist persönlich, keine beste Freundschaft, 

aber ein persönliches Verhältnis. Man weiß, wie es dem anderen geht, was privat so läuft ein 

bisschen. Das wird auf jeden Fall wertgeschätzt.“ (W4.2) 

„Über die vielen Jahre (lacht) weiß man einfach von der Familie sehr viel, über die vielen 

Jahre. Und es ist eine freundschaftliche Basis auch da, weil man doch die Seniorchefs kennt und 

ja. Das Verhältnis ist schon sehr respektvoll, aber auch, wo man mit persönlichen Dingen zum 

Chef kommen kann. (W4.4) 

Die befragten MitarbeiterInnen loben und schätzen die spürbare Wertschätzung, die familiäre 

Stimmung und das gute Arbeitsklima im Unternehmen. Die intensive Bindung der Beschäftigten an 

das Unternehmen wird auch durch Rituale wie Weihnachtsfeiern, Betriebsausflüge u.a.m. gefestigt. 

Auch hier spielt die Person des Eigentümers die zentrale Rolle: 

„Ja, es sind 120 Mitarbeiter ungefähr, aber das Familiäre ist immer noch da. Es gibt Veran-

staltungen, der Chef lädt einmal im Jahr zum Grillen ein, bei ihnen im Garten, oder auf 

Betriebsausflug, Weihnachtsfeier sowieso. … Der Zusammenhalt und das Menschliche stehen 

im Vordergrund.“ (W4.2) 

Die Organisationspsychologinnen Miriam Rennung und Anja Göritz (2017) bestätigen in einer 

empirischen Studie, dass durch Rituale einer schwindenden Bindung der MitarbeiterInnen an das 

Unternehmen entgegengewirkt werden kann. Diese Rituale sind wichtig für die Förderung und 

Herstellung eines Zusammengehörigkeitsgefühls in einem Kollektiv. Zusätzlich dient in diesem 

Unternehmen auch die starke Betonung der Regionalität zur Stärkung des „Wir“-Gefühls. Regionalität 

ist ein wichtiger Faktor in der Vermarktung des Produktes sowie der Selbstinszenierung. Auch in der 

Rekrutierung von neuem Personal spielt der Faktor Regionalität eine zentrale Rolle. MitarbeiterInnen 

werden bevorzugt aus ausgewählten Gemeinden in der näheren Umgebung rekrutiert, da für den 

Eigentümer darin die Garantie für großen Arbeitswillen und Fleiß liegt. Die Rekrutierung erfolgt 

hauptsächlich über ein innerbetriebliches Bewerbungstool mit Prämiensystem. Dieses basiert vor 

allem auf der Weiterempfehlung durch bereits im Betrieb tätige MitarbeiterInnen. 

Dem Eigentümer dieses Produktionsbetriebes fällt hinsichtlich der Personalrekrutierung der Trend zur 

Höherqualifizierung auf. Er geht davon aus, dass „zumindest der Bachelor das ist, was vor 20 Jahren 

Matura war“ (W4.1). Über das AMS wird kaum Personal rekrutiert, auch deshalb nicht, weil z.B. 

Fachkräftemangel kein ernsthaftes Problem im Unternehmen zu sein scheint. Auf das AMS wird nur 

dann zurückgegriffen, wenn es keine andere Möglichkeit gibt. Passend dazu sind alle Beschäftigten, 

die interviewt wurden, durch persönliche Kontakte in das Unternehmen gekommen. Alle befragten 

MitarbeiterInnen haben das Gefühl, einen ziemlich sicheren Job auszuüben. Sie sind mit ihrer 

beruflichen Situation sehr zufrieden, auch deshalb, weil sie sich bei einem „guten“ Arbeitgeber 

beschäftigt sehen und außerdem Arbeitsplatzsicherheit als hohes Gut gedeutet wird. Bezüglich 

möglicher Aufstiegschancen geben die befragten MitarbeiterInnen an, dass dahingehend kaum 

Möglichkeiten bestünden, dass das aber auch kein ernsthaftes Problem sei, denn die drei Männer bzw. 

eine Frau sehen sich ihrer Ausbildung gemäß eingesetzt. Diese Befragten vermitteln den Eindruck von 

sehr loyalen und leistungsbereiten MitarbeiterInnen, die kein Problem damit haben, sich dem 

Regiment des Eigentümers unterzuordnen, um im Gegenzug dafür Wertschätzung, aber auch das 

Gefühl der Teilhabe am Erfolg und guten Ruf des Unternehmens zu erhalten. Die gelingende soziale 

Reziprozität und die daraus folgende intensive Bindung an den Betrieb scheinen (nicht nur) in diesem 

Unternehmen ein wesentlicher Erfolgsfaktor zu sein: „The employee always supports the organization 

through necessary work behavior when he too has the feeling that he can rely on the support of the 

organisation concerning his own interests. […] Social reciprocity also means that each person is 
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important and is perceived as an individual human being with distinct personal needs and abilities“ 

(Jochims 2016, 193 bzw. 197). 

Vor dem Hintergrund der Werte Leistung und Loyalität, die in diesem Unternehmen großgeschrieben 

werden, gilt – als Kehrseite – Leistungsunwilligkeit, die für die Befragten in direkter Verbindung mit 

Arbeitsunwilligkeit bzw. Arbeitslosigkeit steht, dementsprechend als „No-Go“ und wird von allen 

scharf verurteilt.  

4.2.2. Fallstudienbetrieb Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen 

Der zweite Fallstudienbetrieb bietet Dienstleistungen im Sozial- und Gesundheitswesen an, vorrangig 

im Bereich der mobilen Pflege. Die Interviews werden an einem Standort im Waldviertel geführt, an 

dem ca. 30 MitarbeiterInnen tätig sind. Die Trägerorganisation ist österreichweit aktiv. Die 

Büroräume, in der die Interviews geführt werden, werden überwiegend für Zwischenaufenthalte und 

regelmäßige Teamsitzungen genutzt. Das Gebäude ist relativ klein und befindet sich am Stadtrand, 

umgeben von größeren (sozialen) Wohnbauten. Es erscheint eher provisorisch eingerichtet, eng und 

dunkel. Lediglich eine Interviewte (W4.8) befindet sich immer vor Ort und erledigt Koordinations- 

und Organisationsaufgaben. Es herrscht eher wenig Betriebsamkeit. Die Interviewten kommen (bis auf 

W4.8) nur für das Interview zum Standort. Sie sind vor und nach den Interviews mit ihren 

Dienstfahrzeugen unterwegs zu pflegebedürftigen KundInnen. Durchschnittliche Fahrstrecken reichen 

von 10 bis 15 Kilometern pro Stunde.12 Unbedingte Voraussetzung für eine Tätigkeit in der mobilen 

Pflege ist folglich ein Führerschein und ein PKW. Dienstautos werden zwar zur Verfügung gestellt, 

aber erst ab der jeweiligen Station. Bis auf eine Befragte (W4.6), die direkt in der Nähe wohnt und mit 

dem Rad zur Arbeit fährt, legen alle Interviewten in diesem Betrieb täglich eine entsprechende 

Pendelstrecke von ihrem Wohnort zum Standort zurück.  

In der mobilen Pflege gibt es unterschiedlich ausgebildetes Personal, das je nach Dauer und Art der 

Ausbildung für verschiedene Aufgaben zuständig ist. Diese Staffelung entspricht zudem einer subtilen 

hierarchischen Ordnung. HeimhelferInnen (W4.6) sind für „das Soziale“, die Kommunikation und für 

alltägliche Verrichtungen zuständig, haben die kürzeste Pflegeausbildung (3,5 Monate) und scheinen 

in der Hierarchie der in der mobilen Pflege Tätigen sowohl in der Selbst- wie auch der Fremdwahr-

nehmung an „unterster“ Stelle zu stehen. Weiters arbeiten PflegeassistentInnen (ehem. PflegehelferIn-

nen) und Pflegefachkräfte (W4.10), die entweder eine ein- oder zweijährige Fachausbildung 

absolvieren und z.B. für Pflegemaßnahmen und die Unterstützung des diplomierten Pflegepersonals 

zuständig sind.13 Das diplomierte Pflegepersonal (W4.7) erhebt, plant, organisiert, kontrolliert und 

evaluiert pflegerische Maßnahmen und ist für medizinisch-diagnostische und therapeutische 

Maßnahmen mit zuständig (in Zusammenarbeit mit Ärzten). Die „Diplomierten“, wie sie in den 

Interviews genannt werden, absolvieren eine akademische Ausbildung.14  

Die subtile Hierarchie der verschiedenen Tätigkeitsprofile beschreibt z.B. die Regionalleiterin. 

Gewisse Mankos in der Grundausbildung würden z.B. bei HeimhelferInnen mit Schwierigkeiten bei 

Schreibarbeiten einhergehen: 

„Diplomierte haben ja schon viel in der Schule und Pflegeassistenten sehr viel in der Ausbil-

dung gelernt. Das ist gar nicht negativ gemeint, das ist unsere wichtigste und größte Berufs-

gruppe, die Heimhilfe, aber die haben eine 400-Stunden-Ausbildung. Und dass sich die mit 

mancher Beschreibung und so schwertun, liegt in der Natur der Sache.“ (W4.9) 

Auch in der Selbstwahrnehmung der interviewten Heimhelferin zeigen sich durchaus Statusprobleme 

aufgrund der beruflichen Tätigkeit. Diese Gesprächspartnerin hatte in einem früheren Job in einer (in 

der Selbstwahrnehmung) leitenden Position in der Textilbranche gearbeitet und ist nach der Geburt 

ihres Kindes und einer längeren Karenzierung in den Beruf der Heimhilfe gewechselt. Sie hat das 

Gefühl, sich dafür rechtfertigen zu müssen und versucht dementsprechend, den eigenen Status mit 

                                                      
12  Das ist für die Region Waldviertel verhältnismäßig wenig. In noch periphereren Gegenden werden deutlich 

weitere Distanzen zurückgelegt. 
13  https://www.gesundheit.gv.at/gesundheitssystem/berufe/krankenpflege/pflegehelfer 
14  https://www.gesundheit.gv.at/gesundheitssystem/berufe/krankenpflege/krankenpfleger 
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dem erreichten Wohlstand (z.B. teuren Hobbies) sowie mit ihrer grundsätzlichen Leistungsbereitschaft 

zu untermauern: 

„Da habe ich oft ein schlechtes Gewisses, zu meinem alten Leben passend, ich kann ja nicht 

immer Heimhilfe bleiben, aber warum auch nicht? … Ich bin zielstrebig, hab ein schönes Haus, 

aber ich lebe gerne, ich habe ein Pferd und meinen Partner und ich habe den Garten, das 

braucht alles seine Zeit und ich verbringe mit allem gerne Zeit, was ich mache. … Mein 

Lebensgefährte ist um elf Jahre älter, ist aber - ja, jeder sagt, er schaut sehr jung aus, er ist 

sportlich, superschlank und verdient auch nicht schlecht.“ (W4.6) 

Alle Befragten dieses Betriebs sind davon überzeugt, dass sich das Image des Pflegeberufs in den 

letzten Jahrzehnten verbessert habe. Mehr Anerkennung bekämen sie jetzt, weil… 

„…früher hat es geheißen, das mag ich nicht machen, Hintern waschen usw. Und heute ist das 

Soziale, das hat sich stark verändert, viel besser geworden. … Heute hört man: ‚Dass du das 

machen kannst, Hut ab und das ist eine Aufgabe‘ und so.“ (W4.10) 

In Bezug auf das eigene Gehalt führen die Gesprächspartnerinnen an, dass die Tätigkeit durchschnitt-

lich bezahlt sei. Es lässt sich hier weder eine außerordentliche Zufriedenheit noch große Unzufrieden-

heit erkennen. Zudem sind alle davon überzeugt, einen sehr sicheren Job zu haben.  

Der Pflegeberuf ist nach wie vor weiblich dominiert. Der Standort im Waldviertel fällt den Befragten 

durch einen überdurchschnittlichen Männeranteil auf, denn von 30 MitarbeiterInnen sind immerhin 

drei männlich, „aber prinzipiell ist der Anteil bei Männern bei null Komma irgendwas“ (W4.9), so die 

Regionalleitung. Das Durchschnittsalter aller MitarbeiterInnen am Standort im Waldviertel beträgt 

laut der Regionalleitung ungefähr 45 Jahre. Dieser (hohe) Altersschnitt resultiert vermutlich auch 

daraus, dass die Arbeitszeiten in der mobilen Pflege mit Kinderbetreuungszeiten kollidieren können. 

„Das ist ganz schwierig in der Hauskrankenpflege, weil gerade in der Hauskrankenpflege ist 

der größte Bedarf zwischen 6 und 8 Uhr früh und das ist ganz schwierig mit der Kinderbetreu-

ung zu vereinbaren. Daher auch der Altersdurchschnitt mit 45, da sind die Kinder selbstständig 

… Betreuungszeit ist zwischen 6 und 22 Uhr.“ (W4.9) 

In der bundesweit tätigen Trägerorganisation gibt es zwar einen Betriebsrat, dieser wird jedoch von 

den Befragten nicht erwähnt. Er scheint keine wesentliche Rolle für den Arbeitsablauf an diesem 

Standort zu spielen. Dagegen pflegt insbesondere die Regionalleiterin eine enge Zusammenarbeit mit 

dem AMS, sowohl zwecks Personalrekrutierung wie auch für die Inanspruchnahme von Förderungen. 

Das AMS wird als Partner sehr geschätzt und ist für die Aufnahme von neuen MitarbeiterInnen 

wichtig, vor allem im Segment der Heimhelferinnen.  

4.2.3. Wandel in der Arbeitswelt und Digitalisierung 

Der ca. 50-jährige Eigentümer des Produktionsbetriebes im Waldviertel (W4.1) konstatiert neben dem 

Trend zur Höherqualifizierung einen steigenden Arbeits- und Leistungsdruck in der Arbeitswelt. Er 

geht davon aus, dass sich dieser Trend weiter verschärfen wird und führt das auf eine grundsätzlich 

zunehmende Komplexität in der Gesellschaft zurück, die mit Schnelllebigkeit und einem selbst 

gewählten Erfolgsdruck einhergehe. Zudem nimmt er eine massive Zunahme von bürokratischen 

Tätigkeiten wahr, wofür er „Brüssel“ bzw. die Übereifrigkeit Österreichs in der Erfüllung von 

administrativen Vorgaben verantwortlich macht. Dennoch sieht er in dieser Entwicklung auch Vorteile 

wie z.B. eine bessere Dokumentation und mehr Transparenz: 

„Die Komplexität hat sich potenziert im Verwaltungsbereich, Verordnungen, Richtlinien, 

aktuelles Beispiel Datenschutzverordnung. Also wir verwalten uns deppert. … Wir verzweifeln 

an der Komplexität, mit der wir zu tun haben am Schreibtisch. Wir sind sehr qualitätsorientiert 

und das bedingt viele Standards und komplexe Arbeiten, die damit einhergehen, hat aber den 

Vorteil, dass alles besser dokumentiert ist, transparenter, sicherer, ja. Vieles bringt ja Vorteile, 

was uns aufgebürdet wird, vor allem von Brüssel, wo Österreich dazu neigt, das überzuerfüllen, 

das ist ärgerlich, ist aber so.“ (W4.1) 

Auch in der mobilen Pflege wird eine steigende Tendenz in Richtung einer intensiveren Bürokratisie-

rung wahrgenommen. Allerdings wird hierfür nicht die EU verantwortlich gemacht, sondern lediglich 



48 

ein allgemeiner Wandel im Pflegebereich wahrgenommen. Auch steigender Arbeitsdruck wird 

thematisiert, der sich vor allem in gesteigerter Effizienzorientierung und mehr Zeitdruck zeigt. Der 

gestiegene Zeitdruck steht in enger Verbindung mit der geforderten genaueren Dokumentation der 

Tätigkeiten. Diese Vorgaben werden als „von oben“ angeordnet wahrgenommen.15 In Verbindung mit 

der fortschreitenden Digitalisierung wird zudem eine verstärkte Kontrolle der MitarbeiterInnen 

wahrgenommen. Das Eintragen von Arbeitszeiten wird per Smartphone jeweils beim Kunden 

vorgenommen und läuft gänzlich digitalisiert ab. Gestiegener Leistungs- und Zeitdruck, vermehrte 

Kontrolle durch die Digitalisierung und strengere Richtlinien und Vorgaben machen für eine 42-

jährige Fachpflegekraft aktuell den Pflegeberuf aus: 

„Dass wir viel mehr schauen müssen auf Zeit und dass ich genau aufschreibe. Das stört mich 

manchmal eh, weil ich rede dann noch mit den Kunden, da habe ich abgedrückt, da muss ich 

schon gehen und manchmal vergesse ich. … Strenger ja, viel mehr Richtlinien und ja, es hat 

sich alles komplett verändert … Dass man immer mehr Richtlinien kriegt, die wir befolgen 

müssen. Auf das schauen und das und das darfst da nicht mehr machen usw. Also, es wird schon 

viel mehr auf Profit geachtet, meiner Meinung nach. … Ja, die Schreiberei, da hieß es immer, es 

wird alles einfacher und schneller am Handy, super. Zeit gebe ich ein, überwacht sind wir 

mehr, mehr kontrolliert, aber von weniger ist keine Rede.“ (W4.10) 

Auch die Leiterin eines sozialökonomischen Beschäftigungsbetriebes im Waldviertel nimmt einen 

steigenden Leistungsdruck in der Arbeitswelt wahr. Sie verbindet diesen direkt mit einem Verlust an 

Mitmenschlichkeit vor allem in privatwirtschaftlichen Betrieben. Kann eine bestimmte (Arbeits-

)Leistung nicht mehr erbracht werden, finde automatisch eine Entwertung der gesamten Person statt, 

was arbeitslose Menschen besonders treffe.  

„Der Druck ist viel mehr geworden, du wirst über die Leistung bewertet, du bist nichts wert, 

wenn du keine Leistung erbringst, ein Arbeitsloser ist nichts wert.“ (W4.11) 

Der im IT-Bereich tätige Befragte aus dem Produktionsbetrieb, der die Matura absolviert hat (W4.2), 

verbindet die Zunahme von Arbeits- und Leistungsdruck mit einem Rückgang an Gemeinschaftsorien-

tierung: „Jeder schaut mehr auf sich als auf das Gesamte, kommt mir vor“ (W4.2). Diese Veränderun-

gen im zwischenmenschlichen Umgang werden auch mit der fortschreitenden Digitalisierung in 

Verbindung gebracht. So beschreibt die 47-jährige Gesprächspartnerin mit kaufmännischem 

Lehrabschluss, die seit ca. 25 Jahren im Vertrieb des Produktionsbetriebes beschäftigt ist, dass früher 

persönlicher und mehr im Gespräch kommuniziert wurde. Nun werde man „immer mehr zum Amt“ 

(W4.4). Sie meint damit einen stetig unpersönlicheren Umgang infolge der Verwendung von digitalen 

Medien:  

„Es ist nicht mehr so persönlich wie früher. … Weil es wird nicht kommuniziert, persönlich, es 

wird eine Mail geschrieben. Aber ja, das ist der Wandel der Zeit.“ (W4.4) 

Diesen Trend nimmt auch die Leiterin des sozialökonomischen Betriebes wahr. Vor allem jüngeren 

Kurs-TeilnehmerInnen fehle zunehmend die Fähigkeit, im direkten Kontakt – abseits von sozialen 

Medien – miteinander zu kommunizieren. Sie konstatiert einen dadurch entstehenden Empathie-

Verlust:  

„Ich meine, ich sehe nur beim Gegenüber, wenn ich mit dem rede, und ihn verletze. Das spüre 

ich, aber wenn in Facebook einer blöd schreibt … Die schauen nicht, grüßen nicht, rennen mit 

dem Handy herum, da hörst du niemand reden oder auch nur Blödsinn machen, was eh ok 

wäre. Aber die sitzen da und tippen am Handy. Wir haben eine Gaudi gehabt früher.“ (W4.11) 

Dieser schleichende Verlust an Sozialkompetenz und Empathiefähigkeit ist ihrer Meinung nach sogar 

einer der wesentlichen Gründe dafür, dass grundsätzlich arbeitsfähige junge Menschen immer 

schwieriger eine Arbeit oder Lehrstelle finden. Basistugenden wie Kommunikation oder das Einfügen 

in ein Arbeitsteam würden durch die intensive Smartphone-Nutzung empfindlich gestört.  

Die von uns befragten Arbeitskräfte im Waldviertel nehmen einen steigenden Leistungs- und 

Arbeitsdruck wahr. Dieser wirkt sich zum Beispiel in einem Anstieg der bürokratischen Regelungen 

                                                      
15  In diesem Unternehmen ist es möglich, auf ein mehr oder weniger anonymes, schwer fassbares „Oben“ zu 

verweisen, da die Trägerorganisation eine große, österreichweit tätige Einrichtung ist. 
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und Vorgaben aus, die zu erfüllen sind. Der Anstieg der Bürokratie stellt für die Interviewten ein eher 

negativ behaftetes Thema dar, wobei dahingehend differenziert wird, dass mit der Mehrarbeit auch 

mehr Transparenz möglich ist. Die fortschreitende Digitalisierung ist in beiden Betrieben ein 

wichtiges Thema und insofern im Arbeitsalltag längst angekommen. Sie hat zudem Auswirkungen auf 

die zwischenmenschliche Kommunikation in beiden Betrieben: Direkte, persönliche Gespräche 

werden weniger, vorrangig wird zwischen Abteilungen und MitarbeiterInnen via E-Mail, Telefonaten 

oder SMS kommuniziert. Allerdings ist hier erwähnenswert: Das häufig kolportierte Risiko eines 

Jobverlustes durch immer „invasivere“ Digitalisierungsprozesse in der Arbeitswelt bis hin zur 

Ersetzung von menschlicher Arbeit durch Roboter und Maschinen etc. wird in diesen Gesprächen so 

gut wie nie genannt. Offenbar fühlen sich die Befragten der beiden Betriebe an ihren Arbeitsplätzen 

sicher genug, um vor der digitalen Zukunft grundsätzlich keine Angst zu haben. Ob und inwiefern sich 

die ausgeprägte Jobsicherheit auf Einstellungen zu Arbeitsmarktpolitik auswirkt, wird in weiterer 

Folge ausgeführt. 

4.3. Wahrnehmung von Arbeitsmarktpolitik 

Im Anschluss werden Einschätzungen der Interviewten zu Aspekten der Arbeitsmarktpolitik 

wiedergegeben: zunächst allgemeine Beurteilungen des Arbeitsmarktes in der Region, dann jene zu 

Instrumenten der aktiven und passiven Arbeitsmarktpolitik sowie zur Wahrnehmung des Arbeits-

marktservice. Voranzustellen ist, dass sich die meisten der GesprächspartnerInnen als politisch nicht 

besonders interessiert charakterisieren und darüber hinaus zum Teil wenig (eigene) Erfahrungen mit 

Arbeitslosigkeit aufweisen. Zudem empfinden alle Befragten ihren jeweiligen Job als weitgehend 

sicher und äußern wenig Sorgen, in der näheren Zukunft selbst arbeitslos zu werden.  

4.3.1. Arbeitsmarkt in der Region Waldviertel 

Um am Arbeitsmarkt in der Region Waldviertel überhaupt Fuß fassen zu können, ist nach Aussagen 

faktisch aller GesprächspartnerInnen eine zentrale Voraussetzung zu erfüllen: der Besitz des 

Führerscheins bzw. die Verfügbarkeit eines PKWs. Arbeitslose Menschen, die aus verschiedenen 

Gründen keinen Führerschein besitzen oder sich kein Auto leisten können, haben aufgrund des 

schlecht ausgebauten öffentlichen Verkehrsmittelnetzes in der Region kaum Chancen auf einen 

„vernünftigen“ Arbeitsplatz: 

„Ohne Auto ist man sicher aufgeschmissen, … da hast keine Chance. Mit dem Bus in die Arbeit 

zu fahren, auch wenn du willst, das geht einfach nicht.“ (W4.2) 

Für eine erfolgreiche Arbeitsplatzsuche kommt erschwerend hinzu, dass in der Region (gute) 

Arbeitsplätze knapp sind: „Es ist nicht für jeden Arbeit da, sag ich mal.“ (W4.3) Diese Einschätzung 

präzisieren insbesondere die Höherqualifizierten dahingehend – im Produktionsbetrieb z.B. der IT-

Experte mit Matura (W4.2) oder die im Vertrieb Beschäftigte (W4.4) sowie in der Pflegeorganisation 

die Regionalleitung mit akademischem Abschluss (W4.9) –, dass es vor allem an Jobs für Maturanten 

und AkademikerInnen mangelt, wohingegen Fachkräfte in Lehr- und Handwerksberufen bzw. auch 

Hilfskräfte durchaus gefragt seien:  

„Es gibt ein Jobangebot, aber man muss wissen, dass man mit gewissen Ausbildungen keinen 

Job kriegt im Waldviertel. Wenn ich heute Germanistik studiere oder irgend so etwas, oder 

Physik oder Chemie oder so, das ist ziemlich sicher, dass ich im Bezirk keine Arbeit kriegen 

werde. … Handwerk geht immer, glaube ich, der klassische Lehrberuf, in allen Bereichen, sonst 

kaufmännisch, dass man da Chancen hat.“ (W4.2) 

„Für normale Lagerarbeiter oder am Bau, die haben sicher überall [Chancen], da ist es egal, 

ob am Land oder in Stadtnähe, die keine besondere Ausbildung haben, sag ich mal.“ (W4.4)  

Durchaus passend zu den Schilderungen, dass es im Waldviertel einen soliden Arbeitsmarkt z.B. für 

Berufe mit Lehrabschluss oder auch für Hilfskräfte gibt, berichtet die Regionalleitung der 

Pflegeorganisation, dass manche Jobangebote deshalb nicht mehr besetzt werden könnten, weil sie – 

in diesem Fall die Arbeit in einer Fabrik für Tierfutterherstellung – niemand mehr machen wolle. 
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„Ich kenne auch Firmen, die Arbeiter suchen und keine kriegen. … Zum Beispiel kenne ich eine 

Firma, die stellen Futtermittel her. Da stinkt es natürlich, das ist keine körperliche anstrengen-

de Arbeit, aber es stinkt dort. Die suchen derzeit Mitarbeiter und finden keinen.“ (W4.9)  

Das nördliche Niederösterreich wird (neben dem Südburgenland) häufig als „Pendlerhochburg“ 

beschrieben.16 Alle Interviewten haben Bekannte oder Freunde, die berufsbedingt nach Wien pendeln. 

Überwiegend seien das WochenpendlerInnen, teilweise auch TagespendlerInnen. Letztere sind 

aufgrund der (einfachen) Pendelstrecke von 1,5 bis zwei Stunden einem enormen Zeitaufwand 

ausgesetzt. Keiner der Befragten kann sich vorstellen, freiwillig in Wien zu arbeiten und die langen 

Pendelstrecken in Kauf zu nehmen. In dieser Hinsicht beschreiben AutorInnen wie z.B. Seidl, dass 

speziell im Waldviertel große Mühen und Kosten auf sich genommen werden, um den Kontakt zur 

Heimatregion aufrecht zu halten; dies zum Teil inklusive „starken inneren Widersprüchen … um das 

Naheverhältnis zum Raum nicht aufzugeben“ (Seidl 2013, 6). 

4.3.2. AMS als Referenzrahmen für Arbeitsmarktpolitik 

Mit Arbeitsmarktpolitik hat sich die Mehrheit der Befragten bislang wenig auseinandergesetzt. 

Nachfragen nach diversen Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinn (z.B. Eingliede-

rungsbeihilfe) bleiben oft ergebnislos, generell fehlt es ohne Stichworten wie „AMS“ oder 

„Umschulungen“ vielfach an Assoziationen dazu. Wenig überraschend ist das entsprechende Interesse 

enden wollend, wenn es (zum Glück für die Interviewten) an Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit oder 

mit Arbeitslosen aus dem Bekanntenkreis mangelt. Beispielhaft dafür soll der 41-jährige IT-Experte 

des Produktionsbetriebes zu Wort kommen: 

„Wenn man keinen Bedarf hat, befasst man sich nicht so. … Ich habe mich nicht befasst, oder 

wo kann man sich was holen - ich kenn mich nicht wirklich aus.“ (W4.2)  

Bei jenen Befragten, die mehr Erfahrung mit Arbeitslosigkeit haben – sei dies durch die berufliche 

Tätigkeit wie im Fall der Leiterin sowie einer Schlüsselarbeitskraft in einem sozialökonomischen 

Betrieb (W4.11, W4.12) oder bedingt durch Arbeitslosigkeit innerhalb der eigenen Familie (W4.10) 

oder auch eigene Arbeitslosigkeit in der Vergangenheit (W4.8) – , finden sich demgegenüber 

ambivalente Meinungen zur Arbeitsmarktpolitik. Vor allem Positionen zum AMS bzw. zu geförderten 

Beschäftigungsverhältnisse werden in diesem Zusammenhang ausführlicher thematisiert. Anzumerken 

ist, dass im Kontext von Arbeitsmarktpolitik mehrmals das Thema des 12-Stunden-Tag-Gesetzes ins 

Spiel gebracht wurde, hauptsächlich von den Befragten aus der mobilen Pflege. Zur Zeit der 

Interviews im Frühjahr 2018 war dieses Thema in den Medien bereits sehr aktuell.  

Positionen von Leitungspersonen zum AMS  

Im Produktionsbetrieb greift man laut den Aussagen des Eigentümers zur Personalrekrutierung nur in 

Notfällen auf das AMS zurück, „dann, wenn man selber niemanden findet“ (W4.1). MitarbeiterInnen 

werden vorrangig über betriebsinterne Kanäle rekrutiert. Allerdings erwähnt der Eigentümer ein vom 

AMS gefördertes betriebsinternes Projekt, in dem Langzeitarbeitslose in den Produktionsprozess 

eingebunden waren. Regelmäßig werden zudem ältere MitarbeiterInnen über 50 und solche mit einer 

Behinderung eingestellt, wofür dann AMS-Förderungen in Anspruch genommen werden können. Die 

Förderung sei dabei keineswegs das wesentliche Kriterium, sondern lediglich „ein Zuckerl“ (W4.1). 

Der Umgang mit dem AMS gestaltet sich beim Unternehmen in der mobilen Pflege gänzlich anders. 

Hier existiert eine enge und fruchtbare Zusammenarbeit. Diese erfolgt nach Aussagen der 

Regionalleitung über einen regelmäßigen persönlichen Kontakt mit den FirmenbetreuerInnen der 

regionalen AMS-Geschäftsstellen. Auch die Inanspruchnahme von Förderungen für die Heimhilfe-

Ausbildung ist ein wichtiger Baustein der Zusammenarbeit. Die Regionalleiterin beschreibt zwar – auf 

Nachfrage – auch Negativerfahrungen mit Arbeitslosen, die vom AMS vermittelt wurden, insgesamt 

herrscht aber große Zufriedenheit mit den Leistungen des AMS.  

                                                      
16  https://derstandard.at/2000015882270/Verteilung-der-Pendler-in-Oesterreich?_blogGroup=3 
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Die Leiterin eines sozialökonomischen Betriebs im Waldviertel arbeitet im Rahmen ihrer Tätigkeit 

ebenfalls eng mit dem AMS zusammen. Sie beschreibt insbesondere die Wahrnehmung, dass die 

MitarbeiterInnen des AMS seit dem Regierungswechsel einem verstärkten Druck durch Einsparungen 

ausgesetzt sind und versuchen müssen, jene Personen „wegzubringen“, die schon eine lange 

Verweildauer in der Arbeitslosigkeit aufweisen. Früher seien für arbeitslose Menschen mit besonders 

komplexen Problemlagen individuelle und nachsichtigere Lösungen gefunden worden. Nun werden 

auch jene, die im Grunde keine Chance (mehr) am ersten Arbeitsmarkt haben, an den sozialökonomi-

schen Betrieb vermittelt: 

„Die [vom AMS] wollen natürlich die wegbringen, die sie nicht loswerden. … Wenn jemand 

schwer psychotisch ist, wäre er eigentlich nicht arbeitsfähig, hat er beim AMS nichts verloren. 

Und da haben sie früher Rücksicht genommen. Oder ein kleines Kind, niemand zum Aufpassen, 

da haben sie ein Auge zugedrückt. Das wird alles härter werden, weil es vom Geld nicht anders 

geht, weil sie beschnitten werden.“ (W4.11) 

Obwohl die Problemlagen der SÖB-Klientel immer komplexer werden, sind gleichzeitig die 

Durchlaufzeiten von einem Jahr auf ein halbes Jahr (im Gespräch war eine weitere Verringerung auf 

drei Monate) gekürzt worden. Das bedeutet weniger Zeit für eine Stabilisierung und den Aufbau eines 

Vertrauensverhältnisses sowie für Hilfe bei Problemlagen, die für eine erneute Arbeitsaufnahme 

hinderlich sind (Schuldnerberatung, Suchtproblematiken, psychische Probleme, kein Führerschein, 

etc.). 

Positionen von MitarbeiterInnen zum AMS  

Für die MitarbeiterInnen in den beiden Fallstudienbetrieben, die – abgesehen von einer ehemals 

Langzeitarbeitslosen, die über die Aktion 20.000 eine Beschäftigung in der mobilen Pflege fand – 

wenn, dann von nur kurzen Episoden (max. zwei Monate) in Arbeitslosigkeit berichten, wird das AMS 

für die Arbeitsvermittlung als wenig hilfreich empfunden. Der IT-Experte im Produktionsbetrieb, der 

selbst zwei Monate im gesamten Berufsleben arbeitslos war, meint dazu: 

„…dass die Vermittlung vom AMS eigentlich sehr zu wünschen übrig lässt. Die Jobs, die man 

dort kriegt … man kriegt massenhaft Angebote, die gar nicht passen. Du hast aber die Liste und 

musst nachweisen, dass du dort warst. Aber ich habe alle meine Jobs über Eigeninitiative 

gekriegt, über das AMS war nie was dabei.“ (W4.2)  

Der Weg zum AMS in Zeiten der Arbeitslosigkeit wird als (mehr oder weniger lästige) Notwendigkeit 

angesehen, um finanzielle Unterstützung zu erhalten. Ein junger Mann, als Fahrer im Produktionsbe-

trieb arbeitet, hat ein Kind im Kindergartenalter und lebt mit seiner Freundin in einem Mehrpersonen-

haushalt mit seinen Eltern und Geschwistern. Er kritisiert die Berechnungsgrundlage für das 

Arbeitslosengeld: Seine Freundin bekam in einer längeren Episode in Arbeitslosigkeit aufgrund der 

Berechnung des gesamten Haushaltseinkommens kaum finanzielle Unterstützung. Das empfand er als 

große Ungerechtigkeit.  

„Und dadurch, dass ich ausgebaut habe im Elternhaus, ist das Einkommen von allen zusam-

mengerechnet worden: Vater, Mutter, die arbeitstätig sind und zwei Schwestern von mir sind 

auch daheim gewesen. Und dann wird das ganze Einkommen zusammengelegt und meine 

Freundin hat durch die Finger schauen können, die hat nichts gehabt.“ (W4.5) 

Die ehemalige Langzeitarbeitslose mit kaufmännischer Lehrausbildung und einem Job in der 

Verwaltung der Pflegeorganisation hat über die bereits wieder abgeschaffte Aktion 20.000 eine 

befristete Beschäftigung am Standort des Unternehmens erhalten. Sie war lange beim AMS als 

arbeitslos gemeldet und erzählt, dass sie in dieser Zeit u.a. einen Englischkurs absolviert hat. Dieser 

sei gut und sinnvoll gewesen, allgemein sei jedoch im Laufe der Zeit der Standard der Vortragenden 

immer weiter gesunken. Außerdem meint sie, dass in den Kursen nicht das gelernt und gelehrt werde, 

„was einen weiterbringt bei den Firmen“ (W4.8). Im Gegensatz dazu war der 53-jährige diplomierte 

Pfleger mit Leitungstätigkeit am Standort der Pflege-Organisation selbst noch nie arbeitslos. Er 

versteht das AMS-Kursangebot, das er mit Umschulungen gleichsetzt, aber als grundsätzlich sinnvoll. 

Zugleich revidiert der Gesprächspartner dieses Urteil dahingehend, dass die Kurse seiner Einschätzung 
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nach teilweise eine Art Beschäftigungstherapie darstellen und wenig zielführend für die Arbeitsver-

mittlung sind. Dennoch empfindet er das besser als eine rein finanzielle Unterstützungsleistung:  

„Ich finde wichtig, dass es das gibt und die Leute, die keine Arbeit haben, gestützt werden, auch 

mit der Umschulung. Manchmal denke ich mir halt, ja, zwei Jahre vor der Pension umgeschult, 

das ist nur von der Statistik weg (lachen). Aber bevor er gar nicht Fuß fasst, kann er den 

Horizont erweitern. Ob das politisch Sinn macht, ja, ist die Frage.  

I: Kennen Sie Beispiele? 

Bei einer vorigen Stelle haben wir eine Dame, die war 55 und das war eine zweijährige 

Umschulung. Die hätte vielleicht nichts gekriegt. Bevor sie depressiv wird. Die war Verkäuferin 

und hat Pflegehelferin gemacht, ok, hat sie noch was gemacht, bevor man nur Geld gibt. Ist 

auch nicht so schlecht.“ (W4.7) 

Geförderte Beschäftigungsverhältnisse 

Anstatt der vielerorts als sinnlos empfundenen AMS-Kurse bzw. Umschulungen für Menschen, die 

wenig reale Chance am ersten Arbeitsmarkt haben (Ältere, gesundheitlich Eingeschränkte, gering 

Qualifizierte), erscheint eine verstärkte und dauerhafte Unterstützung im Rahmen geförderter 

Beschäftigungsverhältnisse sinnvoll. Drei der zwölf Befragten haben (in unterschiedlichen Rollen) 

Erfahrungen damit und gelangen zu kontroversen Einschätzungen. 

Die selbst noch im letzten Jahr arbeitslose 53-jährige Administrativkraft in der Pflegeorganisation 

berichtet ausführlich zur Thematik der geförderten Beschäftigungsverhältnisse. Sie hat über die 

mittlerweile wieder abgeschaffte Aktion 20.000 eine befristete Anstellung im Unternehmen der 

mobilen Pflege bekommen, weshalb die Zukunft ungewiss ist und sie die Befristung kritisiert. 

Grundsätzlich steht diese Befragte – gerade sie, die davon aktuell profitiert – dem geförderten Ar-

beitsmarkt sehr skeptisch gegenüber und bezeichnet ihn in einer Passage sogar als „Sklavenhalterei“. 

Demgegenüber schwärmt der 60-jährige Vorarbeiter, der als Schlüsselarbeitskraft in einem 

sozialökonomischen Betrieb (W4.12) arbeitet, von diesem Job. Als Handwerker mit Lehrabschluss hat 

er in seinem Berufsleben in verschiedenen Firmen gearbeitet und war auch längere Zeit selbstständig. 

Im SÖB hat er im Vergleich zu früheren Berufsstationen nicht das Gefühl, „ausgeschunden“ zu 

werden: „In der Privatwirtschaft: Geh heim oder tu!“ (W4.12). In seiner aktuellen Beschäftigung wird 

auf seine altersbedingten Gesundheitsprobleme Rücksicht genommen. Die Tätigkeit im SÖB ist als 

gleitender Übergang in die Pension angelegt und der Befragte ist sich dessen bewusst, dass er 

aufgrund seines Alters am ersten Arbeitsmarkt wohl keine Chance mehr haben dürfte. Dieser 

Gesprächspartner beschreibt ferner, dass die Schlüsselarbeitskräfte dieses sozialökonomischen 

Betriebes über die Jahre ein sehr gut funktionierendes Netzwerk mit Betrieben in der Umgebung 

aufgebaut haben und deshalb auch die Vermittlung gut funktioniere. Erst durch dieses persönliche 

Netzwerk werde Menschen mit multiplen Vermittlungshemmnissen ermöglicht, einen Fuß in den 

ersten Arbeitsmarkt zu setzen. 

Die Leiterin des sozialökonomischen Betriebes bestätigt, dass in ihrem Unternehmen viel Wert darauf 

gelegt wird, wertschätzend miteinander umzugehen. Als äußerst problematisch und existenzbedrohend 

beschreibt sie die angekündigten finanziellen Kürzungen für die eigene Organisation. Sie nimmt einen 

enormen Druck wahr, der auf sie und ihre MitarbeiterInnen und letztlich auch auf die vom AMS 

vermittelten Transitarbeitskräfte ausgeübt wird. Sie geht davon aus, dass die Anzahl jener zunehmen 

wird, die in der schnelllebigen und nach immer höher qualifizierten Arbeitskräften suchenden 

Wirtschaft keinen Platz mehr finden. Als Konsequenz sieht sie neben der materiellen Verarmung die 

soziale Entwertung, wenn jemand eine bestimmte Leistung bzw. vor allem: ein bestimmtes 

Arbeitstempo nicht mehr erbringen kann. Die Konsequenzen von Mittel-Kürzungen für geförderte 

Beschäftigungsprojekte werden ihrer Meinung nach vor allem jene tragen müssen, die sich ohnehin 

schon in einer prekären Lage befinden. Finden zusätzliche individuelle Leistungskürzungen statt 

(Abschaffung Notstandshilfe, Sperren der Mindestsicherung, etc.) und werden Einrichtungen wie 

sozialökonomischen Betrieben eingespart, so hätten längere Zeit Arbeitslose keine Chance mehr, 

wieder in den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Den zweiten Arbeitsmarkt sieht (nicht nur) diese 

Gesprächspartnerin als Vermittlungsinstanz für Langzeitarbeitslose, als wichtigen Zwischenschritt 

bzw. als Empowerment-Instanz für viele, um wieder am Arbeitsmarkt Fuß fassen zu können. Sie 
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schildert zum Beispiel, dass man in diesem SÖB zur Führerscheinprüfung motiviere, um die Mobilität 

zu steigern, was im Waldviertel eine Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Arbeitssuche sei.  

„Viele haben keinen Führerschein, was im Waldviertel ein Wahnsinn ist. Wo w wir die Leute dann 

unterstützen beim Führerschein lernen. Und da dürfen sie in der Arbeitszeit Fahrstunden 

machen. Sie müssen sich schon für den Kurs Urlaub nehmen, aber wir geben auch frei für 

Fahrstunden, weil Mobilität ein Thema ist.“ (W4.11) 

12-Stunden-Tag 

Die im Frühjahr 2018 stattfindenden Diskussionen zur geplanten Einführung des 12-Stunden-Tages 

werden vor allem im Unternehmen der mobilen Pflege aufgegriffen. Zur Zeit der Interviews wurde die 

Diskussion darüber medial intensiv geführt. Im Produktionsbetrieb spricht lediglich der Eigentümer 

an, dass sich seine MitarbeiterInnen den 12-Stunden-Tag wünschen würden, da hierdurch mehr 

zeitliche Flexibilität und Freizeit möglich sei. Die MitarbeiterInnen erwähnen diesen Wunsch 

allerdings in den Interviews nicht explizit.  

Befragte im Bereich der mobilen Pflege äußern sich dazu ambivalent: Die 42-jährige Pflegefachkraft 

steht diesem Gesetzesvorhaben gegenüber. Zwar geht sie davon aus, dass diese Idee grundsätzlich 

nicht schlecht sei, weil die strenge Arbeitszeitregelung ihr in ihrer eigenen beruflichen Tätigkeit ein 

Dorn im Auge ist. Gleichzeitig kritisiert sie, dass die (seitens der Politik angekündigte) grundsätzliche 

Freiwilligkeit eines 12-Stunden-Tages in der Privatwirtschaft so nicht realisierbar sei und erkennt hier 

eine potentielle Diskriminierung für jene Beschäftigten, die nicht 12 Stunden am Tag arbeiten wollen 

oder können und denen dann bei mehrmaliger Verweigerung die Kündigung drohe. Sie differenziert 

die Sinnhaftigkeit des 12-Stunden-Tages außerdem nach Branchen: 

„Ich glaube, wenn man das flexibel gestalten kann, nicht so generell sagt, 12 Stunden musst du 

und freiwillig, das hört sich gut und schön an. Aber seien wir ehrlich, in einer Privatwirtschaft, 

wenn du sagst, ‚nein; ich arbeite keine 12 Stunden‘, bist du der Erste, der weg ist. Da bist weg, 

ganz sicher. Da bin ich mir 100-prozentig sicher. Bei uns ist es vielleicht nicht schlecht, wenn 

wir dürften, dann hätte ich das Problem nicht, dass ich mich nach 10 Stunden rechtfertigen 

muss, warum ich noch immer in der Arbeit war, nicht? Aber so verallgemeinern glaub ich ist 

nicht gut. Und das mit dem Freiwilligen, das ist so larifari. Ich glaube nicht, dass das Hand und 

Fuß hat, da schaufeln sie [die Regierung] sich ihr eigenes Grab ein bisschen … Das haben sie 

nicht bis zum Ende gedacht, was das für Auswirkungen hat. Wenn ich 12 Stunden im Büro sitze, 

ist es vielleicht auch anstrengend, das mag schon sein. Aber Arbeit am Bau, da bist du mit 50 

hin, körperlich ganz am Sand, und dann heißt es: nur 4 Tage. In welchem Land leben wir, wo 

Milch und Honig fließt?“ (W4.10) 

Auch der akademisch ausgebildete Krankenpfleger (W4.7) äußert sich kritisch zur Einführung des 12-

Stunden-Tages und einer Schein-Freiwilligkeit. Der Gesprächspartner kennt den 12-Stunden-

Schichtbetrieb von einer früheren beruflichen Tätigkeit im stationären Pflegedienst und meint dazu:  

„Es ist eine Belastung, da braucht man nicht diskutieren, wenn man 12 Stunden arbeitet, mit 

Schichtdienst, mit Nachtdienst. Und das generell freizugeben, das halte ich nicht für sehr sozial 

und gescheit und dann mit Freiwilligkeit argumentieren… Ich denke, da gibt es Verbesserungs-

vorschläge, man kann was machen, um das effizienter zu machen und die Leistungen besser zu 

verteilen, aber das ist nicht so gescheit.“ (W4.7) 

Auch einige weitere InterviewpartnerInnen haben Diskussionen zur Einführung des 12-Stunden-Tages 

mitverfolgt. Die Ablehnung ist nicht kategorisch, allerdings stehen die Befragten vor allem dem 

Aspekt der politisch angekündigten Freiwilligkeit skeptisch gegenüber. Anders formuliert: Verschiede 

Facetten der komplexen Materie zu Arbeitszeitregelungen kann man/frau ohnehin nicht genau 

bewerten. Aber dort, wo man sich gut auszukennen meint, etwa beim Thema der Freiwilligkeit, 

überwiegt das Misstrauen.  

Darüber hinaus ist erkennbar, dass bei Erörterungen zum 12-Stunden-Tag ebenso wie bei anderen 

Themen zur Arbeitsmarktpolitik abgesehen von Befragten mit konkreten eigenen Erfahrungen (z.B. 

mit Arbeitslosigkeit und anschließenden Umschulungen) in den Interviews eher wenig differenzierte 

Positionen eingebracht werden. Vielmehr überwiegt „Stammtischwissen“, inklusive der Übernahme 
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von medial verbreiteten Schlagzeilen. Dazu passend findet sich in den Interviews viel grundsätzliche 

Skepsis gegenüber politischen Entscheidungen. Das wird im nächsten Abschnitt noch offensichtlicher. 

4.4. Wahrnehmung des Wohlfahrtsstaates  

In diesem Teilabschnitt werden Deutungen der Befragten zum Wohlfahrtsstaat erörtert. Dabei geht es 

zuerst um die von den Befragten wahrgenommenen Vor- und Nachteile des Wohlfahrtsstaates und 

welche positiven oder negativen Aspekte sie hierbei sehen bzw. wo sie sich Veränderungen wünschen. 

Auch das Empfinden von Fairness und sozialer Gerechtigkeit im Wohlfahrtsstaat steht damit in engem 

Zusammenhang. In einer Gruppierung von Stellungnahmen lassen sich hier drei unterschiedliche 

Positionierungen im Sinn von Idealtypen herausschälen. In vielen Interviewpassagen spielt die 

Thematisierung von Randgruppen eine bedeutsame Rolle, relativ unvermittelt wird von Wohlfahrts-

staat auf Einschätzungen zur Arbeitslosigkeit übergeleitet, die faktisch zumeist Einschätzungen über 

Arbeitslose sind. Zudem werden Einstellungen der Befragten zu Personen mit Migrationshintergrund 

wiedergegeben. Die Gruppe der AusländerInnen wurde von den Interviewten im Zusammenhang mit 

dem Wohlfahrtsstaat häufig thematisiert, obwohl nicht explizit danach gefragt wurde. 

4.4.1. Positionen zum Wohlfahrtsstaat 

Der Wohlfahrtsstaat wird von fast allen Befragten grundsätzlich befürwortet, hauptsächlich mit der 

Begründung, dass Menschen in Not in diesem System aufgefangen werden und ihre existenziellen 

Bedürfnisse gesichert sind: 

„Wir sind gut aufgestellt, es rutscht keiner durch oder kommt an die Armutsgrenze.“ (W4.2) 

Zum grundsätzlichen „Ja“ zum Wohlfahrtsstaat gesellt sich bei vielen InterviewpartnerInnen ein mehr 

oder weniger großes und unterschiedlich begründetes „Aber“. Die Aussagen der Befragten lassen sich 

in drei grobe Typen gliedern, wobei diese Gruppierung lediglich Tendenzen in den Gesprächen 

widerspiegelt.  

Hohe Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat: Solidarität für sozial Schwächere (Fürsorge) 

Unter Typ 1 können jene Befragten gefasst werden, die ein fast uneingeschränktes „Ja“ zum 

Wohlfahrtsstaat abgegeben haben, mit einem nur sehr leisen „Aber“ (W4.7, W4.9, W4.11, W4.12). 

Dieser Typus findet sich vor allem bei den akademisch ausgebildeten Interviewten, die in Leitungspo-

sitionen in der Pflegeorganisation bzw. im sozialökonomischen Betrieb tätig sind. Gleichzeitig vertritt 

diese Position auch der 60-jährige Vorarbeiter im sozialökonomischen Betrieb, der eine Lehrausbil-

dung absolviert hat. Das leise „Aber“ beruht vor allem darauf, dass ein Gesetz für alle Menschen 

österreichweit niemals für alle ganz fair sein kann. Das Risiko, dass einige Menschen das Sozialsys-

tem missbrauchen könnten, wird als eine mögliche negative Konsequenz daraus gesehen. Dieses 

Risiko wird wahrgenommen, steht aber nicht im Vordergrund, da der Wohlfahrtsstaat grundsätzlich 

bzw. im Großen und Ganzen als fair befürwortet und unterstützt wird. So argumentiert etwa die 

Regionalleiterin der Gesundheits- und Sozialorganisation, dass es wohl Menschen geben dürfte, die 

das System vielleicht da und dort zu ihren Gunsten ausnützen, gleichzeitig ist das für sie aber keine 

dominierende Wahrnehmung bzw. in punkto tatsächlicher Verbreitung eher eine Randerscheinung. 

Insbesondere die Selbstwahrnehmung als Besserverdienerin verpflichtet sie ihrer Ansicht nach dazu, 

einen Solidaritätsbeitrag zu leisten: 

„Wer soll es sonst machen als die, die gut verdienen. Entweder wir haben Solidarität oder 

nicht. Wenn wir in einem Sozialstaat leben, dann muss das Geld von wem kommen und dann 

müssen die das zahlen, die eben besser verdienen.“ (W4.9)  

Die Sorge, dass das Sozialsystem von arbeitsunwilligen LeistungsempfängerInnen auf Kosten der 

arbeitenden Bevölkerung „leergeräumt“ werden könnte, ist für die Befragten dieses Typus kein 

wesentlicher Faktor in der Beurteilung des Wohlfahrtsstaates. Vielmehr sehen sie es als ihre 

Verantwortung an, ihren Teil zu einer funktionierenden, sozial orientierten Gesamtgesellschaft zu 

leisten; vorrangig in Form von Steuer- und Sozialversicherungsbeiträgen, aber auch durch 

ehrenamtliches Engagement für benachteiligte Gruppierungen. Sofern die an den Staat zu 
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entrichtenden Steuern und Abgaben als zu hoch eingestuft werden, wird das zwar angesprochen, aber 

als Solidarbeitrag charakterisiert und akzeptiert, weil damit jenen, die in einer weniger glücklichen 

Lage sind, Unterstützung und Hilfe gewährleistet wird. Das kann auch als Prinzip der Fürsorge 

bezeichnet werden: Die Wahrnehmung, sich selbst in einer glücklichen Lage zu befinden, verursacht 

ein Gefühl der Mitverantwortung für gesellschaftlich Benachteiligte 

„Für acht Millionen Menschen ist es schwierig, ein Gesetz zu machen. Es wird Missbrauch 

geben. Auf der anderen Seite denke ich, ein gewisser Prozentsatz, … das wird die Gesellschaft 

tragen müssen. Wenn man sich Sozialstaat nennt, muss man sagen, ok. […] Das muss man 

stützen, managen und mittragen […]. Und ich bin froh, dass ich so lebe und diese Möglichkei-

ten habe. Dass ich da bin, wo ich bin. […] Eine Gesellschaft muss auch Leute mittragen. Ich bin 

froh, dass ich so lebe, da bin ich auch bereit, anderen zu geben.“ (W4.7) 

Diesem Typus ist es ein Anliegen, eine humane Form des zwischenmenschlichen Umgangs zu 

etablieren und sicherzustellen. Diese Orientierung an einer fürsorglichen Wertehaltung leitet das 

Handeln und die fast uneingeschränkte Befürwortung des Wohlfahrtsstaates.  

Mittlere Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat: Solidarität als Balance von Geben und Nehmen 

(Reziprozität) 

Zu einem zweiten Typus zählen jene Interviewten, die zwar ebenfalls grundsätzliche Befürworter des 

Wohlfahrtsstaates sind, allerdings etwas schärfere Kritik daran vorbringen als Typus 1. Drei der 

Beschäftigten im Produktionsbetrieb (W4.2, W4.3, W4.5) sowie eine MitarbeiterIn im Bereich der 

mobilen Pflege (W4.6) können dieser Gruppe zugeordnet werden. Mit Ausnahme des IT-Spezialisten, 

der eine Matura absolviert hat, ist eine Gemeinsamkeit dieser Befragten, dass sie über einen 

Lehrabschluss bzw. einen Fachschulabschluss verfügen. AkademikerInnen finden sich in dieser 

Gruppierung nicht. Für die Befragten ist es in Ordnung, selbst etwas zu geben, z.B. in Form von 

Steuerzahlungen. Dabei werden aber durchaus einige Aspekte des Wohlfahrtsstaats als nicht gerecht 

empfunden. Zum Beispiel wird in diesem Zusammenhang Kritik am Gesundheitssystem und der 

„Zwei-Klassen-Medizin“ geübt. Vor allem bezogen auf das Gesundheitswesen wird von den Befragten 

des Produktionsbetriebes eine gewisse Ungerechtigkeit wahrgenommen hinsichtlich der eigenen 

Abgaben an den Staat und dem, was vom Staat über das Gesundheitsweisen zurückgegeben und 

geleistet wird. Der IT-Beschäftigte im Produktionsbetrieb, der nebenbei auch noch selbstständig tätig 

ist, führt etwa an, dass trotz der hohen Abzüge auf dem Gehaltszettel viele Leistungen von der 

Krankenkasse nicht mehr übernommen werden und selbst zu bezahlen sind:  

„Im Gesundheitswesen find ich es nicht unbedingt fair. … Da ist es schon so, dass man viele 

Sachen nicht bezahlt kriegt, obwohl man einzahlt. … Wenn ich den Lohnzettel sehe, was man da 

Abzüge hat und dann denkt: Ja, das zahle ich ein und dann gehe ich zum Zahnarzt und muss mir 

so eine Mundhygiene selber zahlen, obwohl ich eh hunderte Euro reinzahle.“ (W4.2)  

Allerdings differenziert der Gesprächspartner dahingehend, dass ein Unterschied zwischen der von 

ihm erwähnten Mundhygiene und schweren Erkrankungen besteht. In wirklichen Notsituationen 

müsse man „schon froh sein, dass es das gibt“ (W4.2). Grundsätzlich besteht also ein Sicherheitsge-

fühl, aufgefangen zu werden, wenn es wirklich notwendig ist.  

Die 45-jährige Mutter eines Kindes, die einen Lehrabschluss hat und Wert auf Nachhaltigkeit und 

biologische Ernährung legt, stellt zwischen Steuerabgaben und der funktionierenden Mülltrennung 

bzw. der grundsätzlichen Sauberkeit im Land eine Verbindung her. Darauf ist sie stolz; obwohl sie 

nicht persönlich für „öffentliche“ Sauberkeit sorgt, hat sie das Gefühl, mit ihrer finanziellen Leistung 

etwas dazu beizutragen. Sie ist deshalb auch eine große Befürworterin des Sozialstaates, gepaart mit 

einer ausgiebigen Portion Patriotismus:  

„Wir haben einen tollen Sozialstaat. Ich liebe Österreich, I am from Austria. Mülltrennung und 

die Wege sind schön und wir gehen spazieren usw. Da siehst im Urlaub, wo es so unsauber ist, 

da zahle ich gerne Steuern.“ (W4.6) 

Ein weiterer Befragter findet die eigenen Abgaben an den Staat gerechtfertigt, da er den „Nutzen“ 

seiner Abgaben zum Beispiel in der Erhaltung der öffentlichen Infrastruktur sieht: 
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„Ja, es ist fair, ich benutze auch öffentlich Straßen und so, es muss ja erhalten und gebaut 

werden und ja, natürlich, die, die keine Arbeit haben, müssen auch erhalten werden. Was 

öffentlich ist, muss erhalten werden.“ (W4.3) 

Das Geben – genauer: die Abzüge am Lohnzettel – wird von diesen GesprächspartnerInnen deshalb 

als fair empfunden, weil das Gefühl besteht, auch etwas dafür zu bekommen. Ihre Reziprozitätserwar-

tung, d.h. die Erwartung, dass man für das, was man gibt, auch in irgendeiner Form etwas 

zurückbekommt, wird damit mehr oder weniger erfüllt. Neben der Einlösung der reziproken 

Erwartung, eine funktionierende Instandhaltung der öffentlichen Infrastruktur vorzufinden, sind fast 

alle Interviewten davon überzeugt, dass der Wohlfahrtsstaat ihnen in Notlagen zur Seite steht, z.B. bei 

Arbeitslosigkeit oder bei schwerer Krankheit. Durch ihre Steuer- und Sozialabgaben sehen sie sich 

dazu berechtigt, diese dann auch in Anspruch zu nehmen. Ein weiterer, noch junger Gesprächspartner 

berichtet in Bezug auf das Geben und Nehmen im Kontext des Sozial- und Wohlfahrtsstaates von 

einer gewandelten Perspektive, die mit der eigenen Vaterschaft zu tun hat. So erzählt der im 

Produktionsunternehmen beschäftigte Fahrer, der Vater eines Kleinkindes ist, dass er sich erst seit 

dem Zeitpunkt verpflichtet fühlt, dem Staat etwas zurückzugeben, seit er selbst Vater geworden ist und 

Familienbeihilfe und Kindergeld in Anspruch genommen hat. Durch die Inanspruchnahme der 

Leistungen sieht er seine Reziprozitätserwartungen realisiert und fühlt sich im Gegenzug dazu auch 

verpflichtet, etwas zurückzugeben:  

„So wie heute, weil ich selber ein Kind habe und man kriegt was von denen, fühlt man sich 

wieder verpflichtet. Du kriegst was, musst auch was geben.“ (W4.5) 

Die GesprächspartnerInnen dieses Typs nehmen unterschiedlich intensiv Bezug auf Personengruppen, 

die des Missbrauchs am Sozialsystem verdächtigt werden. Ohne explizit danach zu fragen, werden 

hier (Langzeit-)Arbeitslose, „Sozialschmarotzer“ und MigrantInnen bzw. AusländerInnen genannt. 

Einschränkungen der Befürwortung des Wohlfahrtsstaates finden sich bei GesprächspartnerInnen 

dann, wenn eine gefühlte Verletzung von Reziprozitätserwartungen besteht. Verletzt werden die 

Erwartungen dann, wenn jemand das „System missbraucht“ und z.B. Sozialleistungen in Anspruch 

nimmt, ohne selbst etwas eingezahlt zu haben. Darunter fallen vor allem die „Sozialschmarotzer“, die 

in der „sozialen Hängematte“ liegen. Der Missbrauch des Sozialsystems wird dabei tendenziell 

bestimmten Gruppen pauschal zugeschrieben (AusländerInnen, Arbeitslosen, „Sozialfällen“, etc.). Die 

Zuschreibungen beruhen zum großen Teil nicht auf Erfahrung im eigenen Umfeld, sondern sind 

tendenziell übernommene Positionen aus der medialen Berichterstattung oder aus Diskussionen im 

Bekanntenkreis etc. So prangert ein 33-jähriger Nebenerwerbslandwirt, der in der Fertigung des 

Produktionsbetriebs arbeitet, z.B. den Missbrauch des Sozialsystems an. Kenntnis darüber hat er nicht 

aufgrund von persönlicher Erfahrung mit jenen, die das Sozialsystem ausnutzen, sondern die Aussagen 

beruhen auf dem,  

„…was man so hört, dass manche nur sechs Monate arbeiten gehen und dann wieder so lange 

wie möglich daheim sind und dann wieder. Ja, das ist, ja, das wird ausgenutzt.“ (W4.3) 

Dieser Befragte geht davon aus, dass ein Sozialsystem für alle zwar grundsätzlich nie zu hundert 

Prozent fair sein kann. Dennoch kritisiert er, dass es die Möglichkeit gibt, es ausnutzen. Gleichzeitig 

befürwortet er das wohlfahrtsstaatliche System an sich und vertritt insgesamt eine relativ gelassene 

Position. 

„Was ist im Leben hundertprozentig fair? Im Großen und Ganzen wird es passen.“ (W4.3)  

Geringe Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat mit heterogenen Begründungen 

Als dritte, in sich eher heterogene Gruppe, lassen sich jene Interviewten zusammenfassen, die mit 

unterschiedlichen Begründungen nur ein sehr schwaches Ja zum Wohlfahrtsstaat abgeben und sich 

diesen in einer anderen Form wünschen, als er im Moment existiert (W4.1, W4.4, W4.8, W4.10). Sie 

empfinden vor einem jeweils akzentuierten Hintergrund wenig Gerechtigkeit hinsichtlich des 

Verhältnisses von Geben und Nehmen. Auch hier wird u.a. das Gesundheitssystem thematisiert. So 

meint z.B. die im Vertrieb des Produktionsbetriebs tätige 47-jährige Mutter zweier Kinder, wenn sie 

nicht gezwungen wäre, Steuern zu zahlen, würde sie das unterlassen, weil sie vor allem im 

Zusammenhang mit dem Gesundheitssystem den Wohlfahrtsstaat nicht uneingeschränkt befürworten 

könne und sich hier ungerecht behandelt und benachteiligt fühlt. 
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„Ich habe die Erfahrung gemacht, wenn ich mal was brauche, dann kriege ich das sowieso 

nicht. Dann kriege ich sowieso keine Unterstützung, also bin ich auf mich angewiesen und 

schaue, dass ich so gut wie möglich weiterkomme und ja.  

I: Fühlen Sie sich im Stich gelassen? 

Ja.“ (W4.4) 

Eine weitere Person, die Steuerabgaben als grundsätzlich ungerecht empfindet, ist eine ehemalige 

Langzeitarbeitslose (W4.8), die selbst lange auf Sozialleistungen angewiesen war. Es erscheint 

bemerkenswert, dass gerade diese Person sich dagegen wehrt, auch etwas an den Staat zurückzugeben. 

Mögliche Erklärungen dafür sind, dass sie aufgrund ihrer langjährigen Arbeitslosigkeit bereits sehr 

sozial zurückgezogen lebt, sich in der Vergangenheit Anfeindungen ausgesetzt sah und sich finanziell 

sehr einschränken musste. Möglicherweise bewirkt eine Mischung aus Resignation und Neid auf 

Bessergestellte eine Verweigerungshaltung, sich grundsätzlich am Sozialsystem zu beteiligen. Sie 

kritisiert vor allem Besserverdiener in hohen Leitungspositionen (Manager, Banker, politische 

Führungskräfte u.a.m.), sich auf Kosten der „Unteren“ ungerechtfertigt und unverhältnismäßig zu 

bereichern. 

Gleichsam spiegelverkehrt und auf Basis einer ökonomischen Argumentation beschreibt der 

Eigentümer des Produktionsbetriebes eine Entwicklung in den letzten Jahrzehnten, in der er insgesamt 

ein „zu viel“ an sozialstaatlichen Leistungen verortet. Für ihn stehen die Werte Leistung und Disziplin 

sowohl bei ihm selbst als auch bei seinen Beschäftigten an oberster Stelle. Dies erwartet er 

dementsprechend auch von der restlichen (arbeitsfähigen) Bevölkerung. Er erhofft sich durch den 

Regierungswechsel einen „Gesinnungswechsel“ (W4.1) in Richtung einer stärkeren Orientierung an 

der Wirtschaft, um die soziale Absicherung auch in Zukunft sicherstellen zu können:  

„Nur dort, wo Arbeitsleistung gebracht wird, kann auch irgendwo, ja, die Grundlage erwirt-

schaftet werden, dass die Leute abgesichert sind, dass wir die Pensionen zahlen, die Arbeitslo-

sengelder, das muss erwirtschaftet werden. Da habe ich in den letzten Jahren ein Gefälle 

erkannt, wo ich denke, das kommt jetzt etwas mehr ins Lot.“ (W4.1) 

4.4.2. Bewertungen von Arbeitslosigkeit bzw. von Arbeitslosen 

Die Befragten im Produktionsbetrieb haben jeweils wenig persönliche Erfahrungen im Umgang mit 

Arbeitslosigkeit, weil sie allesamt bereits langfristig in diesem Unternehmen beschäftigt sind. 

Demgegenüber sind in der Pflegestation zwei Beschäftigte intensiver mit Arbeitslosigkeit konfrontiert 

gewesen: Einerseits die in der Administration Tätige (W4.8), die über die Aktion 20.000 in eine 

befristete Beschäftigung in diese Organisation kam; andererseits eine Fachpflegekraft (W4.10), deren 

zwei Kinder und auch deren Partner mehrmals beim AMS vorstellig werden mussten. Auch die beiden 

GesprächspartnerInnen aus dem sozioökonomischen Betrieb bringen (wenig überraschend) Expertise 

zu Arbeitslosigkeit mit. Die 42-jährige, verheiratete Fachpflegekraft hat drei Kinder. Sie selbst war 

zwar noch nie arbeitslos, beschreibt jedoch, dass mehrere Familienmitglieder ein- oder mehrmals beim 

AMS gemeldet waren: Zwei ihrer Kinder waren/sind arbeitssuchend, ihr Mann war lange Saisonarbei-

ter und ging deshalb außerhalb der Saison „stempeln“. Sie steht dem AMS sehr kritisch gegenüber, 

was auf den ersten Blick überrascht, da eigene Familienmitglieder lange Zeit Sozialleistungen bezogen 

haben. So beklagt sie zum Beispiel, dass das AMS für ihre Kinder nicht schnell genug Jobs vermittelt 

und deshalb an der längeren Arbeitslosigkeit Mitschuld habe. Gleichzeitig fordert sie verstärkte und 

schnellere Leistungskürzungen für arbeitslose Menschen, um mehr Anreize für eine schnellere 

Wiederaufnahme von Jobs zu schaffen. Hier tritt ein markanter Widerspruch in der Wahrnehmung 

bzw. Bewertung von Arbeitslosen zutage: Einerseits schildert die Befragte die bei ihren Kindern 

miterlebte Erfahrung der Arbeitslosigkeit als bedrückend, belastend und überwiegend unverschuldet. 

Andererseits und zugleich unterstellt sie anderen Arbeitslosen Arbeitsunwilligkeit und plädiert für 

stärkere Sanktionierungen. Außerdem beschuldigt sie AMS-Mitarbeiter, grundsätzlich wenig 

Arbeitsmoral zu besitzen. Ihre ambivalente Sichtweise wird im folgenden Zitat verdeutlicht: 

„...und er hat ewig nichts gefunden. Die schicken ihn von einem Kurs in den nächsten, was soll 

ein Bursch mit 20 Bewerbungsschreiben üben? Die brauchen eine Arbeit, aber sie haben auch 

nix, ist nichts da, das ist auch traurig. Auf der anderen Seite sagen viele auch, wenn ich 800 
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kriege, soll ich aufstehen und arbeiten gehen, bleib ich auch liegen. Ist auch nicht richtig. Das 

gehört schon, dass die schnell vermittelt werden. Da wäre es nicht schlecht, die ersten drei, vier 

Monate kriegst so viel, dann weniger, dass man das staffelt vielleicht, dass mehr Bemühen da ist 

… Bei uns gibt es ein paar, wo ich denke, was ich renne, und der liegt daheim und kriegt das, 

was sie mir abziehen. Die leben ruhiger, gebührenfrei usw. Da gehört ein Riegel vorgeschoben, 

da wird schon Schindluder getrieben. Aber es gehört auf die Jungen geschaut, dass die gut 

gefördert werden, dass die einen Ausbildungsplatz kriegen, was sie machen wollen usw. Da 

scheitert es an dem. Finde eine geeignete Lehrstelle, Katastrophe. Der Jüngste hat [eine 

handwerkliche Lehre] angefangen. Das erste Jahr war nur schlimm, grober Herr, unterste 

Schublade. Dann sind wir auf die AK gegangen, der hat gesagt: ‚Schalte auf Durchzug, 

Bursche. Daheim hörst auch nicht alles, was die Mama sagt‘. Mir ist die Lade runtergefallen, 

das ist die AK, der sollte mir doch helfen. Habe ich mir gedacht, habt mich gerne, haben wir 

einen anderen Platz gesucht und jetzt hat er gesagt, er will das doch nicht, er will ins Soziale 

gehen. Habe ich gesagt, machst halt Schule. Er braucht ein Ziel und das muss er verfolgen. Der 

ist auch draußen, die sucht nichts für ihn am AMS: ‚Kläre das mit der Schule und wenn das 

nichts wird, gehst in einen Kurs.‘ Und ich habe gesagt, lieber eine Arbeit statt von einem Kurs 

zum nächsten. Schlimm. … Also die haben auch keine Arbeitsmoral, nur nicht zu viel arbeiten 

müssen, furchtbar. Ich bin froh, wenn ich nichts brauche.“ (W4.10) 

Die Gesprächspartnerin erzählt anschließend auch von ihrem Partner, der einen Saisonberuf ausübt 

und sich im Winter beim AMS arbeitslos meldet. In diesem Zusammenhang stört sie sich an der vielen 

Bürokratie, die zu erledigen ist: 

„Mein Mann ist [Saisonarbeiter], der muss außerhalb der Saison stempeln gehen. Im Winter 

bleibt das nicht aus und die viele Zettelwirtschaft, jedes Jahr dasselbe, wo ich denke, alles ist im 

Computer und wir müssen immer alles bringen.“ (W4.10) 

Es entsteht der Eindruck, dass für die schwierige Problemlage – konkret die Arbeitslosigkeit der 

eigenen Kinder – Verantwortliche und Schuldige außerhalb gesucht werden, im Sinn von „externaler“ 

Zuschreibung. Diese Schuldigen findet die Befragte beim AMS, bei der AK, beim Lehrherrn u.a.m. 

Mögliche „internale“ Zuschreibungen (die freilich unangenehm sind) scheint sie weniger in Erwägung 

zu ziehen, jedenfalls nicht im Interview. Die Aussage: „Ich bin froh, wenn ich nichts brauche“ scheint 

angesichts dessen, dass die Mehrheit der Familie von W4.10 (zwei Kinder und der Partner) 

Sozialleistungen bezogen hat, auch eine Abwehrreaktion zu sein.  

Hinsichtlich der Leistungen, die arbeitslose Menschen vom Staat erhalten, führt diese Befragte zwar 

an, dass sie, weil in einem sozialen Beruf tätig, niemandem etwas absprechen will. Ungeachtet dessen 

kritisiert sie die „wirklichen Sozialschmarotzer“ und damit einhergehend wünscht sie sich die 

Beseitigung des „Schlendrians“, der hier eingezogen sei:  

„Was ich nicht mag, sind die, die wirklich Sozialschmarotzer sind, die bewusst sagen: ‚Ich gehe 

nicht, ich bleibe daheim, da kriege ich dasselbe, da würde ich dumm sein.‘ Da sollte man 

vielleicht schon ein bisschen nachhaken, dass man da nicht so einen Schlendrian einziehen 

lässt.“ (W4.10) 

Warum stehen nun gerade auch Personen, die selbst oder deren Haushaltsmitglieder auf Unterstüt-

zungsleistungen angewiesen sind oder es in der Vergangenheit waren, anderen LeistungsbezieherIn-

nen und den entsprechenden Institutionen dermaßen kritisch gegenüber? Die 56-jährige Regionalleite-

rin der Pflegeorganisation, die neben ihrem Beruf in verschiedenen Bereichen ehrenamtlich tätig ist, 

bietet hier eine mögliche Erklärung an. Sie spricht – im Kontext der Flüchtlingsthematik – von einer 

„Neidgesellschaft“, in der viele von der Angst geleitet sind (die zudem von „Brandbeschleunigern“ in 

den Medien und der Politik angeheizt werden), selbst zu kurz zu kommen, während andere zu viel 

bekommen würden. Auf die Frage, wer auf wen neidisch ist, meint sie: 

„Meiner Erfahrung nach Menschen, die selber Unterstützung kriegen, die selber sehr viele 

Sozialleistungen in Anspruch nehmen. Die haben die größte Angst, dass ihnen was gestrichen 

wird und sie weniger kriegen.“ (W4.9) 

Entweder auf Basis eigener Werthaltungen oder der soliden eigenen materiellen Situation oder den 

Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit im eigenen Umfeld sind sich die zwei Befragten mit einer 

Leitungstätigkeit in der Pflegeorganisation (W4.7, W4.9) sowie die Leiterin und der Vorarbeiter im 
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sozialökonomischen Betrieb (W4.11, W4.12) einig in ihrer Zustimmung für eine ausreichende 

finanziellen Unterstützung für arbeitslose Menschen. So geht z.B. Regionalleiterin des Pflegeunter-

nehmens nicht davon aus, dass der Großteil der arbeitslosen Menschen arbeitsunwillig ist und/oder das 

System ausnutzen will, sondern dass die Inanspruchnahme von Arbeitslosengeld in der Regel aus einer 

Notsituation heraus erfolgt. Sie berichtet von einem Bekannten, dem der Gang zum AMS äußerst 

schwergefallen sei, weil damit ein schwer zu ertragendes Minderwertigkeitsgefühl einherging. 

„Ich finde es super, dass es das gibt, weil es kann jeden treffen. Es gehen Firmen insolvent. Ich 

hatte das im Freundeskreis, der das nie geglaubt hat, für den war das ganz schwer. Und ja, 

viele Menschen machen das ja nicht, weil sie lustig sind, sondern wegen der Umstände. Und ich 

weiß, wie schwierig das für über 50-Jährige ist, Fuß zu fassen, ja.  

I: Das heißt, im näheren Umfeld gab es Fälle, die angewiesen waren?  

Ja, ja. … Die Leute sind sich minderwertig vorgekommen, das war fürs Selbstwertgefühl eine 

Katastrophe. … Bei einem besonders, da ist die Firma in Konkurs gegangen. Der hat vorher 

sehr viel gearbeitet und ist von jetzt auf gleich von 120 auf null und musste dann noch zum AMS 

gehen und sagen: ‚Ja, ich brauche eine Arbeit‘.“ (W4.9) 

Demgegenüber äußert sich die Mehrheit der von uns befragten „WaldviertlerInnen“ beim schwierigen 

Thema Arbeitslosigkeit und wer hier warum berechtigt Ansprüche anmelden kann und wer nicht, in 

einem kritischen Tonfall. Kritische Stimmen gegenüber arbeitslosen Menschen sind insbesondere von 

jenen zu hören, die in der weiter zurückliegenden Vergangenheit selbst schon einmal kurzfristig 

arbeitslos waren, aber den – raschen – Wiedereinstieg aus eigener Kraft geschafft haben und sich 

diesen Erfolg dementsprechend selbst zuschreiben. Zu viele oder zu lange Unterstützungsleistungen 

seitens des AMS stehen in deren Deutung in Verbindung mit einer angenommenen Arbeitsunwilligkeit 

von Arbeitslosen, wodurch Faulheit noch weiter gefördert werde – und wovon man sich selbst explizit 

abgrenzt.  

„Dass das AMS nicht so funktioniert, das liegt einfach an den Leuten. Es wird viel zu viel 

Unterstützung angeboten, dass die Leute gar nicht die Notwendigkeit sehen, eine Arbeit zu 

suchen.“ (W4.4)  

Diese Beschäftigte im Vertrieb, die eine Fachschule abgeschlossen hat und in einer Partnerschaft und 

mit zwei Kindern lebt, war selbst in ihrem bisherigen Berufsleben insgesamt zwei Monate arbeitslos. 

Sie erinnert sich noch lebhaft an diese Episode der Arbeitslosigkeit und beschreibt diese als sehr 

bedrückend. Sie spricht weiters davon, „immer“ aus Eigeninitiative wieder Arbeit gefunden zu haben. 

Da sie seit über 25 Jahren im selben Betrieb tätig ist, musste sie allerdings nicht besonders oft eine 

neue Stelle finden. Generell ist sie ist gegenüber arbeitslosen Personen sehr skeptisch eingestellt und 

kann sich nicht vorstellen, dass man keine Arbeit findet, wenn man wirklich arbeiten will:  

„Jeder, der arbeiten will, der findet auch Arbeit, wenn es auch nicht der Traumjob ist.“ (W4.4)  

Diese Meinung vertritt auch der junge Familienvater im Produktionsbetrieb. Er hat eine Lehre 

absolviert und im Laufe seiner Berufsbiografie schon mehrere Jobwechsel hinter sich. Dennoch war er 

laut Selbstauskunft niemals länger als einen Tag arbeitslos. Er bezeichnet sich selbst als „Allrounder“ 

und sieht das als sein Erfolgsrezept bei der Jobsuche. Dementsprechend geht er davon aus, dass man 

Abstriche machen muss, wenn man schnell wieder Arbeit finden will: 

„Wer arbeiten will, der kriegt eine, man muss auch mal eine Drecksarbeit machen, aber wer 

will, kriegt eine.“ (W4.5) 

Ähnlich argumentiert der IT-Experte mit Matura. Er setzt insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit mit 

Arbeitsunwilligkeit gleich und spricht sich deshalb gegen Unterstützungsleistungen für diese Gruppe 

aus: 

„… aber die Langzeitarbeitslosen, wo es teilweise am Willen scheitert, also das sehe ich nicht 

ein, warum die Unterstützung kriegen.“ (W4.2)  

Soziale Ungleichheit wird von diesen Befragten gleichgesetzt mit ungleicher Anstrengung, „sodass die 

Verantwortung für eine mehr oder weniger privilegierte Lebenslage letztlich den einzelnen Individuen 

selbst zuzuschreiben wäre“ (Moriz 2018, 110). Wenn jemand also wohlhabend ist oder es immerhin zu 

einer respektablen Existenz gebracht hat ist, wird das mit individueller Leistungsfähigkeit assoziiert. 
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Moriz schreibt weiter: „Besonders augenfällig wird der Glaube, dass die Ungleichheit der Besitz- und 

Einkommensverteilung ihren legitimen Ursprung in den Leistungsunterschieden der Individuen habe, 

allerdings am Umgang mit den schlecht gestellten Teilen der Bevölkerung. Nicht nur ist die Art und 

Weise, wie in der etablierten Mehrheitsgesellschaft über sie gesprochen und berichtet wird, sehr oft 

herablassend und diskriminierend, so etwa, wenn von den ‚sozial Schwachen‘, den ‚Bedürftigen‘, 

‚Abgehängten‘, ‚Entbehrlichen‘, ‚Überflüssigen‘, nicht selten sogar von den ‚Sozialschmarotzern‘, die 

es sich in der ‚sozialen Hängematte‘ auf Kosten anderer (zu) gut gehen ließen, die Rede ist.“ (Moriz 

2018, 111) Moriz beruft sich weiters auf Umfragen, die aufzeigen, dass Empfängern von staatlichen 

Transferleistungen „von der Mehrheit der Bevölkerung mangelnde Leistungsbereitschaft und/oder -

fähigkeit unterstellt wird, weshalb es moralisch richtig und sachlich geboten sei, sie mittels behördlich 

angeordneter und notfalls auch erzwungener ‚Aktivierungsmaßnahmen‘ zu mehr Eigenverantwortung 

zu erziehen“ (ebd., 111). 

Die grundsätzliche Unterstellung an Langzeitarbeitslose, bewusst und aufgrund von Arbeits-

unwilligkeit das Sozialsystem auszunutzen, ein „Sozialschmarotzer“ zu sein, bestätigt auch die 

ehemalige Langzeitarbeitslose, die nun in einem geförderten Beschäftigungsverhältnis tätig ist:  

„Es wird so kommuniziert, die Schmarotzer sind die Langzeitarbeitslosen … und wenn ich wo 

bin, höre ich das, wie sie abwertend reden. Das ist zwischen den Zeilen und auch die Schlagzei-

len, die diese Meinung und Stimmung bringen.“ (W4.8) 

Sie meidet deshalb die Nutzung von Medien und lebt sozial eher isoliert, auch aufgrund der 

finanziellen Einschränkungen durch die vorangegangene lange Arbeitslosigkeit, die ihre gesellschaft-

liche und soziale Teilhabe stark beschnitten hat. 

In einer eher nüchternen Abwägung geht der 33-jährige Befragte, der seit mehr als 10 Jahren im 

Produktionsbetrieb arbeitet und zudem Nebenerwerbslandwirt ist, davon aus, dass entweder die Löhne 

steigen oder die Unterstützungsleistungen reduziert werden müssten, um mehr Anreize für die 

Arbeitssuche zu schaffen. Gerade im Hinblick auf die im Waldviertel fast immer zu überbrückenden 

Pendelstrecken und damit einhergehend auf PKW-Kosten (Sprit, Erhaltung, Versicherung) sei es bei 

einem geringen Gehalt teilweise rentabler, nicht arbeiten zu gehen, was er durchaus nachvollziehen 

kann:  

„Wenn man so hört, dass eine Verkäuferin oder eine Friseurin mit einem 1000er oder 1100 

heimgeht und Mindestsicherung ist 850, dann bleibe ich daheim, da brauche ich nicht pendeln 

und sonst was. Da verdiene ich, wenn ich daheim bin, mehr, wie wenn ich arbeite, das gehört 

mehr berücksichtigt. Entweder der Mindestlohn in die Höhe oder die Mindestsicherung runter.“ 

(W4.3) 

Dieses Dilemma bestätigt auch die ehemalige Arbeitslose, die aktuell über die Aktion 20.000 einen 

befristeten Job bekommen hat.  

„Als alleinstehende Person mit Auto und Wohnung oder Haus kann ich ja mit Geringfügigkeit 

oder Teilzeit nicht leben. Da ist es besser, ich bin zuhause und gebe kein Geld aus.“ (W4.8) 

Letztendlich laufen viele Erörterungen in den Interviews darauf hinaus, zwischen unverschuldeter und 

eigenverschuldeter Arbeitslosigkeit unterscheiden zu wollen, wobei vor allem der Langzeitarbeitslo-

sigkeit mehr oder weniger pauschal die Zuschreibung als eigenverschuldet anhaftet. Vermutete 

Arbeitsunwilligkeit wird dementsprechend verurteilt, etwa vom IT-Experten, der in solchen Fällen für 

die Streichung von finanziellen Leistungen des Staates plädiert: 

„Es kommt drauf an, wie das Eigenverschulden oder es hat jemand ein ne schwere Krankheit und 

kann nicht mehr arbeiten, das ist dann okay. Aber einfach nur aus Faulheit sozusagen, das finde 

ich nicht gut, dass einer jahrelang Geld kriegt fürs Nichtstun, das finde ich nicht in Ordnung.“ 

(W4.2) 

„…Mietzuschuss, der darf bei Billa gratis einkaufen, für Gutscheine usw. aber niemals Bar-

geld, das sehe ich nicht ein, das wird dann eh für anderes meistens verwendet.“ (W4-2)  

In der zuletzt zitierten Aussage dieses Befragten schwingt die Unterstellung mit, dass arbeitslose 

Menschen Geld für Dinge ausgeben, die nicht „sinnvoll“ oder gut für sie sind. Er spricht damit 

Arbeitslosen die Entscheidungsmacht ab, die erhaltenen Mittel für das zu verwenden, was sie 
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möchten. Der Wunsch, finanzielle Leistungen durch Gutscheine oder gezielte Unterstützungen z.B. im 

Wohnbereich zu ersetzen, ginge letztlich mit verstärkter Kontrolle und Entmündigung einher. 

Die von den GesprächspartnerInnen angenommenen Gründe für Arbeitslosigkeit spielen bei den 

Einstellungen zu arbeitslosen Menschen eine gewichtige Rolle und entscheiden letztlich darüber, ob 

diesen Sozialleistungen zugestanden werden oder nicht. Wird Arbeitslosen unterstellt, an ihrer Lage 

selbst schuld zu sein (wegen Arbeitsunwilligkeit etc.), so werden verstärkte und striktere Sanktionen 

gefordert. Mögliche strukturelle Benachteiligungen werden in den Schuldzuschreibungen mehrheitlich 

nicht berücksichtigt. Lediglich schwere Krankheiten oder die Insolvenz des Arbeitgebers gelten als 

entschuldbare Faktoren für (längere) Arbeitslosigkeit. 

Bewertung von Arbeitslosigkeit in Verbindung mit Familienbildern 

Eine weitere legitime bzw. gesellschaftlich akzeptierte Begründung für längere Arbeitslosigkeit stellt 

im Waldviertel die Aufgabenerfüllung als Mutter dar. So erzählt zum Beispiel die 45-jährige Befragte, 

die eine Lehrausbildung abgeschlossen und lange Zeit im Textilbereich eine leitende Position 

bekleidet hat und dann Mutter einer Tochter wurde, dass sie selbst sehr lange in Karenz war (ca. 5 

Jahre). Sie grenzt sich mit folgender Rechtfertigung von arbeitsunwilligen Menschen ab:  

„Ich war immer arbeiten, nie Krankenstand, pflichtbewusst usw. Ich bin kein Tachinierer, ich 

verstehe Menschen nicht, die nichts arbeiten wollen.“ (W4.6)  

Weitere Rechtfertigungsgründe findet sie in einer konservativ-traditionellen Familienvorstellung, in 

welcher die Mutter so lange wie möglich beim Kind zuhause bleiben soll. Das von der Befragten 

entworfene Gegenbild dazu ist, die Kinder zu außerfamiliären „Fremden“ (z.B. Tagesmütter) 

„wegzugeben“:  

„Ich bin kein Fan von den Tagesmüttern, wenn die Oma nicht nebenan wäre, ja. Aber ich wollte 

lange daheimbleiben und ich finde es schöner im Familienkreis … Das kommt nicht infrage, 

wenn ich sie nur zum Schlafen sehe und das hat mich so gestört … als ob ein Fremder mein 

Kind aufzieht.“ (W4.6) 

Gleichzeitig wettert diese Befragte gegen kinderreiche Familien. Diese fallen für sie wiederum in die 

Schiene „Sozialfall“. Sie verbindet Kinderreichtum mit geringer formaler Bildung und Armut und 

unterstellt Arbeitsunwilligkeit bzw. Ausnutzen des Sozialsystems. Sie geht dabei von einer Art 

Vererbung dieser Faktoren aus: 

„Ich liebe Kinder, aber mit 5, 6, 7 Kindern und ja, die haben auch keinen Schulabschluss und 

dass ich sage, dann mache ich Kinder und ja. Ich liebe Kinder auch, aber ich sehe auch, da war 

eine Mutter, die war nicht mal 25 und hat fünf Kinder, und sie haben nichts zu essen. ‚Ja, hast 

mal überlegt, nach dem dritten Kind?‘ Man kann ja nicht nur hoffen, dass man aufgefangen 

wird. Aber diese Kinder können nichts dafür, aber die bringen uns nicht weiter, die zahlen 

nichts ein. Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm, wenn die Mama nichts zusammenbringt.“ 

(W4.6) 

Die „Framing“-ExpertInnen Matthew Feinberg und Elisabeth Wehling (2018) verweisen auf die enge 

Verbindung zwischen einem bestimmten Familienleitbild und damit zusammenhängend moralischen 

Vorstellungen und politischen Einstellungen auf: „…people's beliefs about ideal family life serve as a 

conceptual anchor for their larger, moral belief systems about how society and its members should 

function, and these moral belief systems dictate people's political attitudes“ (Feinberg / Wehling 2018, 

3). Nach einem Standard-Artikel aus dem Jahr 2015 wird die (angebliche) österreichische Idealfamilie 

– bestehend aus Vater, Mutter und zwei Kindern – vor allem von „konservativen Politikern und 

teilkreativen Werbern“17 propagiert. Umgangen wird dabei der Umstand, dass sich die Gesellschaft 

und damit der Familienbegriff in den vergangenen Jahrzehnten gewandelt hat. Dem konservativ-

traditionellen Familienideal entsprechen lediglich 27% der österreichischen Familienkonstellationen. 

Interessant ist, dass im Bezirk Zwettl im Waldviertel mit 34% der höchste Wert an prototypischen 

Idealfamilien vorzufinden ist: „Den niedrigsten Bundesländerwert weist Wien aus (durchschnittlich 23 

                                                      
17  https://derstandard.at/2000012207396/Die-angebliche-Idealfamilie?_blogGroup=3 
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Prozent), Vorarlberg führt mit 31 Prozent. Im Bezirksvergleich ist Zwettl mit 34 Prozent am 

‚idealsten‘.“18 

4.4.3. Einstellungen zu AusländerInnen im Kontext von Wohlfahrtsstaat 

Obwohl das Meinungsspektrum der Befragten zu Personen mit migrantischer Herkunft im Kontext der 

Erörterungen zu Arbeitsmarktpolitik und Wohlfahrtsstaat nicht dezidiert Gegenstand der Interviews 

war, sprachen viele diese Thematik gleichsam „automatisch“ von selbst an. Offenbar ist „Wohlfahrts-

staat“ bedingt durch die mediale Dauerberichterstattung inzwischen assoziativ bei vielen mit 

„AusländerInnen“ und „Missbrauch“ verkettet; und „AusländerInnen“ wiederum mit „Angst“ (vor 

dem Fremden) oder spezifischer mit „Islam“. Eher unscharf als AusländerInnen Etikettierte werden in 

diesem Zusammenhang gemeinsam mit (Langzeit-)Arbeitslosen besonders häufig negativ 

hervorgehoben. Jene Interviewten, die sich betont kritisch zu AusländerInnen äußern – in diesem 

kleinen Sample ca. die Hälfte und interessanter Weise eher Frauen als Männer –, legen in ihren 

Stellungnahmen zugleich großen Wert darauf, zu betonen, selbst keineswegs ausländerfeindlich zu 

sein. Und: Kaum jemand kann bei negativen Bewertungen zur Gruppe der AusländerInnen auf 

persönliche Erfahrungen zurückgreifen, etwa auf Probleme mit Nachbarn oder am Arbeitsplatz, 

sondern demgegenüber hauptsächlich darauf, „was man in den Medien gehört hat“ (W4.5).  

Versucht man die einschlägigen Statements auf dahinter liegende Narrative zurückzuführen, lassen 

sich in den Interviews (zumindest) zwei Stränge unterscheiden: Einerseits das Syndrom wohlfahrts-

staatlicher Leistungen und die fehlende Balance zwischen Geben und Nehmen und andererseits das 

Syndrom der Angst vor physischer Bedrohung durch Fremde. An sich nachvollziehbare Bedenken 

gewinnen in manchen Schilderungen allerdings ein Eigenleben, das bis zu grotesken xenophoben 

Übertreibungen reichen kann; und das im nördlichen Waldviertel, das zwar einerseits Grenzland ist, 

andererseits aber zu den Regionen mit dem geringsten Anteil an nicht-österreichischen Staatsbürge-

rInnen an der Wohnbevölkerung zählt.19 Diese Thematik wird auf den nachfolgenden Seiten auch 

deshalb detaillierter ausgebreitet, weil dahingehende Passagen in den Interviews im Waldviertel 

deutlich häufiger vorkamen als in den Interviews in den beiden Vergleichsregionen – in denen der 

AusländerInnenanteil jeweils höher ist! 

Unverhältnismäßigkeit von Geben und Nehmen im Kontext wohlfahrtsstaatlicher Leistungen 

Mehrere der Befragten äußern im Zuge der Erörterungen zu Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ihren 

Unmut damit, dass die eigenen, ohnehin als sehr bzw. zu hoch empfundenen Steuerabgaben an 

Menschen gehen, „die hier noch nichts eingezahlt haben“ (W4.5). Das verweist in der jeweiligen 

Wahrnehmung – nicht zuletzt aufgrund der Kampagnisierung von „mangelnder Fairness“ im letzten 

Nationalratswahlkampf – auf eine Verletzung der Reziprozitätserwartung. Die Berechtigung des 

Bezugs von staatlichen Leistungen wird eng mit einer (ehemals) selbst erbrachten Leistung an den 

Staat verbunden. Sofern man als Maßstab für die Bewertung des Wohlfahrtsstaates eine ausgewogene 

Balance von Geben und Nehmen heranzieht – gegenüber ambitionierteren Prinzipien wie die Fürsorge 

für sozial Schwächere –, ist das auch nachvollziehbar. Die befragte Frau im Produktionsbetrieb, die 

keine/n AusländerIn persönlich kennt, gerät bei diesem Thema in Rage und geht grundsätzlich davon 

aus, dass „die Ausländer“ das österreichische Sozialsystem… 

„schamlos ausnutzen. … Und die sind, denke ich, sehr gut informiert, wie man das alles 

ausnutzt und wo man das beantragt alles, ja. Da weiß ich nicht, wo es so gut ist, dass man die 

SO informieren sollte.“ (W4.4) 

Auch die Annahme der ungeahnten Millionenbeträge, die dadurch ins Ausland abfließen, beruht 

darauf, „was man so hört und mitkriegt“ (W4.4). Eine mögliche Konsequenz für die Befragte ist, den 

Zugang zu Informationen für diese Gruppierung zu beschneiden. Sie spricht den Grundverdacht 

                                                      
18  Ebd. 
19  Der AusländerInnen-Anteil im Waldviertel ist (ausgenommen Stadt Krems mit 15,9%) sehr niedrig. Zwei 

Bezirke des Waldviertels, Zwettl und Waidhofen / Thaya, sind gemäß Statistik Austria die Regionen mit den 

niedrigsten Anteilen ausländischer Staatsangehöriger in Österreich (2,4% bzw. 2,8%). (www.statistik.at/atlas, 

Stand 1.1. 2018) 
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gegenüber der Gruppe der AusländerInnen aus, den Wohlfahrtsstaat nach bestem Wissen und 

Gewissen auszunutzen, kennt jedoch auf Nachfrage selbst keinen einzigen Fall. Im Verlauf des 

Gesprächs – und eventuell auch auf der Suche nach Rechtfertigungen für die eigene Position – 

kritisiert die Befragte dann die Bezüge, die den im Ausland lebenden Kindern zugutekommen. 

Dementsprechend fordert sie, dass diese Gelder an InländerInnen gehen sollten. Ob sie damit meint, 

dass die so gleichsam freiwerdenden Mittel aus der Familienbeihilfe zusätzlich an die Kinder in 

Österreich ausgeschüttet werden sollen, lässt sich im Gespräch nicht aufklären. 

„Wo ich mir denke, der Staat zahlt wie viele Millionen an Kinderbeihilfe an ausländische 

Kinder, die nie da gelebt haben. Wozu? Warum kann man das nicht für die im Land verwen-

den?“ (W4.4) 

Die Kürzung der Familienbeihilfe insbesondere für osteuropäische Arbeitskräfte in Österreich ist ein 

prominent gesetztes Medienthema und im Oktober 2018 als „Indexierung der Familienbeihilfe“ im 

Nationalrat als Gesetz beschlossen worden. Darüber wurde schon im Frühjahr, dem Zeitraum dieser 

Interviews, viel in den Medien berichtet. Wohl auch deshalb findet eine weitere Befragte, diesmal in 

der Pflegeorganisation (deren Familienmitglieder mehrmals Arbeitslosenunterstützung erhalten 

haben), dass zu viel Geld ins Ausland abfließt. Weil sie selbst in der Pflege arbeitet, vermittelt sie den 

Eindruck, darüber Bescheid zu wissen, wie z.B. die Modalitäten in der 24-Stunden-Betreuung in 

Österreich ablaufen, wonach einander zwei PflegerInnen zumeist in einem 14-tägigen Rhythmus, wo 

sie durchgehend bei der pflegebedürftigen Person arbeiten und wohnen, abwechseln. Die private 

Situation der osteuropäischen Pflegerinnen, die im Fall von betreuungspflichtigen Kindern diese 

zurücklassen bzw. zuhause eine Versorgung organisieren müssen, kommt im Argumentationsmuster 

der Befragten nicht vor.  

„Wo ich bei der Regierung bin, dass viel Geld ins Ausland fließt, das finde ich auch nicht 

richtig. Es gibt viele 24-Stunden-Pfleger und Arbeiter, die melden hier an und leben aber in der 

Heimat. Die sind gar nicht da. Jedes Kind hier hat das Anrecht auf die Beihilfe, aber wenn ich 

das nicht weiß, wo das hinfließt?  

I: Kennen Sie da Beispiele? 

Sicher, wir haben genug 24-Stunden gehabt, die melden die Kinder da an und kassieren ab und 

sind nicht da. Da habe ich eine Rumänin gefragt, die kriegen im Monat [in Rumänien] ca. 20 

Euro. Das ist ja viel mehr und ja, dann habe ich gesagt, warum in Österreich? Na, ich arbeite 

hier und zahle Steuer. Ja, aber dein Kind wohnt nicht hier. Es genügt ja, wenn du einbezahlst, 

hast eine Pension hier, soll so sein, das hast du dir verdient. Aber wenn dein Kind hier nicht 

wohnt, warum sollen wir die finanzieren? Die zahlt dort die Wohnung und das finde ich nicht 

richtig.“ (W4.10) 

Obwohl die Pflegekräfte, die in Österreich angemeldet sind und hier Steuern zahlen, sich also ihren 

Lebensunterhalt selbst verdienen, hat sie das Gefühl, dass sie für die Finanzierung von deren 

Lebensunterhalt aufkommt. Sie hegt daher den Verdacht, die ausländischen Pflegerinnen würden in 

Österreich „abkassieren“, da sie nicht in Österreich wohnhaft sind.  

Die gesetzlich beschlossene Indexierung der Familienbeihilfe soll ab 2019 in Kraft treten. Konkret 

sollen Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag für in Österreich arbeitende EU-Bürger, deren Kinder 

im EU-Ausland, in EWR-Ländern oder in der Schweiz leben, anhand eines Eurostat-Indikators an das 

Preisniveau des jeweiligen Landes angepasst werden. Ob dieses Gesetz EU-rechtskonform ist, wird 

kontrovers diskutiert. Dazu kommt die Sorge vor den Auswirkungen für das österreichische 

Pflegesystem, sollten sich z.B. osteuropäische 24-Stunden-PflegerInnen aufgrund dieses Einkom-

mensverlustes vom österreichischen Markt zurückziehen.20 

Seitens einer Regierungspartei wird in diesem Zusammenhang damit argumentiert, dass Gelder, die an 

Kinder ins Ausland fließen, Mittel seien, die eine direkte Benachteiligung der österreichischen 

Familien bewirkten: „Es kann nicht sein, dass hier österreichische Familien benachteiligt werden, 

indem sie um das selbe Geld weniger zum Leben haben als Familien in anderen EU-

                                                      
20  https://derstandard.at/2000079006171/Anpassung-der-Familienbeihilfe-fuer-Kinder-im-EU-Ausland-im-

Ministerrat 



64 

Mitgliedsstaaten.“21 In der Logik dieser Argumentation müssten diese Einsparungen dann direkt in 

Unterstützungsleistungen für österreichische Familien fließen, um deren akute Benachteiligung durch 

den Geldfluss ins Ausland zu beheben.  

Entlang von Argumentationen wie diese wird nachvollziehbar, warum z.B. die Regionalleiterin der 

Pflegeorganisation von der Entstehung einer „Neidgesellschaft“ spricht, in der die Wahrnehmung 

besteht, man selbst bekomme zu wenig und andere zu viel. Sie hadert mit dieser Entwicklung: 

„Woran ich sehr knabbere, dass in einem der reichsten Länder der Welt diese Neidgesellschaft 

so groß ist. … Dass der Neid da ist, ist schwer erklärlich, aber wenn man so europaweit schaut, 

bildet sich diese Neidgesellschaft eigentlich eh in jedem Land.“ (W4.9) 

Diese Befragte engagiert sich selbst ehrenamtlich und beschreibt, dass es durch Fehlinformationen zu 

ungerechtfertigten Vorwürfen insbesondere gegen Sozialorganisationen und die darin tätigen 

Menschen gekommen sei, wie z.B.  

„… dass sie den Flüchtlingen ein Handy schenken und, und, und. Was überhaupt nicht stimmt. 

Und ja, was soll das anders sein als Neid?“ (W4.9) 

Auch der diplomierte Krankenpfleger nimmt hier eine unreflektierte Rezeption von Medien wahr, die 

er kritisiert und deren Entwicklung er sehr bedenklich findet: 

„Wenn man sich bei Verwandten trifft … das wird alles 1:1, wie man es in ‚Heute‘ und 

‚Österreich‘ liest, das wird übernommen und man findet es 1:1 in Gesprächen. Und ich denke 

mir, bei alledem, ja, es ist nicht einfach. Dieses unreflektierte Übernehmen. Es ist okay, wenn 

WIR das ausnutzen, jeder kauft bei KIK und NKD und so. Die bleiben dort, wir nutzen sie aus. 

Wenn die jetzt sagen: ‚So, dann sind es Wirtschaftsflüchtlinge und die Bösen‘. Da denke ich, ist 

das fair? Ist das gerecht?“ (W4.7) 

Angst vor der physischen Bedrohung durch Fremde 

Einem zweiten Narrativ zuzuordnen ist die Angst vor der physischen Bedrohung durch Fremde. Dass 

hier Frauen sensibler bzw. besorgter reagieren, ist zunächst nachvollziehbar. Doch einmal mehr 

entsteht der Eindruck, dass mit der Dauer der individuellen Schilderungen die Sorge ins Obsessive zu 

wachsen droht. Ob hier auch „Angstlust“, also die Lust an der Angst eine Rolle spielt, und das 

vielleicht überzufällig bei Personen in einem besonders sicheren und möglicherweise auch eintönigen 

Lebensalltag, können wir mit unserem Methodenzugang freilich nicht beantworten. Beispielsweise 

wäre hier zu berücksichtigen, wie intensiv die besonders Besorgten mediale Gewaltnachrichten oder 

TV-Krimis konsumieren u.a.m. 

Ein Beispiel für die Schilderung einer ausgeprägten Bedrohungslage infolge der Flüchtlingsproblema-

tik 2015 liefert die 45-jährige Heimhelferin, die eine Tochter hat. Sie charakterisiert sich selbst als 

sehr soziale und offene Person, die gegenüber Flüchtlingen eine tolerante Haltung einnimmt. Sie 

erzählt von ihrem eigenen, für sie wichtigen katholischen Glauben und ihrer Offenheit gegenüber allen 

anderen Religionen, allerdings: „Mit dem Islam bin ich kein dicker Freund. Sie haben sich nicht 

weiterentwickelt, das tut mir weh“. (W4.6) In diesem Zusammenhang spricht sie ihre Angst an, dass 

„jemand“ (sie bezieht sich dabei auf Flüchtlinge) ihre Tochter missbrauchen könnte. Das nachfolgende 

Zitat, in dem die Befragte auch nicht vor einer drastischen Aktion zurückschrecken würde, führen wir 

an, um die ziemlich willkürlich hergestellten Verbindungen aufzuzeigen, die zwischen Vorurteilen 

gegenüber Flüchtlingen in Verbindung mit sexueller Gewalt und Islam hergestellt werden. Sie münden 

in ein xenophobes Bedrohungsszenario, das Angst und Wut in der Interviewten auslöst und 

letztendlich eher ungewollt die Differenzen potenziert, während mögliche Gemeinsamkeiten negiert 

werden. 

„Aber wenn jemand meiner Tochter was tut, vergewaltigen oder was, würde ich ihn abstechen. 

Da hätte ich kein Problem. Das ist zwar Mord, aber es kommt drauf an, aus welcher Emotion. 

Wenn jemand dem wichtigsten Gut was antut, würde ich das ohne Nachdenken. … Die 

Flüchtlinge sind wie wir, aber wenn die so lange auf einen Bescheid warten und nichts tun 

                                                      
21  https://www.fpoe.at/artikel/anpassung-der-familienbeihilfe-ist-rechtskonform/ 
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dürfen, da sind massive Probleme. Die 100 oder 200 Flüchtlinge in XY, da wollte ich nicht, dass 

meine Tochter hingeht. Die haben eine ganz andere Mentalität, die sind den ganzen Tag 

draußen, spielen Fußball. Wir bleiben daheim im Garten, das ist praktisch usw., was auch 

schade ist. Wir leben sehr viel draußen, aber man bleibt daheim. Aber nicht, weil ich was 

Schlechtes nachsage, aber die sind in einem Komplex, die sehen die Autos und nett angezogen 

usw., die Mädels sind auch ganz anders.“ (W4.6) 

Neben AusländerInnen dient manchen dieser GesprächspartnerInnen aus dem nördlichen Waldviertel 

„Wien“ als eine Art Drohkulisse. Einerseits wird Sozialmissbrauch in Wien als an der Tagesordnung 

angenommen, andererseits ist der höhere AusländerInnen-Anteil besonders verdächtig. Wien scheint 

für einige der Befragten schlechthin das „Sodom und Gomorrha“ Österreichs darzustellen. So 

beschreibt die soeben zitierte Befragte, dass sie selbst einmal im Handel in Wien gearbeitet habe. Hier 

kommt sie auf gestohlene Ware bzw. von der generellen Sorglosigkeit im Umgang mit Waren zu 

sprechen; darüber hinaus auf Drogenkonsum und dem Chaos in Wien. Kriminelle Handlungen in 

Wien bezieht sie ziemlich exklusiv auf AusländerInnen, dies auch entlang ihrer Wahrnehmung, als 

Österreicherin in Wien ohnehin eine Minderheit darzustellen. Die Phantasie darüber, wie es ihrer 

Meinung nach in Wien „zugeht“, lässt sie Verständnis dafür aufbringen, AusländerInnen gegenüber 

Gefühle der Abneigung zu entwickeln. 

„Ich habe in Wien gearbeitet. Hab ich mir gedacht, wenn du da lange bist, kriegst du eine 

Abneigung … nur Chaos, da wird viel gestohlen. Jeder gibt das [Kleidung] aus der Kabine und 

steigt drauf. Das ist nervenaufreibend. Und wenn du Ordnung schaffst, und ja, Alkohol und ja, 

ich habe mich geschreckt, benutzte Spritzen … Da hab ich mir schon gedacht, weiß ich nicht, 

das ist nicht meines (lachen). … Und auf der Gasse, die Standln runter. Da glaubst du, du bist 

im Ausland, hast nur Kopftücher. Und ja, wenn das geballt ist, das schürt den Hass. […] Und 

ich hatte Angst, die tun mir was. 

I: Woher kommt das, der Hass? 

Wenn du in deinem Land bist und verstehst nichts. Die waren wirklich unangenehm manchmal, 

die Frauen lernen nicht Deutsch, wie es oft ist, die bleiben daheim, die dürfen auch nicht viel 

und ja.“ (W4.6) 

Die Politikwissenschafterin Birte Gundelach führt an, dass beim Zusammenleben verschiedener 

ethnischer Gruppen zwar selbstredend tragfähige Beziehungen entstehen können, doch häufig 

Kategorisierungsprozesse entlang ethnischer Unterschiede stattfinden, wodurch intensiverer Austausch 

erschwert wird. Diese Kategorisierungsprozesse führen in der Regel zu einer generellen Präferenz für 

die definierte Eigengruppe und damit zu einer relativen Diskriminierung der Fremdgruppe(n) 

(Gundelach 2017, 210). Daraus folgt eine Beschränkung des Vertrauens auf die Eigengruppe, die sich 

teilweise bis zu Bedrohungsgefühlen gegenüber der Fremdgruppe auswachsen kann (ebd., 210f.). 

Anders und allgemein formuliert sollte damit gerechnet werden, dass je nach identitätspolitischer 

Konstruktion die (unterschiedlich intensive) Diskriminierung von Fremdgruppen eher den Regelfall 

als die Ausnahme darstellt – und vielfacher Lernerfahrungen bedarf, um überwunden werden zu 

können.  

Martina Seidl wiederum nennt in ihrer Studie zum Waldviertel als einen möglichen Grund für die ihr 

zufolge verbreitete Abneigung gegenüber Fremden die geringe Siedlungsdichte. Diese könne „ein 

Medium für jene Menschen sein, die der Anwesenheit Fremder sowie der Nähe zu anderen nicht 

ausgesetzt sein wollen“ (Seidl 2013, 9). Im Gegensatz zur Vorstellung über die Unübersichtlichkeit bis 

hin zum Chaos in der Großstadt Wien gehen einige der interviewten WaldviertlerInnen (sofern sie sich 

dazu äußern) explizit davon aus, dass am Land eine geordnete und insofern „heilere“ Welt als in der 

Großstadt existiere. So zum Beispiel die Befragte im Vertrieb des Produktionsunternehmens und 

Mutter zweier Kinder, die laut Selbstauskunft sehr abgeschieden in einem Einfamilienhaus lebt, wobei 

sie diese Abgeschiedenheit als bewusst gewählt deutet: 

„Im Ländlichen wird doch mehr geschaut und in der Großstadt ist alles so unpersönlich. 

Interessiert keinen, was der andere macht. … Es ist einfach persönlicher, man kennt sich 

untereinander.“ (W4.4)  
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Nina Oelkers, Professorin für Sozialarbeit, liefert in einer Untersuchung über Sicherheitsmentalitäten 

im ländlichen Raum ähnliche Befunde: Im ländlichen Raum scheint die Welt noch in Ordnung zu sein 

und wird als „heile Welt“ wahrgenommen. Dieses Sicherheitsgefühl im ländlichen Raum basiert vor 

allem auf der Abgrenzung gegenüber Großstädten: „Ein solcher Stadt-Land-Dualismus kann als eine 

Schlüsselkategorie und als ein weit verbreitetes Deutungsmuster sozialer Ordnung von Kleinstädten 

und ländlichen Regionen betrachtet werden. Das Kriminalitätsverständnis und die Sicherheitswahr-

nehmung sind dabei weitestgehend von (groß)städtischen Unsicherheitserzählungen und Problemlagen 

geformt, die als ‚Kriminalität-in-der-Distanz‘-Phänomen beschrieben werden können“ (Oelkers 2016, 

188). 

Diese Sicherheitsvorstellungen im ländlichen Raum gehen einher mit mehr Gemeinschaftsbezug und 

zugleich mehr Sozialkontrolle, wie er von der Interviewten aus dem Produktionsbetrieb erwähnt wird: 

Es werde „mehr geschaut“, sei persönlicher und „man kennt sich untereinander“ (W4.4). Aus den 

Aussagen dieser Interviewten ergibt sich allerdings eine eigenartige Ambivalenz aus der Betonung der 

bewusst gewählten und als Freiheit erlebten Abgeschiedenheit und der Wahrnehmung, trotzdem einen 

persönlichen Bezug zu (den nicht vorhandenen) unmittelbaren Nachbarn sowie dem Umfeld zu haben. 

Außerdem hat informelle Sozialkontrolle eine höhere Bedeutung: Fremde werden sofort als solche 

registriert (Oelkers 2016, 189). Die Vorstellung von der „heilen, ländlichen Welt“ beruht auf der 

Annahme einer homogenen Bevölkerung. Das kann zur Folge haben, dass Außenseiter (wie z.B. 

AusländerInnen und Arbeitslose) verstärkt stigmatisiert werden oder grundsätzlich ausgeschlossen 

bleiben, gerade deshalb, weil sie die tatsächliche oder vorgestellte Homogenität gefährden könnten 

(Oelkers 2016, 192).  

Für eine Festigung des sozialen Zusammenhalts auch in heterogeneren Gesellschaften könnte laut 

Gundelach die universelle Norm der Reziprozität als zentrale Basis fungieren. „Die Norm der 

Reziprozität besagt, dass wir denjenigen helfen sollen, die uns geholfen haben und dass wir diejenigen 

nicht schädigen sollen, die uns geholfen haben“ (Gundelach 2017, 219). Was ist damit gemeint? Wenn 

Solidaritäts- und Gerechtigkeitsvorstellungen entlang des Bedürfnisprinzips (das in Familien und 

homogenen Gemeinschaften dominiert) aufgrund der zunehmenden Heterogenität der Bevölkerung 

langsam erodieren, ist damit noch nicht gesagt, das Solidarität verunmöglicht wird. Vielmehr geht es 

dann darum, anders konstruierte Normen für Gerechtigkeit in den Vordergrund zu rücken. Reziprozität 

als gerechte Balance aus Geben und Nehmen, die für die meisten der hier Befragten in Bezug auf 

wohlfahrtsstaatliche Leistungen ohnehin die Richtschnur ist, ist als innovatives und zugleich uraltes 

Regelwerk auf neue Weise mit Inhalt zu füllen, anstatt den den Verlust von (unrealistisch hoher) 

Solidarität zu beklagen. 

4.5. Fazit 

Im Rahmen des Waldviertel-Erhebungsteils wurden zwei Fallstudien in Betrieben durchgeführt sowie 

zusätzlich zwei Interviews mit Personen, die im Bereich der geförderten Beschäftigungsverhältnisse 

tätig sind. Die zwei ausgewählten Betriebe sind in der Branche Nahrungsmittelproduktion sowie in der 

mobilen Pflege anzusiedeln. Im Produktionsbetrieb spielen in allen Interviews die Werte Leistung und 

Loyalität eine wesentliche Rolle. In Unternehmen lebt der Eigentümer diese Werte in der Rolle eines 

strengen, aber gütigen (modernisierten) Patriarchen vor. In der Pflegeorganisation sind die Ansichten 

der einzelnen Befragten unterschiedlicher. Eine einheitliche Unternehmenskultur war nicht 

auszumachen, möglicherweise deshalb, weil die große Trägerorganisation österreichweit agiert und 

der Fallstudienbetrieb nur einer von vielen dezentralen Standorten ist. Die fortschreitende 

Digitalisierung spielt in beiden Unternehmen eine wichtige Rolle und ist im Arbeitsalltag angekom-

men. Im Betrieb der Nahrungsmittelproduktion sind damit vor allem für ältere Arbeitnehmer immer 

wieder neue Herausforderungen verbunden. In der mobilen Pflege wirkt sich die Digitalisierung in der 

innerbetrieblichen digitalen Vernetzung aus, vor allem in Form der bereits vollständig digitalisierten, 

über das Smartphone zu erledigenden Zeitaufzeichnung und Kontrolle. In beiden Betrieben wird die 

Arbeitsplatzsicherheit von den Befragten als relativ hoch eingestuft. 

Hinsichtlich der Einschätzungen zu Arbeitsmarktpolitik und deren Instrumenten fallen die Aussagen 

der Befragten eher knapp aus. Die Interviewten im Produktionsbetrieb haben kaum Erfahrung mit 

längeren Episoden in Arbeitslosigkeit. Gepaart mit einer spärlichen Auseinandersetzung sind 
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Aussagen zu Arbeitsmarktpolitik von Zurückhaltung geprägt. Das AMS wird als ein wichtiges 

Auffangnetz für in Not Geratene verstanden, aber als wenig hilfreich für die Arbeitsvermittlung 

angesehen. Bedingt durch die wechselseitig erwartete hohe Leistungsorientierung in diesem 

eigentümergeführten Betrieb finden sich teilweise scharfe Verurteilungen jener, die mit Leistungs- 

oder Arbeitsunwilligkeit assoziiert werden. Darunter fallen in den Vorstellungen der Befragten vor 

allem Langzeitarbeitslose, seltener auch die Gruppe der MigrantInnen, wobei diese Unterstellung nur 

wenig auf persönlicher Erfahrung, sondern eher auf einer relativ unreflektierten Medienrezeption zu 

beruhen scheint. Für BezieherInnen von staatlichen Leistungen, denen Eigenverschulden an ihrer 

Arbeitslosigkeit zugeschrieben wird, werden zudem strengere Sanktionen gefordert, die bis hin zu 

einer kompletten Streichung von Geldleistungen reichen. 

Differenzierter gestaltet sich das Bild bei den Interviews in der Pflegestation bzw. im sozialökonomi-

schen Beschäftigungsbetrieb. Die Interviewten in Leitungsposition sowie eine Schlüsselarbeitskraft im 

sozialökonomischen Betriebes heben sich in ihren Einschätzungen von den anderen Befragten 

dahingehend ab, dass sie den Fokus weniger darauf legen, dass Leistungen von bestimmten Gruppen 

ausgenutzt werden könnten. Sie kritisieren im Gegenzug dazu ein politisches und mediales Klima, das 

Neid und Zwiespalt erzeugt und ebendiese Gruppierungen zum Ziel von Anfeindungen macht. Zudem 

finden sich hier mildere Bewertungen von LeistungsbezieherInnen bzw. wird dem Aspekt mehr 

Bedeutung beigemessen, dass Sozialleistungen hilfreich für jene sind, die sich in Notsituationen 

befinden und sie wirklich benötigen. So wird zum Beispiel in Betracht gezogen, dass es auch 

Menschen gibt, denen es schwerfällt, Unterstützungsleistungen zu beantragen und anzunehmen. Im 

sozioökonomischen Betrieb ist die Vermittlung von Langzeitarbeitslosen gleichsam die Geschäfts-

grundlage, deshalb fallen arbeitsmarktpolitischen Einschätzungen differenziert aus. Kritisiert werden 

die angedrohten finanziellen Kürzungen, die als Existenzbedrohung der Institution und als steigendes 

Druckmittel für Arbeitslose angesehen werden. Für schwer vermittelbare Arbeitslose ist das 

„Auffangbecken“ in einem geförderten Beschäftigungsverhältnis oft die letzte Möglichkeit, um in der 

Arbeitswelt wieder Fuß zu fassen.  

Das Meinungsbild im Pflegeunternehmen kann entlang des formalen Bildungsgrades unterschieden 

werden: Akademisch ausgebildete Personen in Leitungsposition vertreten mildere Positionen 

gegenüber LeistungsbezieherInnen, dies vor dem Hintergrund einer fürsorglichen Wertehaltung für 

sozial Schwächere. Demgegenüber spricht sich das Personal, das einen Lehr- oder Fachschulabschluss 

hat, tendenziell kritisch gegenüber jenen Gruppierungen aus, die des Missbrauchs verdächtigt werden 

– auch hier vor allem AusländerInnen und (Langzeit-)Arbeitslose. Bemerkenswert ist, dass im 

Unternehmen der mobilen Pflege vor allem jene Befragten, die selbst Unterstützungsleistungen 

bezogen haben oder deren Familienmitglieder BezieherInnen sind, am stärksten für eine härtere 

Sanktionierung gegenüber längerfristig Arbeitslosen plädieren. Die Sorge vor dem Verlust von 

Sozialleistungen für sich selbst und nahe Angehörige disponiert offenbar besonders dazu, anderen das 

Recht auf soziale Unterstützung im Fall längerer Arbeitslosigkeit abzusprechen. 

Die Einstellungen der Befragten zum österreichischen Sozial- und Wohlfahrtsstaat sind von einer 

grundsätzlichen Zustimmung geprägt. Zu dieser Zustimmung gesellt sich bei der Mehrheit der 

Interviewten ein mehr oder weniger großes „Aber“. Hier lassen sich ansatzweise drei verschiedene 

Muster identifizieren: Personen des Typus 1 äußern eine hohe Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat. Sie 

befürworten Sozialleistungen für Arbeitslose und sozial Schwächere und sehen in ihren (Steuer-

)Abgaben einen Solidarbeitrag, um einen funktionierenden Wohlfahrtsstaat zu gewährleisten. Ihre 

Positionen sind von einer fürsorglichen Wertehaltung geprägt, die auf der eigenen, als privilegiert 

wahrgenommenen Lebenssituation fußt und eine bestimmte Verantwortung für jene impliziert, die 

sich in ungünstigeren Lagen befinden. GesprächspartnerInnen, die wir dem zweiten Typus zuordnen, 

sind ebenfalls klare Befürworter des Wohlfahrtsstaates, allerdings mit ambivalenteren Haltungen. Ihr 

Referenzrahmen für wohlfahrtsstaatliche Leistungen ist ein balanciertes Verhältnis von Geben und 

Nehmen entlang von Reziprozitätsnormen. Beispielsweise finden es diese Befragten in Ordnung, 

Steuern und Abgaben zu leisten, da diese in die öffentliche Infrastruktur fließen, die sie selbst 

alltäglich nutzen. Von den Personen dieses Typus wird vor allem Missbrauch des Sozialsystems bzw. 

unterstellte Arbeitsunwilligkeit als moralisch verwerflich angesehen. Vorrangig werden benachteiligte 

Gruppierungen wie z.B. Langzeitarbeitslose oder AusländerInnen der unberechtigten Inanspruchnah-

me von Sozialleistungen bezichtigt. Darüber hinaus wird vor allem das Gesundheitssystem als nicht 
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fair wahrgenommen. Unter das (in sich heterogene) dritte Muster fallen jene Interviewten, die zwar 

immer noch ein „Ja“ zum Wohlfahrtsstaat aussprechen, diesen aber entlang von unterschiedlichen 

(moralischen, ökonomischen, auch egoistischen) Argumenten kritisieren. Hätte sie die freie Wahl, 

würde z.B. eine Befragte prinzipiell keine Steuerzahlungen mehr leisten. Das Wohlfahrtsstaatsystem 

wird als grundsätzlich ungerecht empfunden und es besteht die Wahrnehmung, zu wenig dafür 

zurückzubekommen. Auch das Argument eines an sich zu teuren Sozialstaats fällt hierunter, wird 

allerdings nur von einer Person genannt, dem Eigentümer des Produktionsbetriebs. 

Obwohl nur ein Randthema dieser Studie, tauchen in vielen Interviews im Zuge der Erörterung von 

wohlfahrtsstaatlichen Leistungen mehr oder weniger ungefragt Bewertungen von Personen 

ausländischer Herkunft auf, denen teilweise pauschal unterstellt wird, das Sozialsystem auszunützen. 

Mit dem Ausmaß der Xenophobie steigert sich der Tonfall bis hin zur Unterstellung eines 

„systematischen“ Missbrauchs. In Verbindung damit steht auch die Abneigung gegenüber der 

Großstadt Wien, in der man AusländerInnen vorrangig verortet und die mit hoher Kriminalität etc. 

assoziiert wird. Auffällig ist, dass dahingehende Vorurteile mit willkürlich gesetzten Zuschreibungen 

konstruiert und so als ein „Anderes“ dem Eigenen, Vertrauten gegenübergestellt werden. Wahrschein-

lich auch deshalb, weil die Bezirke im Waldviertel einen sehr niedrigen Ausländerinnen-Anteil haben, 

löst dieses „Andere“, das mangels eigener Erfahrungen vor allem medial vermittelt ist, bei manchen 

Interviewten Angst und auch Hass aus. In Verbindung mit einer unreflektierten Rezeption 

einschlägiger Medien, die ein tendenziell negatives Bild „des“ Ausländers zeichnen, entsteht bei 

einigen ein diffuses Feindbild, dass gerade durch die mangelnde faktische Erfahrung mit konkret 

anwesenden Fremden weiter genährt wird.  

Zugleich ist bei der Interpretation dieser Befunde darauf zu achten, gleichsam die Kirche im Dorf zu 

lassen. Beispielsweise spielt hier die methodische Ausgangssituation eines offenen Interviews selbst 

eine Rolle. Im Rahmen eines ungewöhnlichen Settings dazu eingeladen zu werden, gerne auch die 

eigenen Sorgen risikolos aussprechen zu können, drohen die Schilderungen einiger gerade deshalb in 

Richtung obsessiver Mutmaßungen zu entgleisen, weil ihnen kraft der Ausgangskonstellationen in 

einem Forschungsinterview nicht widersprochen werden soll. Es ist schlicht und ergreifend attraktiv, 

einem oder einer Fremden, der/die zudem im Verdacht steht, ohnehin gegenteilige Meinungen zu 

vertreten, es einmal so richtig „hineinzusagen“. Wann hat man schon sonst die Gelegenheit dazu? 
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5. FALLSTUDIEN OBERSTEIERMARK 

Die Region Obersteiermark, in der die beiden untersuchten Unternehmen angesiedelt sind, ist 

landwirtschaftlich und touristisch geprägt und im bundesweiten Vergleich eher dünn besiedelt. 

Zwischen 2002 und 2018 sind die Bevölkerungszahlen der Region mit minus 3,5% leicht rückläufig 

(Statistik Austria, Gebietsstand 2015). Anfang 2018 hatte die NUTS-3-Region Liezen 80.000 

EinwohnerInnen, bis 2035 wird von einem weiteren Rückgang von ca. 5% ausgegangen. Die 

Bevölkerung war mit einem Medianalter von 46,6 Jahren deutlich älter als österreichweit (43 Jahre). 

Das Bruttoinlandsprodukt pro EinwohnerIn liegt 2015 mit einem Wert von 34.300 Euro unter dem 

österreichischen Durchschnittswert von 39.900 Euro (Eurostat). Einen wichtigen Wirtschaftszweig der 

Region bilden die produzierenden Unternehmen. In Summe handelt es sich um ca. 280 Firmen, in 

denen 2017 21% der unselbständig Beschäftigten mit Wohnsitz in der Region beschäftigt sind 

(gegenüber 16% im Bundesdurchschnitt). Im Tourismus (Beherbergung und Gastronomie) sind in ca. 

1.070 Unternehmen 10% aller im Bezirk wohnhaften unselbständig Beschäftigten tätig (gegenüber 6% 

im Bundesdurchschnitt).22 Die Arbeitslosenquote in der Region lag im Jahresdurchschnitt 2017 bei 

6,1% und damit unter dem österreichischen Durchschnitt von 8,5%. Die Branche Beherbergung und 

Gastronomie hat mit 14% eine vergleichsweise hohe Arbeitslosenquote. Der Bereich Herstellung von 

Waren liegt mit nur 3% Arbeitslosenquote deutlich darunter.23 

5.1. Sample 

Im Rahmen dieser Untersuchung wurden zwei Betriebsfallstudien in der Region Obersteiermark 

durchgeführt. Die ausgewählten Betriebe sind einerseits in der Branche Holzverarbeitung und 

andererseits im Bereich Hotel und Gastronomie angesiedelt. Pro Betrieb wurden fünf bzw. vier 

Personen aus unterschiedlichen Hierarchie- und Tätigkeitsbereichen mithilfe von problemzentrierten 

Interviews befragt. Im Produktionsbetrieb sind ca. 180 MitarbeiterInnen beschäftigt, ein Teil davon 

sind Leiharbeitskräfte. Das Unternehmen produziert nur an diesem Standort und wurde vor wenigen 

Jahren in eine Aktiengesellschaft umgegründet. Seither kam es zu zahlreichen internen Umstrukturie-

rungen, die auch mit einer steigenden Fluktuation verbunden waren. Das Unternehmen verfügt über 

einen Betriebsrat. 

Der zweite Fallstudienbetrieb ist ein mittelgroßer Hotelbetrieb mit angeschlossenem Restaurant mit 

saisonabhängig 30 bis 40 MitarbeiterInnen. Einen wesentlichen Teil der Beschäftigten bilden EU-

AusländerInnen und Drittstaatsangehörige. Das Unternehmen wurde vor wenigern Jahren von einer 

international tätigen Kette übernommen und in diesem Zusammenhang den Konzernvorgaben in 

Sachen Organisation und Branding angepasst. Es gibt am Standort keinen Betriebsrat.  

Insgesamt wurden sechs Männer und drei Frauen interviewt. Die Altersspanne der Interviewten 

bewegt sich zwischen 22 und 50 Jahren. Diese qualitative Interviewstudie erhebt keinen Anspruch auf 

Repräsentativität, sondern soll ausschnitthaft über „typische“ Betriebe in der Region Auskunft geben. 

                                                      

22  Von Daten zur Branchenbeschäftigung, in denen nur Beschäftigte gezählt werden, die ihren Wohnsitz in der Region 

haben, sind die Beschäftigten an den Arbeitsstätten in der Region zu unterscheiden (d.h. hier werden PendlerInnen 

mitberücksichtigt). Entlang dieser Betrachtungsweise bzw. auf Basis der Arbeitsstättenzählung 2016 erhöht sich die Zahl 

der unselbständig Beschäftigten im NACE Sektor Beherbergung und Gastronomie von ca. 3.200 (Wohnsitz in Region) 

auf ca. 4.900 (Arbeitsplatz in Region), vgl. dazuwww.statistik.at/wcm/ idc/idcplg?IdcService=GET_PDF_FILE& 

RevisionSelectionMethod=LatestReleased&dDocName=117782. 
23  Die hier angeführten Daten zum Bezirk basieren auf Daten der Regionalstatistik 2017 bzw. aus den Ausführungen in 

Kapitel 3 dieses Berichts. 
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Tabelle 5-1: Übersicht Interviews 

Interview-
Nr. 

Geschlecht Alter Formalbildung Funktion Branche 

O-Stmk 1 M ~45 Universität Geschäftsführung Hotelleriebetrieb 

O-Stmk 2 M 45 Handelsschule Empfang Hotelleriebetrieb 

O-Stmk 3 M 26 Matura Verwaltung Hotelleriebetrieb 

O-Stmk 4 M 45 Lehre Instandhaltung Hotelleriebetrieb 

O-Stmk 5 M ~50 Universität Geschäftsführung Produktionsunternehmen 

O-Stmk 6 W ~45 Universität Personalmanagement Produktionsunternehmen 

O-Stmk 7 W 43 Matura Sachbearbeitung Produktionsunternehmen 

O-Stmk 8 M 23 HTL Fertigungsleitung Produktionsunternehmen 

O-Stmk 9 W 22 Lehre Produktion Produktionsunternehmen 

5.2. Betriebliche Herausforderungen: Fachkräftemangel und Digitalisierung 

Spricht man mit ManagerInnen und Beschäftigten über die aktuellen und zukünftigen Herausforde-

rungen aus betrieblicher Perspektive, so wird sowohl in der Gastronomie und Hotellerie als auch im 

holzverarbeitenden Unternehmen der Personalmangel bzw. der Mangel an qualifiziertem Personal 

genannt. Im Bereich der Gastronomie und Hotellerie werden aktuell dringend Arbeitskräfte gesucht. 

Dies betrifft vor allem qualifizierte Tätigkeiten in der Küche und angelernte Tätigkeiten im 

Zimmerservice. Ausländische Arbeitskräfte werden in großem Umfang eingesetzt und nicht als 

Konkurrenz wahrgenommen. Die Gründe für den Personalmangel v.a. im Bereich der Gastronomie 

liegen für alle Interviewten aus der Branche relativ klar auf dem Tisch, lassen sich aus Unternehmens-

perspektive aber nicht so leicht verändern. Neben den geringen Löhnen sind es die „anspruchsvollen“ 

Arbeitszeiten, sowohl was die Lage als auch die Verteilung und Dauer betrifft. Ein Beschäftigter meint 

dazu: 

„Es gibt die Köche zwar in Österreich, aber (…) die wollen alle nimmer als Koch arbeiten. Und 

das ist ja auch total nachvollziehbar mit 6-Tages-Woche und Teildiensten und dann einmal 4 

Stunden Pause dazwischen usw. Und dann alles für 1.300 netto. Das ist für mich absolut 

logisch, dass das… Aber das ist, ja, das ist die Schuld des Staats, Kollektivverträge gehören 

geändert. Und dafür gehören die Steuern gesenkt in dem Bereich. Da muss wieder umverteilt 

werden. (…) Die Teildienste gehören abgeschafft. Ich weiß, es ist für die Unternehmen sehr 

schwer, ohne Teildienste zu agieren. Es ist halt schwierig, irgendwem schießt man sich immer 

ins Knie, wenn man da versucht, was zu ändern. Aber man muss das auf lange Sicht irgendwie 

attraktiver machen für die Arbeitnehmer, weil sonst stehen wir irgendwann mit nix da. Und das 

ist ja immerhin 15,9% der – also direkt und indirekt – Wertschöpfung vom Bruttoinlandspro-

dukt. Das ist halt schon ein großer Teil. Und Österreich ist ja pro Kopfeinnahmen Tourismus 

Weltmeister, nicht? (…) Ja, ich glaube, nur Geld wird es auf Dauer auch nicht tun, weil das ist 

ja nur kurzfristig. Da gewöhnt man sich schnell dran und dann kommen die Probleme wieder. 

Also es muss schon an den Arbeitsbedingungen generell was geändert werden.“ (O-Stmk 3) 

Im Betrieb für Holzverarbeitung ist es die Suche nach qualifiziertem Nachwuchs, in die bereits heute 

viel Energie gesteckt wird. Es wird von den Interviewten auch erwartet, dass dies auch in Zukunft eine 

der großen Herausforderungen sein wird. Ein Problem ist in diesem Zusammenhang die Abwanderung 

von jungen, gut ausgebildeten Arbeitskräfte in die Städte. Darüber hinaus steht das Unternehmen in 

Konkurrenz mit der metallverarbeitenden Industrie in der Region, die durch höhere Kollektivvertrags-

abschlüsse als attraktiverer Arbeitgeber auftreten kann. Dazu der Geschäftsführer: 

„Alle Leitbetriebe, die da in der Umgebung sind, sind gewachsen, sind expandiert. Jeder 

braucht Leute. Und das, wir sind ja ein Abwanderungsgebiet. Wenn wir die demografische 

Entwicklung anschauen, und wenn Sie die Bevölkerungsentwicklung anschauen, das heißt, wir 

wissen: Es werden immer weniger Leute in der Region und damit auch immer weniger 

Arbeitskräfte, die da zur Verfügung stehen.“ (O-Stmk 5) 

Um dem entgegen zu wirken, will man in Zukunft vermehrt auf die Ausbildung von Lehrlingen im 

Betrieb setzen. Dahinter steht ferner das Ziel, den relativ hohen Altersdurchschnitt der Belegschaft zu 
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senken. Darüber hinaus ist Fluktuation im Unternehmen ein großes Thema. Diese liegt einerseits an 

den relativ anspruchsvollen Arbeitsbedingungen in der Produktion (Lärm, Staub, maschinengetaktetes 

Arbeiten). Dazu kamen die weitreichenden Reorganisationsmaßnahmen und der damit einhergehende 

Kulturwandel der letzten Jahre, den zahlreiche höherqualifizierter MitarbeiterInnen in Verwaltung und 

Vertrieb nicht mittragen wollten bzw. konnten. Hier kam es zu Kündigungen von beiden Seiten. 

„Wir haben einen extremen Change durchlebt und sind noch immer mitten drinnen. Das 

Unternehmen hat sich sehr extrem gewandelt vom produktionslastigen Unternehmen – das 

heißt, es ist auf Lager produziert worden, und der Vertrieb hat das verkauft, was auf Lager liegt 

–, zum vertriebsorientierten Unternehmen. Das heißt ja, die Aufträge kommen und die werden 

produziert. Also die grundsätzliche Ausrichtung vom Unternehmen hat sich extrem geändert. Es 

hat sich auch die Mitarbeiterkultur, ich möchte nicht sagen geändert, aber sie ist sehr im 

Wandel. Wir haben eine extreme Fluktuation in den letzten Jahren gehabt von 30%, wirklich 

extremst hoch, und sind aber jetzt auf einem guten Weg. Teilweise hat sich das Unternehmen 

von den Mitarbeitern getrennt, aber teilweise auch umgekehrt, die diesen Weg nimmer 

mitgehen, das sich einfach nimmer matcht, da hat es eine Trennung gegeben. Also es haben 

sehr viele langjährige Mitarbeiter das Unternehmen verlassen.“ (O-Stmk 6) 

Neben dem Bestreben, wieder Stabilität in die Belegschaft zu bringen, sind im Produktionsunterneh-

men auch internationaler Konkurrenz und Preisdruck wichtige Themen. Als höherpreisiger 

Qualitätsanbieter mit Billigprodukten aus Asien zu konkurrieren, ist eine Herausforderung, 

funktioniert aktuell aber sehr gut. Man setzt auf persönlichen Kundenkontakt, die Akquise von 

Großprojekten und die Umsetzung individueller KundInnenwünsche. Im Zuge dieser Strategie kam es 

zu einer Umstellung von Produktion auf Lager hin zu Just-in-time Produktion. Die Investitionen in 

neue Maschinen in Richtung einer „smarten“ Produktion, Stichwort Industrie 4.0, erfolgt eher langsam 

und hinkt den von Technologieentwicklern präsentierten Möglichkeiten deutlich hinterher, da diese 

Investitionen nur möglich sind, wenn alte Maschinen ausgedient haben. Das Unternehmen verfügt in 

der Produktion aktuell noch über einen relativ hohen Anteil an Handarbeitsplätzen, die vorwiegend 

mit angelernten Frauen besetzt sind, die von einer möglichen zukünftigen Automatisierung stark 

betroffen sein würden. Die Personalmanagerin meint dazu: 

„Also es gibt ganz viele Stellen, wo 4.0 in weiter Ferne ist. Ja. Aber, wie gesagt, das Thema ist 

so, dass es ist aufgegriffen worden ist und die Richtung ist eingeleitet.“ (O-Stmk 6) 

Die Geschäftsführung: 

„Aber das sind natürlich massive Investitionen. Das kann ich nur machen, wenn ich in eine 

Neuanlage investiere. Dann kann ich das versuchen mit einfließen zu lassen. Aber bestehende 

Anlagen, jetzt, kann ich nicht auf 4.0 bringen. Das geht einfach nicht. Das heißt, das wird ein 

Entwicklungsprozess sein, der irgendwann auch bei uns Anwendung finden wird. (…) Unser 

Ziel da herinnen ist es, den Mitarbeiterstand nahezu gleich zu belassen, und das Wachstum mit 

intelligenteren Lösungen zu generieren. Erstens kriege ich das Personal nicht und zweitens ist 

es von der Kostenseite her einfach ein permanenter Druck, zu schauen, dass man mit dem 

gleichen Personal jetzt nicht durch mehr Schwitzen, sondern durch mehr Gehirnleistung mehr 

rausbringt.“ (O-Stmk 5) 

Eine Mitarbeiterin in der Verwaltung: 

„Mit dem neuen EDV-System, was wir kriegen, wird bestimmt ganz, ganz viel, was wir jetzt 

machen, wegfallen. Wo man sich vielleicht Gedanken machen muss. (…) Ich glaube, ganz 

ersetzbar wirst du nie werden. Außer man sagt natürlich: ‚Okay, jetzt seid ihr drei Leute, es 

machen nur mehr zwei.‘ Das kann bestimmt kommen.“ (O-Stmk 7) 

Das Thema Digitalisierung spielt im Dienstleistungsbereich der Hotellerie und Gastronomie aktuell in 

Form einer geringfügigen Automatisierung in der Küche und bei Softwareanwendungen in der 

Administration eine Rolle. Menschen durch Roboter oder Computerprogramme zu ersetzen, ist derzeit 

nicht angedacht und aus Sicht der Interviewten auch in Zukunft unrealistisch. Man setzt im 

Urlaubstourismus auf den persönlichen Gästekontakt, dies werde von den Gästen auch gewünscht. Auf 

Konzernebene gibt es jedoch klare Bestrebungen in Richtung Digitalisierung. Dazu zählen 

KundInnen-Applikationen, mit denen Gäste von Zimmer aus mit der Rezeption in Kontakt treten, 
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Wünsche anbringen oder Fragen stellen können. Darüber hinaus gibt es wie im Konzern üblich Self-

check-in-Terminals, die jedoch nicht aktiv sind, da die Rezeption rund um die Uhr besetzt ist. Beide 

Digitalisierungsbestrebungen werden im untersuchten Fall schlecht bis gar nicht angenommen bzw. 

gar nicht erst vollständig implementiert. Grund dafür ist, dass diese Technologien auf den Bedarf von 

Ferienclubs mit mehreren Quadratkilometern Größe ausgelegt sind, in denen es schwer ist, den 

persönlichen KundInnenkontakt zu halten. Im untersuchten Fall besteht diese Herausforderung 

allerdings nicht, auch die technischen Möglichkeiten fehlen. Entsprechend „ruhen“ auch die 

Aktivitäten zur konkreten Einführung dieser Technologien.  

„Wenn man in so einem großen Konzern arbeitet, gibt es viele, viele Dinge, die von oben herab 

umzusetzen sind, wo man aber nicht drüber nachdenkt, ob das in dem Haus überhaupt technisch 

umsetzbar ist, ja oder nein.“ (O-Stmk 4) 

Insgesamt wird von den Interviewten jedoch eine Polarisierung im Bereich Hotellerie vorausgesagt, 

die in Ansätzen bereits zu beobachten ist. Auf der einen Seite qualitativ hochwertige und preislich 

höher angesiedelte Urlaubshotellerie, in der die persönliche KundInnenbetreuung wichtig ist und auf 

der anderen Seite die standardisierte und zugleich günstige Business-Hotellerie, die mittels digitaler 

Technologie den Kundenkontakt organisiert (z.B. Self-check-in Automaten). 

„Da gibt es ja Kastln mit Code, da kriegst du den Schlüssel und danke… Aber das ist halt vom 

Gästetypus unterschiedlich. Genau, wenn du nur schlafen willst und deine Ruhe haben willst, 

dann ist das okay. Aber andere Leute, die zu uns halt aufs Land kommen, die wollen halt auch 

das, den persönlichen Kontakt mit den Einheimischen oder so irgendwas. Ja.“ (O-Stmk 2) 

Besonders im Urlaubstourismus wünschen sich die Gäste intensiven Kontakt zu einem lokal 

verankerten Personal, das sie mit Tipps zur Region versorgen kann, so die Interviewten aus dem 

untersuchten Betrieb. 

Sowohl im Produktionsbetrieb als auch im Hotel kommen die Interviewten bei der Frage nach 

zukünftigen Herausforderungen direkt oder indirekt auf das Thema Ökologie zu sprechen. Im 

holzverarbeitenden Betrieb geht es darum, dass sowohl bei KundInnen als auch bei qualifizierten 

MitarbeiterInnen das ökologische Bewusstsein steigt und die Entscheidung beeinflusst, im 

Unternehmen anzuheuern bzw. Produkte zu kaufen. Im Tourismusbereich kommt das Thema 

Ökologie zur Sprache, wenn es darum geht, dass bei der Herkunft der Lebensmittel auf Regionlität uns 

Saisonalität geachtet wird. Darüber hinaus kommen der Klimawandel und dessen Auswirkungen auf 

den Wintertourismus zur Sprache. Im untersuchten Hotelbetrieb setzt man auf den Ausbau des 

Sommertourismus, um ein mögliches Einbrechen der Auslastung im Winter aufgrund des Klimawan-

dels abzufedern. 

5.3. Einschätzungen zur Arbeitsmarktlage und Arbeitsmarkpolitik 

5.3.1. Arbeitsmarktlage aus Beschäftigten- und ArbeitgeberInnensicht 

Aus Sicht der interviewten Beschäftigten gestaltet sich die Suche nach einer stabilen und gehaltvollen 

Beschäftigung in dieser ländlichen Region als eher schwierig. Dabei zeigt sich, dass diese Personen 

allesamt über eine ausgeprägte Arbeitsethik verfügen, d.h. arbeiten wollen – und sich entsprechend 

kritisch gegenüber Arbeitsunwilligkeit äußern. Erwerbstätigkeit an sich ist eine normative 

Anforderung, die unabhängig von den Arbeitsbedingungen betrachtet wird. Das bedeutet dann auch, 

gegebenenfalls ungünstige Arbeitsbedingungen zu akzeptieren, etwa einen Routine-Job zu verrichten 

oder einen relativ bescheidenen Verdienst in Kauf zu nehmen.  

Vor allem Jugendliche dürften es schwer haben, in der Region attraktive Job-Perspektiven zu finden. 

Viele streben höhere Bildungsabschlüsse an und wandern mangels Alternativen in der näheren 

Umgebung in die Städte ab. Jene mit Lehrausbildungen stehen vor der Herausforderung, in der 

Heimatregion eine ausbildungsadäquate Beschäftigung zu finden. Anhand ihrer eigenen Biographie 

beklagt zum Beispiel eine 22-Jährige, die ungeachtet einer abgeschlossenen Lehre als angelernte 

Hilfskraft in der Fertigung des Produktionsbetriebs arbeitet, die fehlende Unterstützung für junge 

Erwachsene, Arbeitsmöglichkeiten abseits der Produktion zu finden.  
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„Weil auf die Jugend z.B. wird nicht geschaut, das ist scheiß egal. ‚Ja, geht in eine Produktion‘, 

scheiß drauf. Aber dass sie sich einmal bemühen, ich weiß nicht, dass sie viel mehr andere 

Arbeitsmöglichkeiten als Produktion für Jugendliche haben, das ist scheiß egal. Weil du machst 

deine Lehre fertig. Und dann gehst in eine Produktion oder schaust, dass du in deinem 

Lehrberuf weiter tust. Aber die denken einfach alle nicht nach.“ (O-Stmk 9) 

Der Schritt, in einem ausbildungsfremden Produktionsbetrieb anzuheuern, ist folglich mit Resignation 

verbunden. 

„Wenn ich wirklich drauf bestanden hätte, dass ich in dem Beruf weiter tue, wäre ich heute 

noch daheim, 100%ig. Weil: ‚Nein, da gibt es nix.‘ Und dann gehst du lieber in die Produktion. 

Es geht alles nur in die Produktion. Ich meine, ich will die Produktion jetzt nicht schlecht reden. 

Gar nix. Das ist eh, sind wir froh, dass wir sie haben.“ (O-Stmk 9) 

Eine faktische und zugleich symbolische Geringschätzung der Lehre wird auch von weiteren 

Befragten wahrgenommen. Der Tenor geht in die Richtung, dass auch ein ausgezeichneter 

Lehrabschluss keine Jobgarantie und schon gar keine Garantie für eine gute Bezahlung ist. Der 

ebenfalls junge Fertigungsleiter mit HTL-Abschluss skizziert unmissverständlich, dass ein 

Meisterabschluss als Tischler weder Sicherheit noch ein stabiles Einkommen garantiere. Auch jene, 

die den Schritt in die Selbständigkeit wagen, würden teilweise unter prekären Verhältnissen leiden.  

In mehreren Fällen wird geschildert, dass man ungeachtet des hohen persönlichen Einsatzes den 

Turbulenzen am Arbeitsmarkt ausgeliefert sei. Betriebsverlagerungen und Schließungen treffen auch 

langjährige Beschäftigte unverhofft und unverschuldet. Die meisten der Befragten kennen aus dem 

persönlichen Umfeld Personen, die durch einen Beschäftigungsabbau oder gar durch Insolvenz von 

Arbeitslosigkeit betroffen waren. Weil der Arbeitsmarkt am Land in der Wahrnehmung vieler 

Interviewter als angespannt gilt, kommt z.B. für Frauen dazu, dass in dieser Region offenbar auch 

längere Phasen in Elternkarenz nicht gern gesehen werden und Frauen insbesondere in attraktiveren 

Berufen damit ihren bisherigen Job riskieren könnten. Eine heute 43-jährige Interviewte mit Matura 

beschreibt ihre Situation:  

„Das war 2007. Ich bin dann natürlich aufgrund der Situation, dass, wenn du einen guten Job 

hast bei uns in der Region, nach dem Mutterschutz gleich wieder arbeiten gegangen. Habe auf 

halbtags umgestellt, dreimal in der Woche.“ (O-Stmk 7) 

In der touristisch geprägten Region im Westen des Bezirks beschreiben die Beschäftigten aus der 

Hotellerie und Gastronomie das so genannte „Stempeln gehen“ als frustrierende Normalität vieler 

KollegInnen in der Saisongastronomie. In stark saisonabhängigen Tourismusgegenden stehen sehr 

viele Gastronomiebetriebe vor der Herausforderung, auslastungsschwache Zeiten zu überbrücken. 

Oftmals werden die Betriebe zwischen den Saisonen gleichsam ruhend gestellt und die Beschäftigten 

mit Wiedereinstellungsgarantie entlassen bzw. beim AMS „geparkt“. Das ist für die Betroffenen mit 

deutlichen finanziellen Einbußen verbunden und stellt eine Belastung dar. Diese Usancen sind nicht 

nur in der unmittelbaren Tourismusbranche geradezu die Normalität, sondern betreffen auch andere 

Branchen. 

„Ja, weil es sind ja nicht nur die, die im Gastgewerbe arbeiten, das sind ja auch die Maurer 

oder sonst irgendwas. Ich meine, die gehen dann meistens im Winter auf den Berg lifteln oder 

sonst irgendetwas, gell, aber haben da auch ihre Stempel-Phasen. Oder die Maler oder sonst 

irgendwas. Das hängt ja alles indirekt mit dem Tourismus zusammen.“ (O-Stmk 2) 

Auch aus Sicht der Arbeitgeber bzw. der befragten Geschäftsführungen ist der Arbeitsmarkt in der 

Region angespannt. Aufgrund des Fachkräftemangels und des relativ hohen Altersdurchschnitts setzt 

man zum Bespiel im holzverarbeitenden Betrieb seit einigen Jahren vermehrt auf die Ausbildung von 

Lehrlingen. Zudem wird in einigen Interviews deutlich, dass die von den Betrieben der Region 

gesuchten LehrabsolventInnen in punkto Kompetenzprofil oft nur eine relativ geringe Palette 

abdecken; etwa deshalb, weil sie in einem kleinen Betrieb ausgebildet wurden, der nur in einer 

bestimmten Nische tätig ist. Aufgrund eingeschränkter qualifikatorischer Voraussetzungen bei 

manchen LehrabsolventInnen werden im Produktionsbetrieb aktuell Personen mit anderen 

Berufsabschlüssen angelernt. Kritisch wird von den Geschäftsführungen in beiden Betrieben der 

Obersteiermark der öffentliche und politische Diskurs gesehen, in dem vermittelt wird, es gäbe zu 
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wenige Lehrstellen für Jugendliche. Aus Sicht der ArbeitgeberInnen fehlt es nicht an Lehrstellen oder 

Jobs, sondern an qualifizierten BewerberInnen:  

„‚Wir haben keine Lehrplätze‘. Also das ist – ich sage immer, man muss es immer mit Vorsicht 

genießen. Und wenn ich solche Sachen in der Zeitung lese, dann wird mir schlecht, weil ich 

sage: Das geht an der Realität komplett vorbei.“ (O-Stmk 5) 

Die Betriebe sehen sich gefordert, ihre MitarbeiterInnen durch möglichst gute Arbeitsbedingungen an 

das Unternehmen zu binden, so die interviewten ManagerInnen. Junge und gut qualifizierte 

Beschäftigte haben hohe Ansprüche und sind sehr mobil. Ältere sind weniger mobil, was einen 

Jobwechsel betrifft, aber auch sie können nur mit guten Arbeitsbedingungen gehalten werden. Darüber 

hinaus geht es im Bereich Hotellerie und Gastronomie darum, Saisonarbeitskräfte über mehrere Jahre 

hinweg immer wieder zu beschäftigten. Das Hotellerieunternehmen bietet den Beschäftigten 

zahlreiche Extras an (z.B. Jahreskarte im Schwimmbad, gratis Sportgeräteverleih, gratis Verpflegung), 

um als attraktiver Arbeitgeber zu gelten und bemüht sich generell um gute Arbeitsbedingungen. Dazu 

sagt der befragte Geschäftsführer:  

„Und vor allem ist es ja so, dass ich hier auch eine Mitarbeiterbindung erziele. Weil der sagt: 

‚Das Zimmer war in Ordnung. Die Arbeitszeiten waren in Ordnung. Meinen Lohn habe ich 

pünktlich gekriegt. Der Chef war freundlich und fair zu mir. Und es hat mir gepasst.‘“ (O-Stmk 

1) 

Wenn von einem Mangel an qualifizierten BewerberInnen die Rede ist, so bezieht sich dieser 

Interviewte aus der Tourismusbranche neben den formalen Qualifikationen auch auf die Einstellung 

zur Arbeit, die seiner Meinung nach „im Wandel begriffen“ ist. Jobsuchende im Bereich der Hotellerie 

scheinen neben einem guten Einkommen zahlreiche Zusatzleistungen vorauszusetzen, um ein 

Beschäftigungsverhältnis überhaupt einzugehen.  

„Ich habe unzählige Gespräche erlebt, wo die erste Frage des Bewerbers war: ‚Unter 2.000 

netto setze ich mich nicht nieder.‘ (…) Man muss ja auch bedenken, was alles sowieso schon 

selbstverständlich ist, wie ein ordentliches Personalhaus. Da rede ich von top ausgestatteten 

Zimmern. Das geht hin bis zu einer sehr, sehr guten Mitarbeiterverpflegung. Das geht hin bis zu 

Uniformen, in denen sie sich wohlfühlen, ja? Also das sage ich immer: Das sind alles schon 

Grundvoraussetzungen, ohne die wir sowieso nicht glauben, gutes Personal zu kriegen oder 

finden zu können.“ (O-Stmk 1) 

Bei vielen jüngeren MitarbeiterInnen – so wiederum der Geschäftsführer und die Personalmanagerin 

des Produktionsbetriebs – gebe es den Trend zu einer Reduktion der Arbeitszeiten bzw. zur 

Bereitschaft, sich für ein Unternehmen 100%ig zu engagieren. Der Stellenwert der Arbeit im 

Vergleich zur Freizeit sinke.  

„Also es kommen sehr hohe Gehaltsforderungen. Das Thema Freizeit ist vielleicht auch 

mittlerweile, was die jüngere Generation betrifft, sicher ein Thema, dass die einfach eine ganz 

eine andere Work-Life-Balance haben als die Generation X oder diese Babyboomer. Also das 

kennt man schon. (…) Die wollen weniger arbeiten, die fordern aber trotzdem, wenn sie eine 

gute Schulausbildung haben, und sie wechseln leichter, weil ja dementsprechend die Jobs zur 

Verfügung stehen, wenn wer eine gute Ausbildung hat. In der Produktion ist die Bereitschaft für 

Überstunden bei der jungen Generation nicht mehr so gegeben wie bei der älteren Generation. 

Also auch da muss man sich ein bissl drauf einstellen.“ (O-Stmk 6) 

Von derselben Personalmanagerin wird noch ein weiterer Trend bei Jobaspiranten angeführt, der 

wiederum Chancen für das Unternehmen bietet, als attraktiver Arbeitgeber aufzutreten: Insbesondere 

höher qualifizierte BewerberInnen würden zunehmend Wert darauf legen, dass das Unternehmen 

möglichst nach ökologischen Kriterien produziert. Eine gute Ökobilanz in der Produktion ist 

mittlerweile auch Teil des so genannten Employer Brandings. Darin sieht sich das Unternehmen im 

Vorteil im Vergleich zu anderen Firmen. 

“Vor allem merke ich das jetzt ab und zu in Gesprächen mit Akademikern, jungen Akademikern. 

Die wirklich sagen, sie wollen in einer Firma arbeiten, wo sie sehen, da wird ökologisch 

gehandelt, sehr nachhaltig gearbeitet. Und die einfach auch einen Sinn in dem Produkt sehen, 

entweder dieses zu produzieren oder zu verkaufen. Also die leben das schon.“ (O-Stmk 6)  
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5.3.2. Rolle des AMS im Vergleich zu Arbeitskräfteüberlassern 

Das Arbeitsmarktservice spielt aus Sicht der Geschäftsführungen beider Betriebe bei der Personalsu-

che bzw. der Vermittlung von BewerberInnen nur eine untergeordnete Rolle. Einerseits wird kritisiert, 

dass BewerberInnen, die vom AMS „geschickt“ werden, oftmals wenig motiviert seien und die 

Bewerbung nur absolvieren würden, um ihrer Verpflichtung gegenüber dem AMS nachzukommen. 

Andererseits läuft z.B. im Produktionsbetrieb ein Gutteil der gesamten Personalrekrutierung über 

Leasingfirmen: 

„Personalrekrutierung und Personal zur Verfügung stellen, da gibt es ein, zwei Partner, die das 

machen. Das sind die Betriebe, das sind die Überlassungsbetriebe, sprich die Leiharbeitsfir-

men. Damit läuft die Personalrekrutierung. Ich brauche kein AMS dazu. Hat es aber auch 

früher nicht gebraucht. Nachfrage und Angebot machen das von alleine. Das AMS braucht es, 

um die Leute zu beschäftigen, die a) nicht arbeiten wollen, b) die in einer Umschulung sind. 

Solche Themen, ja, aber rein Arbeitskräftevermittlung brauche ich kein AMS.“ (O-Stmk 5) 

Um dem Personalmangel entgegen zu wirken, sind beide untersuchten Unternehmen zudem Mitglieder 

in regionalen Kooperationsnetzwerken von Betrieben; etwa deshalb, um den Weiterbildungsbedarf 

innerhalb des Unternehmensnetzwerks besser organisieren zu können oder einander (fallweise) sogar 

Personal in Abhängigkeit von der Auslastung in saisonalen Zyklen zu verleihen, um daran 

interessierten MitarbeiterInnen idealtypisch eine durchgehende Beschäftigung zu bieten bzw. den Weg 

zum AMS zu ersparen. 

Generell scheinen private Arbeitskräfteüberlasser in dieser ländlichen Region der Obersteiermark – 

besonders in Produktionsbetrieben – eine wichtige Rolle bei der Jobvermittlung und Personalsuche zu 

spielen. Im analysierten Produktionsbetrieb finden wir bei der Rekrutierung niedriger qualifizierter 

Beschäftigter enge Kooperationen mit Leasingfirmen. Angelernte werden sogar ausschließlich über 

Leasingfirmen aufgenommen. Auch wenn sich Jobsuchende direkt bewerben, werden sie an die 

Leasingfirma verwiesen und auf diesem Weg beschäftigt. Üblicherweise wird ein Teil der so 

Beschäftigten nach zirka sechs Monaten übernommen. Spricht man mit den MitarbeiterInnen darüber, 

so schildern diese, dass auch qualifizierte Personen mit Lehrabschluss Probleme haben, im Lehrberuf 

Fuß zu fassen und den Berufseinstieg oft nur über Leiharbeitsverhältnisse schaffen. Einer der 

Interviewten, ein Absolvent einer HTL für Tischlerei, konnte in den ersten Phasen nach dem 

Ausbildungsabschluss nur über Leiharbeitsfirmen in relativ ausbildungsfernen Bereichen Beschäfti-

gung finden. Er erzählt:  

„Da war ich einmal zwei Wochen in irgendeiner Firma. Dann haben sie mich nimmer ge-

braucht. Dann haben sie mich da hingetan. Ja, wie es halt so ist.“ (O-Stmk 8) 

Eine andere Interviewte mit Lehrabschluss beschreibt: 

„Ja, ich bin arbeitslos geworden. Und natürlich meldet man sich dann gleich bei allen 

möglichen Leihfirmen an und nimmt halt dann das Nächstbeste. (…) Weil es ist ja bei uns nicht 

leicht, irgendwie eine Arbeit zu finden. Weil es geht alles über Leihfirmen.“ (O-Stmk 9) 

Deutlich wird in den Interviews, dass Leiharbeit mit mangelnder Planungssicherheit und geringen 

Entwicklungsperspektiven verbunden ist. Außerdem erleben Leiharbeitskräfte häufig einen Status als 

Beschäftigte zweiter Klasse. 

„Ich meine, sicher, man hat immer im Hintergedanken, wenn man über eine Leihfirma da ist, 

dass man jederzeit gehen kann. Das ist sowieso immer bei jeder Leihfirma so. Wenn du über 

eine Leihfirma kommst, bist du, wenn die Auftragslage zurückgeht, der Erste, der geht. (…) Weil 

es gibt nix Schlimmeres, wie wenn du abgestempelt wirst: ‚Bist eh nur ein Leiharbeiter.‘ (…) 

Das war wirklich, das war wirklich krass. Weil wenn von der Abteilungsleitung das schon so 

geht: ‚Du bist eh nur Leiharbeiter, du hast eh nix zum Sagen‘ (…) Und das ist wirklich hart.“ 

(O-Stmk 9) 

Wohl unter anderem aufgrund einer Dominanz von Leiharbeitsfirmen für die Jobvermittlung wird aus 

der Sicht der von uns befragten MitarbeiterInnen das AMS im Zusammenhang mit der Stellensuche 

als wenig hilfreich wahrgenommen, sondern dient eher als Instanz der Abwicklung der finanziellen 

Ansprüche bei Arbeitslosigkeit. Deutlich wird in einigen Ausführungen ferner, dass das AMS 



76 

abhängig von der Aufnahmekapazität des regionalen Arbeitsmarkts unterschiedliche Maßstäbe bei der 

Beurteilung der Arbeitswilligkeit setzt. In größeren Städten gehe das AMS strenger vor, in der 

Obersteiermark dagegen noch etwas milder, schildert der HTL-Absolvent: 

„Ich kann jetzt reden von [großer Stadt XY] und da. In [XY] ist es halt so, wenn du einmal in 

die… Also da musst du dich ja bewerben und so. Wenn du dich da einmal wo nicht bewirbst, 

dann wird sofort das Geld gestrichen, musst du hin. Und in unserer Region kann man schon 

sagen, da musst du gar nix tun. Ich meine, es gibt ja nicht viele Stellen.“ (O-Stmk 8) 

Neben der Abwicklung der Ansprüche auf Arbeitslosengeld spielt das AMS für die Interviewten auch 

im Zusammenhang mit Kursen eine zentrale Rolle. Die angelernte Produktionsmitarbeiterin mit 

Erfahrung in Arbeitslosigkeit beschreibt rückwirkend, dass ihr der verpflichtende Kurs zum 

Bewerbungstraining nichts gebracht hat: 

„Nein, weil die schicken dich dann gleich in Kurse. Und das musst du machen und das musst du 

machen! Ja, super. Was bringt mir so ein – sage ich jetzt einmal – ‚Dodlkurs‘, wo ich dasitze 

und Bewerbungen lerne zum Schreiben, wenn ich das eh kann? Weil ich sage, ich weiß ja, wie 

ich meine Bewerbungen schreiben muss, und ich weiß auch, wohin ich sie schreibe. Nur, was 

bringt mir der Kurs dann, wenn ich in meiner Berufsdings sowieso nix finde? Und so weiß ich 

auch selber: Okay, wenn ich in der Druckerei nix finde, dann muss ich halt in eine Produktion 

gehen. Dann schreibe ich aber schon selber Bewerbungen hin. Also für mich war das so 

sinnlos. Aber ich habe es machen müssen, weil sonst hätte ich kein Geld gekriegt. Und ohne 

Geld spielt es halt nicht. Das ist schon blöd.“ (O-Stmk 9) 

Ein anderer Gesprächspartner aus dem Tourismusbetrieb beschreibt, dass seinen Erfahrungen nach das 

Arbeitsmarktservice sehr zögerlich ist, wenn es darum geht, Menschen bei einer beruflichen 

Umorientierung zu unterstützen; insbesondere dann, wenn die bereits vorhandene Ausbildung ohnehin 

am Arbeitsmarkt gefragt ist. Individuelle Perspektiven und Zukunftswünsche seien aus Sicht des AMS 

sekundär, so seine Wahrnehmung. In seinem eigenen Fall – er ist IT-Fachmann – wurde ihm während 

einer Phase in Arbeitslosigkeit eine Unterstützung für die berufliche Umorientierung verwehrt. Da er 

zu diesem Zeitpunkt allerdings noch in Wien wohnhaft war, konnte er mit Hilfe einer Unterstützung 

des WAFF („Weiterbildungstausender“) die Matura nachmachen und im Anschluss mit einem 

Selbsterhalterstipendium ein Studium beginnen. 

Erwähnenswert ist auf Basis dieser Schilderungen – insbesondere mit Bezug auf die Fragestellung der 

Rezeption von Arbeitsmarktpolitik –, dass vor allem die drei unter 30-Jährigen in diesem Obersteier-

mark-Sample von eigenen Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit bzw. von der Jobvermittlung über 

Arbeitskräfteüberlassung berichten. Lassen sich damit Diskurse zur „Generation prekär“ bestätigen, 

wonach einerseits sehr junge – und dann erst wieder über 50-Jährige – mit überdurchschnittlichen 

Problemen der Integration am Arbeitsmarkt konfrontiert sind? Und, damit zusammenhängend: Nur 

diese Befragten bringen (aufgrund eigener Betroffenheit) Details zu Instrumenten der Arbeitsmarktpo-

litik ein, etwa Rahmenbedingungen in Bezug auf verpflichtende AMS-Kurse oder gewünschte 

Umschulungen sowie Chancen, Qualifizierungsmaßnahmen gefördert zu bekommen. Darüber hinaus 

fallen Kenntnisse über konkrete arbeitsmarktpolitische Instrumente eher dürftig aus, entweder deshalb, 

weil man sie selbst nicht oder noch nicht in Anspruch nehmen musste oder weil man als Unternehmen 

bei der Personalrekrutierung ohnehin andere Kanäle als das Arbeitsmarktservice präferiert.  

5.3.3. Persönliche Netzwerke für die Arbeitssuche zentral 

Für die Jobsuche im ländlichen Bereich werden von den befragten Beschäftigten persönliche 

Netzwerke als äußerst relevant beschrieben. Das soziale Kapital entscheidet bei der Jobsuche in 

hohem Ausmaß darüber, ob rasch eine neue Beschäftigung gefunden werden kann. Dies trifft 

insbesondere auf attraktive Stellen zu (passende Tätigkeit, unbefristete Beschäftigung, adäquate 

Bezahlung). Mehrere Interviewte beschreiben, dass sie zwar Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit haben, 

aufgrund ihrer guten Vernetzung aber meist ohne klassische Bewerbung wieder eine Beschäftigung 

finden konnten. Auch jene Personen, die irgendwann den Absprung aus einer unbefriedigenden 

Leasingbeschäftigung geschafft haben, schildern, dass dies über persönliche Kontakte möglich war. 

Hier zwei beispielhafte Zitate: 
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„Da war ich fix angestellt, weil ein Freund dort im Büro arbeitet. Und der hat sozusagen mich 

da reingebracht.“ (O-Stmk 8) 

„Ich habe was eingekauft. Sie fragt mich: ‚Was brauchst?‘ Ich habe ihr das gesagt, und, sage 

ich: ‚Und einen Job bräuchte ich auch.‘ So ist das dann zustande gekommen. Und in [Fallstudi-

enorganisation] habe ich auch eine sitzen gehabt, die mich auch gekannt hat. Die auch gewusst 

hat, ich bin auf der Suche wieder, eigentlich auch wieder auf Zuruf, dass ich das erfahren 

habe.“ (O-Stmk 7) 

Die Bedeutung persönlicher Kontaktnetzwerke bleibt auch bei aufrechten Dienstverhältnissen 

relevant. Einige Interviewte beschreiben die mangelnden Karrieremöglichkeiten, die ihnen trotz 

ausgeprägter Leistung und einem hohen Commitment zum Unternehmen offenstehen, sofern keine 

persönlichen oder sogar familiären Beziehungen vorliegen. 

„Da kommt mir ja vor, da musst du in einer Familie geboren sein, wo schon wer Geschäftsfüh-

rer ist. Der Papa oder was, dann, ja, kannst du Nachfolger werden. Aber so, glaube ich, hast du 

nie die Chance, dass du Geschäftsführer oder so werden kannst, in der Industrie halt.“ (O-Stmk 

8) 

5.3.4. Zugang zum Arbeitsmarkt für AusländerInnen 

In Bezug auf die Bewertung der Öffnung des Arbeitsmarktes für AusländerInnen überwiegt die 

Perspektive (bei jenen, die sich dazu äußern), dass ÖsterreicherInnen bei der Besetzung offener Stellen 

bevorzugt werden sollten. Argumentiert wird das häufig mit so genannten Etablierten-Vorrechten: 

Erstens wer immer schon da war (Vorstellung einer autochthonen Bevölkerung) und zweitens, wer 

Beiträge bezahlt hat (diejenigen sollen etwas erhalten, die vorher Beiträge geleistet haben). Dabei wird 

in weiterer Folge durchgehend zugestanden, dass in Fällen, in denen keine einheimischen Arbeitskräf-

te gefunden werden können, ein Arbeitsmarktzugang für Nicht-ÖsterreicherInnen möglich sein soll. 

Dazu gehört auch, dass dann die gleichen Bedingungen herrschen müssen. Die Wahrnehmung der 

Gefahr von möglichem Lohndumping ist weit verbreitet. Eine Interviewte im Produktionsunternehmen 

beschreibt es folgendermaßen: 

„Ich glaube, dass trotz allem, wenn ein Job ausgeschrieben ist, glaube ich trotzdem, ein 

Österreicher den Vorzug kriegen sollte, einfach weil er schon immer da ist, einfach weil er in 

ein System rein bezahlt hat. Sicher, wenn er arbeitslos war, auch gekriegt hat, keine Frage. 

Aber einfach glaube ich, dass er trotzdem die Priorität eins ist. Wenn heute keiner da ist, 

überhaupt kein Thema. Dann soll aber der gleich fair entlohnt werden wie ein unsriger, weil ich 

denke mir: Er macht ja im Prinzip den gleichen Job.“ (O-Stmk 7) 

Im Bereich der Hotellerie schildert der Geschäftsführer des befragten Betriebs (in einer boomenden 

Touristenregion), dass eine heftige Konkurrenz um gute Arbeitskräfte besteht. Besonderen Engpass 

gebe es bei Köchen. Für angelernte Tätigkeiten, wie Zimmermädchen und Küchenhilfskräfte, greift 

dieses Unternehmen fast ausschließlich auf ausländisches Personal aus Ungarn, Kroatien und 

Rumänien zurück. Hier profitiert die Branche klar von den bestehenden Lohnungleichheiten und 

unterschiedlichen Lebenshaltungskosten in Europa und den angrenzenden Drittstaaten. Im 

Zusammenhang mit den Arbeitsbewilligungen für diese Personen besteht eine gute Zusammenarbeit 

mit dem AMS. Dazu der Geschäftsführer: 

„Wie gesagt, wir lukrieren ja die meisten, also fast alle unser Arbeitnehmer, Arbeitnehmerinnen 

vom ausländischen Arbeitsmarkt. Also, wenn das jetzt so wäre, dass sie uns jetzt oder den 

Zugang ausländischer Arbeitskräfte streichen würden, es aber dann kein Mehr an österreichi-

schen Arbeitskräften geben würde, könnten wir zusperren, dann könnten wir zusperren. Also ich 

sehe das eher so: Der Ausländer nimmt dem Österreicher, also in unserer Brache, nix weg.“ 

(O-Stmk 4) 

Interessant an der Gegenüberstellung der zuletzt angeführten Interviewpassagen aus den beiden 

Fallstudienbetrieben ist, dass die jeweilige Branche bzw. Berufsgruppenzugehörigkeit Einflussfakto-

ren für die unterschiedliche Bewertung von Fragen zur Migration sein dürften. Es macht womöglich 

einen Unterschied, ob man in einem Produktionsunternehmen bzw. in der Fertigungshalle arbeitet 

bzw. sozialisiert wird oder in einem Tourismusbetrieb. Damit sind keineswegs nur Differenzen 
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zwischen manueller und nicht-manueller Arbeit angesprochen und nicht (damit teilweise korrespon-

dierende) Differenzen bei der Formalbildung. Vielmehr scheint die Kontakthäufigkeit mit Fremden 

bzw. mit Fremdheit eine Rolle zu spielen. In der Gastronomie und Hotellerie gehört der Umgang mit 

KollegInnen aus anderen Ländern zur täglichen Praxis bzw. könnten manche Betriebe ohne 

migrantische Arbeitskräfte schlicht nicht überleben, wie der Geschäftsführer beschreibt. Dazu kommt, 

dass im Umgang mit Gästen aus unterschiedlichsten Herkunftsländern Diskriminierung oder gar die 

Pflege von Vorurteilen geradezu kontraproduktiv wären, weil diese dann wohl nicht so schnell 

wiederkommen würden. Das ist in Produktionsunternehmen anders. Hier dürften berufliche Kontakte 

des überwiegenden Teils der Belegschaft mit „Fremden“ seltener sein, sei es zu KollegInnen oder zu 

KundInnen. Dementsprechend und frei nach der bekannten „Kontakthypothese“ sind die voneinander 

abweichenden Positionierungen gegenüber MigrantInnen im Kontext von Arbeitsmarkt und 

Sozialstaat vermutlich nicht zufällig. Erwähnenswert ist weiters, dass das Meinungsspektrum 

gegenüber AusländerInnen in der Obersteiermark in Relation zum nördlichen Waldviertel 

ambivalenter bzw. in der Schärfe der (Vor-)Urteile deutlich milder ausfällt. Obwohl beide Regionen 

ländlich geprägt sind, macht es einen Unterschied, ob man in einer Tourismusregion lebt und (wohl 

oder übel) regelmäßig in Kontakt mit Fremden kommt oder demgegenüber in einer peripheren Region 

mit dem geringsten Migrationsanteil in Österreich, in der außerdem der Fremdenverkehr keine 

wesentliche Rolle spielt. Dass dort Fremdheit mangels eigener Erfahrung unspezifisch mit 

Bedrohungslagen assoziiert wird, ist zumindest plausibel. 

5.4. Einschätzungen zu Wohlfahrtsstaat und Arbeitslosigkeit 

Vergleichbar mit den nicht gerade sprudelnden Aussagen in Bezug auf die Kenntnis von Detailrege-

lungen zu Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik ist bereits an dieser Stelle festzuhalten, dass die 

Interviewten mehrheitlich über einen eher mäßigen Wissenstand zu den Leistungen des Wohlfahrts-

staats bzw. zu den daran geknüpften konkreten Bedingungen verfügen. Beispielsweise werden in den 

Schilderungen Ansprüche und Leistungen (Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Mindestsicherung, 

Grundversorgung von AsylwerberInnen, Kinderbetreuungsgeld, Krankengeld) oftmals vermischt. 

Durch diese Vermischung z.B. von Arbeitslosengelt und Mindestsicherung geraten auch zwei 

unterschiedliche Logiken durcheinander. Handelt es sich einerseits um eine Versicherungsleistung, der 

eine direkte Gegenleistung gegenübersteht, so geht es andererseits um eine bedürftigkeitsgeprüfte 

Unterstützung für Notlagen. Zudem zeigt sich bei diesen Themen ein hoher Emotionalisierungsgrad, 

der in vielen einschlägigen Interviewzitaten deutlich wird. 

5.4.1. Erwerbsarbeit als normative Verpflichtung und ArbeitnehmerInnen-Habitus 

Arbeiten zu gehen und für seine eigene Existenz zu sorgen, stellt sich mehr oder weniger in allen 

Interviews (nicht nur in der Obersteiermark) als klare Norm da, die es als Mitglied einer Gesellschaft 

zu erfüllen gilt. Erwerbsarbeit wird sowohl als praktisch notwendige als auch normativ eingeforderte 

Verpflichtung angesehen, die losgelöst von arbeitsinhaltlichen Bezügen oder Beschäftigungsbedin-

gungen steht und wohl auch durch das ländlich geprägte Herkunftsmilieu der Befragten begründet ist 

(„wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen“). Zum einen gilt Arbeit als materielle, ökonomische 

Notwendigkeit, zum anderen werden darüber Anerkennung und Legitimität im sozialen Umfeld 

sichergestellt. Die latente Erwartung ist es, sich anzustrengen, fleißig zu sein, einer Arbeit 

nachzugehen.  

„Ohne Arbeit funktioniert es in der heutigen Zeit nicht. Das geht absolut nicht.“ (O-Stmk 9) 

Eine Kehrseite dieser Konstruktion von (Erwerbs-)Arbeit ist die potentielle Abwertung von Menschen, 

die diesen normativen Anforderungen nicht entsprechen (wollen, können bzw. dürfen). In den 

Interviews sind dies insbesondere Langzeitarbeitslose, MindestsicherungsbezieherInnen, Asylwerbe-

rInnen, Drogensüchtige. Eine zweite Kehrseite der hohen normativen Bedeutung von Arbeit ist das 

Risiko, dass es zu Enttäuschungen führt, wenn der individuellen Leistung keine entsprechende 

Entschädigung in Form von Einkommen, Sicherheit, Perspektive oder Anerkennung gegenübersteht. 

Es kommt dann zu so genannten Gratifikationskrisen. In den Schilderungen mehrerer Interviewter 

wird deutlich, dass es im Erwerbsleben häufig zu solchen Enttäuschungen kommt. Bereits im jungen 

Alter von 23 Jahre meint ein Gesprächspartner: 
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„Ja, ich denke mir einfach, für was ich eigentlich arbeite. Eigentlich eh für nix, für irgendeinen, 

der viel Geld kriegt, und ich kriege das bissl, denke ich mir halt oft.“ (O-Stmk 8) 

Einer der Faktoren, die zu diesen Enttäuschungen im Erwerbsleben beiträgt, sind niedrige Löhne und 

Beschäftigungsverhältnisse mit geringen Entwicklungsmöglichkeiten. Es wird als ungerecht 

empfunden, dass bestimmte Berufe äußerst schlecht bezahlt werden (z.B. FrisörInnen). 

„Mir kommt vor, der Kollektiv, also es gehört einfach mehr verdient, kommt mir vor.“ (O-Stmk 

8) 

Niedrige Löhne tragen auch dann zu Frustrationserfahrungen bei, wenn man davon nicht selbst 

betroffen ist. Das wird insbesondere dort deutlich, wo Interviewte die Lohnhöhe mit der Arbeitslosen-

unterstützung vergleichen und hinterfragen, ob es sich angesichts der geringen Unterschiede überhaupt 

auszahlt, arbeiten zu gehen. Dass in manchen Fällen der Anreiz fehlt, (sozialversicherungspflichtige) 

Erwerbsarbeit zu suchen, ist manchen Befragten klar, insbesondere dann, wenn einer Person geringe 

Fixkosten anfallen, weil z.B. Wohnungskosten wegfallen. Der 23-jährige HTL-Absolvent schildert 

einen Fall aus dem privaten Umfeld. Interessant ist, dass hier keineswegs durchgängig eine reflexhafte 

Abneigung gegenüber „Arbeitsunwilligen“ hervorgekehrt, sondern im Gegenteil dafür auch 

Verständnis aufgebracht wird. 

„Ich meine, er zahlt nix für seine Wohnung, weil sie seinem Onkel gehört, und er kann da gratis 

drinnen wohnen. Geht nebenbei geringfügig, wenn es ihn freut, irgendwo aushelfen, z.B. 

kellnern oder so in der Bar. Und, ja, kommt schon gut über die Runden.“ (O-Stmk 8) 

Als Lösung für dieses Problem werden Lohnerhöhungen oder andererseits die Kürzung bzw. zeitliche 

Staffelung von Unterstützungsleistungen ins Treffen geführt. Befragte, die selbst Erfahrung mit 

Arbeitslosigkeit gemacht haben, empfinden die Höhe des Arbeitslosengeldes jedoch durchwegs als zu 

niedrig. Aus Sicht dieser Personen, die jahrelang gearbeitet haben und bis dahin keine Unterstützung 

in Anspruch genommen haben, steht die Höhe des Arbeitslosengeldes in keinem Verhältnis zu dem, 

was sie in der Vergangenheit eingezahlt haben. Sogar der Geschäftsführer des Hotels meint: 

„War eh eine Frechheit, was ich gekriegt habe, (…) und was weiß ich, wie viel schon einbe-

zahlt, ja? Über das möchte ich gar nicht nachdenken, wie viel ich da wirklich gekriegt habe.“ 

(O-Stmk 1) 

Immer wieder wird auch die wahrgenommene Ungerechtigkeit betont, wenn es um Pensionen von 

Menschen geht, die ihr „Leben lang hart gearbeitet haben“. Demgegenüber gebe es – nicht näher 

spezifizierte – Fälle, die quasi ohne entsprechende Leistung Unterstützung bzw. überhöhten Pensionen 

erhalten. Genau hinzuhören ist z.B., von welcher „Fallhöhe“ einzelne Befragte ausgehen. Beim 

Geschäftsführer des Produktionsbetriebs hört sich das z.B. so an, als ob er dabei bereits heute an die 

Abstriche denkt, die ihn in der Pension erwarten könnten. 

„Ja, ich bin einfach der Meinung, Leute, die nachweislich ihr Leben gearbeitet haben und dann 

mit dieser Mindest-…mit sehr wenig auskommen müssen, finde ich, ist nicht fair. Das ist einfach 

nicht fair, nicht? Ja. Und dann gibt es aber wieder, wie Sie wissen, Leute, die haben Pensionen, 

ja, irgendwelche erworbenen Geschichten. (…) Also, die müssten eigentlich jedes Monat rot 

werden, wenn sie das sehen. Ja.“ (O-Stmk 5) 

In mehreren Interviews kommt zur Sprache, welchen verhältnismäßig großen Anteil der Steuerlast die 

Mittelschicht trägt. Dass es eine gewisse Ungleichverteilung von Vermögen in unserer Gesellschaft 

gibt, wird akzeptiert. Der Anteil der so genannten Reichen an der Finanzierung des Sozialstaats und 

der Infrastruktur des Landes wird jedoch mehrmals als zu gering eingestuft. Auch das Vererben 

größerer Summen wird als nicht gerechtfertigter Startvorteil interpretiert, der die Ungleichheit 

verstärkt.  

„Das ist, das Einzige, was das bewirkt, ist, dass die Reichen immer reicher werden, weil der 

vererbt das dann wieder weiter. Und irgendwer startet quasi mit 2 Millionen Kapital ins Leben 

und hat überhaupt noch nix geleistet, nicht? Und das ist halt einfach unfair, weil diese 

Menschen haben wirklich die Freiheit zu machen was sie möchten.“ (O-Stmk 3) 

Übel stößt einem weiteren Gesprächspartner aus dem Tourismussektor in diesem Zusammenhang auf, 

dass nur Wohlhabende durch ihre finanziellen Ressourcen zum Beispiel Steuerberatungen in Anspruch 
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nehmen können, die ihnen helfen, steuerschonend zu agieren. Der Interviewte geht davon aus, dass die 

weniger Betuchten aufgrund mangelnder Beratung ungerechtfertigt zur Kasse gebeten werden: 

„Ja, klar, die [Reichen] zahlen einfach zu wenig Steuern. Ist so. Die haben halt die ganzen 

Vorteile, die sie nützen können, sei es jetzt rechtmäßig oder sonst irgendetwas, mit den 

Beratungen und überall, was sich ein Kleiner nicht leisten kann. Es würde für uns natürlich 

auch sicher irgendwelche Möglichkeiten geben. Aber die sollten einfach mehr Steuern zahlen, 

weil die nutzen ja auch die ganze Infrastruktur von Österreich.“ (O-Stmk 2) 

5.4.2. Heterogene Perspektiven zu BezieherInnen von staatlichen Unterstützungsleistungen 

Ungeachtet der verinnerlichten Arbeitsethik und einer ausgeprägten Leistungsorientierung in den zwei 

obersteirischen Betrieben äußern alle Befragten ein grundsätzliches Verständnis für Personen, die 

vorübergehen Unterstützung des Sozialstaats aufgrund von Arbeitslosigkeit brauchen. Legitime 

Gründe für Arbeitslosigkeit sind z.B. betriebliche Restrukturierungen oder sich beruflich umzuorien-

tieren.  

Wenig Verständnis bringt ein Teil der Interviewten jedoch Personen entgegen, die sich für eine 

bestimmte Phase bewusst aus dem Erwerbsprozess ausklinken. Ein Manager dazu: 

„Da werde ich ziemlich nachdenklich, wenn wir über das Thema reden, weil da bestrafen wir 

die braven, arbeitenden Menschen so sehr.(…) Also ich bin nicht jemand, der aussagen würde, 

dass irgendjemand kein Dach über den Kopf haben soll oder Hunger leiden muss oder keine 

medizinische Grundversorgung hat. Um das geht es nicht! Aber als Antwort zu kriegen [von 

Bewerbern]: ‚Na, dann gehe ich stempeln und zweimal am Wochenende gehe ich schwarz hackeln, 

verdiene ich mehr, wie wenn ich mich bei dir 40, 50 Stunden reinstelle.‘ Da, glaube ich, ist ein 

Systemfehler und zwar ein ganz massiver. (…) Ich sage, ich finde es einfach ein unfaires System, 

dass ich mich auf die faule Haut legen kann, wenn ich mit wenig zufrieden bin, und es wird mir nie 

was passieren.“ (O-Stmk 1) 

In diesem Zitat wird klar die Untätigkeit verurteilt, selbst wenn man mit weniger finanziellen Mitteln 

auskommen würde. Das wird als ein Verstoß gegen einen gesellschaftlichen Vertrag interpretiert, dass 

nämlich jeder etwas zum Gemeinwohl beizutragen hat. Erwerbsarbeit wird damit als normative 

Anforderung an alle Gesellschaftsmitglieder adressiert, die der Gradmesser für Verhalten und 

Anspruchsberechtigungen ist. Mit einigen wenigen Ausnahmen, muss es aus Sicht vieler Interviewter 

eine gewisse Vorleistung für Ansprüche an den Sozialstaat geben, eine gewissse Reziprozität 

zwischen Geben und Nehmen bestehen. Ein Interviewter dazu: 

„Arbeiten muss man für die Gemeinschaft! (…) Ein jeder muss in einen Topf einzahlen. Und 

wenn man was von dem Topf haben will, muss man auch was reinbringen, nicht? (…) Gell, das 

kann nicht sein, dass man nie einzahlt und von sich aus nicht arbeiten will. Das verstehe ich 

nicht. (…) Am Anfang schon. Na klar, gell, man braucht eben eine Starthilfe. Aber es sollte nur 

eine Starthilfe sein, bis man dann sich „derappelt“.“ (O-Stmk 2) 

Geläufig ist ferner die Annahme, dass es Personen gibt, die das Sozialsystem ausnützen würden. Diese 

Wahrnehmung beruht etwa auf der Annahme, dass die Mindestsicherung nur die Aufgabe hat, 

temporär existentielle Notlagen abzudecken. D.h, dass sie ausschließlich dort unterstützen soll, wo 

Menschen ihren Lebensunterhalt nicht mehr aus eigener Kraft sichern können. 

„Die soziale Absicherung ist einerseits gut für Menschen, die wirklich nix dafür können, wo du 

wirklich in eine Misere reinkommst, wo du dich einfach vielleicht nimmer ‚derappelst‘. Aber ich 

glaube trotzdem, dass es mehr als genug gibt, die das System, glaube ich, ausnutzen“ (O-Stmk 

7) 

In vielen Interviewpassagen wird erkennbar, dass eine Differenzierung von Ansprüchen einerseits in 

Abhängigkeit von der vorherigen Leistung bzw. den eingezahlten Beiträgen und andererseits nach der 

tatsächlichen Bedürftigkeit dem Gerechtigkeitsempfinden der Befragten entsprechen würde. Vor 

diesem Hintergrund beurteilen einige der Befragten eine mögliche Abschaffung der Notstandshilfe als 

negativ, weil dies der Differenzierung zwischen jenen, die bereits etwas eingezahlt haben (und dafür 

Notstandshilfe beziehen) und jenen, die noch nichts bzw. länger nichts beigetragen haben (und dann 

Mindestsicherung beziehen) widersprechen würde. Ein Interviewter dazu: 
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„Und wenn sie dann jetzt die Mindestsicherung, also Notstand, streichen wollen, das finde ich 

halt dann nicht so fair. Weil warum soll dann einer, der gearbeitet hat, dann vom Notstand 

gleich auf die Mindestsicherung kommen? (…) Und andere kommen und kriegen das sowieso 

ohne zu arbeiten.“ (O-Stmk 8) 

Derselbe Befragte scheint auch insofern Differenzierungsvermögen aufzubringen, als er nicht in den 

Chor jener verfällt, die eher undifferenziert das alte Lied von „wer nicht arbeitet, soll auch nicht 

essen“ besingen. Aus der Erfahrung, ja eigentlich aus der Frustration heraus, dass Erwerbstätigen 

häufig eine adäquate Entschädigung für die eigene Leistung vorenthalten wird, bringt er mit gewissen 

Einschränkungen auch jenen Verständnis entgegen, die sich – vorübergehend – aus dem Erwerbssys-

tem ausklinken. In dieser Deutung wird dann der Bezug von Arbeitslosengeld oder anderen 

Unterstützungsleistungen als Entschädigung einer zu geringen Gegenleistung für die eigene Arbeit 

angesehen; vorausgesetzt, es gab in der Vergangenheit eine ausreichend lange Erwerbsarbeit mit 

entsprechenden Einzahlungen ins Sozialsystem. Auf diese Weise würde das Gleichgewicht einer 

ansonsten nicht ausbalancierten Reziprozität wiederhergestellt.  

„Ich habe auch einen Freund, der ist halt gegen das System, eigentlich. Der hat immer 

gearbeitet brav, schon 10 bis 15 Jahre, und jetzt hat er sich eine Auszeit genommen vor zwei 

Jahren und ist herumgereist. Ja, beneide ich auch irgendwie. Musst du halt auch machen. (…) 

Und ich finde, der hat jetzt eh 15 Jahre gearbeitet, eigentlich. Warum soll er das nicht kriegen? 

Warum soll er jetzt nicht irgendwie was tun, sondern erst in der Pension herumreisen? Wenn du 

alt bist, interessiert dich das auch nicht.“ (O-Stmk 8) 

Generell sprechen sich in diesem Sample mehrere Befragte explizit gegen die Gleichsetzung von 

längeren Phasen in Arbeitslosigkeit und „soziale Hängematte“ aus bzw. hinterfragen damit bestehende 

Vorurteile. Eine Begründung dafür ist das Wissen, dass Arbeitslosenunterstützung mit einem geringen 

und Mindestsicherung mit einem noch geringeren Einkommen verbunden ist und dann der 

Lebensstandard dementsprechend einzuschränken ist. 

„Es sollen die Leute arbeiten, die wirklich arbeiten wollen. Und die nicht wollen, sollen halt nix 

tun und Geld kriegen, ein bissl halt. Ich meine, es ist eh nicht so, dass, wenn einer noch nie 

gearbeitet hat, er so viel Arbeitslosengeld kriegt. Ich meine, da musst du schon was getan haben 

dafür, dass du was kriegst.“ (O-Stmk 8) 

Zwei Gesprächspartner aus dem Tourismusbetrieb kritisieren wiederum die bewusste politische 

Ausbeutung des Diskurses zum Thema Arbeitslosigkeit = Hängematte. Den relativ geringen jährlichen 

Ausgaben für Arbeitslose stünden wesentlich höhere Summen in anderen Bereichen gegenüber, die 

der Staat verliert. In diesem Zusammenhang wird das Beispiel der vergangenen Bankenrettungen 

genannt (v.a. Hypo Alpe Adria), aber auch auf teilweise hohe Beamtenpensionen hingewiesen:  

„Sind wir uns ganz ehrlich, wenn wir jetzt über all diese Themen zu diskutieren anfangen: Wie 

viel haben wir in den Bankenskandal, in den Bankenzusammenbruch investiert? Waren das in 

Österreich insgesamt an die 30 Milliarden? In dieser Größenordnung meines Wissens. Darüber 

regt sich kein Mensch auf. (…) Aber über die paar ‚Netsch‘, was wir da in die Mindestsiche-

rung investieren, regen wir uns auf. Ist natürlich eine gewisse Emotionalität dahinter, ist klar, 

ja? Also deswegen sehe ich das relativ entspannt. Weil über ein Thema zu reden, ist schon in 

Ordnung, aber wir sollten über alle anderen auch reden. Und da werden wir nicht mehr fertig.“ 

(O-Stmk 4) 

„[Sozialhilfe] wird es immer geben. Ich gebe auf das alles relativ wenig, weil es 0,9% vom 

jährlichen Etat sind, die für die Arbeitslosen draufgehen. Also worum geht es da? Das ist ja nur 

so ein Thema, über das gerne diskutiert wird, weil es halt reißerisch ist, und wo man schön die 

Stimmen derjenigen generieren kann, die sich halt selber nicht weitergebildet haben. Aber 

meiner Meinung nach geht es da um gar nix. (…) Also das halte ich für ein populistisches 

Thema für die Zeitung, aber dass es da in Wahrheit um gar nix geht. (…) Was ich viel schlim-

mer finde, sind diese enormen Pensionen, die an manche Beamte ausbezahlt werden. Da würde 

ich was tun, weil … eine Pension ein bissl runterreißen, und man hat zehn Arbeitslose finan-

ziert.“ (O-Stmk 3) 
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Perspektive aus der persönlichen Erfahrung von Arbeitslosigkeit 

Jene GesprächspartnerInnen, die selbst Arbeitslosigkeit erlebt haben, beschreiben diese Zeit als eine 

unvorhergesehene, unfreiwillige und unangenehme Erfahrung. Am Umstand, dass man unverschuldet 

arbeitslos werde, erweise sich letztendlich, dass man den Launen des Arbeitsmarktes trotz 

kontinuierlicher Anstrengung und Leistungsorientierung ausgeliefert sei. Dies bedeutet aus Sicht der 

Betroffenen, dass Leistung nicht vor Arbeitslosigkeit bewahrt. Hier wird einmal mehr die bereits 

erörterte Enttäuschung offenkundig: Egal was ich tue, wie sehr ich mich auch anstrenge – trotzdem 

kann ich arbeitslos werden. Die Rede von der Leistungsgerechtigkeit entpuppt sich hier als Mythos, 

den erwiesenermaßen kann man sich selbst trotz Einhaltung von Leistungsimperativen nicht 

vollständig vor externen Einflüssen schützen.  

Darüber hinaus schildert die junge Leasingarbeiterin, dass für sie die Zeit in der Arbeitslosigkeit mit 

Existenzängsten verbunden war, die sie einerseits auf die geringen Einkünfte und andererseits auf die 

ungewisse Dauer der Arbeitslosigkeit zurückführt. Darüber hinaus berichtet sie lebhaft von der 

Stigmatisierung, die sie damals wahrgenommen hat – und der man am Land schwerer entkommen 

kann als in der Stadt. 

„Existenzängste natürlich, ist eh klar, weil man weiß ja nie, wie lange man arbeitslos ist. (…) 

Es ist halt schon, wenn du vorher arbeiten gehst und mit 1.600, 1.700 Euro heim gehst, und 

dann wirst du arbeitslos und kriegst 900 Euro, hast Wohnung zu zahlen, hast Auto zu zahlen. 

(…) Was mir absolut nicht eingeht: Du gehst immer arbeiten, schaust, dass alles passt, reißt dir 

den Arsch auf, tust und machst. Dann wirst du arbeitslos, vielleicht aus einem blöden Grund. 

Dann gehst dich arbeitslos melden, kriegst 900 Euro. (…) Für mich ist Arbeitslosigkeit eine 

Katastrophe. Erstens, du kriegst weniger Geld. Zweitens, alle anderen, die dich als Arbeitslosen 

kennen, so quasi, du wirst immer abgestempelt. So quasi: ‚Du willst nicht arbeiten gehen. Du 

schaust eh nicht. Du tust eh nicht.‘ Ja, sicher tust und machst und schaust. Nur, es dauert seine Zeit, 

bis dass du wieder eine Arbeit kriegst. Und das ist halt auch was, wo die Gesellschaft, sage ich 

einmal… Ja, jeder sieht dich so als arbeitsscheu, und du willst eh nicht, aber sie haben ihre Arbeit.“ 

(O-Stmk 9) 

5.4.3. Ethnische Rahmung sozialpolitischer Fragen 

In den bisherigen Ausführungen wurde ausgebreitet, dass aus Sicht der Mehrheit dieses Samples einer 

sozialstaatlichen Unterstützung eine gewisse individuelle Leistung der EmpfängerInnen gegenüberste-

hen bzw. idealerweise vorausgehen sollte. Unter gewissen, sehr eingeschränkten Umständen (z.B. 

Krankheit oder existentielle Not von Geflüchteten) ist es aus Sicht vieler Interviewter notwendig, dass 

staatliche Sozialleistungen als Vorleistung getätigt werden, insbesondere dann, wenn diesen zu einem 

späteren Zeitpunkt eine Gegenleistung in Form von Erwerbsarbeit gegenübersteht. De facto kommen 

Sozialleistungen jedoch auch Personen zugute, die bisher in Österreich nichts dafür geleistet haben: 

ein häufig herangezogenes Beispiel sind AsylwerberInnen, doch in diese Gruppe fallen auch diverse 

„heimische Randgruppen“ (z.B. Drogenabhängige) sowie Jugendliche, die bislang den Einstieg ins 

Erwerbsleben nicht geschafft haben. Das vorherrschende Reziprozitätsprinzip wird hierdurch in 

gewisser Weise angegriffen.  

Erörterungen zur Verletzung des Leistungsprinzips im Kontext von Sozialstaat und Migration, d.h. 

einem „fairen“ Geben und Nehmen, eignen sich hervorragend für Assoziationsketten zur möglichen 

Bevorzugung und Benachteiligung in unterschiedlichen Materien (inkl. der Tendenz, eigene mögliche 

Benachteiligungen im Sinn der Vermeidung von Verlusten höher zu gewichten als Chancen auf 

Gewinne). Dementsprechend setzt dieses Thema bei einigen (wenigen) Befragten Argumentationen in 

Gang, wo unterschiedliche Narrative wie Zukunftssorgen, Bedrohung durch Fremde, Gerechtigkeit 

usf. eine Emotionalisierung entfachen, die nach Lösungen schreit, indem Schuldige (für die 

unkontrollierbare Emotion) gefunden werden. Hinter Bewertungen über „die Ausländer“ dürfte – wie 

im nachfolgenden Zitat der jungen Frau mit Arbeitslosigkeits- und Stigmatisierungserfahrungen – 

zudem das eigene Leid bzw. die erlebte Hilflosigkeit gegenüber externen Faktoren stehen, denen man 

sich ausgesetzt sieht: Man fühlt sich allein gelassen bzw. zu wenig unterstützt; muss selber schauen, 
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wie man zurechtkommt; muss arbeiten gehen und sich dabei permanent anstrengen, auch unter 

schwierigen Bedingungen etc.24  

„Jeder Ausländer, jeder Flüchtling, der reinkommt, dem wird alles in den Arsch gesteckt, der 

braucht nix tun. Und wir können schauen, wie wir über die Runden kommen. Das, das ist was, 

was mich so ärgert. Wirklich, ich habe nix gegen Ausländer. Ich bin selber ein halber. Ja. Aber 

nein, das ist was, was mich absolut nur ärgert, wirklich. (…) Oder das Gleiche mit Krankenver-

sicherung, jeder Alkoholiker kriegt die besten Medikamente. Meine Mama z.B. hat [große 

Gesundheitsprobleme] durch einen Krankenhauskeim. Die kann selber schauen, wie sie 

zurechtkommt. Also das sind Sachen, das funktioniert so nicht. Also da ist Österreich wirklich 

ziemlich scheiße, was das anbelangt.“ (O-Stmk 9) 

In jenen Interviews, in denen (unfreiwillig und kurzzeitig) dahingehende Emotionen mit einschlägigen 

Assoziationsketten ausgelöst wurden, verzieht sich „der Rauch“ relativ rasch wieder und es kommt zu 

Differenzierungen, unter welchen Umständen auch MigrantInnen Zugang zu Sozialleistungen haben 

sollten bzw. inwiefern der Staat Österreich gleichsam sinnvoller Weise in Vorleistung gehen sollte. 

„Ich meine, die, die wirklich alles verloren haben, die sind eh arm. Da brauchen wir nicht 

reden drüber, die können das ruhig kriegen, weil die fangen bei null an. Aber die, die einfach so 

daherkommen?(…) Weil ich sage, für mich sind das die Schlimmen, die einfach herkommen, nix 

arbeiten wollen, sich nicht integrieren, gar nix. Die, die ich wieder voll super finde, die 

herkommen, sagen: ‚Passt, ich bin jetzt da. Ich mache jetzt einen Deutschkurs. Ich gehe zum 

AMS, will eine Arbeit und fange zum Arbeiten an.‘ Die sind für mich wirklich top. Also die 

können gerne da bleiben. Und das sind auch viele, wahrscheinlich, denen es so gegangen ist, 

die arbeiten. Die sind einfach hergekommen ohne irgendwas, haben sich integriert, gehen jetzt 

arbeiten, verdienen ihr eigenes Geld und fertig. Die sind unabhängig vom Staat. Fertig.“ (O-

Stmk 9) 

Deutlich wird in den Interviews eine bestimmte Offenheit und Solidarität gegenüber leistungsorien-

tierten ZuwandererInnen – die sich auch tendenziell aus der Klassenlage als ArbeitnehmerIn speist. 

Fremde sind am ehesten dann willkommen, wenn sie sich genauso wie man selbst anstrengen und 

„integrieren“. Vor diesem Hintergrund ist auch interessant, dass in keinem der Interviews in der 

Obersteiermark erwähnt wird, dass man sich von ausländischen Arbeitskräften am Arbeitsmarkt 

bedroht fühlt.  

Im Gegenteil gab es etwa im untersuchten Produktionsbetrieb einen Versuch, jugendliche Flüchtlinge 

zu beschäftigen. Dieser Versuch wurde nach nur wenigen Tagen abgebrochen, weil von Seiten der 

Jugendlichen keinerlei Arbeitsbereitschaft signalisiert wurde. In den Schilderungen bleibt auch 

Ratlosigkeit zurück, was die Gründe dieses Scheiterns betrifft. Neben den mangelnden Deutschkennt-

nissen vermutet der Geschäftsführer, dass es diesen Jugendlichen an Motivation gefehlt hat, sich auf 

eigene Beine zu stellen, weil sie komplett versorgt werden und abgesichert sind.  

„(…) haben wir gesagt: ‚Lassen wir sie einmal eine Woche schnuppern, dass sie einfach einmal 

den Betrieb kennenlernen, dass wir sie kennenlernen.‘ Am zweiten Tag ist der Erste daheimge-

blieben und am dritten Tag ist der nächste um 11.00 Uhr Vormittag heimgegangen, er ist zu 

müde, er will nicht mehr arbeiten. Am dritten Tag hat der Dritte angerufen, dass er auch 

nimmer kommt, weil er ist krank. Und am vierten Tag war keiner mehr da. So viel zu dieser 

Geschichte. Wir haben mit unseren Ausbildern wirklich vorher Gespräche geführt. Wir haben 

wirklich die Leute darauf vorbereitet. Und wir sind kläglich auf die Nase gefallen. (…) Eine 

Riesenenttäuschung. Wirklich eine Riesenenttäuschung. Ja. (…) Sicher hat der eine oder andere 

noch schlecht Deutsch können, ja, aber ich meine, man lernt ja auch Deutsch bei der Arbeit, im 

sozialen Umgang.“ (O-Stmk 5) 

                                                      
24  Eine psychologische Argumentation, der zufolge sich ein gewisses Mitgefühl z.B. für Geflüchtete nur schwer 

komplett verdrängen lässt (auch angesichts der täglichen Bilder im Fernsehen etc.) und daher einerseits z.B. 

in selbst erlebtes Leid (Opferstatus) übersetzt werden kann und andererseits in Hass auf jene, die als 

Aggressoren (Angreifer) umgedeutet werden, ist naheliegend, aber nicht Thema dieser Studie.  
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Im selben Ort weiß der Manager des Produktionsbetriebs jedoch auch von äußerst positiven 

Erfahrungen mit der Beschäftigung von jungen Asylwerbern in der Gastronomie zu berichten 

(wahrscheinlich auch deshalb der Versuch, es selbst mit Geflüchteten zu versuchen). In einem 

Restaurant wurden mangels österreichischer BewerberInnen zwei junge Asylwerber als Lehrlinge 

beschäftigt. Ohne diese beiden Mitarbeiter sei es nicht möglich gewesen, den Betrieb aufrecht zu 

erhalten. Die Zusammenarbeit funktioniere reibungslos, man betone in diesem Gastronomiebetrieb die 

hohe Leistungsbereitschaft und hofft, dass die Mitarbeiter dem Betrieb langfristig erhalten bleiben. 

Ein Gesprächspartner aus der Fallstudie Hotellerie berichtet aus seiner früheren Berufstätigkeit, in der 

er im Bereich Prüfung und Bewilligung der Notstandshilfe tätig war, dass er bei einem Teil der 

MigrantInnen sehr positive und rasche Entwicklungen in Bezug auf Spracherwerb und Einstieg in den 

Arbeitsmarkt beobachtet habe. Problematischer – und oftmals ungelöst – ist aus seiner Sicht die 

Situation eines Teils der früheren GastarbeiterInnen, die bis heute kaum der deutschen Sprache 

mächtig sind. Hier sieht er deutliche Unterschiede in der Leistungsorientierung. In diesem Zitat 

schildert er seine positiven Erfahrungen: 

„Da sind viele, viele dabei, die das erste Mal bei mir gestanden sind und fast kein Wort Deutsch 

reden haben können. Drei Monate später ist er gekommen: ‚Ich habe jetzt einen Job, zwar nur 

geringfügig, aber ich habe einen Job.‘ Hat sehr gutes Deutsch gesprochen und hat sich um 

einen Job gekümmert und hat dann auch dementsprechend weniger Notstandshilfe bezogen.“ 

(O-Stmk 4) 

Im untersuchten Hotel- und Gastronomiebetrieb wird generell deutlich, dass die Zusammenarbeit mit 

Personen unterschiedlicher ethnischer und sozialer Herkunft und der ebenso vielfältige Gästekontakt 

zu einer sehr differenzierten Einstellung gegenüber Menschen anderer Herkunft beiträgt. Diese ist 

freilich nicht uneingeschränkt positiv, sondern durchaus ambivalent und auch kritisch. Allerdings wird 

von diesen Interviewten in überraschender Deutlichkeit geschildert, dass sie in der Gesellschaft ein 

fehlendes Miteinander und zunehmende Fremdenfeindlichkeit beobachten. Insbesondere die Jugend, 

die in diesem Klima aufwächst, trage Schaden davon. Ein Interviewter dazu: 

„Ja, gerade was auch das Migrationsthema und solche Sachen betrifft. Da wachsen sie 

momentan in einem Umfeld auf, was ich nicht so viel positiv sehe, ja? Ich bin da eher der 

Mensch des Miteinanders, ja, und nicht gegeneinander. Und da wachsen sie jetzt schön rein. 

(…) Ja, weil gerade am Land ist das ja schwer, weil wir nicht so die Berührung haben. Ja, wir 

haben schon unsere Ausländer da oder sonst irgendwas, aber nicht in der Dimension, wie es in 

der Stadt z.B. wäre. Aber, eben dadurch, dass das bei uns weniger ist, sind da mehr Vorurteile. 

Das ist ja das Witzige. Ja, die kriegen alles nur aus dem Fernsehen mit oder von daheim. Und 

sobald irgendwer anders ist, ist er anders. Ja, das kriegt man schon mit.“ (O-Stmk 2) 

5.4.4. Gruppierung von Positionen zum Wohlfahrtsstaat 

Wie auch in den empirischen Befunden aus dem Waldviertel im letzten Kapitel sehen wir in den 

Interviews in der Obersteiermark ein grundsätzliches „Ja“ zum Wohlfahrtsstaat. Und ebenso treffen 

wir bei der Mehrheit der InterviewpartnerInnen auf ein mehr oder weniger großes und unterschiedlich 

begründetes „Aber“. Die Aussagen der obersteirischen Befragten lassen sich in die drei bereits 

präsentierten Muster bringen. Erstens Personen mit hoher Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat 

(Solidarität für sozial Schwächere), zweitens jene mit mittlerer Zustimmung (Solidarität bzw. 

Reziprozität als Balance von Geben und Nehmen), und drittens (und selten) Aussagen mit insgesamt 

nur mäßiger Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat. Diese idealtypische Gliederung ist freilich so zu 

verstehen, dass einzelne Personen in ihren Einstellungen und Aussagen nicht immer derart konsistent 

auftreten, um eindeutig einem Typus zugeordnet zu werden.  

Typ 1: hohe Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat, Solidarität für sozial Schwächere 

Eine hohe Zustimmung zu den Leistungen des Sozialstaats sehen wir vor allem dort, wo es um die 

Solidarität mit Bedürftigen geht. Ihre Solidarität insbesondere mit sozial schwachen Mitgliedern der 

Gesellschaft bekunden jedenfalls ein Befragter aus dem Produktionsunternehmen und zwei weitere 

Männer aus dem Hotelbetrieb. Positiv konnotierte Aussagen finden hier zu Arbeitslosen und 

MindestsicherungsbezieherInnen sowie zu Personen mit Migrationshintergrund. Relativ uneinge-
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schränkte Solidarität wird weiters entlang der Identität als ArbeitnehmerInnen und der Klassenlage 

deutlich. Zentral für diesen Typ ist, dass keine unmittelbare Gegenleistung als Berechtigung für den 

Bezug von sozialstaatlichen Leistungen vorausgesetzt wird. 

„Grundsätzlich sage ich: Notstandshilfebezieher, Sozialhilfeempfänger, Mindestsicherungsbe-

zieher, wie man das jetzt auch immer nennen will, weil im Endeffekt wird es ja nur umbenannt, 

ja, unterm Strich bleibt es immer das Gleiche. Die haben wir immer schon gehabt, die werden 

wir immer haben. Und im Endeffekt geht es eigentlich darum, dass ich den Leuten die Möglich-

keit bieten muss, dass sie sich auf eigene Füße stellen. (…) Das sehe ich relativ entspannt. Also, 

wenn wir uns das nicht leisten können, dann machen wir eh etwas falsch.“ (O-Stmk 4))  

„Ich finde es in Ordnung, wenn man diese Menschen quasi empfängt und ihnen eine Unterkunft 

gibt und quasi schaut, dass es denen passt. Das sind ja Flüchtlinge. Und ein Flüchtling flüchtet 

ja vor etwas, also sollte man sich konzentrieren, das zu beenden. Und das verstehe ich 

überhaupt nicht, warum alle so herumtun wegen den Flüchtlingen.“ (O-Stmk 3) 

Typ 2: mittlere Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat, Solidarität/Reziprozität als Balance von Geben 

und Nehmen  

Die Mehrheit der befragten Obersteirer lässt sich dem Typus mit mittlerer Zustimmung zum 

Wohlfahrtsstaat zuordnen. Der Wohlfahrtsstaat und dessen Instrumentarium werden prinzipiell 

befürwortet, es wird jedoch darauf hingewiesen, dass es auch Potential für Mißbrauch gibt. Dieser 

Zugang ist am Reziprozitätsprinzip ausgerichtet, die Befragten erwarten eine „gerechte“ und „faire“ 

Balance zwischen Geben und Nehmen und halten das Leistungsprinzip hoch. Den Leistungen des 

Sozialstaats soll eine gewisse Gegenleistung der BezieherInnen möglichst in Form von Erwerbarbeit 

gegenüberstehen. Ist dies nicht möglich, muss zumindest ein dezidierter dahingehender Wille 

erkennbar sein. Geradezu idealtypisch dafür ist das folgende Zitat eines ca. 45-jährigen Mitarbeiters 

im Hotelleriebetrieb. 

„Arbeiten muss man für die Gemeinschaft! (…) Ein jeder muss in einen Topf einzahlen. Und 

wenn man was von dem Topf haben will, muss man auch was reinbringen, nicht? (…) Gell, das 

kann nicht sein, dass man nie einzahlt und von sich aus nicht arbeiten will. Das verstehe ich 

nicht. (…) Am Anfang schon. Na klar, gell, man braucht eben eine Starthilfe. Aber es sollte nur 

eine Starthilfe sein, bis man dann sich ‚derappelt‘.“ (O-Stmk 2) 

Auch die in vielen Fällen registrierten Ungerechtigkeitsgefühle im eigenen Erwerbsleben sind als 

Bruch mit einer Reziprozitätsnorm zu lesen. Das Gefühl von Ungerechtigkeit entseht einerseits mit 

Blick auf die so genannten „oberen 10.000“, jene wohlhabende Schicht, die z.B. durch Erbe zu 

Reichtum gekommen ist und Möglichkeiten hat, Steuerschlupflöcher auszunützen, und dadurch den 

eigenen Beitrag an der Finanzierung des Wohlfahrtsstaates möglichst gering halten kann, gleichzeitig 

aber die öffentliche Infrastruktur in Anspruch nimmt. Hier sehen die Interviewten einen überproporti-

onalen Beitrag der Mittelschichten in Form von Steuerleistungen und Sozialversicherungsbeiträgen.  

„Ja, ich bin einfach der Meinung, Leute, die nachweislich ihr Leben gearbeitet haben und dann 

mit dieser Mindest-…mit sehr wenig auskommen müssen, finde ich, ist nicht fair. Das ist einfach 

nicht fair, nicht? Ja. Und dann gibt es aber wieder, wie Sie wissen, Leute, die haben Pensionen, 

ja, irgendwelche erworbenen Geschichten. (…) Also, die müssten eigentlich jedes Monat rot 

werden, wenn sie das sehen. Ja.“ (O-Stmk 5) 

Bei zwei oder drei, aber nicht allen in dieser Gruppe richtet sich das Ungerechtigkeitsgefühl 

andererseits gegen jene, die bisher nicht erwerbstätig waren und dennoch Sozialleistungen beziehen. 

Dass es sich bei der Mindestsicherung gerade nicht um eine Versicherung, sondern um eine 

bedürftigkeitsgeprüfte Unterstützung für Notlagen handelt, tut diesem Gefühl keinen Abbruch. 

„(…) was mir absolut nicht eingeht: Du gehst immer arbeiten, schaust, dass alles passt, reißt 

dir den Arsch auf, tust und machst, dann wirst du arbeitslos, vielleicht aus einem blöden Grund 

(…). Dann gehst du arbeitslos melden, kriegst 900 Euro. Passt. Jeder Ausländer, jeder 

Flüchtling, der reinkommt, dem wird alles in den Arsch gesteckt, der braucht nix tun. Und wir 

können schauen, wie wir über die Runden kommen. Das, das ist was, was mich so ärgert“ (O-

Stmk 9). 
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Typ 3: geringere Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat  

Dahingehende Argumentationen sind in den von uns geführten neun Interviews im Bezirk Liezen 

äußerst selten anzutreffen. In einzelnen Aussagen lässt sich beispielsweise die Wahrnehmung 

nachzeichnen, dass der Sozialstaat in der aktuellen Form leistungsfeindlich sei. Der Sozialstaat, so ein 

Argument, verhindere, dass sich Menschen „auf die eigenen Beine stellen“. Sich in der „sozialen 

Hängematte“ zurückzulehnen, wird als nicht legitimer Zugang wahrgenommen. Am ehesten, und das 

auch nur abgeschwächt, findet sich diese Position bei einem Manager – der sich vielleicht im 

Interview genötigt gefühlt hat, die Rolle des Arbeitgebers möglichst gut auszufüllen. 

„Ich sage, ich finde es einfach ein unfaires System, dass ich mich auf die faule Haut legen kann, 

wenn ich mit wenig zufrieden bin, und es wird mir nie was passieren.“ (O-Stmk 1) 

5.5. Fazit 

Im Rahmen dieser Studie wurden problemzentrierte qualitative Interviews in einem Hotelbetrieb 

sowie in einem Produktionsunternehmen in der Obersteiermark durchgeführt. Als zentrale 

Herausforderung wird in beiden Betrieben die Suche nach qualifiziertem Personal genannt. Das AMS 

spielt dabei eine untergeordnete Rolle. BewerberInnen, die über das AMS im Unternehmen 

„anklopfen“, wird oftmals mangelnde Leistungsbereitschaft und Motivation unterstellt. Qualifizierte 

MitarbeiterInnen – damit ist auch eine ausgeprägte Leistungsorientierung gemeint – finden den Weg 

in die Unternehmen über andere Kanäle. Neben persönlichen Beziehungen spielen Leiharbeitsfirmen 

eine wichtige Rolle. Das AMS hat für die Unternehmen eine wichtige Rolle, wenn es um Beschäfti-

gungsbewilligungen für EU-AusländerInnen geht, insbesondere in der Hotellerie. In dieser Hinsicht 

gibt es gute Kooperationen.  

Aus Sicht der befragten MitarbeiterInnen in den Betrieben stellt es sich als große Herausforderung dar, 

in der Region eine qualitativ hochwertige Beschäftigung zu finden. Bei den beruflichen Wünschen 

handelt es sich keineswegs um überzogene Ansprüche. Gemeint sind vielmehr eine ausbildungsadä-

quate Tätigkeit, eine gerechte Entlohnung, Anerkennung und Sicherheit. Von der Mehrheit der 

befragten MitarbeiterInnen sind in dieser Hinsicht an der einen oder anderen Stelle Abstriche zu 

machen. Einer Erwerbsarbeit nachzugehen und finanziell auf eigenen Beinen zu stehen, gilt den 

Befragten als unhintergehbare gesellschaftliche Norm. Das AMS wird als ein wichtiges Auffangnetz 

für in Not Geratene verstanden, aber als wenig hilfreich für die Arbeitsvermittlung angesehen. Einige 

der Befragten haben (kurzzeitige) Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit gemacht, nur diese Personen 

können sich differenzierter zu Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik äußern, wie z.B. Modi des Bezugs 

von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe, Erfahrungen mit AMS-Kursen oder Förderungsmöglichkei-

ten bei anvisierten Berufsumstiegen. 

Die Einstellungen zum österreichischen Wohlfahrtsstaat sind in den beiden Betriebsfallstudien von 

einer grundsätzlichen Zustimmung geprägt. Die Befragten verfügen durch die Bank über eine 

ausgeprägte Arbeitsethik und Leistungsorientierung. Vor diesem Hintergrund fällt die Perspektive auf 

Personen, die in der einen oder anderen Form vom Sozialstaat abhängig sind, differenziert aus. Es 

stellt sich die Frage, was von den Interviewten als legitime Inanspruchnahme von Leistungen 

interpretiert wird und woran diese geknüpft ist. An erster Stelle steht die Abdeckung von Notlagen wie 

Arbeitslosigkeit. Kriterien der jedenfalls berechtigten Inanspruchnahme von arbeitsmarktpolitischen 

und sozialstaatlichen Leistungen sind Unverschulden, Härtefälle, Dringlichkeit – es dominiert hier klar 

ein Bild von Bedürftigkeit, das auch eine gewisse Bescheidenheit und Dankbarkeit voraussetzt. Die 

Wahrnehmung, dass es gewisse „Etablierten-Vorrechte“ geben sollte, ist zwar verbreitet, gilt 

allerdings nicht uneingeschränkt, sondern in Kombination mit dem Leistungs- und Reziprozitätsprin-

zip. Dieses ist ein weiteres zentrales Kriterium für die Legitimität der Inanspruchnahme von 

Unterstützung. Arbeits- und Integrationswille, das Ziel, finanziell auf eigenen Beinen zu stehen sowie 

die Bereitschaft, über eigene Steuer- und Sozialversicherungsleistungen im Rahmen einer 

Erwerbsarbeit zur Finanzierung des Wohlfahrtsstaates beizutragen, stehen für diese Erwartungen.  

Was den Zugang zu Sozialleistungen und dabei insbesondere die Ansprüche von AsylwerberInnen und 

MigrantInnen betrifft, finden sich Hinweise auf eine von Teilen der Interviewten wahrgenommene 

Missachtung des vorherrschenden Reziprozitätsprinzips. Von jenen, die Hinweise auf „Sozialmiss-
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brauch“ äußern, basieren diese nur zum Teil auf persönlichen Erfahrungen, demgegenüber eher auf 

einer relativ unreflektierten Medienrezeption. Hierbei werden außerdem markante Unterschiede 

zwischen den Beschäftigten im Produktions- und dem Hotelleriebetrieb sichtbar. Beschäftigte im 

Fremdenverkehr beziehen ihre Schilderungen in deutlich höherem Ausmaß auf ihre persönlichen 

Erfahrungen und verfügen über einen differenzierten Erfahrungsschatz von positiven und negativen 

Erlebnissen mit AusländerInnen mit unterschiedlichen nationalen und sozialen Hintergründen, aus 

dem sie weniger pauschale Urteile ableiten als dies die Befragten im Produktionsbetrieb tun. 

Interviewte in beiden Betrieben beschreiben allerdings Verletzungen ihres Gerechtigkeitsverständnis-

ses, wenn Sozialleistungen an Personen gehen, die keinen Willen zeigen, ihren Beitrag zur 

Gemeinschaft in Form von Erwerbsarbeit zu leisten. Kritisiert wird andererseits vor allem im 

Hotelleriebetrieb das gesellschaftliche Klima der letzten Jahre, das Polarisierung erzeugt. Vor allem 

die Unverhältnismäßigkeit in „Missbrauchsdiskursen“ wird kritisiert, d.h. die einseitige Dauerthemati-

sierung von (angeblichem) Sozialmissbrauch bei sozial Schwachen gegenüber der mangelnden 

Auseinandersetzung mit Themen wie den Kosten der Steuerflucht oder der Bankenrettung. 
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6. FALLSTUDIEN ST. PÖLTEN 

Der niederösterreichische Zentralraum rund um die Landeshauptstadt St. Pölten kann durchaus als 

boomende Region beschrieben werden, wenngleich das Wachstum (bzw. dessen Dimension) 

verhaltener ist als das in der ca. 50 Kilometer entfernten Großstadt Wien. Die Wohnbevölkerung im 

Bezirk St. Pölten Stadt und Land hat zwischen 2002 und 2018 um ca. 18.000 Menschen zugenommen 

und wird laut ÖROK-Prognose zwischen 2014 bis 2035 um weitere 13.000 zulegen. Ein Bevölke-

rungswachstum impliziert zugleich einen niedrigeren Altersdurchschnitt und umfangreichere 

Investitionen in Infrastrukturen (z.B. Kinderbetreuung, Bildung, Konsum, öffentlicher Verkehr u.a.m.) 

als in den eher schrumpfenden Vergleichsregionen dieser Studie. Das regionale BIP pro Person liegt 

über dem österreichischen Durchschnitt (wenngleich nicht so hoch wie im Speckgürtel rund um 

Wien), was auf einen dynamischen Arbeitsmarkt insbesondere in Dienstleistungssektoren verweist, 

aber auch auf eine etwas überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit (vgl. die Eckdaten in Kapitel 3). 

Zudem liegt St. Pölten auf der zentralen Verkehrsachse Wien-Linz-Salzburg und bewirkte z.B. die 

Untertunnelung des Wienerwalds, dass man mit der Bahn vom Hauptbahnhof St. Pölten in ca. 25 

Minuten in Wien ist, wodurch die Stadt für Berufspendler noch attraktiver geworden ist. 

Die Steigerung der Attraktivität des Großraums St. Pölten fällt wenig überraschend auch den von uns 

befragten Erwerbstätigen aus der Region auf, etwa bei Themen wie Arbeitsmarkt oder Wohnen. 

Sowohl in der Stadt St. Pölten als auch in den größeren Gemeinden im Umland wird viel gebaut und 

entstehen neue Siedlungen. Stellvertretend für die meisten Interviewpersonen aus dieser Region 

umschreibt eine etwas über 40-jährige Angestellte, die in einem Ort einige Kilometer außerhalb von 

St. Pölten lebt, ihre Eindrücke des erlebten Wachstums in den letzten Jahren: „Ja, die bauen und 

bauen und bauen“ (PL 6). Dementsprechend gut ausgebaut ist die Infrastruktur in diesem Ort, der sich 

bevölkerungsmäßig in den letzten Jahrzehnten deutlich vergrößert hat und inzwischen als Teil der 

„Suburbia“ von St. Pölten gilt. Deshalb kann etwa im Vergleich zu Abwanderungsregionen wie dem 

nördlichen Waldviertel keine Rede von einem Verlustgefühl infolge des Mangels an Lokal- oder 

Geschäftsinfrastrukturen sein. Vielmehr seien diese  

„sehr gut eigentlich. Also okay, Geschäfte könnten wir mehr haben. Wir haben einen Super-

markt, zwei Kaffeehäuser, eine Bäckerei, also eines ist ein Kaffeehaus und eine Bäckerei, zwei 

Gasthäuser und die Busverbindung nach St. Pölten ist super.“ (PL 6) 

Eine andere Befragte, die ebenfalls im Einzugsgebiet von St. Pölten lebt, meint: 

Wir sind sehr gewachsen in den letzten Jahren … rundherum. Du hast eine tolle Verbindung, 

wir haben Zug, Bus, du bist gleich in St Pölten, du bist schnell in Wien, die Autobahn ist auch 

wichtig … Wächst sehr, ja, wir haben ein großes Industriegebiet, das wächst auch voll, das ist 

für die Gemeinde sehr gut.  

I: Also positiv? 

Ja, ja, unbedingt.  

I Gibt es da andere Meinungen auch dazu?  

Glaub ich fast nicht.“ (PL 7) 

Trotz des Wachstums kann die Stadt St. Pölten mit etwas mehr als 50.000 BewohnerInnen nicht 

wirklich als Großstadt bezeichnet werden. Dazu kommt, dass die internationalen Migrationsströme 

zwar keinen Bogen um St. Pölten machen, aber dennoch eher auf Wien fokussiert sind, weshalb auch 

der zunehmenden Heterogenisierung und Anonymisierung im Zuge des Bevölkerungswachstums noch 

Grenzen gesetzt sein dürften; d.h. viele Einheimische sind einander weiterhin gut bekannt. Dennoch 

fällt (auch) dieser Interviewpartnerin insbesondere bei Festen im eigenen Ort auf, dass es viele 

Zuzügler gibt, die sie nicht mehr persönlich kennt.  

„Wenn ein Fest ist im Ort, sind wir oft gar nicht dort und dann denke ich mir, huch, schon 

wieder wer und die kenne ich alle gar nicht. Aber es ist trotzdem so, wenn es drauf ankommt, 

hält man zusammen. Früher war es eine Gemeinschaft [rund um Sport] und jetzt eher ein 

Freundeskreis. Wo man schaut, sich nicht aus den Augen zu verlieren.“ (PL 6) 
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Der Zuzug bewirkt, dass die Wohnungspreise in St. Pölten und Umgebung ebenfalls gestiegen sind. 

Ein junger Gesprächspartner, der vor der Phase der Familiengründung steht, möchte demnächst die 

gegenwärtige Mietwohnung zugunsten eines Hauskaufs aufgeben und geht im Interview davon aus, 

dass er mit seiner Partnerin dann wohl ins Umland ziehen wird: 

„Es wird zwar einiges gebaut an Wohnungen, aber wir suchen eher ein Haus und das ist 

schwierig. […] Und meine Lebensgefährtin kommt aus der Neulengbacher Gegend, deshalb 

werden wir eher in Richtung ‚ländlich‘ gehen. Zwischen Wien und St. Pölten, aber eher St. 

Pölten, mal schauen, wo es uns hin verschlägt.“ (PL 9)  

Zuzugsregionen erzeugen schon allein durch das Wachstum der Bevölkerung eine zusätzliche 

wirtschaftliche Dynamik, etwa in Branchen wie dem Einzelhandel oder auch in der Kultur- und 

Freizeitwirtschaft. Ohne bei der Suche nach zu analysierenden Unternehmen explizit nach 

Wachstumsbranchen Ausschau gehalten zu haben, sind die beiden Betriebsfallstudien dieses Kapitel 

genau diesen beiden Sektoren zuzuordnen. Und, in einer Vorwegnahme von wesentlichen empirischen 

Befunden aus diesen Interviews: Es ist gut möglich, dass die insgesamt weitgehend positiven 

Äußerungen sowohl zur eigenen Arbeits- und Lebenszufriedenheit als auch zu Themen wie 

Arbeitsmarkt, Arbeitsmarktpolitik oder zum Wohlfahrtsstaat einerseits auf das Gefühl der relativen 

Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes zurückzuführen sind und andererseits auf das wahrgenommene 

Wachstum mitsamt dem Ausbau vielfältiger öffentlicher und privater Infrastrukturen. In Regionen wie 

dem Raum St. Pölten dürfte (nicht nur bei den Interviewten dieser Befragung) der Eindruck 

überwiegen, dass sowohl der materielle Wohlstand als auch die Infrastrukturen des (Wohlfahrts-

)Staats gut sichtbar ausgebaut worden sind, im Vergleich zur Perspektive von Abwanderung, 

Rückzug, Geschäftesterben usf. Dementsprechend finden sich in den Gesprächen viel Optimismus 

bzw. die Deutung, in einer lebenswerten semi-urbanen Region zu leben: Nicht so anonym wie in der 

Großstadt und nicht „abgehängt“ wie in manchen randständigen ländlichen Gebieten.  

6.1. Sample 

Die zwölf Interviews dieses Kapitels weichen etwas von der ursprünglich geplanten Struktur mit 

jeweils einer Betriebsfallstudie aus dem Produktions- und Dienstleistungssektor (wie in den beiden 

Vergleichsregionen Waldviertel bzw. Obersteiermark) ab. Ein gewisser Bias bei den Einschätzungen 

zu den Projektfragestellungen ist nicht auszuschließen, der allerdings auch deshalb im vertretbaren 

Rahmen bleibt, weil qualitative Studien mit kleinen Samples generell keinen Anspruch auf die 

Repräsentativität der Befunde erheben (können), sondern beispielhaft Ausschnitte aus der empirischen 

Wirklichkeit veranschaulichen. Mit dem Einzelhandel und der Freizeitbranche sind beide Betriebsfall-

studien einem Dienstleistungssektor zuzuordnen. Während in der ersten Fallstudie bei einem der 

großen „Player“ aus dem Lebensmitteleinzelhandel auf Basis von sieben Interviews die Vorgaben von 

vier bis fünf GesprächspartnerInnen gleichsam übererfüllt sind, konnten im Rahmen der zweiten 

Fallstudie, einem Unternehmenskonglomerat mit insgesamt ca. 80 Beschäftigten in der Freizeit- und 

Unterhaltungswirtschaft letztendlich nur zwei Interviews (zufriedenstellend) durchgeführt werden. Ein 

drittes (kurzes) Interview nahmen wir mangels zusätzlicher Erkenntnisse nicht in die weitere Analyse 

auf und ein viertes vereinbartes Gespräch konnte letztendlich nicht stattfinden.25 Dennoch sind die 

Ausführungen der beiden (männlichen) Gesprächspartner aus diesem Unternehmen ausführlich genug, 

um hier von einer (kleinen) Betriebsfallstudie zu sprechen. 

Um die von uns selbst gesetzte Vorgabe einer Fallstudie in einem Produktionsbetrieb (mit Fachkräften 

in Fertigungsbereichen) zu kompensieren, interviewten wir ergänzend bzw. stellvertretend den 

Betriebsratsvorsitzenden eines Industriebetriebs in der Region mit etwa 900 Beschäftigten am 

Standort, der kraft seiner Funktion einen guten Überblick sowohl über die Beschäftigungsbedingungen 

im Unternehmen als auch über das Meinungsklima zu den Projektfragestellungen liefern konnte. 

Darüber hinaus führten wir zwei Gespräche mit jungen AkademikerInnen zu deren Berufseinstieg 

                                                      
25  Diese kursorischen Hinweise verweisen auf eine zentrale Herausforderung der qualitativen Betriebsfallstudienforschung: 

Der Aufwand, beginnend von der Recherche von geeignet erscheinenden Betrieben bis zur Organisation und tatsächli-

chen Durchführung einer zufriedenstellenden Anzahl von Interviews ist teilweise beträchtlich, inklusive vieler leerer 

Kilometer z.B. in Form von Terminverschiebungen oder auch Absagen zugesagter Gespräche etc.  
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bzw. Zukunftsperspektiven, wobei gemäß Projektfragestellung gerade die Deutungshorizonte von 

Hochqualifizierten zu Arbeitsmarktpolitik und Wohlfahrtsstaat interessierten. Die Tabelle im 

Anschluss gibt einen Überblick über Eckdaten der zwölf GesprächspartnerInnen im Raum St. Pölten. 

Tabelle 6-1: Eckdaten der Interviews in der Region St. Pölten 

Interview-Nr. Geschlecht Alter Formalbildung Funktion/Beruf Branche 

PL 1 W 35 Lehre Filialleitung Einzelhandel 

PL 2 W 54 Lehre Gebietsleitung Einzelhandel 

PL 3 M 49 Lehre Betriebsrat Einzelhandel 

PL 4 W 48 Lehre Filialarbeit Einzelhandel  

PL 5 M 47 Lehre Transport Einzelhandel 

PL 6 W 43 Fachschule Grafik Einzelhandel 

PL 7 W 51 Lehre Filialarbeit Einzelhandel 

PL 8 M 45 Hochschule Eigentümer Freizeit / Unterhaltung 

PL 9 M 33 Matura Administration Freizeit / Unterhaltung 

PL 10 M 54 Lehre Betriebsrat Metallindustrie 

PL 11 M 30 Hochschule Administration Öffentlicher Dienst 

PL 12 W 29 Hochschule Selbständigkeit Umweltberatung 

6.2. Arbeit, Betriebsklima und Zukunftsperspektiven in den Fallstudienbe-

trieben 

6.2.1. Lebensmitteleinzelhandel: „Sympathisch muss man sein, arbeiten muss man können“ 

Die für die Interviews erreichten MitarbeiterInnen dieses Konzerns im Lebensmitteleinzelhandel mit 

mehreren zehntausend Beschäftigten in Österreich üben unterschiedliche Tätigkeiten an einzelnen 

Standorten in der weiter gefassten Region St. Pölten aus. Befragt wurden die Standortleiterin und zwei 

MitarbeiterInnen in einer Filiale im Umkreis von St. Pölten; eine Gebietsleiterin, die für mehr als zehn 

Standorte mit ca. 250 Beschäftigten in der Region verantwortlich ist; ein Mitarbeiter im Transport, der 

in täglichen LKW-Routen Filialen beliefert; eine Beschäftigte im Grafikbüro der regionalen Zentrale, 

die u.a. für die laufende Produktion von Prospekten verantwortlich ist; sowie ferner jener Betriebsrat, 

über dessen Wirken die Interviews organisiert werden konnten. Alle Befragten sind schon länger als 

zehn Jahre bei diesem Arbeitgeber beschäftigt. 

Die (zumeist weiblichen) MitarbeiterInnen in den Filialen ohne Personal- bzw. Bereichsverantwortung 

(z.B. Feinkost, Non-Food) sind in der Regel in Teilzeit beschäftigt, die anderen Befragten arbeiten im 

Rahmen einer Vollzeitanstellung. Alle Befragten wohnen in der Region St. Pölten und haben es nicht 

weiter als 15 bis 30 (Fahr-)Minuten zum jeweiligen Arbeitsplatz; bei einer Filialmitarbeiterin sind es 

nur einige hundert Meter bis zur eigenen Arbeitsstelle. Exakte Schichtpläne sind insbesondere in den 

Filialen das A und O, um eine je nach Kundenaufkommen optimale Besetzung zu gewährleisten. Die 

jeweiligen Tätigkeitsbeschreibungen werden nicht im Detail ausgeführt, auch deshalb nicht, weil man 

als Supermarkt-Konsument – im Vergleich zu vielen anderen Berufen – eine ungefähre Vorstellung 

von den wesentlichen Arbeitsschritten an der Kassa oder in der Regalbetreuung hat. Worüber manche 

vielleicht weniger Bescheid wissen, ist das Ausmaß an Belastungen, das sich über den Tagesverlauf 

anhäuft: 

„Bei uns muss man früh anfangen, lange arbeiten, viel rennen. Das ist, bei uns ist es körperlich 

schon anstrengend. […] Aber das muss man mögen, das ist wie die Gastronomie, das muss man 

auch mögen.“ (PL 1) 

„Ich habe viel körperliche Arbeit gemacht, Kisten schleppen, Obst usw. Von nichts kommt 

nichts. Und bei der Kassa geht es wieder, es ist anders.“ (PL 7) 

Die ca. 35-jährige Leiterin einer Filiale dieses Lebensmittelkonzerns antwortet außerdem auf die 

Frage, was BewerberInnen mitbringen müssen, um eine Chance auf eine Beschäftigung insbesondere 
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in der von ihr verantworteten Filiale zu haben: „Sympathisch muss man sein, arbeiten muss man 

können.“ Ein Lehrabschluss im Einzelhandel sei kein Nachteil, allerdings auch keine Voraussetzung 

für eine Einstellung; auch deshalb nicht, weil das Gros der Beschäftigten in vielen innerbetrieblichen 

Weiterbildungsprogrammen ohnehin laufend auf den aktuellen Stand gebracht wird. Mehrere der 

Interviewten geben dementsprechend an, aus anderen Berufen in dieses Einzelhandelsunternehmen 

gewechselt zu sein. Die „Migration“ hat in einigen Fällen auch damit zu tun, dass die Supermarktket-

ten kleinere Greißler, Fleischereien oder Bäckereien aus dem Markt verdrängt haben, wodurch sich 

z.B. das verfügbare Arbeitsplatzangebot der gelernten Fleischhauerin nach der Rückkehr aus der 

Babypause ohnehin auf Jobs in Supermärkten verengt hat.  

Im kurzen Statement der Filialleiterin zu den gewünschten Qualifikationen spiegeln sich zentrale 

Leitlinien der Corporate Identity in diesem Unternehmen: Dazu zählt erstens eine ausgeprägte 

Leistungskultur, die den Beschäftigten viel Robustheit abverlangt; zweitens die Verpflichtung der 

MitarbeiterInnen auf einen konstruktiv-freundlichen Umgang mit KonsumentInnen; sowie drittens 

insbesondere in den Filialen die Bereitschaft zur Eingliederung in ein „familiäres“ Arbeitsteam. Auf 

Basis dieser mehr oder weniger expliziten Anforderungen dürften Personen mit wie auch immer 

gearteten Verhaltensauffälligkeiten oder mit eingeschränktem Arbeitsvermögen eher geringe Chancen 

auf einen längerfristigen Verbleib im Unternehmen haben. Viertens wird von den MitarbeiterInnen 

eine unmittelbar praktische bzw. „hemdsärmelige“ Arbeitshaltung im Sinn der Bereitschaft 

eingefordert, bei Bedarf flexibel und ohne viel Murren die gerade anfallenden Aufgaben zu 

übernehmen, inklusive Reinigung der Räumlichkeiten. Arbeitstugenden wie Fleiß, Ordnung, 

Sauberkeit etc. spielen im Einzelhandel eine wichtige Rolle – und es obliegt der verantwortlichen 

Filialleiterin, diese in einer sozial intelligenten Mischung aus Strenge und Fürsorglichkeit aufrecht zu 

erhalten:  

„Ich muss ja schauen, auf die Schäfchen schauen. […] Ich habe die Gesamtverantwortung vom 

Markt, relativ viel Arbeitszeitregelung, das Arbeitsrecht muss ich kennen, Sicherheitsunterwei-

sungen, ich muss aufpassen, dass sie sich nicht wehtun… (PL 1) 

Alle in diesem Unternehmen von uns Befragten verfügen über einen Lehrabschluss. Auf Nachfrage 

geben einige an, dass sie auch auf den höheren Ebenen im Konzern Personen mit Lehrabschluss 

kennen und eine Lehre insofern durchaus zu einer innerbetrieblichen Karriere disponiere, sofern man 

die entsprechende Leistungsbereitschaft aufbringt. Der analysierte Einzelhandelskonzern scheint 

folglich auf eine Unternehmenskultur zu setzen, die entlang von Prinzipien und Werthaltungen rund 

um den dominierenden Ausbildungsabschluss Lehre herum organisiert ist, dies etwa im Vergleich zu 

stärker hierarchisch getrennten Berufsrollen für Planung (AkademikerInnen, Ingenieure etc.) und 

Ausführung (Fachkräfte, Hilfsarbeit). Der Lohn für die kontinuierliche Einsatzbereitschaft sind ein 

relativ sicherer Job (in einer bedingt durch das regionale Bevölkerungswachstum stabilen Branche), 

innerbetriebliche Umstiegs- und Aufstiegsmöglichkeiten sowie auf Seiten des Arbeitgebers das 

Bemühen um ein gutes Arbeitsklima (dies nicht zuletzt zwecks Sicherstellung einer hohen 

Kundenzufriedenheit).  

„I: Also die Chemie muss stimmen? 

„Auf jeden Fall. […] Das ist wichtig und am sensibelsten und am schnellsten reagiert die 

Kundschaft drauf. […] Die kriegt das mit. Wenn irgendwo eine Kleinigkeit ist, merkt das die 

Kundschaft“ (PL 2) 

Eine Gesprächspartnerin, die in der Supermarkt-Filiale den Non-Food-Bereich betreut und auch an der 

Kassa arbeitet, fasst die spezifische Kombination aus Leistungskultur und positivem Arbeitsklima wie 

folgt zusammen:  

„Unser Klima ist voll super und vom Stammpersonal sind einige so lange da wie ich, das ist der 

Grundkern. […] Ja, es ist auf alle Fälle … es ist viel mehr Arbeit als vorher, es ist wirklich 

stressig. Ich bin an der Kassa und Non-Food. Also die Feinkost-Damen und so, die sehe ich fast 

gar nicht. Aber an und für sich ist es ein angenehmes Klima, wir haben nette Kunden, es macht 

wirklich Spaß da. […] Der Vorteil ist auch, man ist schwuppdiwupp, man schaut nicht auf die 

Uhr, es ist immer was zu machen.“ (PL 4) 
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6.2.2. Freizeitwirtschaft: „Immer wieder neue Sachen“ 

Dieses Unternehmen mit heute ca. 80 Beschäftigten ist in den letzten zwei Jahrzehnten kontinuierlich 

gewachsen und in verschiedenen Geschäftsfeldern der Freizeit- und Unterhaltungsbranche aktiv. Ein 

wichtiges Standbein ist Veranstaltungsmanagement bzw. Veranstaltungstechnik, darüber hinaus wird 

eine Reihe von Freizeiteinrichtungen an Standorten in mehreren Bundesländern „bespielt“, z.B. 

Bowlingbahnen inklusive der gastronomischen Angebote, die entweder vom Unternehmen selbst 

betrieben oder ausgelagert werden. Die Beschäftigtenstruktur ist heterogen, von hochqualifizierten 

Technikern, über gewerbliche Fachkräfte bis hin zu einem Pool an geringfügig angestellten 

MitarbeiterInnen, die in die Organisation von Events am Abend oder am Wochenende involviert sind, 

etwa als Billeteure oder Platzanweiser etc. Eine präferierte Zielgruppe sind junge Menschen wie 

Studierende, die sich einerseits über die temporären Jobs in den unterschiedlichen Geschäftsfeldern 

ein Zubrot verdienen können und andererseits selbst Konsumenten bzw. Werbeträger der Angebote 

sind. Vor allem aus diesem Pool werden immer wieder Personen fest angestellt, die durch 

wiederkehrendes Engagement positiv auffallen und sich so gleichsam in die zentralen Bereiche dieses 

Betriebs vorarbeiten können. Bei einer eher hohen Fluktuation beim Randpersonal mit zudem 

heterogenen Jobprofilen wird insgesamt eine dezentrale Unternehmensorganisation mit flachen 

Hierarchien, aber klaren Verantwortlichkeiten für die einzelnen Bereiche als wichtig eingestuft. 

Vor diesem Hintergrund ist es auch für den befragten (Mit-)Eigentümer nicht ganz einfach, das 

„Typische“ dieses Unternehmens in wenigen Worten zu umschreiben. Vielmehr gebe es… 

„…für jeden Zweig unterschiedliche Anforderungen, das macht es schwierig, das zu 

vereinheitlichen (lacht) […] Unsere Branche ist nicht unbedingt eine leichte, wir sind 

Tourismus und Freizeitwirtschaft, teilweise geht es in die Gastronomie hinein. Und ich glaube, 

das [die Vielfalt] ist auch ein Wert, den wir halt haben.“ (PL 8) 

Der Umgang mit Diversität etc. muss hier nicht eigens proklamiert werden, sondern wird täglich 

„ganz pragmatisch“ gelebt. Dementsprechend „hip“ gibt sich das Unternehmen und dürfte ein 

entsprechend attraktiver Arbeitgeber in der Region sein; jedenfalls so attraktiv, dass z.B. der vielfach 

beklagte Fachkräftemangel im Gespräch mit dem Eigentümer kein Thema ist. Die heute erreichte 

Größe bemisst sich auch daran, dass man im Zuge des Wachstums in der Vergangenheit viel mit 

flexibel Beschäftigten gearbeitet hat, inzwischen aber davon abgekommen ist und MitarbeiterInnen 

auch bei geringerem Stundenausmaß fix anstellt. Das erhöhe die Bindung an bzw. die Verantwortlich-

keit für das Unternehmen.  

„Früher haben wir viel mit Leiharbeitern bei flexiblem Bedarf gearbeitet. Das machen wir 

heute überhaupt nicht mehr, weil wir auf die Bindung der eigenen Leute stehen und weil sich 

erwiesen hat, dass es so viel weniger Schäden bei technischem Equipment gibt, wenn eigene 

Leute [darauf achten]. Ich kann mich erinnern, vor sieben, acht Jahren haben wir noch eine 

andere Strategie gehabt, wo wir sehr viele Sachen ausgelagert haben, auch vom Personalma-

nagement, d.h. wirklich einen ganz engen Kern gehabt und dann einfach [Personen], die auch 

selbstständig sind und Firmen, die auch Personal zur Verfügung stellen. Aber davon sind wir 

komplett abgekommen.“ (PL 8) 

Freilich bleibt es eine beständige Herausforderung, im insgesamt weiterhin wachsenden Betrieb mit 

verschiedenen Standbeinen alles einigermaßen unter Kontrolle zu halten und zugleich aus dem 

vorhandenen Portfolio regelmäßig neue Angebote und Formate zu entwickeln.  

„Momentan ist es eine sehr dynamische Welle wieder, also eine Wachstumswelle eher. Es ist 

gerade in der Veranstaltungsbranche von Jahr zu Jahr unterschiedlich. Wenn man Tourneen 

durchführt, wo wir den letzten Jahren auch aktiv geworden sind, dann erweitert sich der Radius 

auf den deutschsprachigen Raum.“ (PL 8) 

Der befragte Mitarbeiter, der zum engen Stammpersonal des Betriebs zählt und als 33-Jähriger schon 

seit Jahren einen eigenen Bereich verwaltet, trägt die Innovationsorientierung mit. 

„Ja, auf jeden Fall, es gibt immer wieder neue Sachen, da muss man sich auch adaptieren … 

Aber nachdem das im Entertainment-Bereich ist, kann man das probieren, z.B. etwas, dass so 

vor 10 Jahren europaweit noch nicht vorhanden war, sag ich mal. Im Entertainment an sich 

wird es immer etwas geben, wo wir mitspielen können.“ (PL 9)  
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Weil man im Unternehmen bei entsprechender Mitverantwortung für die Resultate offenbar viel 

ausprobieren darf, fällt auch die Zufriedenheit entsprechend hoch aus. 

„Also ja, weil bei uns viele die Möglichkeit haben. Und man kann über alles reden, sag ich mal. 

[…] Es ist bei uns eigentlich, da kann man sich nicht beschweren, und das Klima ist auch sehr 

familiär und alles.“ (PL 9)  

6.2.3. Zukunftseinschätzungen: Arbeitsplatzsicherheit, Digitalisierung 

In beiden Betrieben erörterten wir mit den Beschäftigten Fragen zur Arbeitsplatzsicherheit sowie 

Herausforderungen vor allem im Kontext von Digitalisierung. Im Unternehmen aus der Entertainment-

Branche sieht man die Zukunft relativ gelassen. Die Marktposition im zentralen Geschäftsfeld dürfte 

ungefährdet sein, dennoch gibt es in der Branche eine ausgeprägte Konkurrenz und verlangt das 

schnelllebige Unterhaltungs-Business viel Beweglichkeit, um unterschiedliche Zielgruppen von 

Konsumenten gut bedienen zu können. Zudem steige der Marketingaufwand ständig. Auf das Manko, 

auf der MitarbeiterInnenebene dieses Betriebs nur eine Person (ausreichend ausführlich) interviewt zu 

haben, wurde schon hingewiesen, zumal dieser Gesprächspartner zum Stammpersonal des 

Unternehmens zählt und nicht zur Gruppe der flexibel und/oder über Teilzeitjobs Beschäftigten. 

Drohende Jobverluste im Unternehmen durch Digitalisierung kann dieser Befragte nicht erkennen, 

etwa ausgelöst durch die Automatisierung von wichtigen betrieblichen Prozessen. Wenn, dann würde 

Digitalisierung die Veranstaltungsbranche eher insgesamt treffen, etwa wenn durch ein verändertes 

Konsumentenverhalten Konzertbesuche oder sonstige Veranstaltungen rückläufig wären, z.B. infolge 

von Online-Gaming oder der einfachen Verfügbarkeit von Musik über Streamingdienste oder 

Youtube-Files. Das zeichne sich allerdings noch nicht ab, weil das Internet das berühmte Live-Feeling 

nicht ersetzen könne. 

I: Stichwort Digitalisierung von Jobs. 

An sich ja, sehe ich aber nicht als große Gefahr für uns. […] Digitalisierung an sich wird uns 

wenig betreffen, in der Veranstaltungsbranche brauche ich die Leute natürlich. Die Frage ist, 

wenn irgendwann die Besucher von Veranstaltungen zurückgehen und weniger werden. Da 

schätze ich, wenn die Leute weniger Geld für Konzerte und Sonstiges haben, wenn sich das 

durchzieht, kann es sein, dass uns das einmal betrifft, aber Digitalisierung an sich weniger.  

I: Sprich, man geht nicht mehr aufs Konzert, sondern zieht sich die Youtube-Files rein?   

Das könnte natürlich sein. Aber ich glaube eher, wenn ich von mir ausgehe, gehe ich lieber auf 

ein Konzert als im Internet, weil da ein anderes Feeling ist.“ (PL 9)  

Erstaunlich einhellig sehen auch die befragten Beschäftigten im Einzelhandel kaum relevante 

Arbeitsplatzrisiken auf sich zukommen. Hier dürfte das auf die Robustheit der Branche in einer 

wachsenden Region sowie auf die Marktposition dieses Arbeitgebers zurückzuführen sein, der 

gemeinsam mit nur wenigen Mitbewerbern den Lebensmitteleinzelhandel dominiert.  

„Ich denke, dass [Fallstudienbetrieb] eine sichere Firma ist.  

I: Weil man im Notfall auch in andere Bereiche gehen kann? 

Genau. Ja, und wenn nicht, gehe ich ins Lager. Das kann ich auf jeden Fall lernen, das ist so. 

Da mache ich mir keine Sorgen. […] Für mich ist es wichtig, dass der Arbeitsplatz sicher ist, 

das ist so und die Leute passen.“ (PL 6) 

Mit einem interessanten Argument bestätigt das auch die befragte Gebietsleiterin. Sie führt aus, dass 

es im Einzelhandel wichtig sei, nicht nur junge Leute zu beschäftigen, sondern auch Ältere. Gerade 

angesichts einer alternden Gesellschaft mache es immer weniger Sinn, wenn im Vergleich dazu das 

Verkaufspersonal zu jung ist. 

„Wenn ich 58 bin, gehe ich nicht zum [Fallstudienbetrieb] einkaufen, wenn da nur 20-Jährige 

stehen. […] Ich will ganz junge und alte. Ich will eine gute Mischung. Ich habe keine Filiale, 

wo ich keinen 50-Jährigen habe.“ (PL 2)  

Beim Stichwort Digitalisierung ist man bei den Befragten im Einzelhandel rasch bei zwei Themen: 

Online-Handel und Selbstbedienungs-Kassa. Dass hier ein Wandel im Gange ist, ist den meisten 

Befragten durchaus bewusst. Schwieriger sind Einschätzungen, inwiefern dadurch der eigene Job z.B. 
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in der Filialarbeit gefährdet sein könnte. Aus Sicht der Beschäftigten im stationären Geschäft spürt 

man eine Zunahme von Bestellungen im Internet nicht direkt, zumal die Gemeinde am Standort dieses 

Supermarktes kontinuierlich wächst und man daher zumindest hier keinen Rückgang der Konsumen-

ten oder des Umsatzes registrieren kann, im Gegenteil. An anderen Standorten mag das anders 

aussehen, doch auch dort würde man den Rückgang der Nachfrage eher auf demografische oder 

konjunkturelle Faktoren als auf eine Explosion des Online-Handels zurückführen. Die beiden 

Managerinnen sowie der Betriebsrat stufen den Online-Handel gerade im Lebensmitteleinzelhandel, 

dem Hauptgeschäft im Konzern, als weitgehend krisensicher ein. Auch in Zukunft werde die 

Bevölkerung eher im stationären Handel einkaufen als online, das gelte insbesondere für Produktgrup-

pen wie leicht verderbliche Waren u.a.m., die nicht so leicht zugestellt werden können. Klar, das 

eigene Unternehmen bietet ebenfalls bereits viele Produktgruppen per Direktzustellung an, das wird 

allerdings zentral von einem anderen Standort aus organisiert und ist insofern außerhalb des 

Handlungsfokus sowohl der Gebiets- als auch der Marktleiterin.  

„Das kommt bestimmt irgendwann einmal. Aber ich glaube, bei uns erst, wenn das ausgeklügelt 

ist, wenn es tadellos funktioniert, vom Bestellen bis Liefern und Zahlen […] Weniger wird es 

bestimmt irgendwann einmal, ganz aufhören wir es nie, denke ich.“ (PL 1)  

Relevanter bzw. sichtbarer ist da schon das Thema Selbstbedienungskassa, die in der analysierten 

Filiale noch nicht eingeführt ist, wofür die Filialleiterin nicht undankbar ist:  

„Wir sind gesegnet, wir haben keine Self-Checkout-Kasse. Geben tut es das, aber spinnen tut es 

auch genug, dass ich eh immer einen Mitarbeiter dort hinstellen muss.“ (PL 1)  

Die Frage, ob sich die SB-Kassa angesichts des dafür abgestellten Hilfspersonals tatsächlich bereits 

rechnet oder vor allem der Eingewöhnung der Konsumenten dient, lässt sich nicht exakt beantworten, 

diese Filialleiterin geht aber davon aus.  

„Ich glaube schon, dass es sich rechnet, vor allem bei den Jungen, die kennen sich aus. […] 

Wenn ich nur eine Kleinigkeit habe, zwei bis drei Trümmer, wenn ich was in der Hand habe, 

dann gehe ich hin. Wenn etwas mit 50 Prozent gepickt ist oder abgewogen oder ein Rabatt usw., 

geht das nicht.“ (PL 1) 

Auf die Nachfrage, woran es da scheitert, kommt die Interviewte auf die in Österreich verbreitete 

„Kultur“ der Rabatte zu sprechen. Ständige Sonderangebote und Rabatte würden gerne angenommen, 

aber gegenwärtig so abgewickelt, dass an der Kassa ein eigener Knopf dafür zu betätigen ist. Das sei 

im Modus Selbstbedienungskassa noch ein Problem, weil dann Kunden gleichsam geneigt sein 

könnten, diesen Knopf bei allen Produkten zu tätigen. Irgendwann dürfte allerdings auch das gelöst 

sein. Wenn es also mittelfristig ein Jobproblem in Supermarktfilialen gibt, dann am ehesten für das 

Personal an der Kassa. Zumindest in den ihr bekannten Filialen in Niederösterreich (gegenüber Wien) 

sei keine rapide Umstellung geplant, denn hier hätten insbesondere die „Kassendamen“ eine wichtige 

Kommunikationsfunktion für die Stammkunden. 

„Es wird unpersönlich, wenn ich keine mehr brauche. Die Kassendamen sind die Kronen 

Zeitung in jedem Geschäft, die wissen alles, sind am laufenden […] Technisch wird es schon 

einfacher werden, aber vom Personal her werden wir sie noch brauchen, die Mitarbeiter.“ (PL 

1)  

Die befragte Supermarkt-Kassierin bestätigt, dass beiläufiges Plaudern mit den Stammkunden 

zugleich als elementare Form der Kundenbindung aufzufassen ist. Diese Befragte ist erst seit geraumer 

Zeit ausschließlich an der Kassa tätig, davor hatte sie viel mit dem Ein- und Ausräumen des 

Sortiments in den Regalen zu tun, d.h. viel körperliche Arbeit. Ihre Perspektive auf Veränderungen 

sind weniger die möglichen Risiken in der Zukunft, sondern vielmehr die registrierten Verbesserungen 

gegenüber der Vergangenheit. Vor allem körperliche Belastungen dürften geringer geworden sein – 

auch z.B. deshalb, weil aus Hygienegründen in einem Netz abgepackte Produkte insgesamt aussortiert 

werden, wenn z.B. eine Zitrone schimmelt: 

„Ja, alles daneben auch gemacht, zusammengekehrt, dann mit der Maschine, du hast keine 

Putzfrau gehabt, heute haben wir eine, das ist ein großer Wandel. Dann Kisten schleppen, heute 

fährst du mit dem elektrischen Wagerl, früher hast Kisten schleppen müssen. Und ja, beim Obst 
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dann, die vier Zitronen, da war eine schimmlig, da hast du das Netz aufmachen müssen und 

dann eine gute dazu tun. Das darf man alles nicht mehr, das ist eine Erleichterung.“ (PL 7) 

6.3. Einschätzungen zur Arbeitsmarktpolitik  

Bei Fragen zum Themenspektrum Arbeitsmarktpolitik (Kenntnis von arbeitsmarktpolitischen 

Instrumenten, Assoziationen zum AMS bzw. zu aktuellen politischen Diskursen) lassen sich die 

Befragten dieses Samples dahingehend unterscheiden, wer aufgrund der eigenen beruflichen Position 

über welche konkreten Erfahrungen mit dieser Materie verfügt. Führungskräfte bringen vorrangig 

Sichtweisen ein, die in Zusammenhang mit der eigenen Personalrekrutierung sowie mit der Gestaltung 

von Arbeitsverträgen oder Arbeitszeiten stehen. Betriebsräte thematisieren einerseits innerbetriebliche 

Regelungen und andererseits aktuelle arbeitspolitische Entwicklungen – im Bestreben, deren 

Auswirkungen für den eigenen Betrieb abzuschätzen. Personen auf der Beschäftigtenebene kennen 

einzelne arbeitsmarkt- oder sozialpolitische Instrumente in Abhängigkeit von vergangenen 

Erfahrungen (z.B. schwierige Berufseinstiege bei zwei JungakademikerInnen) oder geplanten 

Vorhaben (z.B. eigene Väterkarenz oder die Rezeption des Diskurses zur Einführung des Gesetzes 

zum 12-Stunden-Tag). Die Inputs einiger InterviewpartnerInnen fallen hier vergleichsweise 

zurückhaltend aus. Das wiederum hängt damit zusammen, dass diese Befragten jeweils langjährige 

Beschäftigte im Unternehmen sind, die in der subjektiven Wahrnehmung über stabile Arbeitsplätze 

verfügen und insofern wenig Veranlassung haben, sich im Detail mit arbeitsmarktpolitischen Materien 

auseinanderzusetzen. Vor dem Hintergrund des Wissens um die eigene Leistungsbereitschaft und die 

betriebliche Wertschätzung dafür besteht eher wenig Sorge, in der näheren Zukunft (und auch nicht 

mit dem voranschreitenden Alter) im Betrieb oder generell am Arbeitsmarkt gefährdet zu sein. Dazu 

kommt, dass die Arbeitsmarktlage in der Region St. Pölten grundsätzlich als positiv eingestuft wird. 

6.3.1. Managementperspektiven 

Der Unternehmer aus der Freizeitwirtschaft leitet einen Betrieb mit einer überdurchschnittlichen 

Fluktuation, auch bedingt durch Geschäftsfelder wie Veranstaltungsmanagement oder das Betreiben 

z.B. von Bowlingbahnen. Zwar ist die Vermittlung über das AMS nicht der vorrangige Rekrutie-

rungsmodus, doch der Kontakt zur AMS-Regionalstelle wird aufrechterhalten, um im Bedarfsfall dort 

direkt nachfragen zu können. 

„Es ist punktuell so, dass man sagt, okay, wir suchen einen Kellner speziell. Und ja, sprechen 

mit dem Mitarbeiter vom AMS. Und wenn Feuer am Dach ist, versuchen wir, das zu intensivie-

ren, dann wird kommuniziert und die schicken uns eine Liste. Ist im Moment nicht der Fall … 

aber es gibt immer wieder die Zusammenarbeit. Manchmal hat das AMS auch spezielle 

Programme, wo sie wiederum auf uns zukommen, wo es auch um Ausbildung geht … und darum 

gibt es da einfach einen aktiven Austausch.“ (PL 8)  

Über die Jahre ist im Unternehmen das Know-how über die bestehenden AMS-Förderungen 

gewachsen, etwa die Eingliederungsbeihilfe im Zuge der Beschäftigung von älteren Arbeitskräften. 

Die Inanspruchnahme einer spezifischen Förderung ist für eine Neueinstellung zwar nicht prioritär, 

sofern die Konstellation allerdings passt, lässt man sie nicht liegen.  

„Es ist eher so … es geht eher darum, dass man für die Stelle den Richtigen findet. Und dann im 

zweiten Schritt schaut, gibt es da eventuell eine Förderung, ja oder nein? Wenn nicht, dann 

nicht. Man lässt das dann nicht liegen, wenn ich weiß, es kommt zu mir, vor Kurzem noch, über 

50, 55-Jährige. Da weiß man schon, aja, da gibt es etwas, es ist überschaubar, drei Monate, wo 

30 oder 50 Prozent der Lohnnebenkosten gefördert werden oder wie auch immer. Wenn es an 

den drei Monaten scheitert, dann stimmt eh was nicht, dann brauch ich den Job nicht neu 

schaffen. Es ist natürlich nett, wenn es das gibt, dass man das mitnimmt, aber nicht die erste 

Entscheidungspriorität.“ (PL 8) 

Die Bewertung des AMS als Instanz, mit der das Thema Arbeitsmarktpolitik in erster Linie assoziiert 

wird, fällt hier grundsätzlich positiv aus. 

„Man kann dem AMS nicht vorwerfen, wenn Leute geschickt werden, die kein Interesse am 

Arbeiten haben, per se. Das ist halt, ja, die Gesellschaft, da muss man unterscheiden. Wir haben 
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etliche, die vom AMS gekommen sind, die nach wie vor hier sind und sehr, sehr gut sind. Das ist 

auf jeden Fall okay.“ (PL 8)  

Weniger freundlich fallen Aussagen der Filialleiterin des Supermarktes aus, wenn sie sich zum AMS 

äußert. Zwar läuft hier bei größeren Umstrukturierungen die Personalrekrutierung über die Zentrale, 

doch für die Besetzung einzelner Stellen ist sie selbst verantwortlich, auch deshalb, weil sie den besten 

Überblick darüber hat, wer gut in ihr Team passen könnte und wer eher nicht. Ein gutes Fingerspit-

zengefühl ist notwendig, denn von der Teamleistung in den Filialen hängt nicht nur ihr eigener Job, 

sondern ein Gutteil des Unternehmenserfolgs ab. Gegenüber dem AMS hat diese Befragte im Lauf der 

Jahre eine gewisse Aversion entwickelt, weil ihr bei Ausschreibungen schon öfters Arbeitssuchende 

vermittelt wurden, die sie u.a. als „Stempelsammler“ etikettiert, d.h. arbeitslose Personen, die vom 

AMS angehalten werden, sich auf Stellen zu bewerben, die sie dann ohnehin nicht antreten möchten. 

Aus Ärger darüber informiert die Befragte das AMS inzwischen nicht mehr über ausgeschriebene 

Stellen in ihrem Verantwortungsbereich. 

„I: Haben Sie schon Bewerber aufgenommen, die vom AMS vermittelt wurden? 

Ich habe es in der Filiale in XY probiert. Ich suche eine Mitarbeiterin, und da sind einige 

gekommen, die haben wir angeschaut. Aber ich habe nie wen aufgenommen.  

I: Was hat da nicht gepasst?  

Die haben mehr oder weniger, die haben nur den ‚Ruß‘ geschickt. Die eine erklärt mir, ihr 

haben sie die Kinder weggenommen, weil sie in der Disco mit Drogen gedealt hat. Habe ich 

gesagt, so etwas schickt mir das AMS! So etwas nehme ich nicht! Die nächste ist da wegen dem 

Stempel, und um sechs anfangen ist schon sehr früh, und dann so lange arbeiten. Danke. Also 

ja. […] ‚Ich brauche einen Stempel.‘ Und dann gehen sie, weil arbeiten wollen sie eh nicht…“ 

(PL 1)  

Für die Gebietsleiterin, die mehr als 10 Filialen in Niederösterreich und Wien verwaltet und 

dementsprechend auch bei arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen firm sein muss, ist bei 

Neubesetzungen die zeitliche Verfügbarkeit der Bewerberinnen besonders wichtig. Bekanntlich ist der 

Einzelhandel und hier insbesondere die Besetzung in den Filialen eine von Frauen dominierte 

Teilzeitbranche. Den häufig vorgebrachten Arbeitszeitwünschen von Müttern, möglichst nur am 

Vormittag zu arbeiten, erteilt sie regelmäßig Absagen. Gerade weil das für einen Gutteil der in den 

Filialen Beschäftigten ideal wäre, kann und will sie dem nicht nachkommen, weil dann rasch Gefühle 

der Benachteiligung bei jenen aufkommen würden, die (unfreiwillig) auch am Nachmittag arbeiten 

müssen – und weil so gerade die in dieser Hinsicht Privilegierteren dem Risiko der Abstempelung als 

„Kollegenschwein“ ausgesetzt wären. Daher liegt dieser Gesprächspartnerin zufolge eine verbreitete 

Arbeitszeitregelung in der (weiblichen) Filialarbeit bei 24 Wochenstunden mit sechs Stunden an vier 

Tagen, jeweils zweimal vormittags und nachmittags.  

„Ich sage auch bei der Einstellung, ich nehme keinen auf, der nur am Vormittag kann. 

Höchstens ich muss vom Gesetz. Ich sage, ich brauche dich auch am Nachmittag. Und dann 

muss man sich zusammen reden. Zwei Vormittage … weil ein Feinkost-Mitarbeiter muss 

spätestens um halb sieben anfangen. Die brauchen am Vormittag wen und am Nachmittag auch. 

Da redet man sich zusammen, so einigt man sich. […] Es ist vom Team her nicht anders 

machbar. Weil die, die wirklich nur von acht bis eins da sind, die haben es sehr schwer im 

Team.“ (PL 2) 

Bei den Stichworten „Arbeitsmarkt“ und „Politik“ kommt die befragte Gebietsleiterin auf weitere 

Themen zu sprechen, u.a. auf die aus ihrer Sicht zu starre Regelung für Wochenendarbeit im 

Einzelhandel, wonach MitarbeiterInnen nicht regelmäßig zugleich freitags und samstags arbeiten 

dürfen. Studierende, aber auch Frauen mit Kindern würden gern sowohl am Freitag als auch am 

Samstag arbeiten, laut bestehender KV-Regelung sei das aber nicht möglich. 

„Vom Arbeiten her, vom Gesetz, ich habe in meinem Gebiet zwei Mitarbeiter in einer Filiale, 

die würden gerne am Samstag arbeiten, also jeden Freitag und jeden Samstag. Weil Freitag ist 

der Mann daheim und Samstag sowieso und an den zwei Tagen wären die Kinder versorgt, und 

die ganze Woche haben sie eh die Mama. Aber da gibt es keine Regelung…  

I: Da geht’s jetzt um die Schwarz-Weiß-Regelung im Einzelhandel? 
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Ja, aber das geht nicht mit Freitag/Samstag.  

I: Ja eben. Das ist ja die Regelung, dass es nicht Freitag und Samstag geht.  

Genau. Aber die tun sich leichter, da kommt der Mann heim am Freitagnachmittag und der ist 

daheim bis Montag. Und sie kann am Samstag arbeiten, und am Freitag ab 12. Das gehört 

gelockert.“ (PL 2) 

Um den Verdacht zu zerstreuen, von der befragten Gebietsleiterin ausschließlich Arbeitgeberpositio-

nen zu erhalten, ein anderes Beispiel, das für sie unter Arbeitsmarktpolitik fällt: das zum Zeitpunkt des 

Interviews in Diskussion stehende Gesetz zum 12-Stunden-Tag. Wiederum argumentiert die Befragte 

aus einer sehr pragmatischen Position, diesmal dahingehend, dass sie 12-Stunden-Tage aus 

Belastungsgründen ablehnt, auch wenn die Betroffenen dann z.B. nur an zwei Wochentagen arbeiten 

müssten.  

„Wir haben viele Frauen mit Kindern. Ist so, ist auch okay so. Aber wie soll die 12 Stunden 

arbeiten gehen? Das geht ja nicht! 

I: Könnte man bei Ihnen überhaupt 12 Stunden am Stück arbeiten? 

Sicher, wir haben 12 Stunden offen … nur, da kriegst wahrscheinlich irgendwann einen Vogel.“ 

(PL 2) 

6.3.2. Perspektiven der Beschäftigten und des Betriebsrats 

Wie vermutlich auch in anderen Betrieben diskutieren die Beschäftigten im Einzelhandelsunterneh-

men das aktuelle politische Geschehen. Ohne uns explizit danach erkundigt zu haben, kamen faktisch 

von allen Befragten dieses Betriebs entweder bei Fragen zur eigenen Arbeitszeitregelung oder zu 

Arbeitspolitik spontane Einschätzungen zum sogenannten 12-Stunden-Tag-Gesetz, das im 

Frühsommer medial intensiv erörtert wurde und offenbar bei vielen für Verunsicherung sorgt. 

Grundsätzlich halten die interviewten MitarbeiterInnen im Einzelhandel, die mehrheitlich auf Basis 

der kollektivvertraglichen 38,5 Wochenstunden (mit nur wenigen Mehrstunden) arbeiten, eine 

Ausweitung der Tages- oder Wochenarbeitszeiten im Unternehmen für eher unwahrscheinlich. 

Ausschließen kann man es dennoch nicht und die Begeisterung dafür hält sich in engen Grenzen. 

Stellvertretend dazu zwei Stimmen, einmal eine weibliche in einem eher resignativen Tonfall, wonach 

man das im Zweifel „schlucken“ müsse, um den Arbeitsplatz zu erhalten; und kontrastierend dazu eine 

männliche, wonach eine Stundenausweitung explizit abzulehnen ist. In beiden Statements werden 

insbesondere gesundheitliche Bedenken gegenüber einer systematischen Lockerung der Arbeitszeitre-

geln vorgebracht. 

„Man hört schon mit, das mit den 12 Stunden habe ich gelesen … aber da muss man abwarten. 

[…] Die 12 Stunden, das ist etwas, was mich nicht so betrifft, weil ich eine erwachsene Tochter 

habe. Für Frauen, die kleine Kinder haben, ist das schlimm, nicht? Weil ich denke mir, auch 

wenn es heißt, freiwillig, aber wenn ich dreimal nein sage, kann das kritisch werden […] Es ist 

nicht in meinem Interesse, da bringe ich irgendwann meine Leistung nicht mehr, nach 10 

Stunden, das kann nicht im Interesse von einem Betrieb sein.“ (PL 4) 

„Ich wäre für die 35-Stunden-Woche, nicht 60 Stunden. Das ist ja, da wird es noch schlimmer, 

aber ich hoffe, dass das nicht kommt. […] 12 Stunden schon, aber nicht 60 Stunden in der 

Woche. Die 167, die wir im Monat haben, sind genug. […] Aber ich hoffe, die denken nach und 

kommen drauf, es ist nicht gesund, noch ungesünder, man hat keine Zeit für die Kinder.“ (PL 5) 

Die mögliche Einführung des von der Regierung geplanten 12-Stunden-Tages im eigenen 

Unternehmen beschäftigt auch die beiden interviewten Betriebsräte. In beiden Gesprächen geben die 

Befragten nach kurzen Erörterungen eher Entwarnung, weil sie es für unwahrscheinlich halten, dass in 

ihren Konzernen mit jeweils detaillierten Betriebsvereinbarungen zur Arbeitszeitregulierung 

signifikante Aufweichungen umgesetzt werden könnten. Vor allem würden sich die Arbeitgeber von 

großen Konzernen nicht leichtfertig über die bestehenden, ohnehin sehr flexiblen Arbeitszeitregelun-

gen hinwegsetzen. 

In diesem Zusammenhang kommt der Betriebsrat aus der Metallindustrie auf mehrere Themen zu 

sprechen, die für ihn relevanter sind als der 12-Stunden-Tag. Zunächst ist der Begriff Arbeitsmarktpo-
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litik für diesen Befragten unmittelbar mit der Einführung von Kurzarbeit im Jahr 2009 verbunden, die 

krisenbedingt auch in diesem Unternehmen praktiziert wurde. 

„Für mich ist die Problematik dahinter, grundsätzlich war [die Wirtschaftskrise] für viele 

Firmen nur ein Bereinigungsprogramm, Mitarbeiter abzubauen und sich von denen zu 

‚befreien‘, die nicht so viel gebracht haben. Für uns war es wirklich Krise, wir haben auch 

ausgesetzt. Im anderen Teil haben sie gestempelt und beim AMS angemeldet. Wir haben ca. 150 

abgebaut und haben das aber fast wieder verdoppelt, wir sind heute fast 250 mehr, die wieder 

aufgenommen worden sind.“ (PL 10) 

Auch wegen der seit der Wirtschaftskrise erfolgten Reorganisationen im eigenen Unternehmen 

registriert dieser Betriebsrat einen höheren „Sorgepegel“ in der Belegschaft, besonders bei den älteren 

MitarbeiterInnen. Kritisch äußert er sich z.B. zur Einschränkung von Regelungen bei der Altersteilzeit. 

„Die Angst ist schon größer worden. Was bei uns schon ein Problem ist, im Alter, dass man 

Altersteilzeit macht usw. Weil die Förderungen vom AMS nicht mehr gegeben sind. Früher hast 

bei einer Blockarbeitszeit 90 Prozent der Förderungen gehabt, jetzt sind wir bei 60 oder 50. Die 

Firmen machen es nicht mehr, und je älter du wirst, hast halt dann die Krankenstände und da 

wird nichts mehr gemacht. Da kommt schon der Unmut auf, weil man sich um die Alten, so ab 

50, nicht viele Gedanken macht. Wenn man dann entsorgt wird, weil halt älter und krankheits-

anfälliger, und da kriegst keinen Notstand und so, das wird interessant sein…“ (PL 10) 

Besonders ärgert ihn die aus seiner Sicht kontraproduktive Diskussion um die AUVA, wonach die 

Mittel für die Unfallversicherung reduziert werden. Gerade produzierende Firmen müssten regelmäßig 

von Externen auf die vorschriftsmäßige Einhaltung von Sicherheitsbestimmungen überprüft werden, 

um Unfallrisiken zu vermeiden, die in der Fertigung oder im Lager weiterhin vorkommen. Das sieht 

dieser Befragte stark gefährdet, wenn das AUVA-Budget von der Arbeitgeberseite gekürzt wird. 

„Und die dumme Diskussion um AUVA und Krankenkassen, gerade bei uns in den produzieren-

den Firmen, wo schnell einmal ein Finger, Fuß, Hand fehlt. Wenn du aber die Absicherung 

nicht hättest, das wäre ein Wahnsinn. […] Das ist leider so, ich bin ein alter Hase, wenn dir 

einer mit dem Stapler reinfährt oder der Tote, der hat in ein Bolzenlager reingeschaut, dann hat 

es ihm den Kopf abgetrennt. Da muss wer dahinter sein, da muss die AUVA kommen, die straft 

usw. Das hängt schon zusammen, es wird viel Bewusstsein zerstört. Ich denke, das kommt von 

der Arbeitgeberseite, sinngemäß: ‚Wo wir einzahlen, da richten wir es uns dann schon‘.“ (PL 

10) 

6.3.3. Bewertungen zu Arbeitsmarktpolitik in Abhängigkeit von eigenen Erfahrungen 

In den Gesprächen auf der MitarbeiterInnen-Ebene wird unterschiedlich ausgeprägtes Wissen über 

Arbeitsmarktpolitik und deren Instrumente eingebracht – dies vor allem in Abhängigkeit von eigenen 

Erfahrungen oder solchen aus dem näheren Umfeld. Das Arbeitsmarktservice kennen zumindest die 

Beschäftigten in den beiden Fallstudienbetrieben nur vom Hörensagen – und hoffen, dass sich daran 

angesichts der gefühlten eigenen Jobsicherheit auch in den nächsten Jahren nicht viel ändern wird.  

„Da hab ich nicht so den Einblick, weil ich mich aktuell nicht damit beschäftige. Weil ich in 

einem Dienstverhältnis stehe und zum Glück nicht arbeitssuchend bin. […] An sich habe ich 

mich mit dem Thema AMS wenig beschäftigt, wenig bis gar nicht.  

I: Weil Sie aufgrund Ihres Jobs keinen Bedarf haben? 

Genauso ist es. Aber ich finde es nicht schlecht, wenn Leute, die länger arbeitslos sind, dass es 

vom AMS diverse Modelle und Kursmöglichkeiten gibt, dass sie in die Arbeitswelt zurückfinden, 

sei es in derselben Branche oder ganz was Neues. Die Umschulungsgeschichte finde ich nicht 

so schlecht“ (PL 9)  

Die Einschätzungen zum AMS fallen freilich unterschiedlich aus. Interessant ist nebenbei bemerkt, 

dass in unseren Interviews im Raum St. Pölten die zum Teil reflexartigen Überleitungen von 

Arbeitslosigkeit zu Arbeitslosen-Bashing nur sehr sporadisch und auch dann nur sehr dosiert zu 

vernehmen waren. Im Gegenteil zeigte sich viel Verständnis für in Not geratene arbeitslose Menschen, 

insbesondere dann, wenn man wie die 48-jährige Filialmitarbeiterin das Drama einer Kollegin 
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gleichsam „live“ miterlebt hat, die im Zuge eine Umstrukturierung kurzfristig in Arbeitslosigkeit 

geraten ist (allerdings ohnehin mit Wiedereinstellungszusage). 

„Ich war bis jetzt, seit ich im Berufsleben bin, war ich einen Tag arbeitslos. Ich habe von dem 

her nichts damit zu tun und keine Ahnung, wie das abrennt. Ich müsste mich da wirklich 

erkundigen (lacht). Ehrlich. Wenn es soweit wäre.  

I: Also weit weg, das Thema?  

Eigentlich ja.  

I: Gibt’s Bekannte, die mit dem AMS zu tun gehabt haben? 

Da ist eine Kollegin … da haben wir nicht das ganze Personal gebraucht und die ist für ein 

halbes Jahr stempeln gegangen. Hat aber die Einstiegsgarantie bei [Fallstudienbetrieb] gehabt, 

dass sie wieder kommen kann. Die war auch 20 Jahre bei [Fallstudienbetrieb] und hat geweint 

beim Rausgehen, weil die sie so hingestellt haben wie einen Sozialschmarotzer. Also wie gesagt, 

sie hat ja nichts dafür gekonnt, hatte die Garantie. Und sie hat gesagt, das war für sie total 

schlimm. […] Sie hatte das Gefühl, sie ist sich [beim AMS] vorgekommen wie ein Schmarotzer, 

Bittsteller. Sie hat die Garantie gehabt und ja, das war nur die Überbrückung.  

I: Das ist aber dann eine Kritik am AMS, wie die mit den Leuten umgehen?  

Ja, ja.“ (PL 4) 

Es ist gut möglich, dass für die eigene Positionierung gegenüber Arbeitslosigkeit und Arbeitslosen 

auch die Sozialisation im Arbeitgeberunternehmen eine Rolle spielt; dies insbesondere dann, wenn die 

Person des Eigentümers betont progressiv auftritt (Unternehmen der Unterhaltungsbranche) oder wenn 

es wie im Einzelhandelskonzern offenbar Richtlinien gibt, entlang welcher Kriterien Neueinstellungen 

erfolgen können und dass eine längere Arbeitslosigkeit oder auch längere Auszeit infolge von 

Kinderbetreuung jedenfalls keine Ausschlusskriterien sind. In den Worten der resoluten Gebietsleite-

rin, im Kontext dieser Fallstudie gleichsam der „Chefin“ aus dem mittleren Management, hört sich das 

wie folgt an. 

„Arbeitslos ist auch relativ: Wenn ich als Mann arbeiten gehe und ich habe eine Frau, die mit 

zwei kleinen Kindern nicht arbeiten kann, und da ist irgendwas mit der Firma und der hat keine 

Arbeit, was sollen die tun? […] In unserer Firma, dass wer sagt, der war 10 Jahre arbeitslos, 

den brauchen wir nicht, das gibt es nicht. Wo wir schon einen Schwerpunkt haben, ist Früh-

Fluktuation, das gibt es, nach einem Monat wieder wegschicken.“ (IP 2) 

Anders gelagerte Erfahrungen – konkret zur Mindestsicherung – bringen zwei junge AkademikerInnen 

ein, die nicht in einem der beiden Fallstudienbetriebe arbeiten. Die anschließenden Ausführungen 

liefern auch Einblicke in den unterschiedlichen Wissensstand in Bezug auf die „Rezeption von 

Arbeitsmarktpolitik“, der sich dann auf die eigene materielle Situation auswirken kann. Beide 

(einander nicht Bekannten) haben ein naturwissenschaftliches Studium abgeschlossen und berichten 

von schwierigen bzw. verschlungenen Einstiegen in den Arbeitsmarkt. Anhand der Schilderungen 

wird ersichtlich, dass die „goldenen Zeiten“ eines nahtlosen Berufseinstiegs auch für Naturwissen-

schafterInnen eher der Vergangenheit angehören und demgegenüber mit einer Übergangsphase in 

schlecht abgesicherten oder befristeten Jobs etc. zu rechnen ist. 

„Während des Studiums habe ich immer gearbeitet, aber immer prekär. […] Hab nach dem 

Studium ein halbes Jahr einen Job gesucht und habe mich dann aus der Not heraus eigentlich 

selbstständig gemacht. […] Wenn man mit Leuten redet, die so 50 oder 55 sind, dann sagen die: 

‚In unseren Fällen war das so, die Firmen haben uns gesucht, nicht wir sie.‘ [Heute] ist das 

normal, dass du prekäre Arbeitsverhältnisse hast. Es gibt viele, wo es bestimmte Bereiche mit 

sich bringen, dass man ssschlechter bezahlt wird, dass man viel mehr arbeiten muss, dass man 

nicht angestellt wird. Oder viele wollen nur noch 30 Stunden arbeiten, ganz viele, mit denen 

man redet. Es sagen viele, das ist nicht meine Endstation, ich habe das Bedürfnis, nach drei bis 

vier Jahren, dass was Neues kommt.“ (PL 12) 

Diese beiden Interviewten haben in der Berufseinstiegsphase vor einigen Jahren auch Perioden in 

Arbeitslosigkeit erlebt. Weil die Beitragsmonate in den ersten unselbständigen Beschäftigungsverhält-

nissen zu kurz ausgefallen sind (u.a. bedingt durch Befristungen), um beim AMS Arbeitslosengeld zu 

beziehen, stellten beide einen Antrag auf Mindestsicherung.  
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„I: Warst du dann beim AMS gemeldet? 

Ja.  

I: Hast du da genug Monate gehabt, nach dem Studium? 

Nein, ich habe dann Mindestsicherung beantragt … und hab es auch gekriegt. Aber Arbeitslose 

noch nicht, weil ich zu wenig Beitragsmonate gehabt habe.  

[…] 

I Und vom Studentenleben noch gewohnt, nicht so auf großem Fuß zu leben? 

Genau, da war es nicht so schlimm. Aber ich denke, wenn man jetzt zurückfallen würde in die 

Mindestsicherung, das wäre hart!“ (PL 11) 

Während dieser Befragte die Mindestsicherung zugesprochen bekam – und kurze Zeit später ohnehin 

wieder einen Arbeitsplatz gefunden hatte –, war die weibliche Gesprächspartnerin (heute ebenfalls in 

einem „guten“ Job) in punkto Mindestsicherung nicht erfolgreich. Erwähnenswert ist das deshalb, weil 

dabei aus Sicht der Betroffenen eine gewisse Willkür seitens des Magistrats gegeben war, die 

allerdings auf die eigene Uninformiertheit zurückzuführen ist. Im Gegensatz zu Bekannten, die ihren 

Hauptwohnsitz nach Wien verlegt hatten, weshalb in ihrem Kontaktnetzwerk Informationen 

kursierten, wonach unter bestimmten Bedingungen Mindestsicherung in Anspruch genommen werden 

könne, lag der Wohnsitz der Befragten zum damaligen Zeitpunkt bei den Eltern in Niederösterreich. 

Der Umstand, dass dadurch das gesamte Haushaltseinkommen für die Einschätzung der Anspruchsvo-

raussetzung mitberücksichtigt wurde, dürfte der Grund gewesen sein, weshalb man ihr in der 

Gemeinde die Mindestsicherung verwehrte. In diesem Zusammenhang kritisiert die Interviewte den 

harschen Umgang im Magistrat. Vor allem fühlt sich sie sich aufgrund ihres Studiums und weil sie 

noch bei ihren Eltern wohnte, diskriminiert; übersah aber, dass ihre Eltern vermutlich ein gutes 

Einkommen hatten.  

„Ich habe in der Zeit dann zuhause gewohnt, als ich Arbeit gesucht habe. Und dann bin ich dort 

gewesen, beim Magistrat und wollte Mindestsicherung. Und die Frau hat mich so zur Sau 

gemacht dort, die hat gesagt: ‚Was, Sie haben doch studiert und Sie wohnen zuhause, da 

werden die Eltern etwas geben können‘. Die hat mir so ein schlechtes Gewissen eingeredet … 

Ganz arg, wirklich. Ich bin da rausgegangen und hab mir gedacht, ‚boah, ich bin so arg‘. Dann 

habe ich nachgedacht und hab mir gedacht: ‚Boah, die ist so arg.‘ Sie weiß ja nichts von mir. 

Sie hat gesagt, wenn Sie studiert haben, dann werden ihre Eltern wohl Geld haben.“ (PL 12)  

Unter anderem dieser negative Bescheid führte dann zu einer längeren Periode in einer Selbständig-

keit, die mangels Alternativen ausgeübt wurde. Interessant ist, dass die Gesprächspartnerin ungeachtet 

dieser negativen Erfahrung mit dem österreichischen Sozialstaat heute eine hohe Meinung von diesem 

hat (vgl. weiter unten). 

6.4. Einschätzungen zum Wohlfahrtsstaat  

Die in den vorangegangenen Kapiteln für die Regionen Waldviertel und Obersteiermark getroffene 

Typologisierung bei Fragen rund um „Wesen und Wirken“ des Wohlfahrtsstaates lässt sich in den 

Interviews in der Region St. Pölten ebenfalls identifizieren, allerdings mit zwei Unterschieden: Erstens 

treffen wir hier nur auf die beiden Muster „hohe“ und „mittlere“ Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat. 

Gemeint sind einerseits eine Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat inklusive der Betonung einer 

Solidarität auch für sozial schwache „Risikogruppen“ und andererseits die Zustimmung unter der 

Reziprozitäts- bzw. Sozialversicherungs-Prämisse einer ausgeglichenen Balance von Geben und 

Nehmen, wonach die Relation von Einzahlungen ins Sozialsystem und die Inanspruchnahme von 

Leistungen zumindest perspektivisch „gerecht“ ausfallen muss. Interessant ist folglich, dass kritische 

Deutungen von einem als zu ungerecht empfundenen oder zu üppig ausgebauten Wohlfahrtsstaat von 

diesen Befragten kaum erwähnt werden, etwa die ökonomisch grundierte Kritik an ausufernden 

Kosten, wonach vor der (möglichst sparsamen) Verteilung von Mitteln jedenfalls eine ausreichend 

hohe Wertschöpfung gegeben sein müsse etc. Beispielsweise argumentierte niemand aus der Gruppe 

der Management-VertreterInnen damit.  
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Zweitens fällt die Zuordnung der Personen zu einzelnen Idealtypen anders aus als in den beiden 

Vergleichsregionen. Während im Waldviertel und auch in der Obersteiermark das Muster der 

Zusicherung von unbedingter Solidarität auch für sozial Benachteiligte jeweils nur von einer 

(qualifizierten) Minderheit vertreten wird, scheint das bei den Befragten in der Region St. Pölten die 

Mehrheitsmeinung zu sein (auch dann, wenn wir die beiden interviewten Betriebsräte nicht mitzählen, 

die kraft ihrer Funktion Solidarität insbesondere unter ArbeitnehmerInnen hoch gewichten). Freilich 

ist bei solchen Abwägungen viel Vorsicht geboten, denn im Rahmen jeweils nur kleiner Samples mit 

qualitativen Interviews, wo noch dazu die Auswahl einer geringen Anzahl von Betriebsfallstudien 

einem gewissen Zufallsprinzip unterliegt, sollte man sich vor Generalisierungen hüten. Dennoch 

gehen wir davon aus, dass diese Unterschiede nicht zufällig sind. Zunächst spielen Faktoren wie eine 

wachsende Bevölkerung in einer dynamischen Arbeitsmarktregion sowie der insgesamt als tendenziell 

suburban zu bezeichnender Raum St. Pölten gegenüber den überwiegend ländlichen Gebieten in den 

Vergleichsregionen für die Verteilung von Einstellungsmustern eine Rolle. Dazu kommt weiters die 

Branche bzw. der Geschäftsgegenstand der analysierten Betriebe: Sowohl im Einzelhandel als auch in 

der Unterhaltungsbranche hängen Betriebe entscheidend von zufriedenen Konsumenten ab. Außerdem 

existiert viel Know-how im innerbetrieblichen Umgang mit „Diversity“ in den Belegschaften. In 

beiden Fällen wäre es riskant bis geschäftsschädigend, ein Verhalten zu akzeptieren oder gar zu 

fördern, das z.B. mit Unterschieden bei der Servicierung verschiedener Personengruppen einhergeht. 

Anders formuliert: Auch die Kaufkraft von einkommensschwachen Gruppen wie Arbeitslosen oder 

Migranten wird gerne bedient bzw. ist unverzichtbar. 

6.4.1. Hohe Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat inkl. Solidarität für sozial Schwächere 

In den Interviews in allen drei Untersuchungsregionen war uns daran gelegen, auch kritische Aussagen 

zu diversen negativen Konnotationen in Bezug auf Arbeitsmarktpolitik oder Wohlfahrtsstaat zu 

generieren, z.B. Einschätzungen zu möglichem Missbrauch von Leistungen etc. Dieses Vorgehen war 

vom Bestreben geleitet, eigene Fehleinschätzungen gering zu halten, die sich z.B. aus verbalen oder 

non-verbalen Hinführungen zu „erwünschtem Verhalten“ ergeben könnten, etwa in Form einer allzu 

politisch korrekten Interviewführung. Insofern überrascht nicht, dass GesprächspartnerInnen in allen 

untersuchten Regionen der Einladung, mit Kritik nicht hinter dem Berg zu halten, mit teilweise derben 

bis abwertenden Statements etwa gegenüber (Langzeit-)Arbeitslosen, AusländerInnen oder weiteren 

„Outgroups“ gefolgt sind bzw. auch sonst nicht unbedingt zurückhaltend waren mit sprachlichen 

Verwendungen, die im jeweiligen Sozialmilieu geläufig sind. Allerdings konnten wir nicht überall 

„Erfolge“ verbuchen, als es darum ging, kritische Wortspenden zum Sozial- und Wohlfahrtsstaat 

einzuholen. Dazu zählen z.B. zwei etwa 50-jährige Einzelhandelsangestellte, die überwiegend an der 

Kassa arbeiten und trotz „hartnäckiger“ Bemühungen der InterviewerInnen ebenso hartnäckig 

geblieben sind, nicht in das verbreitete Missbrauchs-Narrativ einzustimmen. Stellvertretend für diese 

beiden GesprächspartnerInnen mit jeweils hoher Affinität zu einem Schutz und Solidarität 

garantierenden Wohlfahrtsstaat nachfolgend ein kurzer Auszug aus einem Gespräch: 

„I: Haben Sie Sorge, dass wer das Sozialsystem ausnutzen könnte?  

Das ist wie mit dem Arbeitslosengeld. Es gibt schwarze Schafe, aber ich hoffe, dass der Großteil 

passt. Ja, das passt, glaub ich […] Ja, der Großteil ist geregelt. Dass du ein paar Sonderschafe 

hast, das hast du in jeder Gemeinde, glaub ich, aber nichts wirklich Schlimmes.  

I: Dass die Leute Leistungen in Anspruch nehmen oder sich vielleicht wer denkt, mich freut das 

Arbeiten nicht? 

Das ist so schwierig, ich glaube fast nein. Nein.  

I: Sie glauben, es ist grundsätzlich fair?  

Das hoffe ich. Wissen tun wir es nicht, aber ich hoffe.  

I: Würden Sie, wenn Sie in der Position wären, Leistungen verlagern oder kürzen?  

Nein.  

I: Was würden Sie sich wünschen, das anders rennen soll? 
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Mehr miteinander, wäre mein Wunsch. Und nicht: ‚Das machen wir so!‘ Sondern miteinander, 

egal wo, das fängt in der Familie an, Gemeinde und man sollte mehr miteinander. Und Kampf, 

wir machen und fahren da drüber usw., das finde ich nicht okay.“ (PL 7)  

Ähnliche Statements finden sich im Betrieb aus der Unterhaltungsbranche sowohl beim Eigentümer 

als auch beim befragten Mitarbeiter. Hier gibt man sich nicht nur im Auftreten betont progressiv, was 

zur jugendlichen Branche, Belegschaftsstruktur und auch zum Gros der anvisierten Kunden passt, 

sondern positioniert sich auch innerbetrieblich innovativ, indem z.B. Väterkarenzen geläufig sein 

dürften, wie der Mitarbeiter nebenbei bemerkt, als er um eine Einschätzung zum österreichischen 

Wohlfahrtsstaat gebeten wird. 

„Ich glaube, dass bei uns in Österreich alles gut ist, wie es jetzt ist, gut funktioniert. Dass man 

die Unterstützung erhält und bekommt. Und ja, es ist doch teilweise – wenn es vielleicht 

weniger Jobs gibt, dass man nicht auf der Straße landet, dass das länger dauert, bis man da 

landet, dass quasi vorher versucht wird, dass man aufgefangen wird und es nicht soweit kommt. 

Ich finde das eigentlich, ich kann nichts an sich Schlechtes über das System sagen. Das 

funktioniert ganz gut, was ich so mitbekomme. Ja, dieser Wohlfahrtsstaat, dass man von 

sozialer Seite her, Karenzen und so weiter. Dass man als Mann eine Chance hat, in Karenz zu 

gehen, ohne um seinen Job zu bangen usw. Das wird in unserem Unternehmen genutzt, von 

unserem männlichen Kollegen, wenn sie Väter werden, dass sie die Möglichkeit haben, dass sie 

in Karenz sind, und nicht nur die Mutter. Diese Geschichten gibt es in anderen Ländern in der 

Form nicht so einfach wie bei uns. Oder auch Bildungskarenz, dass man die Möglichkeit hat, 

das zu nützen.“ (PL 2) 

Eine ebenfalls ausgeprägte Zustimmung zum österreichischen Wohlfahrtsstaat findet sich bei den 

beiden knapp 30-jährigen AkademikerInnen, die jeweils ein naturwissenschaftliches Hochschulstudi-

um abgeschlossen haben. Nach Jahren in mäßig zufriedenstellenden Berufstätigkeiten scheinen beide 

inzwischen in gut abgesicherten Angestelltenpositionen angekommen zu sein, was in der subjektiven 

Wahrnehmung ident ist mit dem „Ankommen“ in der Welt einer stabilen Sozialversicherung, was 

offenbar nicht allen Gleichaltrigen aus dem Studium gelungen ist. Gerade deshalb, weil Berufseinstie-

ge heute für viele, auch für AkademikerInnen, schwieriger verlaufen als noch vor zwei Jahrzehnten 

bzw. weil das gesamte Beschäftigungssystem flexibler geworden ist und dementsprechend gebaute 

Instrumente der sozialen Sicherung benötigt, spricht sich die junge Akademikerin für die Notwendig-

keit eines gut ausgebauten und solidarischen Wohlfahrtsstaates aus. – ohne das gegenwärtige Modell 

schlechtzureden: 

„Ich bin stolz zu sagen, dass ich in einem Wohlfahrtsstaat lebe, wo auch auf die Schwächeren 

Rücksicht genommen wird. Ich habe kein Problem damit, mehr zu leisten als zu bekommen, weil 

es mir voll gut geht. Weil ich aber nicht hundertprozentig sicher sein kann, ob das immer so ist, 

vielleicht brauch ich es mal. Und dann bin ich mega froh, wenn andere auch so denken wie ich. 

Ich denke, es funktioniert besser, wenn man füreinander was macht, als wenn jeder nur auf sich 

schaut. 

Dieser Befragten ist zudem nicht nur die indirekte Solidarität über das Sozialversicherungssystem 

wichtig, sondern auch direkte Solidarität, wenn unmittelbare Hilfe benötigt wird.  

Wohlfahrtsstaat ja, zielt auf Fai rness und soziale Gerechtigkeit ab … es ist ein sehr gutes Gerüst 

da und es hängt von den Leuten ab, wie gut sie das Gerüst stützten.  […] Wenn z.B. einem auf der 

Straße das Rad umfällt und alles fällt herunter, dann fühle ich mich verpflichtet, zu helfen. Ich 

sehe das nicht als Belastung, aber wenn das niemand macht t, denke ich, ist das ‚oasch‘. Und das 

machen eh viele, und ich will es auch machen.“  

Im Anschluss an diese durchaus ermutigende Position aus der „jungen Generation“, in der sowohl die 

indirekte als auch die direkte Solidarität hochgehalten wird, outet sich diese St. Pöltnerin als Fan der 

Stadt. Diese sei heute viel urbaner als noch vor wenigen Jahren.  

„Ich bin überhaupt als St. Pölten-Botschafterin unterwegs (lachen). Wenn jemand sagt, St. 

Pölten ist scheiße, dann werde ich narrisch und sag, das ist mega cool. […] Infrastruktur voll 

gut, wegen der Nähe zu Wien, durch den Bahnausbau...“ (PL 12)  
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6.4.2. Mittlere Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat, Reziprozität von Geben und Nehmen  

Anhand von einigen weiteren Stimmen beschreiben wir nachfolgend, was mit mittleren Ausprägungen 

von Wohlfahrtsstaatszustimmung gemeint ist. Wir beginnen mit der Marktleiterin im Einzelhandelsun-

ternehmen mit mehr als 25 MitarbeiterInnen in der Filiale, die einerseits eine ausgeprägte Skepsis 

gegenüber dem AMS sowie weiteren Institutionen der Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtspolitik hegt, weil 

sie dort Missbrauchsmöglichkeiten ortet und es ihrem Verständnis von Reziprozität – als Leistungsträ-

gerin – widerspricht, wenn es z.B. manchen an der notwendigen Leistungsbereitschaft mangelt. Das 

würde sie im eigenen Verantwortungsbereich nicht dulden, weil Trittbrettfahrer die Aufrechterhaltung 

der nötigen Arbeitsmoral im Team empfindlich gefährden könnten. Andererseits präsentiert sie sich 

auf der handlungspraktischen Ebene nicht nur als jemand, die sich kontinuierlich um Fairness bemüht, 

sondern z.B. gerade bei der Einstellung von Lehrlingen auch ein „Händchen“ für Jugendliche aus 

benachteiligten sozialen Verhältnissen hat. Damit habe sie gute Erfahrungen gemacht, weil sich diese 

Jugendlichen bei entsprechender Betreuung mit einer positiven Arbeitsleistung revanchieren, eben 

deshalb, weil sie eine Chance bei einem attraktiven Arbeitgeber erhalten haben. Die Gabe einer 

Vorleistung in Erwartung einer Gegenleistung liegt nebenbei bemerkt im Kern dessen, was mit dem 

Begriff Reziprozität gemeint ist. 

„Ich habe einen besonderen Griff für Sozialfälle; die Lehrlinge, die ich hatte. Bei der einen war 

die Mutter Alkoholikerin. Die andere haben sie vor der Lehre daheim rausgehaut. Der nächste 

Lehrling ist im zweiten Jahr schwanger geworden. Ich habe gesagt, ich habe lauter Sozialfälle. 

Aber ich bin da und unterstütze sie und schaue, dass was wird aus ihnen. Ich habe dann aber 

auch Mitarbeiter, die sagen, ‚danke, dass du da warst für mich und so streng warst. Weil ohne 

dich würde ich jetzt unter einer Brücke wohnen‘. Und da denke ich mir, ja. Ich gehe davon aus, 

dass man aus jedem was machen kann, auch wenn er nichts kann.“ (PL 1) 

Gleichsam repräsentativ für die Zuordnung zu dieser Gruppe ist – bei einer grundsätzlichen Akzeptanz 

des Wohlfahrtsstaates – die Kritik an Trittbrettfahrern, die in irgendeiner Weise die bestehenden 

Sozialsysteme ausnutzen würden und damit das eingeforderte Gegenseitigkeitsprinzip verletzen. 

Interessant ist, dass sich diese Kritik an ganz unterschiedlichen Konstellationen entzünden kann, etwa 

an einer heute alleinstehenden Frau mit mehreren Kindern, die noch nie berufstätig gewesen sei. 

„Unser Sozialstaat, ich finde es okay, wenn ich Unterstützung brauche, dass ich die kriege. Es 

kann immer etwas passieren, man weiß nicht was, das ist okay. Was mich so ärgert ist, wenn 

man so viele Leute hat, die das ausnutzen.  

I: Kenne Sie welche?  

Ich habe eine Bekannte, die ist zwei Jahre jünger als ich, die hat noch nie gearbeitet.  

I: Aber vielleicht hat sie mehrere Kinder aufgezogen? 

Ja, hat sie. Nur die ist weder vor den Kindern, noch zwischen den Kindern, noch nach den 

Kindern arbeiten gegangen. Und in 30 Jahren sind die Kinder groß. Die hat immer was gehabt, 

da hat sie Zuschüsse gehabt und dort. Und da habe ich gesagt, das wüsste ich ja gar nicht, was 

es da alles gibt.“ (PL 2) 

Ein weiterer Befragter im Einzelhandelskonzern assoziiert mit Trittbrettfahren vor allem das 

„Pfuschen“, weil über Schwarzarbeit dem Staat Steuern und Abgaben vorenthalten werden. 

„Leider tun es viele ausnutzen, auch die, die arbeiten. Die nehmen das Geld so an, arbeiten 

zuhause und pfuschen.  

I: Kennen Sie jemand?  

Nicht viele, aber einen kenne ich schon.  

I: Und was denken Sie dabei?  

Das ist ein Schmarotzer, schimpft über alles, ist auch so ein Ungustl und ja. Ein richtiger …-

Wähler (lachen). Überall schimpfen, aber nicht begreifen … er selbst fährt überall hin in 

Urlaub, aber hier sollen sie nicht sein. Aber ja, du bist auch dort [im Gasthaus], da diskutiert 

man, man wird lauter, das darf man ja heute gar nicht angreifen, das Thema. Das will man 

auch nicht, streiten. Ich sage halt meine Meinung…  

I: Fühlen Sie sich selbst verpflichtet, dass Sie etwas geben und einzahlen? 
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Ja, ich zahle eh brav Steuern. 

I: Weil Sie sagen, der geht pfuschen. 

Ja, das ist halt ein Schmarotzer.“ (PL 5) 

Ausrichtungen der eigenen Erwartungen an Reziprozitätsprinzipien (nicht nur gegenüber dem 

Wohlfahrtsstaat) sind generell positiv zu bewerten, weil Werte wie Fairness hochgehalten werden und 

demgegenüber Egozentriertheit oder Trittbrettfahren verpönt sind. Das Risiko liegt freilich darin, dass 

eng konzipierte Fairnessprinzipien enttäuschungsanfällig sind und zudem die Wahrnehmung von 

Verletzungen dieses Prinzips leicht evoziert (und auch manipuliert) werden kann, etwa dann, wenn 

wie auch immer definierte Personen darunter eingereiht werden, die dem geforderten Leistungsprinzip 

nicht oder nicht mehr gerecht werden können. Man denke hier nur an die selbsternannten „Gerechtig-

keitsfanatiker“, die ziemlich freihändig und vor allem selbstgerecht mit der Unterstellung von 

Missbrauch umgehen, insbesondere dann, wenn es um andere geht. Davon weit entfernt ringt eine 

Gesprächspartnerin um eine differenzierte Sichtweise, wie das im Elternhaus vermittelte Leistungs-

prinzip mit der eigenen Abneigung gegenüber „Sozialschmarotzern“ austariert werden könnte. Am 

Beispiel einer Gesprächssequenz zu Langzeitarbeitslosigkeit geben wir wieder, dass es nicht 

leichtfällt, hier einerseits Kritik und andererseits zugleich Verständnis zu äußern. Es zahlt sich 

jedenfalls aus, dieser Befragten gut zuzuhören, weil das Bemühen um Differenzierungsbereitschaft in 

der Argumentation durchgehend spürbar ist. 

„Ich habe gelernt von zuhause, wenn du etwas haben willst, musst du auch etwas dafür tun. Es 

ist egal was … ich muss was dafür tun. […] Vielleicht bin ich da auch anders erzogen. Es 

funktioniert nicht, wenn jeder nur nimmt, nimmt, nimmt. Und keiner gibt. 

[…] 

I: Stichwort Arbeitslosigkeit. 

Einerseits ja, wenn ich arbeitslos werde, stehe ich nicht auf der Straße, ich werde aufgegangen, 

da sind wir eh wieder bei Geben und Nehmen. […] Ich habe kein Problem mit irgendwie 

sozialen [Leistungen]. Wenn ich nicht arbeite, läuft das System auch nicht, bei uns auch nicht, 

jeder trägt was bei. Für mich gibt es da viel mehr Gleichheit als für andere … Der muss 

menschlich okay sein und fair sein gegenüber anderen. Wenn ich das bin, dann ist es okay, hoffe 

ich. Das ist so meine Grundeinstellung. 

I: Denken sie, dass das System als solches fair ist?  

Bisher schon, ja. Doch. Wobei wie gesagt, ich habe was gegen Sozialschmarotzer.  

I: Kennen Sie Beispiele? 

Langzeitarbeitslose, kenne ich privat, ich habe eine Freundin, die noch nie ganztags gearbeitet 

hat, nur zwei Monate oder so, und seitdem nur Teilzeit, das Maximum war 30 Stunden. Dann 

wurde sie schwanger. Und ich denke mir halt, wenn … die nur daheim sitzt und das System 

ausnutzt, was ich kriege, mit Kinderbeihilfe und Alimente und ja, warum soll ich arbeiten 

gehen? Da denke ich, da stimmt was nicht. Das System ist ja zum Auffangen, um nicht vor dem 

Existenzverlust zu stehen. Aber nicht dazu da, dass man die Leute Jahre, Jahrzehnte durch-

bringt, weil er sagt, ich will dort nicht arbeiten.  

[…] 

I: Wie würden Sie das feststellen oder prüfen, wer berechtigte Ansprüche hat? 

Das ist schwierig, das ist mir bewusst. Aber Langzeitarbeitslose, es gibt viele Jobs, die man 

lernen kann, wo man eine Woche eingeschult wird. Und Langzeitarbeitslose, die sich weigern, 

daheim ist es bequemer usw., das kann man schon eruieren, denke ich mir. Ja, da sollte man 

schon, da kann man was machen und wenn die nur, ich habe mal überlegt, das geht auch nicht 

wirklich: Straße kehren, Müll sammeln usw. Wenn die das Teilzeit, 2x die Woche fünf Stunden 

machen, einfach einen Beitrag leisten, sie müssen aufstehen und raus und was machen. Aber 

das ist halt schwierig… 

I Glauben Sie, dass Leute, die lange arbeitslos sind, nicht arbeiten wollen oder gibt es auch 

andere Gründe?  
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Es gibt sicher andere Gründe auch, durch Krankheit oder Sonstiges, das scheint sehr wohl auf. 

Aber sonst, also wenn ich nicht krank bin, ein gesunder Mensch. Dann sehe ich keinen Grund, 

dass man nicht arbeitet. Und sei es nur für einen gewissen Beitrag, den ich leiste und wo man 

einen Teil dann Unterstützung kriegt.“ (PL 6) 

Auf die im Anschluss daran (leicht zugespitzte) Frage, ob sie sich denn nun eher als Kritikerin des 

österreichischen Sozialsystems oder eher als Befürworterin sieht, betont die Befragte Letzteres und 

gibt zugleich zu erkennen, dass auch ihr das vielleicht typisch österreichische „Jammern auf hohem 

Niveau“ sehr geläufig ist. 

Es ist auf jeden Fall schön, dass es uns allen gut geht. Ich finde es toll und gönne jedem seinen 

Urlaub und Sonstiges. Wir sagen immer, der Österreicher jammert auf hohem Niveau. Es gibt 

fast keinen Haushalt, am Stadtrandgebiet, wo es nicht zwei Autos gibt und ein- oder zweimal im 

Jahr auf Urlaub usf. Und trotzdem wird gesudert. Das ist Österreich-typisch oder hängt eh mit 

dem Wohlstand zusammen.“ (PL 6) 

6.4.3. Positionen zu MigrantInnen 

Dass sich angesichts des gegenwärtigen politischen Meinungsklimas auch einige Befragte aus dem 

Raum St. Pölten zum Teil kritisch oder ängstlich über MigrantInnen äußern, sollte nicht überraschen. 

Das beginnt beim ohnehin relativierenden: 

„Ich finde, es gibt bei Österreichern ein Gesindel und das gibt es bei den Ausländern auch. […] 

„Vielleicht schaut man auf die Ausländer mehr als auf Österreicher. Aber ich habe auch 

Marktleiter, die Ausländer sind, und mit denen arbeitest du ganz normal und redest mit ihnen 

normal.“ (PL 2) 

Die Sorgen einer Frau mit einer 20-jährigen Tochter beziehen sich vor allem auf eine vage 

Bedrohungslage in der Stadt St. Pölten, insbesondere am Abend, das sei noch vor einigen Jahren 

unbekannt gewesen. Diese Veränderung dürfte auch mit der Attraktivierung der Lokalszene in der 

Stadt zusammenhängen, etwas, das von einer jüngeren Befragten (weiter oben) beinahe überschwäng-

lich gelobt wird. 

„Ich habe beobachtet, meine Tochter ist 20. Wenn ich mit der in die Stadt gehe und wenn die da 

im Rudel stehen und ja, blöd schauen. Da werde ich etwas aggressiv. […] Meine Tochter sagt, 

in St Pölten siehst du ab 23.00 nur mehr Ausländer. In Wien ist das nicht so, sagt sie, da sind 

auch andere Leute. Aber in St Pölten und Bahnhof und das Ganze. 

I: Andere auch deshalb, weil Wien viel größer ist? 

Sie sagt, in Wien ist es normal unter Anführungszeichen, dass man, wenn einem jemand nicht 

geheuer ist, hängt man sich an eine Gruppe dran. In St Pölten ist [da sonst] eigentlich 

niemand.“ (PL 4) 

In weiterer Folge schlägt die Befragte wieder einen ruhigeren Ton an und argumentiert mit Bezug auf 

Flüchtlinge, vor deren Zusammenballung sie sich etwas ängstigt: 

„Es gehört geschaut, dass man sie integrieren kann, dass sie Deutsch lernen. Grundsätzlich, so 

die erste Hilfe sollte schon da sein.“ (PL 4)  

In einer nochmaligen Wendung beginnt diese Gesprächspartnerin auszuholen, dass ihrer Meinung 

nach die Rede vom „Ausnutzen“, das vielen MigrantInnen unterstellt werde, auch damit zu tun haben 

könnte, dass sich diese bei vielen „kleinen“ Dingen einfach besser auskennen würden als Einheimi-

sche. Das sei vor allem damit erklärbar, dass die finanziellen Mittel oft viel knapper sind und man 

daher teilweise extrem sparsam einkaufen müsse. Als Kassierin im Supermarkt könne man ihr das 

glauben, da sei sie Expertin, das sehe sie jeden Tag, dass Einkommensschwache eine genauere 

Kenntnis darüber haben, an welchen Tagen welcher Gutschein eingelöst werden kann oder wo es 

Sonderangebote gibt usf. Eine weitere Gesprächspartnerin bestätigt ebenfalls aus eigener Anschauung 

die höhere Kompetenz im Umgang mit Konsum seitens Personen mit migrantischer Herkunft. Auch 

hier spricht eine Expertin, die in der Grafikabteilung des Einzelhandelsunternehmens mit der 

Produktion von Prospekten befasst ist und insofern auch und gerade jene Kundschaft mit Informatio-

nen versorgen soll, die genau auf die eigenen finanziellen Ressourcen achten muss. 
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„Ja, besagte Freundin mit drei Kindern hat erklärt, was sie alles kriegt und Anspruch hat. Die 

hat das von einer Freundin von ihr erfahren. Und ja, das klingt blöd, wenn ich das sage, aber 

ihre Gruppe, viele Türken und Ausländer, die wissen das alles. Und denen ist das nicht zu blöd, 

sich da hinzusetzen. Die schauen sich das an. Und ein Österreicher sagt: ‚Warum, für die 20 

Euro?‘ Da sind wir ein bisschen zu wenig belesen, zu faul, das ist es uns nicht wert, zu 

gemütlich oder weiß nicht, weil es uns eh schon gut geht. Und da hat sie recht, wenn man 

nachliest und z.B. beim ÖAMTC schaut, was man alles kriegt. Da hat eine Kollegin gesagt, man 

sollte das eigentlich alles durchschauen, wo habe ich Vergünstigungen usw.? Eigentlich ist man 

dumm, aber es nimmt halt Zeit in Anspruch und wir leben in einer Durchzug-Welt. […] Wir 

haben Anspruch auf Dinge, die wir gar nicht wissen. Kleinigkeiten, wo sich jemand den ganzen 

Vormittag hinsetzt und wartet bis er drankommt, während wir anderen sagen, für die 20 Euro 

setze ich mich nicht hin. Aber das waren auch 20 Euro. Wir sind da auch zu faul, uns zu 

erkundigen und so weiter, das ist mir schon aufgefallen.“ (PL 6).  

Dieselbe in weiterer Folge generell zur Flüchtlingsproblematik: 

„Wir sollten froh sein, dass wir hier leben, ohne Krieg und dass wir medizinisch und sonst 

super versorgt sind. Und das sehen manche leider schlecht. Darum finde ich, auch Flüchtigen 

soll man helfen. […] Wenn bei uns Krieg wäre, wären wir auch froh oder wenn es um unser 

Leben geht. Keiner geht gerne von der Heimat und Hab und Gut. Und geht mit dem Rucksack, 

das kann ich mir nicht vorstellen.“ (PL 6) 

Einen anders gelagerten Kontext, in dem MigrantInnen heimischen Arbeitskräften in gewisser Weise 

überlegen zu sein scheinen – und vielleicht auch deshalb Hass auf sich ziehen –, schildert die 

Gebietsleiterin der Einzelhandelskette, die Standorte sowohl in Wien als auch in Niederösterreich 

verwaltet. Ausgehend vom Hinweis, dass der Migrationsanteil in den Wiener Filialen analog zum 

Bevölkerungsanteil deutlich höher als in den Filialen in Niederösterreich ist, fährt sie fort, dass die 

Job-Fluktuation in Wien generell ausgeprägter sei als in Niederösterreich, aufgrund des großen und 

räumlich gut erreichbaren Arbeitsmarkts für Handelsbeschäftigte in der Stadt. Bei Problemen würden 

Angestellte in Wien oft wechseln, dies im Wissen, dass sie relativ schnell einen anderen Arbeitsplatz 

im Einzelhandel finden – dass alles zu ihrem Ärger, wenn solche Wechsel kurzfristig auszugleichen 

sind. Das sei in Niederösterreich anders, hier würden Wechselwillige viel genauer überlegen, ob sie 

Chancen auf gleichwertige Jobs im Einzelhandel haben bzw. ob diese innerhalb einer vertretbaren 

(Auto-)Distanz liegen.  

„Und am Land hängen sie auch mehr am Job. Weil sie wissen, wenn ich eine Arbeit suche, 

muss ich 20 Kilometer länger fahren, früher aufstehen und, und, und. […] Wenn man da 

wechselt, macht man ganz was Anderes. Wenn ich da gelernt habe und dabei bin und ich gehe 

weg, dann mache ich nicht Einzelhandel, dann werde ich Kindergärtnerin oder Sonstiges.“ (PL 

2). 

Worin besteht aber nun die von der Gesprächspartnerin behauptete Überlegenheit von migrantischen 

Arbeitskräften (vor allem in Wien) gegenüber vielen „autochthonen“ ÖsterreicherInnen? Darin, dass 

diese – vor dem Hintergrund der ausgeprägten Jobfluktuation im Wiener Einzelhandel – wesentlich 

besser untereinander vernetzt sein dürften und deshalb frühzeitig Bescheid wüssten, wenn eine 

bestimmte Stelle frei wird, um Leute aus der eigenen Community dorthin zu lotsen. Für die 

Gebietsleiterin ist das ein Vorteil (rasche Nachbesetzung), aber zugleich ein Nachteil (eingeschränkte 

Hoheit über den Informationsfluss). Problematisch sei außerdem, dass man im Unternehmen darauf 

achten müsse, manche Stellen in Wien so zu besetzen, dass Menschen aus potenziell rivalisierenden 

ex-jugoslawischen Nationalitäten nach Möglichkeit nicht in derselben Filiale arbeiten. 

„Und was bei den Migranten auch ist: Du kannst 50 haben, in 20 Standorten. Die kennen sich 

alle und die wissen alles übereinander. Und das, die haben ein Netz aufgebaut, dass du sagst, 

bumm. 

I Innerhalb Ihres Unternehmens? 

Nein, [nicht nur]. Die kennen sich alle und wissen, dort arbeitet der und da der. Wenn du einen 

Mitarbeiter suchst, dann wird telefoniert. Und der kennt einen, der etwas sucht, das ist wie ein 

Spinnennetz.“ (PL 2)  
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6.5. Fazit 

In den Analysen in der Region St. Pölten wurden einerseits ein großer Einzelhandelskonzern sowie 

andererseits ein Unternehmen in der Freizeit- und Unterhaltungsbranche eingehender untersucht. 

Darüber hinaus fanden ergänzende Interviews mit einem Betriebsrat aus der Metallindustrie und zwei 

jungen Berufstätigen mit naturwissenschaftlichem Hochschulabschluss statt. Ungeachtet der 

jeweiligen betrieblichen Tätigkeitsschwerpunkte und beruflichen Hintergründe beschreiben die von 

uns Befragten ihre heutige Arbeitsplatzsituation als relativ stabil. Im Einzelhandelskonzern ist die 

gefühlte Jobsicherheit der zunehmenden Bevölkerung in der Untersuchungsregion sowie dem 

Arbeitgeber zuzuschreiben, der einer der größten Akteure in dieser Handelssparte ist. Von der 

wachsenden Bevölkerung in der weiter gefassten Region St. Pölten dürfte der Betrieb in der 

Freizeitbranche ebenfalls profitieren. Überhaupt dürften der prosperierende Bezirk St. Pölten bzw. die 

Wahrnehmung einer gut ausgebauten Infrastruktur (Bildung, Verkehr, Konsum) als eigenständige 

Einflussfaktoren für die Zufriedenheit der GesprächspartnerInnen zu gewichten zu gewichten sein – 

gegenüber den teilweise pessimistischeren Interviews in den Vergleichsregionen (nördliches) 

Waldviertel und Obersteiermark. 

Fragen zu den zukünftigen betrieblichen Herausforderungen und hier insbesondere mit Bezug auf das 

Thema Digitalisierung ergeben zumindest bei den in diesen Interviews versammelten Personen eher 

geringe Sorgen. Vor dem Hintergrund, dass die Leistungsanforderungen ohnehin auch heute als hoch 

und dennoch bewältigbar eingestuft werden, sehen die Befragten im Lebensmitteleinzelhandel 

potenzielle Jobrisiken wie die Ausdünnung des Filialgeschäfts durch den Online-Handel oder die 

breitflächigere Einführung von Selbstbedienungskassen noch nicht als bedrohlich an. Im Freizeitun-

ternehmen sieht man wenn, dann eher die gesamte Veranstaltungsbranche durch Digitalisierung 

gefährdet, etwa durch den möglichen rückläufigen Besuch von Konzertveranstaltungen zugunsten von 

Online-Konsum. Das zeichne sich allerdings gegenwärtig nicht ab, weil das Internet das Live-Feeling 

nicht ersetzen könne. 

Bei Fragen zum Themenspektrum Arbeitsmarktpolitik (Kenntnis von arbeitsmarktpolitischen 

Instrumenten, Assoziationen zum AMS bzw. zu aktuellen politischen Diskursen) lassen sich die 

Befragten dieses Samples dahingehend unterscheiden, wer aufgrund der eigenen beruflichen Position 

über welche konkreten Erfahrungen mit dieser Materie verfügt. Führungskräfte bringen vorrangig 

Sichtweisen ein, die in Zusammenhang mit der eigenen Personalrekrutierung sowie mit der Gestaltung 

von Arbeitsverträgen oder Arbeitszeiten stehen – und kommen dabei in der Regel auch auf das AMS 

zu sprechen, dessen Leistungen kontrovers bewertet werden. Betriebsräte thematisieren einerseits 

innerbetriebliche Regelungen und andererseits aktuelle arbeitspolitische Entwicklungen – im 

Bestreben, deren Auswirkungen für den eigenen Betrieb abzuschätzen. Personen auf der Beschäftig-

tenebene kennen einzelne arbeitsmarkt- oder sozialpolitische Instrumente in Abhängigkeit von eigenen 

Erfahrungen oder solchen aus dem persönlichen Umfeld (von der Mindestsicherung bis zur 

Väterkarenz). Die Inputs einiger Personen fallen hier vergleichsweise zurückhaltend aus. Das hängt 

nicht zuletzt damit zusammen, dass diese Befragten jeweils langjährige Beschäftigte im Unternehmen 

sind, die in der subjektiven Wahrnehmung über stabile Arbeitsplätze verfügen und insofern wenig 

Veranlassung haben, sich im Detail mit arbeitsmarktpolitischen Materien auseinanderzusetzen. Ein 

offenbar zum Interviewzeitpunkt in vielen Betrieben diskutiertes Thema war das Gesetz zur leichteren 

Umsetzung des sogenannten 12-Stunden-Tages. Hier vernahmen wir – sofern sich Befragte dazu 

äußerten – tendenziell ablehnende Statements, die auf Verunsicherung verweisen. Weitere, 

wenngleich nur vereinzelt genannte Themen sind unzureichende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 

für ältere Beschäftigte sowie die Sorge, dass im Zuge der Reorganisation der Krankenkassen z.B. eine 

Budgetkürzung für die Unfallversicherung mit einer Verringerung der Prüfungsdichte zur Einhaltung 

von betrieblichen Sicherheitsbestimmungen einher gehen könnte. 

Die in den Kapiteln zum Waldviertel und der Obersteiermark getroffene Typologisierung bei Fragen 

zur Akzeptanz des Wohlfahrtsstaates lässt sich in den Interviews in der Region St. Pölten ebenfalls 

identifizieren, allerdings mit zwei Unterschieden: Erstens treffen wir hier nur auf die beiden Muster 

„hohe“ und „mittlere“ Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat. Gemeint sind einerseits eine Zustimmung 

zum Wohlfahrtsstaat inklusive der Betonung einer Solidarität auch für sozial schwache „Risikogrup-

pen“ und andererseits die Zustimmung unter der Reziprozitäts- bzw. Versicherungs-Prämisse einer 

ausgeglichenen Balance von Geben und Nehmen, wonach die Relation von Einzahlungen ins 
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Sozialsystem und die Inanspruchnahme von Leistungen zumindest perspektivisch „gerecht“ ausfallen 

muss. Demgegenüber wurden betont kritische Deutungen von einem als zu ungerecht empfundenen 

oder zu üppig ausgebauten Wohlfahrtsstaat von diesen Befragten kaum erwähnt, etwa die ökonomisch 

grundierte Kritik an ausufernden Kosten, wonach vor der (möglichst sparsamen) Verteilung von 

Mitteln jedenfalls eine ausreichend hohe Wertschöpfung gegeben sein müsse etc. Beispielsweise 

argumentierte niemand aus der Gruppe der Management-VertreterInnen damit.  

Zweitens fällt die Zuordnung der Personen zu einzelnen Idealtypen anders aus als in den beiden 

Vergleichsregionen. Während im Waldviertel und auch in der Obersteiermark das Muster der 

Zusicherung von unbedingter Solidarität auch für sozial Benachteiligte jeweils nur von einer 

(qualifizierten) Minderheit vertreten wird, scheint das bei den Befragten in der Region St. Pölten die 

Mehrheitsmeinung zu sein (auch dann, wenn wir die beiden interviewten Betriebsräte nicht mitzählen, 

die kraft ihrer Funktion Solidarität insbesondere unter ArbeitnehmerInnen hoch gewichten). Wie 

bereits erwähnt, ist bei solchen Abwägungen Vorsicht geboten, denn angesichts von wenigen 

Betriebsfallstudien mit kleinen Samples gilt es, sich vor Generalisierungen zu hüten. Dennoch gehen 

wir davon aus, dass diese Unterschiede nicht zufällig sind. Zunächst spielen Faktoren wie eine 

wachsende Bevölkerung in einer dynamischen Arbeitsmarktregion sowie der suburbane Raum St. 

Pölten gegenüber den überwiegend ländlichen Gebieten in den Vergleichsregionen für die Verteilung 

von Einstellungsmustern eine Rolle. Dazu kommt weiters die Branche bzw. der Geschäftsgegenstand 

der analysierten Betriebe: Sowohl im Einzelhandel als auch in der Unterhaltungsbranche hängen 

Betriebe entscheidend von zufriedenen Konsumenten ab. Außerdem existiert viel Know-how im 

innerbetrieblichen Umgang mit „Diversity“ in den Belegschaften. In beiden Fällen wäre es riskant bis 

geschäftsschädigend, ein Verhalten zu akzeptieren oder gar zu fördern, das z.B. mit Unterschieden bei 

der Servicierung verschiedener Personengruppen einhergeht. Anders formuliert: Auch die Kaufkraft 

von einkommensschwachen Gruppen wie Arbeitslosen oder Migranten wird gerne bedient bzw. ist 

unverzichtbar. 
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7. ARBEITSMARKTPOLITIK AUS SICHT (EHEMALIGER) 

ARBEITSLOSER 

In diesem Kapitel wird die Sicht von sieben von uns interviewten Personen auf einzelne Aspekte der 

Arbeitsmarktpolitik beschrieben, die innerhalb der letzten drei Jahre unterschiedlich lange Perioden in 

Arbeitslosigkeit erlebt haben. Zudem wird Einblick in ihre Lebenssituationen und Problemlagen 

gewährt. Ein Schwerpunkt lag auf der Befragung von (ehemaligen) Langzeitarbeitslosen, d.h. von 

Personen, die länger als ein Jahr auf Arbeitssuche sind bzw. waren.26 Von (Langzeit-)Arbeitslosigkeit 

betroffen sind v.a. Ältere, gesundheitlich Eingeschränkte und gering Qualifizierte (u.a. Breitenfel-

der/Kaupa 2016; arbeit plus 2017; Eppel et al. 2016). Demgegenüber stellt zu wenig praktische 

Berufserfahrung vor allem bei jungen AkademikerInnen ein Hindernis für den Einstieg in das 

Arbeitsleben dar. Für MigrantInnen spielt die Beherrschung der deutschen Sprache eine wesentliche 

Rolle für eine erfolgreiche Arbeitssuche. Der Besitz eines Führerscheins sowie eines PKW ist vor 

allem im ländlichen Raum für Jobsuche und -erhalt unumgänglich. 

7.1. Sample 

Das Sample besteht aus sieben Personen, die aktuell oder innerhalb der letzten drei Jahre in Regionen 

in Niederösterreich als arbeitslos gemeldet sind bzw. waren. Ein Schwerpunkt lag auf Interviews mit 

Menschen, die (ehemals) langzeitarbeitslos sind oder waren, da u.a. von Interesse war, herauszufinden, 

wie sich verfestigte Arbeitslosigkeit auf die Rezeption von Arbeitsmarktpolitik auswirkt. Zur besseren 

Übersicht über die interviewten Personen dient folgende tabellarische Darstellung.  

 

Interview-

Nr. 

Geschlecht Alter Formal- 

bildung 

Familienstand Status Arbeitslosigkeit 

AL 1  M 52 Matura Partnerschaft langzeitarbeitslos 

AL 2  W 57 Pflichtschule Single (2 Kinder) langzeitarbeitslos 

AL 3  M 28 Lehre Single ehemals langzeitarbeitslos 

AL 4  M 21 Pflichtschule Single arbeitslos 

AL 5 M 42 Hochschule Single arbeitslos 

AL 6  W 48 Lehre Partnerschaft ehemals langzeitarbeitslos  

AL.7  W 54 Matura Partnerschaft ehemals langzeitarbeitslos 

 

Drei Personen leben in einer Partnerschaft, während vier Befragte aktuell Singles sind. Nur eine 

Gseprächspartnerin hat Kinder, diese sind jedoch nicht mehr in einem betreuungspflichtigen Alter. 

Vier Interviewpersonen haben als höchsten formalen Bildungsabschluss entweder eine Pflichtschule 

oder Lehre absolviert, zwei haben die Matura abgeschlossen und ein Befragter ist Akademiker. Im 

Sample sind zwei Personen aktuell langzeitarbeitslos, also bereits über ein Jahr arbeitsuchend. Zwei 

Interviewte sind unter einem Jahr arbeitslos, wobei einer von ihnen immer wieder die Möglichkeit hat, 

in saisonalen Gelegenheitsjobs tätig zu sein. Außerdem befinden sich unter den GesprächspartnerIn-

nen drei ehemals Langzeitarbeitslose, wobei zwei von ihnen nun am ersten Arbeitsmarkt beschäftigt 

sind und eine Befragte als Schlüsselarbeitskraft in einem sozialökonomischen Betrieb tätig ist. Im 

Sample liegt ein leichter Schwerpunkt auf Ältere (45+) vor, weiters auf Personen mit gesundheitlichen 

Einschränkungen und einem formalen Bildungsabschluss unterhalb der Matura, da diese drei Aspekte 

zentrale Risikofaktoren für (Langzeit-)Arbeitslosigkeit darstellen. Wichtig war uns auch, sowohl 

periphere ländliche (nördliches Waldviertel), stadtnahe (Industrieviertel) und städtische Regionen 

                                                      

26  http://www.ams.at/ueber-ams/medien/arbeitsmarktdaten/fachbegriffe  
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abzudecken, um ein möglichst vielfältiges Meinungsbild zeichnen zu können. Anzumerken ist jedoch, 

dass aufgrund der geringen Anzahl an Interviews in diesem qualitativen Forschungsdesign kein 

Anspruch auf Repräsentativität erhoben werden kann. Der Fokus liegt darauf, subjektive Sinnstruktu-

ren der Befragten aufzuzeigen.27 

7.2. Problemlagen der Betroffenen 

Der Literatur entsprechend lassen sich vor allem Alter, Krankheit und geringe Qualifizierung als 

relevante Faktoren für längere Perioden in Arbeitslosigkeit identifizieren. Häufig treffen vor allem bei 

Langzeitarbeitslosigkeit mehrere Faktoren gleichzeitig zu und liegen folglich multiple Problemlagen 

vor. So erzählt zum Beispiel ein 52-jähriger Befragter, der in einer Kleinstadt in Niederösterreich 

unweit von Wien lebt, dass er vor seiner Langzeitarbeitslosigkeit international in verschiedenen 

beruflichen Bereichen (Textilbranche, Wissensvermittlung) tätig war. Er hat die Matura absolviert, 

sich laufend weitergebildet und war beruflich sehr erfolgreich. Dann kam jedoch vor ca. eineinhalb 

Jahren der Einbruch:  

„Aufgrund von wirtschaftlichen Gründen bei der Firma wurde mir gekündigt […] und hab mir 

gedacht, ich finde locker nachher was. So war es nicht. Und es wird irgendwann mal frustrie-

rend.“ (AL 1) 

Neben seinem Alter nennt der Befragte als zusätzlich erschwerenden Faktor für die erfolgreiche 

Arbeitssuche eine schwere Erkrankung, die eine geringe prozentuale Behinderung nach sich gezogen 

hat. Diese versucht er zwar möglichst nicht bei Vorstellungsgesprächen anzusprechen, kann dies aber 

letztlich nicht umgehen, da er durch seinen Behindertenstatus einen erhöhten Kündigungsschutz 

besitzt: 

„Ich habe Gespräche, aber ich gehe nicht rein und sage: ‚Übrigens, das hätte ich und ich bin 

nicht mehr so belastbar.‘ Das darf man nicht, weil es ein Makel ist. In weiterer Folge muss ich 

aber angeben, dass ich einen Behindertenausweis habe. Das ist zwar die niedrigste Stufe, aber 

man muss es angeben, weil das ein erhöhter Kündigungsschutz ist. Und ja, schwierig.“ (AL 1) 

Der Gesprächpartner ist seit etwas über einem Jahr arbeitslos und sein Gemütszustand schwankt 

zwischen Wut und Resignation ob seiner erfolglosen Arbeitssuche, die er „wie einen Job“ betreibt. 

Vor allem macht ihn wütend, dass er aufgrund seines Alters vom Erwerbsleben ausgeschlossen wird. 

Der gesellschaftliche Trend einer älter werdenden Bevölkerung werde weitgehend ignoriert und er 

stellt sich die Frage, was mit jenen geschehen soll, die leistungsfähig, qualifiziert und arbeitswillig 

sind, aber über 50 Jahre alt? 

Von der Problematik einer Jobsuche mit Behinderung bzw. schwerer chronischer Krankheit erzählt 

auch eine 48-jährige Befragte (AL 6), die aktuell als Schlüsselarbeitskraft in einem sozialökonomi-

schen Betrieb in der Nähe von Wien arbeitet. Sie war vier Jahre lang arbeitslos. Sie hat in dieser Zeit 

aufgrund ihrer Erkrankung auch keine Bewerbungen ausgeschickt, da sie gesundheitsbedingt dazu 

nicht in der Lage war. Hätte sie nicht wieder in dem Unternehmen einsteigen können, in dem sie 

vorher bereits tätig war, hätte sie für sich keine Chance gesehen, wieder am Arbeitsmarkt unterzu-

kommen. Aufgrund dessen wird sie auch von massiven Existenzängsten geplant, sollte sie die aktuelle 

Tätigkeit nicht bewältigen können bzw. im Falle eines Krankheitsschubes nicht leistungsfähig genug 

sein. Trotz viel praktischer Berufserfahrung in ihrem Arbeitsbereich geht sie davon aus, dass sie ohne 

entsprechenden Abschluss keine Chance auf einen Job hat – sie arbeitet in der Verwaltung, hat 

allerdings einen branchenfremden Lehrabschluss.  

Über eine ganz andere Biografie berichtet ein 21-jähriger Gesprächspartner (AL 4), der einen 

Migrationshintergrund hat und vor drei Jahren nach Österreich geflüchtet ist. Er verfügt über einen 

Pflichtschulabschluss aus seiner ursprünglichen Heimat und ist sich dessen bewusst, dass er ohne 

Berurfsabschluss in Österreich lediglich Chancen auf Hilfstätigkeiten hat. Neben dem Erlernen der 

Sprache ist deshalb für ihn wichtig, entsprechende Ausbildungen nachzuholen, damit er in der 

                                                      
27  Die hier ausgewerteten, im Frühjahr 2018 durchgeführten Interviews, wurden zugleich für eine weitere Studie (im 

Auftrag der AK Niederösterreich) herangezogen, in der es darum geht, wie Arbeitslose die betriebliche Personalrekrutie-

rung wahrnehmen. Dahingehende Befunde werden hier nicht wiedergegeben. 
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österreichischen Arbeitswelt Fuß fassen kann. Die Problematik der geringen Qualifizierung erschwert 

auch die Arbeitssuche für eine 57-jährige Langzeitarbeitslose (AL 2), die nur einen Pflitchschulab-

schluss hat. Sie beschreibt sich dennoch als im Berufsleben erfolgreich und zählt sich selbst zu einer 

ehemaligen Besserverdienerin. Sie hat zwar eine kaufmännische Lehre gemacht, diese aber nie 

abgeschlossen. Der fehlende Lehrabschluss hat nie ein Problem dargestellt, für die benötigten 

kaufmännischen Tätigkeiten wurde sie via „learning by doing“ eingeschult. Neben ihrem Alter ist 

heute aber die fehlende formale Berufsausbildung ein weiterer Erschwernisgrund:  

„Ganz ehrlich, Lehrabschluss, ich habe es nie gebraucht. Es hat keiner gefragt. Beim AMS 

scheint es auf. Aber das ist zig Jahre her, da fragt kein Mensch. … Jetzt bin ich noch schwerer 

vermittelbar.“ (AL 2) 

Angesichts des Trends zur Höherqualifizierung (Schmid et al. 2016; Buchner et al. 2017) geht ein 42-

jähriger Akademiker (AL 5) davon aus, dass erst ab der Matura von einem relevanten Ausbildungsni-

veau gesprochen werden könne. Und nicht einmal die Matura ist in seiner Wahrnehmung ein 

„offizieller Abschluss“. Die hier vorgefundene Geringschätzung von Menschen, die lediglich 

Pflichtschulabschluss oder Lehre besitzen, dürfte diesen Akademiker einerseits etwas vor der 

unangenehmen Wirklichkeit der Arbeitslosigkeit schützen, zugleich aber auch hinderlich für eine 

erfolgreiche Jobsuche zu sein. Denn im Vordergrund scheint für ihn zu stehen, dass er aufgrund seines 

akademischen Abschlusses nicht unter einem bestimmten Gehaltsniveau arbeiten will. Wofür hätte er 

denn sonst studiert? 

7.3. Bewertung der Instrumente der Arbeitsmarktpolitik 

Einschätzungen zum AMS 

Die Institution AMS wird als grundsätzlich getrennt von den BeraterInnen wahrgenommen. 

Absolvierte oder angebotene Kurse werden von den Interviewten kaum erwähnt, spielen also 

womöglich keine besonders wichtige Rolle für sie. Der AMS-Jobroom wird als wenig ergiebig für 

eine erfolgreiche Arbeitssuche angesehen. Die BeraterInnen werden durchgehend als höflich, 

freundlich und korrekt beschrieben. Hinsichtlich der Arbeitsvermittlung wird die Institution AMS 

jedoch als nicht hilfreich angesehen. Die BeraterInnen werden zum Teil als relativ „hilflose Helfer“ 

bezeichnet. So beschreibt eine 57-jährige Gesprächspartnerin mit Pflichschulabschluss, die seit vier 

Jahren auf Arbeitssuche ist, die Situation wie folgt: 

„Ich habe eine nette Betreuung und kann gar nichts sagen. Ich muss ehrlich sagen, die tun mir 

auch leid. Die sagen, ich habe nichts, was machen wir? Die sehen das ja auch, dass das 

irgendwie, ja. Früher hat es, was weiß ich, zehn Jobs gegeben. Aber … die können nichts 

machen für ihre Kunden.“ (AL 2) 

Eine 54-jährige Interviewte, die nach schwerer Krankheit wieder eine Tätigkeit am ersten Arbeits-

markt gefunden hat, ergänzt dies noch dahingehend, dass die BeraterInnen im AMS zwar einen 

korrekten Umgang an den Tag legen, dass sie aber auch überlastet und unstrukturiert wirken würden: 

„Wenn sie so viele Fälle haben, dass die Motivation fehlt. Sie warten auf Eigeninitiative. Ohne 

kann man sich nichts erwarten.“ (AL 7) 

Der 42-jährige Akademiker, der seit knapp einem Jahr auf Arbeitssuche ist, kritisiert das AMS und 

auch die BeraterInnen scharf. Er geht davon aus, dass die Beratung nicht auf ihn und seine Bedürfnisse 

eingehen kann, weil er Akademiker ist, und auch keine Vorstellung davon hat, welche Arbeit er sucht. 

Dieser Interviewte bezeichnet das AMS als „Datensammler“ und empfindet zusätzlich das Kurssystem 

als nicht sinnvoll. Er geht davon aus, dass AMS-Kurse reine Beschäftigungstherapie darstellen 

würden. Zudem würde er AusländerInnen Sozialleistungen kürzen und ÖsterreicherInnen mehr davon 

geben. Er beschreibt in diesem Zusammenhang eine grundsätzliche und diffuse Angst vor 

AusländerInnen, die nicht auf persönliche Erfahrung, sondern auf die Rezeption einschlägiger Medien 

zurückzuführen ist. Neben ÖsterreicherInnen sollten auch jene, die eine höhere Bildung besitzen (d.h. 

AkadmikerInnen wie er), vom Sozialsystem profitieren. Zusammengefasst sollten seiner Ansicht nach 

Zugang zu Leistungen des Sozialstaates haben: 
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„Die Österreicher. Und dann beim Arbeitslosengeld sollten die mehr bekommen, die eine 

höhere Bildung haben, die sollten auch mehr unterstützt werden, weil die sind wichtiger für die 

Wirtschaft. … Für Ausländer sollte es keine Leistungen geben, dann ersparen wir uns was und 

die Österreicher könnten dann mehr bekommen. Aber besonders die, die eben viel leisten, viel 

Bildung haben oder schon lange gearbeitet haben.“ (AL 5) 

Konträr dazu äußert sich die chronisch kranke 48-Jährige, die einen Lehrabschluss hat. Sie kritisiert 

die von AL 5 gewünschte Richtung der Umverteilung, da sie eine Benachteiliung jener Menschen 

befürchtet,  

„die es eh schon schwer haben. Für Leute, die am Bau arbeiten, für Leute die nicht gut bezahlte 

Jobs haben, die nicht gut ausgebildet sind, die Analphabeten vielleicht sind. Wenn es ein 

Deutsch-Level gibt, okay - irgendwann kommt die Haarfarbe dran. Wo kommen wir da hin? 

Dann kriegen nur mehr Akademiker und dann sagt man: ‚Hättest was gelernt, dann wärst was, 

dann könntest was, (lacht) dann hättest das Problem nicht!‘ Aber das ist nicht unser Grund-

problem, das ist mir ein großes Anliegen!“ (AL 6) 

Gesundheitliche Einschränkungen und AMS 

Die beiden Frauen, die eine schwere Erkrankung hatten bzw. haben (AL 6, AL 7), beschreiben relativ 

idente Belastungserfahrungen im Umgang mit dem AMS bzw. bezogen auf ihre Erkankung. Äußerst 

problematisch wurde der „Spießrutenlauf“ zwischen den einzelnen Behörden wahrgenommen, sowie 

in Bezug auf fehlende Informationen zu den Zuständigkeiten sowie zu allgemeinen Abläufen im 

Krankheitsfall. Die chronisch kranke Gesprächspartnerin vernahm seitens des AMS zusätzlich den 

impliziten Vorwurf, nicht arbeiten gehen zu wollen, was sie zusätzlich belastete. Zwischen den 

Institutionen herumgeschoben zu werden wird von der Befragten auch als Möglichkeit verstanden, die 

„Zahlen zu verfälschen“ und die Statistiken aufzubessern:  

„Die Zahlen werden verfälscht. Die Krankenkassen wollen die Krankenstände reduzieren und 

schicken dich als arbeitsfähig und sagen dir, ‚Sie sind eh beim AMS, Sie müssen eh nicht 

arbeiten. Aber da gilt der Grundsatz arbeitswillig und arbeitsfähig. Die sagen natürlich, ‚Sind 

Sie überhaupt gesund, Sie haben die Befunde?‘ Dann muss man wieder zur PVA, ein Spießru-

tenlauf.“ (AL 6) 

„Ich war da in 2, 3 Wochen drei Termine pro Woche, eh noch volle Behandlung. Das hab ich 

sehr heftig empfunden, noch gezeichnet von allem, Schmerzen. Und dann wollte ich auf Reha, 

die Kontrolluntersuchungen sind angestanden, wo man … kriegt. Da habe ich drei Termine in 

zwei aufeinanderfolgenden Wochen beim AMS gehabt, wegen jedem Blödsinn haben sie mich 

antanzen lassen.“ (AL 7) 

Einschätzung zu weiteren Aspekten der Arbeitsmarktpolitik 

Förderungen sind den Befragten kaum bekannt. Erwähnt werden von zwei Personen Förderungen für 

Menschen über 50, wobei keine intensivere Auseinandersetzung mit der Thematik stattgefunden hat. 

Kritisiert wird lediglich vom 52-jährigen Befragten, der seit über einem Jahr auf Arbeitssuche ist und 

früher beruflich sehr erfolgreich war, die Abschaffung der Aktion 20.000. 

„Das Erste, was diese Regierung abgeschafft hat, war das Programm für die über 50-Jährigen. 

Ersatzlos. Ersatzlos gestrichen und das ist keine Lösung. Wenn ich sage okay, das gefällt mir 

nicht, muss ich was Anderes anbieten. Finde ich!“ (AL 1) 

Auch der vieldiskutierte 12-Stunden-Tag wird im Zusammenhang mit Arbeitsmarktpolitik 

angesprochen und steht bei diesem Befragten in der Kritik. Im Gegensatz dazu meint die 57-jährige 

Langzeitarbeitslose, dass ein 12-Stunden-Tag früher ohnehin an der Tagesordnung gewesen sei. 

Allerdings sei die Problematik heute, dass Überstunden nicht mehr ausbezahlt würden, weshalb kein 

Anreiz bestehe, diese zu leisten und den 12-Stunden-Tag zu befürworten: 

„Das war früher kein Thema, der 12-Stunden-Tag … Die Leute haben gerne Überstunden 

gemacht. Die haben Haus gebaut oder ein Auto gekauft, da sind sie gerne und lange gegangen, 

aber ja. … Wenn ich heute sage, okay, 12 Stunden, wenn sie die Überstunden auszahlen, dann 

ja. Aber wenn du nichts mehr rauskriegst?“ (AL 2) 
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Der 52-Jährige mit Matura aus der Modebranche findet die allgemeine arbeitsmarktpolitische 

Entwicklung äußerst bedenklich und sieht viele Leistungen des Sozialstaates, die erreicht und 

erkämpft worden sind, in Gefahr. Er findet die grundsätzliche Orientierung an der Wirtschaft 

problematisch, da er viele andere Problemlagen identifiziert (z.B. mangelnde Bildung, die prekäre 

Arbeitssituation der jüngeren Generation), die vermehrt ins Blickfeld rücken sollten: 

„Wir haben andere Probleme in der Gesellschaft - nicht nur Wirtschaft, Wirtschaft, Wirtschaft. 

Es überlegt sich kein Mensch, wie wird es mit den Ressourcen aussehen, wie schaut es aus mit 

der Bildung? Viele Menschen unseres Landes - eines der reichsten Länder - können nicht 

sinnerfassend lesen! Ist das das Ziel? Da erwarte ich mehr im 21. Jahrhundert. Ich sage auch, 

das betrifft mich nicht mehr, aber die junge Generation, die haben es nicht leicht, jobtechnisch. 

Viele machen nach dem Studium Praktika und kriegen keine fixe Anstellung, werden ‚ausgezu-

zelt‘ von der Industrie. Das finde ich nicht ok!“ (AL 1) 

Ein Dilemma, das sich für die aktuell Arbeitslosen unter den Interviewten ergeben hat, ist, dass die 

ihnen angebotenen Jobs großteils Teilzeit-Jobs sind oder Vollzeitjobs mit sehr niedrigem Gehalt. 

Würden die Betroffenen nun einen entsprechenden Teilzeit-Job annehmen, so verlieren sie ihre 

Sozialleistungen und können mitunter ihre Fixkosten nicht mehr decken. Der Erhalt der Sozialleistun-

gen ist somit für die meisten aktuell arbeitslosen Interviewten existenzsichernd: 

„Aber wie soll man das machen? Ich zahle Fixkosten … es geht nicht darum, dass ich eine 

Jacht will oder ein Pferd. Aber wenn ein Job anfängt bei 1.300 brutto und ich habe 900 netto 

und ich habe 600 Fixkosten, wie soll ich das machen?“ (AL 1) 

Zusätzlich trifft gerade für Befragte aus dem ländlich-peripheren Raum zu, dass hier eine Erwerbsar-

beit nur mit PKW und Führerschein möglich ist, weil es an einer tauglichen öffentlichen Verkehrsinf-

rastruktur mangelt. Das verursacht Kosten, die mitbedacht werden müssen (Sprit, Versicherung, 

Erhaltung, etc.).  

7.4. Beurteilung der eigenen gesellschaftlichen Stellung als Arbeitsloser 

Die Interviewten nehmen eine einigermaßen feindliche Stimmung gegenüber Menschen wahr, die 

arbeitslos sind, und fühlen sich in dieser Rolle wenig überraschend unwohl. So beschreibt zum 

Beispiel der seit ca. einem Jahr arbeitslose 52-Jährige mit Matura, dass ihn der Gang zum AMS immer 

wieder sehr belaste, weil er das Gefühl hat, durch die Inanspruchnahme von Unterstützungsleistungen 

als grundsätzlich arbeitsunwilliger Mensch angesehen zu werden, der bewusst auf Kosten anderer lebt. 

Er versucht deshalb auch, seine Arbeitslosigkeit im Bekanntenkreis zu verbergen, denn: „Es ist so, 

dieses, ja, man muss hakeln, hakeln, dass man was wert ist.“ (AL 1) Dennoch empfindet er es als sein 

Recht, Leistungen in Anspruch zu nehmen, da er in seinem bisherigen Berufsleben viel in dieses 

System eingezahlt habe. Sein Selbstwert leidet jedoch massiv unter der Arbeitslosigkeit. Auch der 

aufgrund seines akademischen Abschlusses relativ selbstbewusst wirkende 42-jährige Befragte, der 

jedoch sehr isoliert zu leben scheint, gibt an, dass er unter anderem deswegen den Kontakt mit anderen 

vermeide, weil er arbeitslos ist und das Gefühl hat, dass die Schuld daran ihm selbst zugeschrieben 

wird:  

„Zum Beispiel, sie erzählen viel von ihrer Arbeit, aber meine Probleme mit der Arbeitssuche 

interessieren sie nicht. Und auch nicht, wie unfähig das AMS ist. Wie wenn es meine Schuld 

wäre, aber das ist es nicht.“ (AL 5) 

Der 52-jährige Befragte, der seit einem Jahr Arbeit sucht, schreibt die Verantwortung dieser 

Stimmungsmache gegenüber Arbeitslosen unter anderem der letzten Regierungskampagne zu:  

„Das war während des Wahlkampfs für die Regierung, da war die Kampagne so, die hat mich 

persönlich gekränkt, weil ich das Gefühl gehabt habe, ich bin eine faule Sau. Ich sage es ganz 

derb! So war der Wahlkampf!“ (AL 1) 

Eine Folge von länger andauernder Arbeitslosigkeit ist deshalb auch ein zunehmender sozialer 

Rückzug; neben der Stigmatisierung als Arbeitsloser auch wegen mangelnder finanzieller 

Möglichkeiten, die eine gesellschaftliche Teilhabe erschweren. 
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„Weggehen und so kannst nicht mehr so … aber du kannst dich nicht einsperren, ein Leben hast 

du ja auch.“ (AL 2) 

7.5. Fazit 

Die (ehemals) von (Langzeit-)Arbeitlosigkeit betroffenen GesprächspartnerInnen befinden sich in 

unterschiedlichen Problemlagen, die vorrangig entlang der Faktoren Alter, gesundheitliche 

Einschränkungen und geringe Formalqualifikation zu verorten sind. Auf manche treffen mehrere 

dieser Faktoren gleichzeitig zu, vor allem bei den langzeitarbeitslosen Befragten.  

Das AMS wird von diesen Personen ambivalent wahrgenommen: Die Institution AMS einerseits und 

die BeraterInnen andererseits werden als voneinander getrennt wahrgenommen. Unterschiede finden 

sich entlang des formalen Bildungsniveaus: Der interviewte Akademiker kritisiert das AMS heftiger 

als die anderen GesprächspartnerInnen, wobei die geringer Qualifizierten besonders lobend über die 

BeraterInnen sprechen. Zwei Befragte mit gesundheitliche Einschränkungen kritisieren die Institution 

AMS deswegen, weil Zuständigkeiten unklar sind und die Behördenwege im Krankheitsfall als sehr 

belastend wahrgenommen werden.  

AMS-Kurse werden kaum erwähnt, Förderungen sind wenig bekannt. Einzelne arbeitsmarktpolitische 

Aspekte wie die geplante Einführung des 12-Stunden-Tages oder die allgemeine sozialpolitische Lage 

werden zwar angesprochen, allerdings fehlt in der Gesprächssituation mit Ausnahme eines 

Interviewten die Bereitschaft zu einer intensiveren Auseinandersetzung damit. 

Die Stimmung gegenüber Arbeitslosen wird als massiv verschlechtert wahrgenommen. Die als 

permanent im Raum stehend wahrgenommene Verurteilung als „Sozialschmarotzer“ wird als äußerst 

belastend für den Selbstwert interpretiert. Die aktuelle Politik sowie die mediale Darstellung von 

Arbeitslosen wird überwiegend als geradezu feindlich erlebt und hat zum Teil einen sozialen Rückzug 

zur Folge, um diesen Verurteilungen bzw. Abwertungen zu entkommen.  
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8. INTEGRATION DER BEFUNDE AUS DEN DREI REGIONEN 

Im der qualitativen Studie mit insgesamt 40 leitfadengestützten Interviews, die hauptsächlich in vier 

Dienstleistungs- und zwei Produktionsbetrieben durchgeführt wurden, geht es weniger darum, 

generalisierbare im Sinn von repräsentativen Befunden abzuleiten. Vielmehr werden auf Basis von 

aufbereiteten Interviewsequenzen „dichte Beschreibungen“ zu typischen Konstellationen generiert, die 

ein differenziertes Bild über Gemeinsamkeiten und Unterschiede in punkto betrieblicher bzw. 

beruflicher Zukunftsperspektiven, Einschätzungen zu Arbeitsmarktpolitik sowie zum Wohlfahrtsstaat 

liefern. Auf prägnante Hauptaussagen verdichtet lassen sich die Befunde der qualitativen Erhebung in 

Kurzform wie folgt zusammenfassen:  

• Insgesamt überrascht, dass vor dem Hintergrund einer sich (dann doch nicht so) rapide 

verändernden Arbeitswelt, etwa in Richtung Digitalisierung, die Zukunftsunsicherheit der 

Befragten in den analysierten Betrieben in Grenzen hält. Das hat nicht nur, aber auch damit zu 

tun, dass diese GesprächspartnerInnen überwiegend in Unternehmen bzw. Branchen tätig sind, 

die als relativ stabil gelten können, was sich entsprechend in der subjektiven Wahrnehmung 

spiegelt. Die eigene Arbeitsplatzsicherheit ist allerdings kein unmittelbarer Prädiktor für eine 

bestimmte Positionierung gegenüber Arbeitsmarkt- oder Wohlfahrtsstaatspolitik. 

• Der Informationsstand über verschiedene Instrumente der Arbeitsmarktpolitik sowie die mehr 

oder weniger qualifizierte Bewertung bis hin zu AMS-Einschätzungen fällt heterogen aus und 

lässt sich in erster Linie entlang der ausgeübten Positionen/Rollen im Betrieb sowie anhand 

eigener Erfahrungen oder solchen im persönlichen Umfeld gliedern. Beispielsweise sind die 

Sichtweisen von Führungskräften vom Thema Personalrekrutierung geprägt und inwiefern welche 

Institutionen dazu beitragen, diese zu vereinfachen. Darüber hinaus spielt die (differenzierte vs. 

simplifizierende) Medienrezeption der Befragten eine wichtige Rolle für entsprechende Einstel-

lungen. 

• Bis auf wenige Ausnahmen äußert die große Mehrheit eine ausgeprägte Zustimmung zum 

österreichischen Wohlfahrtsstaat. Muster der Akzeptanz lassen sich überraschend klar nach zwei 

Hauptvarianten gruppieren: Einerseits eine hohe Zustimmung inklusive Solidarität auch für sozial 

schwache Gruppen und andererseits eine mittlere Zustimmung, die auf eine ausgewogene 

Balance von eigenen Beitragsleistungen und der Inanspruchnahme von sozialstaatlichen Leistun-

gen ausgerichtet ist, d.h. überwiegend dem Reziprozitätsprinzip folgt. Mit dem Grad an „Länd-

lichkeit“ steigt die Relevanzsetzung des Reziprozitätsprinzips. Ein drittes Muster, das von Kritik 

(aus unterschiedlichen Richtungen) am Wohlfahrtsstaat geprägt ist, findet sich nur bei wenigen 

der Befragten. 

• Miteinander vergleichbare Aussagen zu Aspekten des Arbeitsmarktes sowie des Wohlfahrtsstaa-

tes finden sich vielfach entlang der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Betrieb bzw. Beruf, die 

insofern eine gewisse Prägewirkung haben. Beschäftigte in Branchen wie Tourismus und Einzel-

handel mit viel mehr Kontakten zu KundInnen äußern sich z.B. weniger abwertend gegenüber 

BezieherInnen von Sozialleistungen; dies nicht zuletzt aufgrund einer Habitualisierung von 

Einstellungsmustern auch im Interesse des Unternehmens, weil derartige Positionierungen 

geschäftsschädigend sein könnten. Darüber hinaus finden wir vergleichsweise einheitliche 

Positionen am ehesten bei den AbsolventInnen einer mittleren Berufsausbildung wie vor allem 

der Lehre. Bei formal höher Qualifizierten mit Matura oder mit akademischem Abschluss gehen 

die Meinungen ebenso auseinander wie z.B. unter arbeitslosen Personen. 

• Im Vergleich der drei Untersuchungsregionen (nördliches) Waldviertel, Bezirk Liezen und Bezirk 

St. Pölten zeigen sich durchaus Unterschiede. In den ländlicheren Regionen, und hier insbesonde-

re im Waldviertel, überwiegen konservative Ansichten in Bezug auf die Inanspruchnahme von 

sozialstaatlichen Leistungen. Dagegen nehmen die Befragten aus dem semi-urbanen Raum St. 

Pölten diesen als dynamische Arbeitsmarktregion mit einer wachsenden Wohnbevölkerung und 

einem kontinuierlichen Ausbau wichtiger Infrastrukturen wahr (Wohnen, Verkehr, Bildung, 

Konsum u.a.m.). Damit korrespondieren optimistischere Einschätzungen sowohl zur eigenen 

beruflichen Zukunft als auch zu Arbeitsmarktpolitik und zum Wohlfahrtsstaat.    
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Generelle Befunde  

Ungefähr drei Viertel der 40 in den Monaten April bis Juli 2018 durchgeführten Interviews (mit 22 

Männern und 18 Frauen) fanden in sechs Betrieben statt, die einerseits der Nahrungsmittelproduktion 

sowie der Holzverarbeitung und andererseits dem Einzelhandel, der Freizeitwirtschaft, der 

Hotellerie/Gastronomie sowie der mobilen Pflege zuzurechnen sind. In drei dieser sechs Unternehmen 

ist ein Betriebsrat installiert; allerdings waren BetriebsratsvertreterInnen nur in einer Fallstudie präsent 

bzw. gingen Beschäftigte nur in diesem Unternehmen auf die BR-Tätigkeit ein. Bei der Auswahl der 

zu Befragenden in den Fallstudienbetrieben orientierten wir uns neben Gesprächen mit Management-

vertreterInnen und (soweit vorhanden) Betriebsrat vorrangig an den „typischen“ Beschäftigtengruppen 

im Unternehmen, d.h. insgesamt mehrheitlich an Personen mit mittleren Qualifikationsabschlüssen 

wie einer Lehre oder einer Fachschule.28  

Interessant an der Gegenüberstellung dieser sechs Betriebe ist das variierende Commitment zum 

Arbeitgeberbetrieb. Während die Beschäftigten in einigen Fällen (Nahrungsmittelproduktion, 

Einzelhandel) von einer affektiv besetzten Zugehörigkeit zur „Betriebsfamilie“ sprechen, überwiegt in 

anderen Fällen eine distanzierte ArbeitnehmerInnenposition (Tourismus, Holzverarbeitung). Etwas 

überraschend spielt für diese Zuordnung zumindest in den hier durchgeführten Fallstudien die 

Betriebsgröße keine besondere Rolle, weil z.B. auch das größte Unternehmen im Sample, einer der 

zentralen Akteure im österreichischen Einzelhandel, insbesondere von MitarbeiterInnen in den Filialen 

mit familienähnlichen Attributen charakterisiert wird. Und: Mit steigendem Zugehörigkeitsgefühl 

steigt zugleich der Zukunftsoptimismus, d.h. jene, die sich enger an ein Unternehmen binden (und 

vermutlich mehr „reinhackeln“), signalisieren eine höhere Arbeitsplatzsicherheit. 

Entgegen der Erwartung, dass vor dem Hintergrund einer sich rasch verändernden Arbeitswelt, etwa in 

Richtung Digitalisierung, häufig mit beruflicher Zukunftsunsicherheit zu rechnen wäre, ist davon in 

den Interviews in den Fallstudienbetrieben wenig zu erkennen.29 Das wiederum ist zu einem Gutteil 

darauf zurückzuführen, dass wir, ohne bei der Auswahl darauf abgezielt zu haben, zumeist bei solchen 

Betrieben auf offene Türen gestoßen sind, die wirtschaftlich gesehen als relativ stabil bis wachsend 

gelten können, was sich dann auch in der subjektiven Wahrnehmung der Interviewten widerspiegelt. 

Insbesondere ein durch Digitalisierung und Automatisierung verursachtes Arbeitsplatzrisiko scheint 

bei den meisten Belegschaftsmitgliedern dieser Betriebe (noch) nicht besonders virulent zu sein, am 

ehesten noch bei Beschäftigten eines holzverarbeitenden Produktionsbetriebes, der sich kontinuierlich 

in Richtung „Industrie 4.0“ weiterentwickelt. Demgegenüber stufen die MitarbeiterInnen in einem 

weiteren Produktionsbetrieb sowie in Branchen wie Tourismus, Einzelhandel und Pflege ihre Jobs als 

ziemlich sicher ein.  

Der Informationsstand über verschiedene Instrumente sowie die Bewertung von Facetten der 

Arbeitsmarktpolitik inklusive AMS oder zu aktuellen politischen Diskursen fällt heterogen aus und 

lässt sich in erster Linie nach den ausgeübten beruflichen Rollen im Betrieb einerseits und nach 

konkreten Erfahrungen andererseits gruppieren. So bringen etwa Führungskräfte vorrangig 

Sichtweisen ein, die in Zusammenhang mit der Personalrekrutierung im Unternehmen stehen und 

kommen dabei auch auf das AMS zu sprechen, dessen Leistungen kontrovers diskutiert werden (von 

sehr positiv bis überwiegend kritisch). Personen auf der Beschäftigtenebene kennen einzelne 

arbeitsmarkt- oder sozialpolitische Instrumente in Abhängigkeit von eigenen Erfahrungen oder 

solchen aus dem persönlichen Umfeld (von Arbeitslosigkeit, Notstandshilfe und Mindestsicherung bis 

zu AMS-finanzierten Umschulungen oder der Väterkarenz etc.). Die zurückhaltenden Inputs mancher 

GesprächspartnerInnen lassen sich auf die langjährige Beschäftigung im Unternehmen und eine 

dementsprechende Arbeitsplatzsicherheit zurückführen, weshalb wenig Veranlassung besteht, sich im 

Detail mit arbeitsmarktpolitischen Materien auseinanderzusetzen. Ein zum Interviewzeitpunkt in 

                                                      
28  Neben den 28 Interviews in sechs Fallstudienbetrieben führten wir fünf weitere Interviews mit Beschäftigten in anderen 

Unternehmen in den Untersuchungsregionen und sieben Gespräche mit Personen durch, die entweder aktuell oder 

zumindest einmal in den letzten drei Jahren arbeitslos gewesen sind. In Bezug auf die Verteilung nach Beschäftigungs-

verhältnissen sieht das Sample der insgesamt 40 Befragten wie folgt aus: 34 Personen sind zum Interviewzeitpunkt 

unselbständig beschäftigt, zwei sind selbständig beschäftigt (jeweils Eigentümer) und vier Personen sind aktuell 

arbeitslos. 
29  Dass im Vergleich dazu z.B. Befragte mit Erfahrungen in Arbeitslosigkeit die eigene Zukunft nicht so optimistisch 

beschreiben, wird nicht überraschen.  
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vielen Betrieben diskutiertes Thema war das Gesetzesvorhaben zur einfacheren Umsetzung des 

sogenannten 12-Stunden-Tages. Hier vernahmen wir – sofern sich Befragte dazu äußerten – 

mehrheitlich ablehnende Statements.  

Auch die (mehr oder weniger qualifizierte) Medienrezeption der GesprächspartnerInnen spielt – 

ungeachtet konkreter eigener Erfahrungen – bei den jeweiligen Einschätzungen zu arbeitsmarktpoliti-

schen Instrumenten oder der Bewertung von Unterstützungsleistungen für Arbeitslose etc. eine 

gewichtige Rolle; etwa dahingehend, inwiefern der im Boulevard dominierende Tonfall übernommen 

wird, wonach z.B. längere Perioden in Arbeitslosigkeit reflexartig mit „Sozialschmarotzertum“ 

assoziiert werden oder eben nicht. Darunter leiden wiederum einige der interviewten Arbeitslosen, die 

sich durch solche Diskurse ungerechtfertigt diskriminiert fühlen und teilweise mit sozialem Rückzug 

reagieren. Andere Befragte in den Fallstudienbetrieben lehnen solche Zuschreibungen dezidiert ab und 

verweisen demgegenüber auf die überproportionale Steuer- und Sozialversicherungsbelastung der 

Mittelschichten oder auf die Unverhältnismäßigkeit von Missbrauchsdiskursen: Nicht sozial Schwache 

oder MigrantInnen, sondern Steuerflüchtlinge oder die Finanzwirtschaft (Stichwort Bankenrettung) 

müssten stärker kontrolliert werden. 

Muster der Zustimmung bzw. Akzeptanz von Arbeitsmarktpolitik und Wohlfahrtsstaat 

Arbeitsmarktpolitische Begriffe, Konzepte, Instrumente, Wirkungen u.a.m. bzw. generell Positionie-

rungen zu Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtspolitik werden von der Mehrzahl der Befragten als 

zusammenhängendes Themenfeld wahrgenommen, zu dem man mehr oder weniger Zustimmung 

signalisiert. Zunächst kann festgehalten werden, dass sich bis auf wenige Ausnahmen die große 

Mehrheit durch eine klare Zustimmung zu einem möglichst gut ausgebauten österreichischen 

Wohlfahrtsstaat charakterisieren lässt, ungeachtet des damit teilweise einhergehenden „Raunzens“ 

über etwaige Fehlentwicklungen in punkto Treffsicherheit etc. 

Im Versuch einer einfachen Typologisierung der GesprächspartnerInnen in jene mit hoher, mittlerer 

und geringer Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat ergibt sich aus den gesammelten Statements, dass nur 

sehr wenige die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik bzw. generell das Volumen der wohlfahrtsstaatli-

chen Leistungen in Österreich grundsätzlich kritisieren oder gar dezidiert ablehnen: weil dieses 

entweder (für sich selbst) als zu niedrig oder umgekehrt als insgesamt zu teuer und insofern als nicht 

(mehr) leistbar eingestuft wird; Letzteres entlang der ökonomischen Argumentation, wonach zwecks 

Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit Verteilungspolitik nachrangig sein müsse. Die 

Argumentationsmuster dahingehender Statements sind heterogen und teilweise diffus. Am ehesten 

wird eine konzise Position von (auch) negativen ökonomischen Wirkungen des Wohlfahrtsstaates von 

zwei Geschäftsführern vorgetragen, allerdings auch von diesen nur dosiert. (Würde man hauptsächlich 

UnternehmerInnen und nicht MitarbeiterInnen in Betrieben befragen, würde sich womöglich ein 

anderes Bild ergeben.)  
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Tabelle 8-1: Idealtypen mit hoher vs. mittlerer Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat 

„Solidarität“ – hohe Zustimmung zum  

Wohlfahrtsstaat 

„Reziprozität“ – mittlere Zustimmung zum 

Wohlfahrtsstaat 

Redistribution, sozialer Ausgleich, Egalität Reziprozität, Beitragsgerechtigkeit, Versiche-

rungsprinzip 

Weitgehend uneingeschränkte Unterstützung auch 

für sozial schwächere Gruppen (Fürsorge) 

Unterstützung für sozial Schwache an 

Bedingungen geknüpft (Geben und Nehmen bzw. 

Leistungsbereitschaft) 

Generalisierte Reziprozität Ausgeglichene Reziprozität 

Makroperspektive: v.a. Staat und/oder 

Arbeitnehmerorientierung als Referenzrahmen 

Mikroperspektive: z.B. Subsidiarität und/oder 

(Betriebs-)Familie als Referenzrahmen 

Risiko: Überbetonung von Gleichheit und 

Fürsorge (bei Vernachlässigung des 

Leistungsprinzips); Fokus auf Identifikation von 

potenziell Benachteiligten - Tendenz zur 

Überbetonung von marginalen (gegenüber 

relevanten) Ungleichheiten 

Risiko: Überbetonung von Leistungsgerechtigkeit 

(auch dort, wo diese faktisch nicht erbracht 

werden kann); Fokus auf Identifikation von 

Abweichungen - Tendenz zur Überbetonung von 

Missbrauch  

Analogie zum „moral frame“ der „fürsorglichen 

Mutter“ (nurturant) 

Analogie zum „moral frame“ des „strafender 

Vaters“ (strict) 

 

Abgesehen von den wenigen kritischen Stimmen lassen sich überraschend klar zwei verbreitete 

Muster einer Akzeptanz des Wohlfahrtsstaates identifizieren, denen die Mehrheit bzw. annähernd zwei 

Drittel der Befragten zugeordnet werden können:30 Einerseits eine hohe Zustimmung inklusive 

weitgehender Solidarität auch für sozial schwache Gruppen wie z.B. Arbeitslose, MigrantInnen oder 

anderweitig Hilfsbedürftige; und andererseits eine mittlere bzw. an Bedingungen geknüpfte 

Zustimmung, die auf eine ausgewogene Balance von Geben und Nehmen nach dem Beitragsgerech-

tigkeits- oder auch Sozialversicherungsprinzip ausgerichtet ist, wonach Einzahlungen ins System und 

die Inanspruchnahme von Sozialleistungen zumindest perspektivisch ausgeglichen sein sollten. Mit 

steigender „Ruralität“ des Betriebsstandortes und/oder des Wohnsitzes der Befragten steigt tendenziell 

die Zustimmung für das Reziprozitätsmuster. Freilich darf bei dieser Gegenüberstellung nicht aus dem 

Blick geraten, dass es sich dabei um Idealtypen handelt, die in der Wirklichkeit vielfach vager, 

ambivalenter bzw. in Bezug auf unterschiedliche Materien differenzierter vorgetragen werden. 

Auffällig beim – in allen Gesellschaftsformen elementaren – Prinzip der Reziprozität bzw. 

Gegenseitigkeit ist mancherorts die Überbetonung von Leistungsgerechtigkeit, die teilweise auch nicht 

vor jenen Halt macht, die z.B. die geforderte Leistung (als Beitragszahler oder am Arbeitsplatz) nicht, 

noch nicht oder nicht mehr erbringen können, etwa alters- oder gesundheitsbedingt oder weil man erst 

seit Kurzem in Österreich ist. Überhaupt liegt das Risiko bei der „Scharfstellung“ auf die Identifikati-

on von Abweichungen von einer Norm darin, dass damit eine Tendenz zur Überbetonung von bzw. 

Argwohn gegenüber (häufig nicht näher spezifiziertem) Missbrauch einhergeht. Es sollte dann nicht 

verwundern, dass – insbesondere in einer medial und/oder politisch aufgeheizten Stimmung – bei etwa 

der Hälfte dieses Typus (aber keineswegs bei allen) der Weg zur pauschalen Abwertung von einzelnen 

Personengruppen nicht besonders weit ist, seien dies Arbeitslose, MigrantInnen oder andere Gruppen 

von „Minderleistern“. In einigen Köpfen dürften zudem die Begriffe „Minderleister“ und „Miss-

brauch“ fest assoziativ miteinander verkettet sein, wobei offen bleiben muss, ob nicht da und dort der 

eigene geringe Selbstwert mit der Unterstellung von Missbrauch bei anderen kaschiert wird („man 

wird ja noch sagen dürfen“).  

                                                      

30  In diese Typologisierung nehmen wir nur die 33 Interviewten aus den drei Untersuchungsregionen auf, dagegen nicht die 

sieben (ehemaligen) Arbeitslosen, die dazu weniger eingehend befragt wurden. Wenn wir von annähernd zwei Drittel 

ausgehen, die sich relativ klar einem der beiden Muster „hohe“ und „mittlere“ Zustimmung zuordnen lassen, ist damit 

gemeint, dass beim verbleibenden Drittel und abgesehen von Einzelfällen mit „geringer“ Zustimmung eine Zuordnung 

auf Basis der Aussagen im Interview nicht eindeutig möglich ist. 
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Beim Wertmuster „Solidarität“ bzw. einer hohen Zustimmung zu wohlfahrtsstaatlichen Prinzipien fällt 

wiederum auf (in diesem Sample nur sporadisch), dass angesichts hochgehaltener Werte wie 

Umverteilung und sozialer Ausgleich oder generell Gleichheit mancherorts das Differenzierungsver-

mögen etwas leidet. Meint Gleichheit Chancengleichheit oder Ergebnisgleichheit? Und soll es z.B. 

einen freien Zuzug von (sozial schwachen) MigrantInnen nach Österreich geben oder nur entlang 

bestimmter (wonach bemessener) Kriterien? Angesichts einer Perspektive, wonach sich der Staat oder 

Interessenvertretungen um Fragen des sozialen Ausgleichs zu kümmern haben, entsteht gelegentlich 

der Eindruck von einem etwas diffusen Kompass im Berufsleben, etwa dann, wenn das Leistungsprin-

zip (in einer Erwerbsarbeits- und Leistungsgesellschaft) tendenziell negiert wird. Jenen Personen, die 

wir dem Typus Solidarität zuordnen, wird hier keineswegs unterstellt, das Gegenseitigkeitsprinzip auf 

der Mikroebene des Handelns nicht ausreichend zu würdigen; in vielen Fällen trifft das Gegenteil zu – 

und mehrmals sind es diese Befragten, die z.B. über ein eigenes ehrenamtliches Engagement 

berichten. Allerdings öffnet die (Über-)Betonung der Verantwortung des (Wohlfahrts-)Staates auch 

eine Tür zum Rückzug aus der Verantwortung hin zu individualistischen Positionen oder in Richtung 

identitätspolitischer Konstruktionen, denen zufolge man/frau sich sicherheitshalber als Mitglied einer 

wodurch auch immer bedrohten Gruppe definiert, der Unterstützung zuteil werden muss („meine 

besonderen Rechte als…“). Daraus entspringt dann eine gewisse politische Wehrlosigkeit gerade in 

den formal höher gebildeten Milieus, wenn z.B. Akteure vom Schlage eines Donald Trump das 

vermeintlich unverrückbare Prinzip der „political correctness“ ganz einfach außer Kraft setzen. 

Die in dieser Arbeit empirisch rekonstruierten Wertvorstellungen zum Wohlfahrtsstaat sind weder neu 

noch besonders originell. Auf einer konzeptionellen Ebene lassen sich die Spuren zumindest bis zu 

Karl Polanyi zurückführen, der bereits in den 1940er Jahren zwischen Redistribution, Reziprozität 

(Familie) und Markt unterschieden hatte (Koos / Sachweh 2017). Es lässt sich auch auf Gøsta Esping-

Anderson (1990) verweisen, der zwischen sozialdemokratisch-skandinavischen, konservativ-

mitteleuropäischen und liberal-angelsächsischen Wohlfahrtsstaatsmodellen differenzierte. Auf der 

Ebene der empirischen Wohlfahrtsstaats-Akzeptanzforschung finden sich ebenfalls ausreichende 

Evidenzen (z.B. Adloff / Mau 2005, Leitner / Lessenich 2003, Mau 2002, Jochem 2018, Nielsen 

2018), in denen zwischen unterschiedlichen Präferenz- oder Wertemustern unterschieden wird. Wenn 

wir in dieser Hinsicht nur zwei Muster hervorheben, dann deshalb, weil ein drittes prominentes Modell 

inkl. einschlägigem Wertekatalog, das des liberalen (Nachtwächter-)Staates, zumindest bei den von 

uns Befragten wenig Anklang findet. Ein weiterer Forschungsstrang, der sich im Sinn von 

„politischem Framing“ ebenfalls mit subjektiven bzw. kollektiven Wertausprägungen befasst, 

identifiziert zwei vergleichbare und gesellschaftlich tief verankerte Muster, nämlich das tendenziell 

linke „nurturing“ versus das eher rechte „strict“, womit im übertragenen Sinn die „fürsorgliche 

Mutter“ bzw. der „strenge Vater“ gemeint sind (Feinberg / Wehling 2018, Haidt 2013, Lakoff / 

Wehling 2008, Wehling 2016). 

Unterschiede zwischen Betrieben/Berufen und Regionen 

Lässt man Kontextinformationen wie die Region der Fallstudienbetriebe außer Betracht, liegen 

betriebs- bzw. berufsspezifische Unterschiede in Bezug auf die Forschungsfragen (Rezeption von 

Arbeitsmarktpolitik, Wohlfahrtsstaat, Legitimität von LeistungsbezieherInnen) zumindest bei den 

Befragten dieses Samples nicht gerade auf dem Präsentierteller. Dass die Zugehörigkeit zu einem 

Unternehmen bereits ein relevantes Kriterium für eine geteilte Weltsicht ist, lässt sich feststellen. Eine 

längerfristige Sozialisation in einer Erwerbsorganisation schafft eine gemeinsame Geschichte und 

insofern vergleichbare Ansichten. Ähnliches gilt für die Zugehörigkeit zu einer Berufsgruppe, etwa 

mit Bezug auf Einschätzungen zur Legitimität derer, die Unterstützung durch arbeitsmarktpolitische 

oder wohlfahrtsstaatliche Leistungen erhalten. Im Sinn der sogenannten „Kontakthypothese“ vertreten 

Personen aus Dienstleistungsbranchen wie Tourismus und Einzelhandel sowie der Veranstaltungs-

branche, die in der Regel deutlich mehr Umgang mit heterogenen Kundengruppen haben als 

Beschäftigte in Produktionsbetrieben, tendenziell offenere Haltungen gegenüber BezieherInnen von 

Sozialleistungen; wohl nicht zuletzt deshalb, weil man verinnerlicht hat, z.B. auch Arbeitslose oder 

MigrantInnen als relevante Konsumentengruppen anzusprechen, die man nicht ohne Not verprellt. 

Dazu kommt, dass etwa in der Hotellerie in Tourismusregionen der Umgang mit KollegInnen aus 

anderen Ländern inzwischen zur Alltagspraxis bzw. zum Ortsbild gehört und manche Betriebe ohne 
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migrantische Arbeitskräfte schlicht nicht überleben könnten. Darüber hinausgehende Aussagen, 

wonach z.B. die hier analysierten Dienstleistungsbranchen günstigere Arbeitsmärkte darstellen als 

Produktionsbranchen und daher mehr Zukunftsoptimismus vorherrscht, verbieten sich eher, weil 

letztendlich die tatsächlichen wirtschaftlichen Potenziale eher betriebs- als branchenspezifisch 

verlaufen. 

Zwischen dem formalen Qualifikationsniveau der Befragten und den Stellungnahmen zum 

Wohlfahrtsstaat lässt sich insofern ein Zusammenhang herstellen, als Personen mit einer mittleren 

Berufsausbildung (Lehre, Fachschule) überwiegend dem Typus „Reziprozität“ zuordenbar sind. Hier 

lassen sich am ehesten ähnliche Vorstellungen über Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtspolitik identifizie-

ren. Bei Höherqualifizierten mit Matura oder einem akademischen Abschluss gehen die Meinungen 

auseinander (z.B. zwischen Führungskräften und MitarbeiterInnen), wiewohl sich die Tendenz zeigt, 

dass Höherqualifizierte eher dem Muster der uneingeschränkten Solidarität zuordenbar sind. Das gilt 

insbesondere in den sehr ländlichen Regionen wie dem nördlichen Waldviertel, wo damit gleichsam 

eine Minderheitenposition vertreten wird.  

Ebenfalls nur bedingt vergleichbar sind die Positionen von sieben (ehemaligen) Arbeitslosen zu den 

Projektfragestellungen. Evidenter Weise wünscht sich diese Gruppe mehr Unterstützung bei der Re-

Integration in den Arbeitsmarkt und auch mehr Verständnis für die eigene (missliche) Lage und 

insofern mehr Arbeitsmarktpolitik bzw. jedenfalls keine Kürzung von vorhandenen Leistungen. 

Allerdings: Mit dem Wunsch nach mehr Solidarität für die eigene Situation korrespondiert die eigene 

Solidaritätsbereitschaft für Dritte nicht unbedingt. Das sollte auch nicht überraschen, denn gerade aus 

der Sicht vieler Arbeitsloser sind z.B. ArbeitsmigrantInnen aus den osteuropäischen Nachbarstaaten 

Konkurrenten um die noch einigermaßen erreichbaren Jobs. Erwähnenswert ist, dass die Mehrheit der 

hier Analysierten mit Arbeitslosigkeitserfahrungen eher bescheidene Kenntnisse über diverse 

Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik aufweist, etwa in Bezug auf AMS-Förderungen zur 

Lohnsubventionierung in den ersten Monaten im Arbeitgeberbetrieb oder in Hinblick auf sonstige 

Unterstützungsmöglichkeiten (Eingliederungsbeihilfe, Arbeitstraining, Arbeitserprobung u.a.m.), was 

eine Beschäftigungsaufnahme aus Sicht von Arbeitgebern in manchen Fällen erleichtern würde. 

Außerdem schildern mehrere ausgesprochen ambivalente AMS-Erfahrungen und bewerten das AMS 

als relativ „hilflose Helfer“; mit freundlichen BeraterInnen, denen das Bemühen nicht abgesprochen 

wird, die jedoch oft nur wenig bewirken könnten. 

Der Umstand, dass die infrastrukturellen Voraussetzungen z.B. im Vergleich zwischen dem nördlichen 

Waldviertel und dem Raum St. Pölten ziemlich unterschiedlich sind, wird in den Interviews zumeist 

beiläufig erwähnt, als Handlungsrahmen, mit dem man zurecht kommen muss. Entweder wird „viel 

gebaut“ und der Arbeitsplatz ist auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar. Oder man muss 

längere Wegstrecken grundsätzlich mit dem Auto zurücklegen (weil es keinen „tragfähigen“ 

öffentlichen Verkehr gibt) oder z.B. in der mobilen Pflege ohnehin täglich hundert oder mehr 

Kilometer im Fahrzeug abzuspulen sind. In einem Fall hat man es mit einer dynamischen Arbeits-

marktregion zu tun, in der potenzielle Jobwechsel ein überschaubares Risiko darstellen, im anderen 

Fall setzt man alles daran, die (privilegierte) Situation eines halbwegs stabilen Jobs tunlichst nicht zu 

gefährden. Mit solchen Ausgangsbedingungen korrespondieren optimistischere / offenere vs. 

pessimistischere / weniger aufgeschlossene Positionierungen sowohl zu Arbeitsmarktpolitik und 

Wohlfahrtsstaat als auch gegenüber Fremden.  

Im nördlichen Waldviertel überwiegen konservative Ansichten in Bezug auf die legitime Inanspruch-

nahme von sozialstaatlichen Leistungen und fällt die generelle Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat 

verhaltener aus als in den Vergleichsregionen. Ein Gutteil der dort von uns Befragten ist relativ 

bedenkenlos mit Begriffen wie Sozialschmarotzer zur Hand, womit insbesondere längere Zeit 

Arbeitslose und MigrantInnen gemeint sind. Mit Letzteren hat man allerdings kaum persönliche 

Erfahrungen, weil in dieser Region der Anteil mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft so niedrig 

ist wie nirgendwo sonst in Österreich. Erwähnenswert ist, dass das Meinungsspektrum gegenüber 

AusländerInnen nicht nur im suburbanen Raum rund um St. Pölten, sondern auch in der Obersteier-

mark deutlich „milder“ ausfällt als im nördlichen Waldviertel. Obwohl sowohl das Waldviertel als 

auch die Obersteiermark ländlich geprägt sind, macht es einen Unterschied, ob man in einer 

Tourismusregion lebt (und arbeitet) und insofern regelmäßig in Kontakt mit Fremden kommt oder 

demgegenüber in einer eher peripheren Region, in der außerdem der Fremdenverkehr keine 
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wesentliche Rolle spielt. Dass dort Fremdheit mangels eigener Erfahrung unspezifisch mit 

Bedrohungslagen assoziiert wird, ist zumindest nachvollziehbar. Im Vergleich dazu nehmen die 

Befragten in der Region St. Pölten das Wachsen der Wohnbevölkerung samt damit einhergehender 

Infrastrukturen (Wohnen, Verkehr, Bildung, Konsum u.a.m.) durchwegs positiv wahr und können 

vielleicht auch deshalb mehr Großzügigkeit und Solidarität für sozial schwächere Personengruppen 

aufbringen. 
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9. ZUSAMMENFASSUNG 

Vor dem Hintergrund einer sich – vielen Prognosen zufolge – rasch verändernden Arbeitswelt befasst 

sich diese empirische Studie mit der Rezeption von Arbeitsmarktpolitik und der Akzeptanz des 

Wohlfahrtsstaates in Österreich. Der Aufbau der Studie ist zweigeteilt. In einem ersten Schritt wurden 

in einer quantitativen Sekundärdatenanalyse aus dem European Social Survey (ESS Runde 8 aus 

2016) wesentliche Einstellungen der Erwachsenenbevölkerung in Österreich zum Sozialstaat und zu 

Aspekten von Sozial- und Arbeitsmarktpolitik untersucht. Darauf aufbauend wurden mit qualitativen 

Erhebungsmethoden und (vorrangig) entlang von Betriebsfallstudien problemzentrierte Interviews mit 

unterschiedlichen Akteuren in drei Untersuchungsregionen durchgeführt. Welche Gemeinsamkeiten 

und Unterschiede in punkto Zukunftschancen, Kenntnis von und Einschätzungen zu Arbeitsmarktpoli-

tik sowie zum Wohlfahrtsstaat zeigen sich bei den Beschäftigten in den analysierten Betrieben, je 

nachdem, ob sie im nördlichen Waldviertel, in der Obersteiermark oder im Raum St. Pölten arbeiten 

bzw. leben? 

Zentrale Befunde der quantitativen Sekundärdatenanalyse 

In der Sekundärdatenanalyse des European Social Survey ging es einerseits um die Darstellung der 

Einstellungen zum Sozialstaat und andererseits um die Identifikation von dafür relevanten 

Einflussfaktoren. Der Rückhalt bzw. die Legitimität eines Sozialstaates innerhalb der Bevölkerung ist 

u.a. eine Frage seiner wahrgenommenen Konsequenzen. So können Menschen der Ansicht sein, dass 

der Sozialstaat Armut verhindert und zu einer gerechteren Gesellschaft führt, also positive soziale 

Konsequenzen hat. Sie können andererseits auch zur Anschauung kommen, dass der Sozialstaat 

Menschen träge macht und dazu führt, sich nicht mehr ausreichend umeinander zu kümmern (negative 

moralische Konsequenzen). Schließlich kann die Meinung verbreitet sein, dass sozialstaatliche 

Leistungen eine zu starke Belastung für die Wirtschaft sind und den Unternehmen zu hohe Abgaben 

kosten (negative ökonomische Konsequenzen). Bei der Erwachsenenbevölkerung in Österreich sind in 

diesem Zusammenhang die positiven sozialen Konsequenzen stark ausgeprägt: 67% betonen die 

positiven sozialen Konsequenzen. Allerdings stimmen zugleich 41% den Statements zu negativen 

moralischen und 34% jenen zu negativen ökonomischen Konsequenzen zu. Einstellungsmuster sind 

folglich häufig ambivalent, d.h. zusätzlich zu den positiven sozialen Konsequenzen von Sozialstaaten 

erkennen zahlreiche Menschen auch negative moralische und/oder negative ökonomische Konsequen-

zen. Eben diese ambivalenten Einstellungsmuster fallen in Österreich im europäischen Vergleich auch 

überdurchschnittlich aus, während die eindeutig positiven Einstellungsmuster dem europäischen 

Durchschnitt entsprechen und die positiven sozialen Konsequenzen insgesamt in Österreich 

überdurchschnittlich häufig verbreitet sind. 

In Österreich ist die Überzeugung, dass der Sozialstaat positive soziale Konsequenzen hat, geprägt von 

einem positiven Verhältnis zum Staat (als dessen mitgestaltender Teil man sich wahrnimmt) und von 

positiven Erfahrungen mit dem Staat in Krisensituationen. Dem zugrunde liegt die Überzeugung, dass 

– im umfassenden Sinne von Gleichheit und Verteilungsgerechtigkeit – dem Staat eine gewichtige 

Rolle bei der Gestaltung der Lebensbedingungen bzw. dem Ausgleich von Lebenschancen zukommt. 

In Hinblick auf die negativen moralischen Konsequenzen scheinen in Österreich wiederum das 

Bedürfnis nach Statuserhalt und die empfundene Exklusion von politischen Entscheidungsprozessen 

das Misstrauen gegenüber Gruppen mit noch geringerem Status zu verstärken. Im Kontext von 

Leistungsgerechtigkeit und Disziplin führt dies zu einer selektiveren Auslegung der staatlichen Rolle 

bei der Gestaltung von Lebensbedingungen und zu einer selektiveren Solidarität. Mögliche negative 

ökonomische Konsequenzen des Sozialstaates stehen in Österreich schließlich zum einen bei Personen 

mit stärker individualistischen, leistungs- und wettbewerbsorientierten Weltbildern im Vordergrund. 

Zum anderen treten sie bei Menschen mit den für die negativen moralischen Konsequenzen 

beschriebenen spezifischen Erfahrungs-, Einstellungs- und Interpretationsmustern häufiger auf. Eben 

diese Muster verweisen auch auf die Bedeutung des dominierenden politischen Diskurses in Bezug auf 

die Interpretation von gesellschaftlichem Wandel und dem damit zusammenhängenden vorherrschen-

den Sozialstaatsnarrativen.   
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In Gesellschaften, wo Inklusion zu großen Teilen über Erwerbsarbeit stattfindet und deren zentrale 

Systeme sozialer Sicherung an Erwerbstätigkeit gebunden sind, ist der Sozialstaat nicht unabhängig 

vom Arbeitsmarkt zu betrachten. Daher war im vorliegenden Zusammenhang auch von Interesse, wie 

Menschen den Arbeitsmarkt und insbesondere Arbeitslosigkeit wahrnehmen. Entsprechend der in den 

Arbeitsmarktstatistiken regelmäßig genannten Risikogruppen äußern v.a. aktuell arbeitslose Menschen 

selbst sowie ArbeitnehmerInnen mit diskontinuierlichen Erwerbsverläufen, geringen formalen 

Qualifikationen und eingeschränkter Gesundheit eine beträchtliche Sorge vor (wieder) drohendem 

Arbeitsplatzverlust. Betrachtet man nun Einstellungen der Gesamtbevölkerung in Österreich zu 

Arbeitslosigkeit, so lehnt diese z.B. einen möglichen Rückzug des Sozialstaates auf Armenhilfe 

eindeutig ab. Allerdings findet in weiten Teilen der Bevölkerung der Grundsatz Zustimmung, wonach 

„schlechte Arbeit“ besser als gar keine Arbeit sei. Damit einher geht häufig die Aufforderung an 

arbeitslose Menschen, sich dem Arbeitsmarkt auch durch die Inkaufnahme von schlechteren 

Arbeitsbedingungen anzupassen. Ausgedrückt wird diese Forderung dabei vermehrt von jenen, die 

selbst noch keine Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit oder den existenzsichernden Maßnahmen des 

Sozialstaates gemacht haben und deren Verständnis von Gesellschaft unter dem Blickwinkel der 

Leistungsgerechtigkeit stattfindet.  

Zentrale Befunde der qualitativen Interviewstudie 

Im Studienteil mit dem qualitativen Erhebungsdesign wurden im Frühjahr 2018 insgesamt 40 

leitfadengestützten Interviews durchgeführt, davon drei Viertel in sechs Betrieben, die den Branchen 

Nahrungsmittelproduktion, Holzverarbeitung, Einzelhandel, Freizeitwirtschaft, Hotelle-

rie/Gastronomie sowie der mobilen Pflege zuzurechnen sind. Darüber hinaus wurden einige Personen 

befragt, die innerhalb der letzten drei Jahre Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit gemacht haben bzw. 

aktuell arbeitslos sind. Bei der Auswahl der zu Befragenden in den Fallstudienbetrieben orientierten 

wir uns neben Gesprächen mit ManagementvertreterInnen und (soweit vorhanden) Betriebsrat 

vorrangig an den „typischen“ Beschäftigtengruppen im Unternehmen, d.h. insgesamt mehrheitlich an 

Personen mit mittleren Qualifikationsabschlüssen wie einer Lehre oder einer Fachschule. Das Ziel der 

qualitativen und offenen, d.h. lediglich auf einem Leitfaden basierenden Interviews besteht darin, auf 

Basis von analysierten Interviewsequenzen „dichte Beschreibungen“ zu typischen Konstellationen zu 

generieren, die ein differenziertes Bild über Gemeinsamkeiten und Unterschiede in punkto 

betrieblicher bzw. beruflicher Zukunftsperspektiven, Einschätzungen zu Arbeitsmarktpolitik sowie 

zum Wohlfahrtsstaat liefern.  

Auf Hauptaussagen verdichtet lassen sich die Befunde der qualitativen Erhebung in Kurzform wie 

folgt zusammenfassen:  

• Insgesamt überrascht, dass vor dem Hintergrund einer sich (dann doch nicht so) rapide 

verändernden Arbeitswelt, etwa in Richtung Digitalisierung, die Zukunftsunsicherheit der 

Befragten in den analysierten Betrieben in Grenzen hält. Das hat nicht nur, aber auch damit zu 

tun, dass die GesprächspartnerInnen mehrheitlich in Unternehmen bzw. Branchen tätig sind, die 

wirtschaftlich als relativ stabil gelten können, was sich dann auch in der subjektiven Wahrneh-

mung spiegelt. Die eigene Arbeitsplatzsicherheit ist allerdings kein unmittelbarer Prädiktor für 

eine bestimmte Positionierung gegenüber Arbeitsmarkt- oder Wohlfahrtsstaatspolitik. 

• Der Informationsstand über verschiedene Instrumente der Arbeitsmarktpolitik sowie die damit 

korrespondierende Bewertung bis hin zu AMS-Einschätzungen fällt heterogen aus und lässt sich 

in erster Linie entlang der ausgeübten Positionen/Rollen im Betrieb sowie anhand eigener 

Erfahrungen oder solchen im persönlichen Umfeld gliedern. Beispielsweise sind die Sichtweisen 

von Führungskräften von Erfahrungen mit der Personalrekrutierung geprägt und inwiefern 

Institutionen wie das AMS beitragen, diese zu vereinfachen. Darüber hinaus spielt die (differen-

zierte vs. simplifizierende) Medienrezeption der Befragten eine wichtige Rolle für entsprechende 

Einstellungen. 

• Bis auf wenige Ausnahmen äußert die große Mehrheit der überwiegend unselbständigen 

beschäftigten InterviewpartnerInnen eine ausgeprägte Zustimmung zum österreichischen Wohl-

fahrtsstaat. Muster der Akzeptanz lassen sich überraschend klar nach zwei Hauptvarianten 

gruppieren, die auch mit den Befunden der ESS-Sekundärdatenanalyse korrespondieren: Einer-
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seits eine hohe Zustimmung inklusive Solidarität auch für sozial schwache Gruppen und anderer-

seits eine mittlere Zustimmung, die auf eine ausgewogene Balance von eigenen Beitragsleistun-

gen und der Inanspruchnahme von sozialstaatlichen Leistungen ausgerichtet ist, d.h. überwiegend 

dem Reziprozitätsprinzip folgt. Mit dem Grad an „Ländlichkeit“ steigt die Relevanzsetzung des 

Reziprozitätsprinzips. Ein drittes Muster, das von Kritik (aus unterschiedlichen Richtungen) am 

Wohlfahrtsstaat geprägt ist, findet sich nur bei wenigen der Befragten. 

• Miteinander vergleichbare Aussagen zu Aspekten des Arbeitsmarktes sowie des Wohlfahrtsstaa-

tes finden sich vielfach entlang der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Betrieb bzw. Beruf, die 

insofern eine gewisse Prägewirkung haben. Beschäftigte in Branchen wie Tourismus und Einzel-

handel mit viel mehr Kontakten zu unterschiedlichen Kundengruppen äußern sich z.B. weniger 

abwertend gegenüber BezieherInnen von Sozialleistungen; dies nicht zuletzt aufgrund einer 

Habitualisierung von Einstellungsmustern auch im Interesse des Unternehmens, weil derartige 

Positionierungen geschäftsschädigend sein könnten. Darüber hinaus finden wir vergleichsweise 

einheitliche Positionen am ehesten bei den AbsolventInnen einer mittleren Berufsausbildung wie 

vor allem der Lehre; hier überwiegen z.B. Wohlfahrtsstaats-Bewertungen nach dem Reziprozi-

tätsprinzip. Bei formal höher Qualifizierten mit Matura oder mit akademischem Abschluss gehen 

die Meinungen stärker auseinander, dasselbe gilt z.B. für arbeitslose Personen. 

• Im Vergleich der drei Untersuchungsregionen nördliches Waldviertel, Bezirk Liezen und Bezirk 

St. Pölten zeigen sich durchaus Unterschiede. In den ländlicheren Regionen, und hier insbesonde-

re im Waldviertel, überwiegen konservative Ansichten in Bezug auf die Inanspruchnahme von 

sozialstaatlichen Leistungen. Dagegen nehmen die Befragten aus dem semi-urbanen Raum St. 

Pölten diesen als dynamische Arbeitsmarktregion mit einer wachsenden Wohnbevölkerung und 

einem kontinuierlichen Ausbau wichtiger Infrastrukturen wahr (Wohnen, Verkehr, Bildung, 

Konsum u.a.m.). Damit korrespondieren optimistischere Einschätzungen sowohl zur eigenen 

beruflichen Zukunft als auch zu Arbeitsmarktpolitik und zum Wohlfahrtsstaat. Die Befragten aus 

der Obersteiermark lassen sich vereinfachend formuliert dazwischen einordnen. Beispielsweise 

äußern Beschäftigte eines Tourismusbetriebs Solidarität nicht nur mit Risikogruppen am Ar-

beitsmarkt, sondern auch mit ArbeitsmigrantInnen aus den Nachbarländern, ohne deren Beitrag 

viele Betriebe nicht überlebensfähig wären.  
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